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-
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-
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245. Sitzung 

Bonn, den 20. Mai 1976 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, als Nachfolger für die 
verstorbene Abgeordnete Frau Dr. Orth hat der Ab-
geordnete Herbers am 12. Mai 1976 die Mitglied-
schaft im Deutschen Bundestag erworben. Ich be-
grüße den neuen Kollegen sehr herzlich und wün-
sche ihm eine gute Zusammenarbeit in unserem 
Hause. 

(Beifall) 

Der Bericht der Bundesregierung betreffend die 
Ermöglichung einer vermehrten Aufstellung von 
Mietspiegeln durch die Gemeinden — Drucksache 
7/5160 — soll gemäß § 76 Abs. 2 der Geschäftsord-
nung dem Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau — federführend — und dem Rechts-
ausschuß — mitberatend — überwiesen werden. — 
Ich höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Haushaltsjahr 1976 (Haushaltsgesetz 1976) 
— Drucksachen 7/4100, 7/4629, 7/5031 bis 
7/5058 — 

Zusammenstellung der Beschlüsse des Bun-
destages in zweiter Beratung 
— Drucksache 7/5199 — 

Ich eröffne die Debatte. Das Wort hat der Abge-
ordnete Möller. 

Dr. h. c. Dr. - Ing. E. h. Mö!ler (SPD) : Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Mit dem Bundes-
haushalt 1976 wird eine Phase der Finanzpolitik ab-
geschlossen, die entscheidend durch die Notwendig-
keit bestimmt war, die rezessionsbedingte Schwäche 
der Wirtschaft zu überwinden. Wir haben jetzt die 
schwierigsten Jahre einer tiefgreifenden, weltweiten 
Wirtschaftsrezession hinter uns. Sie wurde in der 
Bundesrepublik Deutschland besser als in anderen 
Ländern gemeistert — dank der verantwortungs-
bewußten Politik dieser Bundesregierung und der 
sie tragenden Kräfte. 

Dazu beigetragen haben wesentlich die Maßnah-
men der antizyklischen Finanzpolitik. Und lassen 
Sie mich gleich an dieser Stelle sagen: Die durch 
die Konjunkturdämpfung und die Konjunktur-
bekämpfung entstandenen, vorübergehend stark er-
höhten öffentlichen Verschuldungen sind nicht zu 
verteufeln, sondern sie können nur positiv gewertet 
werden, wenn man weiß, daß wir dadurch wesent-
lich dazu beigetragen haben — ich zitiere aus dem 
Geschäftsbericht der Deutschen Bundesbank —, „den 
Konjunkturabschwung zu bremsen und gegen Mitte 
des Jahres die konjunkturelle Wende herbeizufüh-
ren". 

Deshalb ist die von der CDU/CSU uns immer wie-
der entgegengehaltene niedrige Verschuldungs-
summe aus der Zeit bis 1966 als Vergleich zur heu-
tigen höheren Verschuldungssumme unbrauchbar; 
dieser Vergleich verkennt die gesamtwirtschaftlichen 
Sachzusammenhänge. Wie wenig Verständnis die 
Opposition tatsächlich für den engen Zusammenhang 
zwischen staatlicher Verantwortung für Stabilität und 
Wachstum der Wirtschaft einerseits und erforder-
licher Kreditaufnahme des Staates andererseits hat, 
zeigt auch ihr neuester Vorwurf aus der Etatdebatte 
der vorigen Woche, daß nach der Finanzplanung des 
Bundes für 1979 der Betrag für den Schuldendienst, 
also Zinsen und Tilgungen, höher sei als der für 
die Verteidigung. Wer solche Vergleiche zieht, um 
zu versuchen, die sozialliberale Koalition einer an-
geblich unfähigen Finanzpolitik zu beschuldigen, 
der hat noch nicht richtig verstanden, daß zur äuße-
ren Sicherheit als Voraussetzung die innere und 
soziale Stabilität gehört 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und daß diese in wirtschaftlichen Rezessionsjahren 
aufrechterhalten und verteidigt werden muß durch 
verstärkte Staatsausgaben und durch Staatsaktivi-
täten. 

Herr Kollege Barzel hat in seiner Nachmittags-
rede am 11. Mai z. B. folgende Akrobatik vollführt 
— ich zitiere aus dem Bundestagsprotokoll Seite 
16863 C —: 

... zu dem versuchten Angriff des Bundeskanz-
lers auf den Kollegen Carstens, daß an allem 
die Weltwirtschaft schuld sei, muß ich sagen: 
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Dies ist wirklich zu billig, alle Welt für die 
unzureichende Lage hier verantwortlich zu 
machen. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

— Warten Sie ab, was Sie noch gesagt haben! 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : Nur weiter, lesen 
Sie möglichst viel davon vor!) 

Wir leugnen doch nicht, Herr Bundeskanzler, 
die schwierigere weltwirtschaftliche Situation, 
wir leugnen auch nicht den Einfluß des Torsos 
Brüssel; aber das ist doch nicht das Ganze, das 
ist doch nur ein Teil, ein Teilchen. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : Lesen Sie doch wei

-

ter, Herr Kollege Möller!) 

Die Weltwirtschaftskrise ist in Ihrem Gesamtblick 
also nur ein Teilchen. Ich bin der Meinung, was sich 
bei uns vollzieht, ist ein Teilchen; 

(Beifall bei der SPD) 

es ist also gerade umgekehrt. Die Konsequenzen 
aus der Weltwirtschaftskrise und das, was Sie den 
Torso Brüssel nennen, sind das, womit wir uns zu 
beschäftigen haben. Diese Auswirkungen spüren 
wir hier in der Bundesrepublik Deutschland. 

Sie fahren dann fort: 

Zu dem Ganzen gehören der zu hohe Staatsan-
teil, die Qualität und die Art der Finanzierung 
der Bundesschulden. 

Sie fragen: 

Wozu haben Sie sich verschuldet: für neue 
Aufgaben oder für laufende Rechnung? Dies 
ist doch zu fragen. 

Was soll man dazu sagen? Das kommt vom Herrn 
Kollegen Barzel, der nicht die Entschuldigung für 
sich in Anspruch nehmen wird, daß ihn der Herr 
Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU schon in seiner 
Vormittagsrede an Unterstellungen auf diesem Ge-
biet weit übertroffen hat. 

Ich kann nur wiederholen, was jeder Sachkundige 
weiß: Das stabilitäts- und beschäftigungspolitisch 
notwendige Instrument der Staatsverschuldung hat 
bei der Überwindung der krisenhaften Wirtschafts-
entwicklung, die im Jahre 1974 begonnen hatte, eine 
entscheidende Rolle gespielt. Der rationale Einsatz 
war daher unerläßlich. Die Erklärung des Herrn 
Bundeskanzlers steht, wenn er sagt: 

Ich bekenne mich dazu, denn der Mut zur Ver-
schuldung hat die Bundesrepublik aus der Re-
zession geführt. 

Herrn Kollegen Carstens will ich zu seiner Ur-
sprungsforschung an folgende Feststellung von Jür-
gen Eick in der FAZ vom 4. Mai dieses Jahres in 
dem Artikel „Das Volkswagenwerk als Beispiel" 
erinnern: 

Über einige Jahr hin, beginnend 1967, wurden 
die meisten Käfer 

— also die Volkswagen —  

nicht in der Bundesrepublik verkauft, sondern 
in den Vereinigten Staaten. Das war damals 
auch eine Folge des falschen Wechselkurses, 
der Unterbewertung der Mark. Alle diejenigen, 
die sich gegen die Aufwertung der D-Mark mit 
Händen und Füßen gesträubt haben, tragen die 
Mitverantwortung an dieser enormen Export-
lastigkeit, an den daraus resultierenden Ver-
zerrungen der Produktionsstruktur. 

(Beifall bei der SPD — Wehner [SPD]: 
Hört! Hört!) 

Soweit der Artikel vom 4. Mai dieses Jahres. Ich 
füge hinzu: Das war, ist und bleibt die CDU/CSU-
Fraktion, die im Jahre 1969 die Aufwertung der 
D-Mark lange Zeit hindurch verhindert hat. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Jenninger? 

Dr. h. c. Dr. - Ing. E. h. Möller (SPD) : Bitte! 

Dr. Jenninger (CDU/CSU): Herr Kollege Professor 
Möller, können Sie sich erinnern, daß Sie höchst-
persönlich damals im Jahre 1969 — ich bin selbst 
noch im Besitz eines Vermerks von Ihnen — massiv 
gegen die damals geplante Aufwertung zu Felde 
gezogen sind? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. h. c. Dr. - Ing. E. h. Möller (SPD) : Sie klatschen 
zu früh, meine Herren. 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

Herr Kollege Jenninger, gehen Sie einmal in Ihr 
Büro, holen Sie das Papier, nehmen Sie es zu sich 
und dann wiederholen Sie die Frage. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie werden feststellen, wenn Sie das Papier studie-
ren, daß Sie es nicht so gut kennen wie ich, der es 
verfaßt hat. Das mache ich Ihnen nicht zum Vor-
wurf. Aber wenn Sie dieses Papier noch einmal stu-
dieren, dann werden Sie exakt feststellen, daß ich 
damals im Auftrage meiner Fraktion die Gründe 
für eine Aufwertung und die Gründe gegen eine 
Aufwertung zusammengestellt habe, damit sich je-
der in meiner Fraktion zu diesem entscheidenden 
Fagenkomplex sachkundig machen konnte. 

(Wehner [SPD]: So war das!) 

Die Tatsache, daß wir das Pro und Kontra sorg-
fältig prüfen, unterscheidet uns anscheinend von der 
bei Ihnen üblichen Fraktionspraxis. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten von Bis-
marck? 

Dr. h. c. Dr. - Ing. E. h. Möller (SPD) : Bitte sehr, Herr 
von Bismarck. 
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Dr. von Bismarck (CDU/CSU) : Herr Kollege Möl-
ler, erinnern Sie sich daran, daß Ihr damaliger Kol-
lege Schiller noch im Februar 1969 seinen Entschluß 
vom November 1968, nicht aufzuwerten, als total 
richtig verteidigt hat und sich erst vom März/April 
des Jahres für die Aufwertung eingesetzt hat, daß 
das Ganze also 1969 nur sechs Monate gedauert hat? 

Dr. h. c. Dr. - Ing. E. h. Möller (SPD) : Die ersten Auf-
wertungsmaßnahmen waren Maßnahmen, die in der 
Schlußphase des Kabinetts Kiesinger stattfanden. 
Sie kennen also anscheinend den Verlauf auch 
nicht. 

Für die Phase der bevorstehenden Konjunktur-
normalisierung, so sagte ich eben, also für den 
bereits eingesetzten Wirtschaftsaufschwung, haben 
die Bundesregierung und die sie tragenden Koali-
tionsfraktionen Vorsorge getroffen, die Neuver-
schuldung des Bundes schrittweise kräftig zu redu-
zieren, und zwar auf ein Niveau, das einem dann 
hinreichenden Wirtschaftswachstum entspricht. Die 
CDU/CSU im Deutschen Bundestag und nach den 
bisherigen Ankündigungen auch die Unionsmehr-
heit im Bundesrat leisten jedoch keinen Beitrag zu 
diesem für die Konsolidierung der Staatsfinanzen 
notwendigen Abbau der Kreditaufnahme, sondern 
sie verhindern ihn durch die Ablehnung der Erhö-
hung der Mehrwertsteuer, die notwendig ist und 
bleibt als eine der Maßnahmen der Bundesregierung 
zur mittelfristigen Verbesserung der Haushalts-
struktur des Bundes und damit zugleich der Länder 
und Gemeinden. Allerdings hat Herr Kollege Leicht, 
der Vorsitzende unseres Haushaltsausschusses, im 
Frankfurter Rundfunk-Gespräch mit den Kollegen 
von Bülow und Kirst am 16. Mai ausgeführt — ich 
zitiere —: 

Was wir jetzt müssen in der Mehrwertsteuer, 
ist einfach eine finanzpolitische Notwendigkeit, 
die sich aus der geschilderten Situation ergibt. 
Wir sehen auch: Dies ist bedauerlich. Wir müs-
sen durch eine im übrigen konsequente Stabi-
litätspolitik erreichen, daß sich dies nicht dra-
matisch auswirkt. 

Ich kann diesen Standpunkt des Herrn Kollegen 
Leicht nur anerkennen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Verhalten der CDU/CSU-Opposition in der 
Debatte zur zweiten Lesung veranlaßt mich zu der 
vergleichenden Frage, wie sich Regierung und Op-
position jeweils im Wahljahr 1965 und im Wahl-
jahr 1976 verhalten haben bzw. verhalten. Im Wahl-
jahr 1976 handelt die Regierung der sozialliberalen 
Koalition nach finanzwirtschaftlichen Gesetzen, die 
seit der regierungsverantwortlichen Arbeit der SPD 
auf Bundesebene, also seit 1966, geschaffen wurden, 
auch wenn ihre Anwendung heute für manche un-
bequeme Konsequenzen erfordert. Ich meine das 
Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachs-
tums der Wirtschaft vorn Juni 1967, das 20. Ände-
rungsgesetz zum Grundgesetz vom Mai 1969 mit 
der verfassungsrechtlichen Verankerung der Finanz-
planung, das darauf folgende Haushaltsgrundsätze-
gesetz und die Bundeshaushaltsordnung vom Au-
gust 1969. Das heißt konkret: Die Bundesregierung 

hat im Herbst 1975 zusammen mit dem Bundes-
haushaltsplan für 1976 eine gestraffte Finanzpla-
nung des Bundes bis zum Jahre 1979 vorgelegt. Sie 
hat aktuell Bilanz gezogen und unter diesem Stich-
tag den Weg für die nächsten vier Jahre vorge-
zeichnet. 

Aus diesen Erkenntnissen hat die Bundesregie-
rung für das Wahljahr 1976 einen Etat strengster 
Sparsamkeit aufgestellt, der keinerlei Wahlge-
schenke enthält. Sie hat weitere entscheidende 
Schritte zur Verbesserung der Haushaltsstruktur 
getan und sich vor dem Bundestagswahltermin zu 
der Notwendigkeit bekannt, Steuern maßvoll zu 
erhöhen, um weiterhin auf der Grundlage finanziel-
ler Solidität Leistungen für die soziale Sicherheit, 
für die Bildungspolitik, für die Sparförderung, für 
die Landwirtschaft, für die Modernisierung der 
Volkswirtschaft, für die Sicherheit der Bundesrepu-
blik nach außen und im Bündnis, für das Wachsen 
eines gemeinsamen Europas und für andere Not-
wendigkeiten erbringen zu können. 

Ganz anders war 1965 die Situation nach 16 Jah-
ren Herrschaft der CDU/CSU im Bund. Damals 
hatte — ich zitiere — 

jahrelang der Staat von der Hand in den Mund 
gelebt. Er krankte an mangelnder Voraussicht. 
Die öffentlichen Finanzen wurden zum Stör-
faktor. Erst geriet die Stabilität unserer Wäh-
rung in Gefahr, dann das Wachstum unserer 
Wirtschaft. Von allen Seiten ertönte der Ruf: 
Bonn muß besser vorausplanen! Ohne solide 
finanzielle Grundlage ist die Politik auf Sand 
gebaut. Erst gab es ungewollte Überschüsse, die 
im „Juliusturm" stillgelegt und dann in Dauer-
ausgaben mit steigender Tendenz umgewan-
delt wurden. Dann steuerte die Finanzpolitik 
den Rand des Defizits an, ohne ihn zunächst 
erreichen zu können. Schließlich geriet sie mit-
ten in das tiefste Defizit hinein. Und dies alles, 
weil nicht planvoll vorgegangen, weil Ausgaben 
beschlossen wurden, ohne überhaupt zu fragen, 
ob sie auf die Dauer auch finanziert werden 
könnten. 

So weit das Zitat. Das sind aber nicht meine Fest-
stellungen, sondern die des Herrn Kollegen Strauß 
in einem Artikel „Ich stelle mich der Kritik" in der 
Bonner Rundschau vorn 31. Juli 1967. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Die Vorgeschichte für diese harte, aber berechtigte 
Kritik war lang; in den Jahren 1965/67 strebte sie 
ihrem dramatischen Höhepunkt zu: Im Wahljahr 
1965 ging die CDU-geführte Bundesregierung ziem-
lich sorglos mit dem Bundeshaushalt um ;  von An-
fang bis Mitte 1965 wurde noch ein halbes Hundert 
finanzwirksamer Gesetze beschlossen — und dies 
nicht, weil etwa die Opposition — wie wir das in 
den letzten Jahren von der Opposition der CDU/ 
CSU gewohnt sind — durch ihre Forderungen die 
Regierung finanziell übertrumpfen wollte. Nein: Die 
damalige SPD-Opposition versuchte vielmehr, ein 
Signal in Richtung Ausgabenstopp zu setzen, und 
zog deshalb im Februar 1965 — ein erstmaliger und 
in dieser Konsequenz einmalig gebliebener Vorgang 



17304 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 245. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Mai 1976 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 
im Spannungsverhältnis von Opposition zu Regie-
rung — eigene Gesetzentwürfe angesichts der Fi-
nanzlage des Bundes zurück. All unsere Warnungen 
und guten Beispiele haben aber leider nichts ge-
nutzt. 

Im September 1966 hatte das Kabinett Erhard den 
Entwurf für den Bundeshaushalt 1967 verabschiedet, 
der so unzulänglich war, daß der Bundesrat mit einer 
absoluten CDU-Mehrheit den Regierungsentwurf am 
28. Oktober 1966 anläßlich des ersten Durchgangs als 
unzulänglich an die Bundesregierung zurückgab mit 
der Begründung, daß die veranschlagten Einnahmen 
und Ausgaben nicht den tatsächlichen und recht-
lichen Gegebenheiten entsprächen. Deshalb wurde 
die Bundesregierung aufgefordert, beschleunigt ei-
nen neuen Haushalt oder einen Ergänzungshaushalt 
vorzulegen — ein erst- und einmaliger Vorgang im 
Verhältnis des Bundesrates zu einer Bundesregie-
rung, die damals von der CDU/CSU geführt wurde. 

Danach ging es Schlag auf Schlag. Die Entwürfe 
eines Finanzplanungsgesetzes, eines Ergänzungsge-
setzes zum Finanzplanungsgesetz, eines Steuerände-
rungsgesetzes 1966 und eines Zweiten Steuerände-
rungsgesetzes 1966 sowie der Entwurf eines Ergän-
zungshaushalts 1967 konnten die CDU-Regierung 
nicht mehr retten. Sie war am 30. November 1966 
endgültig am Ende, zerbrochen über ungelöste und 
vor der Bundestagswahl 1965 verschleierte Finanz-
probleme. 

In Erinnerung an die Debatte der vorigen Woche 
muß ich sagen: Sie, meine Damen und Herren von 
der CDU und CSU, müssen wieder lernen, was 
Wahrheit ist. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 
CSU) 

Wie es nach dem Ende der Ara Erhard wirklich aus-
sah, dafür gibt es kein besseres Zeugnis als die 
Regierungserklärung des damaligen Bundeskanzlers 
Kiesinger vom 13. Dezember 1966. Er sagte: 

Der Bildung dieser Bundesregierung, in deren 
Namen ich die Ehre habe, zu Ihnen zu sprechen, 
ist eine lange schwelende Krise vorausgegan-
gen, deren Ursachen sich auf Jahre zurückver-
folgen lassen. 

Sie kennen alle die Hinweise, mit denen der dama-
lige Bundeskanzler, Herr Kollege Kiesinger, an-
schließend die Versäumnisse und Fehler der Regie-
rungen seiner Vorgänger, unter denen kein Sozial-
demokrat war, aufzählt: die planlose Finanzpolitik, 
die unverantwortlichen Wahlgeschenke und die ka-
tastrophale Situation, in die schließlich die öffent-
lichen Finanzen geraten waren. 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

Diese Aufzählung endet mit den Worten: 

Das ist die Wahrheit, die wir uns eingestehen 
müssen und die wir unserem Volk nicht vorent-
halten dürfen. 

In dieser ehrlichen Bilanz einer vergangen Epoche 
ist nicht die Rede vom Stolz, wie Sie sagen, vom 
blühenden Gemeinwesen und von den Bewährungs

-

proben, die diese soziale Marktwirtschaft bestanden 
habe. Sehr wohl war dort aber die Rede von dem 
„politischen Mut und der Einsicht", die von denen 
gefordert wurden, die dann 1966 Verantwortung 
übernahmen. Es handelte sich — ich spreche mit den 
Worten des Herrn Kollegen Barzel — um „ein sehr 
beschädigtes Modell", das damals in andere Hände 
gelegt wurde. 

(Wehner [SPD] : Aber „Modell" !) 

Der spätere Beginn der neuen Politik der sozial-
liberalen Koalition war immer noch mit schweren 
Hypotheken belastet, die nur allmählich abgetragen 
werden konnten. Wer behauptet, damals seien volle 
Kassen vorhanden gewesen, macht sich lächerlich. 
Wer meint, jene vergangene Finanzpolitik in der 
Verantwortung der CDU/CSU sei ein Erbe, von dem 
man zehren könne, macht sich nicht minder lächer-
lich. Die vor Beginn der Großen Koalition ideolo-
gisch motivierte Ablehnung einer vernünftigen Fi-
nanzplanung, eine unverantwortliche Verteilung 
von Wahlgeschenken, die nach der Wahl von 1965 
wieder einzusammeln waren — das ist nicht das 
Erbe, aus dem die heutige, wie Herr Kohl behauptet, 
„beträchtliche, soziale, politische und wirtschaftliche 
Stabilität" der Bundesrepublik gewachsen ist. 

Wer objektiv über die letzten Jahre nachdenkt, 
wird zugeben müssen, daß die Hauptaufgaben, die 
der Finanzpolitik der sozialliberalen Koalition ge-
stellt waren, die Finanzierung einer Politik der 
Sicherung und Weiterentwicklung sozialer Freiheit, 
die angemessene Lastenverteilung, der Ausgleich 
von Störungen des gesamtwirtschaftlichen Gleich-
gewichts im Rahmen unserer nationalen Möglich-
keiten, befriedigend gelöst worden sind. 

Die Oppositionsparteien haben in diesem wichti-
gen Abschnitt unserer politischen Arbeit keinen po-
sitiven Beitrag geleistet. Sie haben durch ihre Ver-
unsicherungskampagnen die Bewältigung der Stabi-
lisierungsprobleme erschwert. Die Erfindung des an-
geblichen Finanzchaos und das Schüren der Infla-
tionsangst waren keine Beiträge zur Belebung der 
Konjunktur in unserem Lande. 

Es gibt ein Buch, es heißt „Finanzpolitik — Theo-
rie und Wirklichkeit" und stammt von Franz Josef 
Strauß, der, den Weg der Unionsparteien voraus-
ahnend, diese Politik bereits 1969 wie folgt be-
schrieben hat: 

Man kann einem Volk, auch wenn es ihm gut 
geht, die Gegenwart als schwer erträglich und 
durch düstere Prophezeiungen die Zukunft als 
gefährdet und katastrophengeladen vorgaukeln, 
bis sogar Anwandlungen von Hysterie auftreten 
und durch Angstreaktionen erst die Gefahren 
heraufbeschworen werden, vor denen angeblich 
nur gewarnt werden soll. 

Ja, meine Damen und Herren, durch eine solche 
Politik der Unionsparteien ist die Ausrichtung der 
Entscheidungen der Wirtschaft und der Tarifpartner 
an den realen, von der Bundesregierung geschaffe-
nen Stabilisierungschancen psychologisch außer-
ordentlich erschwert worden, was leider der Zweck 
der Übung war. Die Verunsicherungskampagne im 
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Bereich der sozialen Rentenversicherung sind ein 
Beispiel dafür, wie im vermeintlichen Interesse 
oppositioneller Wahlchancen ein Spiel sogar mit 
den Gefühlen unserer älteren Mitbürger getrieben 
wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es mag für eine Opposition vertretbar erschei-
nen, mit aller Kraft auf die Regierung einzuschlagen. 
Die Politik einer Partei, die die Verunsicherung von 
Wirtschaft und Bevölkerung zum Ziel hat, ist aber 
dem Wohl der Bundesrepublik abträglich und eine 
schädliche Abart der Mitwirkung an der politischen 
Willensbildung des Volkes. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Franke (Osnabrück)? 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Möller, halten Sie die Aussagen der Sachverständi-
gen von der Bundesversicherungsanstalt für Ange-
stellte, des Verbandes deutscher Rentenversiche-
rungsträger, des Sozialbeirats beim Bundesarbeits-
ministerium und der Deutschen Bundesbank für 
sachfremd und das Ansehen dieser Bundesregierung 
schädigend? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. h. c. Dr. - Ing. E. h. Möller (SPD) : Das habe ich 
alles schon Freitag vormittag gehört. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Darauf haben Sie eine sehr deutliche Antwort von 
Herrn Bundesminister Arendt bekommen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Die nicht richtig war! 
— Rawe [CDU/CSU] : Die war mir nicht 

richtig!) 

Verehrter Herr Kollege, wenn Sie das anführen, 
dann — darauf muß ich Sie hinweisen — würden 
Sie sich also dieser Art der Beeinflussung der 
öffentlichen Meinung und der Verunglimpfung die-
ser Politik stabiler Sozialleistungen anschließen. 
Wäre es dann nicht aber logisch und konsequent, 
daß Sie, wenn Sie eine solche Gefahr sehen, etwa 
den Rentenerhöhungen von 11 °/o zum 1. Juli dieses 
Jahres nicht zustimmen? 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie Gefahren in der finanzwirtschaftlichen 
Stabilität der Sozialversicherungsträger erkennen, 
dann müssen Sie daraus Konsequenzen ziehen, 

(Beifall bei der SPD) 

dann dürfen Sie nicht weiter erhöhen, sondern 
müssen ein Stoppsignal setzen und bei diesem 
Stoppsignal die Auseinandersetzung zwischen der 
Opposition und der Regierungskoalition bis zum 
bitteren Ende führen. 

(Wehner [SPD]: Sehr war! — Beifall bei der 
SPD und der FDP) 

Das haben Sie aber nicht getan. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter Möller, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Ich darf Sie fra-
gen, Herr Kollege Möller, ob Sie die Bedenken 
Ihres Koalitionspartners FDP teilen, der haargenau 
die Bedenken der Sachverständigen noch am 20. Fe-
bruar bei der Debatte über die 19. Rentenanpassung 
hier aufgegriffen hat? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. h. c. Dr. - Ing. E. h. Möller (SPD) : Das habe ich 
alles gehört. Ich habe auch gehört, was Herr Kol-
lege Schmidt (Kempten) dazu gesagt hat. Das ist ein 
positiver Beitrag in dieser Situation neuer Über-
legungen, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

hat aber nichts mit Ihrer Position und den dabei 
fehlenden Konsequenzen zu tun. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. Ritz 
[CDU/CSU] : Das ist unglaublich! — Abg. 
Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] meldet sich 

zu einer weite ren Zwischenfrage) 

Präsident Frau Renger: Gestatten sie noch eine 
Zwischenfrage? 

Dr. h. c. Dr. - Ing. E. h. Möller (SPD) : Nein, ich 
meine zweimal genügt. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Ja, das sagt Lessing; aber das sagt nicht der Kol-
lege hier. 

Präsident Frau Renger: Es wird keine weitere 
Zwischenfrage gestattet. 

Dr. h. c. Dr. - Ing. E. h. Möller (SPD) : Die ausgezeich-
nete Position der Bundesrepublik auf den Feldern 
der Stabilität und des sicheren Wohlstands ist über-
all unumstritten, nur leider nicht bei der Opposition. 

Die Unionsnparteien haben sich wahrscheinlich 
auch den Konjunkturbericht der FAZ vom 17. Mai 
— jetzt haben wir den 20. Mai — „Belebung auf 
breiterer Front" nicht angesehen, der so beginnt: 

Die Zweifel an einem Aufschwung, die in unse-
rer Wirtschaft noch vor einigen Wochen gehegt 
wurden, sind jetzt einem erkennbaren Optimis-
mus gewichen. Die jüngsten amtlichen Statisti-
ken wie auch die Erwartungen der Unterneh-
men bestätigen die Prognose der deutschen For-
schungsinstitute von Mitte April über die recht 
günstigen wirtschaftlichen Aussichten in der 
Bundesrepublik im weiteren Verlauf dieses 
Jahres. Die Industrie- und Handelskammern 
sind in der Beurteilung des weiteren konjunk-
turellen Verlaufs jetzt ebenfalls recht zuver-
sichtlich. 

Die beiden Schlußsätze in diesem Konjunkturbericht 
der FAZ lauten: 
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Seit Jahresanfang hat nun auch der deutsche 
Export kräftig aufgeholt, er war im ersten Quar-
tal um 15 °/o höher als in der gleichen Zeit des 
Vorjahres. Also auch von dieser Seite her wird 
die Konjunktur in der Bundesrepublik wieder 
positiv beeinflußt. 

Das war ein Zitat aus dem Konjunkturbericht der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung" vom 17. Mai. 
Ich bin nun wirklich gespannt, wie die CDU/CSU 
die Durchhalteparole von der Schwarzmalerei weiter 
verfolgen bzw. wann sie sie aufgeben wird. 

Der Erfolg und die Kontinuität der Politik der 
sozialliberalen Koalition in den vergangenen Jahren 
läßt sich in einer einzigen Zahl verdeutlichen und 
beweisen: der Wert der Deutschen Mark gegenüber 
den Währungen aller anderen Länder ist seit 1969 
um 43 °/o, gegenüber dem Dollar allein um 58 °/o ge-
stiegen. Diese Zahl dürfte ein Vergleichsmaßstab 
für die Qualität unserer Stabilitätspolitik sein. Sie 
ist ein objektives Bewertungskriterium für die Sta-
bilitätspolitik als Ganzes. 

Diese Zahl zeigt aber noch folgendes. Sie zeigt, 
daß wir es spätestens seit 1969 mit einer ganz an-
deren Dimension der stabilitätspolitischen Probleme 
zu tun hatten als in den Jahren vorher, in denen 
die Währungsordnung der festen Wechselkurse noch 
Bestand haben konnte. Die Notwendigkeit, sich in 
einem solchen Maße von einer andersgearteten Ent-
wicklung in fast der gesamten übrigen Weltwirt-
schaft abzukoppeln und abzuschirmen, war eben frü-
her nicht gegeben. Das ist, wenn es um eine verglei-
chende Erfolgsbilanz geht, der entscheidende Ge-
sichtspunkt. Ihn zu leugnen wäre unredlich. 

Es ist nicht leicht, festzustellen, was die Opposi-
tionsparteien als alternatives Konzept präsentieren. 
Ihre öffentlichen Äußerungen sind so widersprüch-
lich, daß man vermuten könnte, dahinter stecke 
mehr als politisches Unvermögen. Die CDU/CSU-
Fraktion fordert Sparsamkeit und verspricht gleich-
zeitig Steuergeschenke in einem Umfang, der die 
Erfahrungen von 1965 noch übertrifft. 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

Sie fordert den Abbau von Defiziten, lehnt die dazu 
notwendige Steuererhöhung ab und will gleichzei-
tig Steuersenkungen durchsetzen. Hinter der Ne-
belwand offensichtlicher Widersprüchlichkeiten fin-
den sich Vorstellungen und Aussagen, die so ver-
klausuliert sind, daß man einige Mühe hat, sie zu 
analysieren. 

Lassen Sie mich, um nicht auf unkompetente Aus-
sagen Mühe zu verschwenden, das finanzpolitische 
Programm kurz erwähnen, das Herr Kollege Strauß 
vor dem Institut Finanzen und Steuern am 7. April 
dieses Jahres ausführlich dargelegt hat. Die Priori-
täten für die Finanzpolitik in den nächsten Jahren 
faßt Herr Kollege Strauß in fünf Punkten zusammen. 
Kennzeichnend sind vor allem die Punkte 3 und 4, 
nämlich: 

Abflachung der Wachstumsrate der Soziallei-
stungen — Durchforstung der Sozialzuschüsse, 
soweit keine Hilfsbedürftigkeit des Empfängers 
gegeben ist 

und der nächste Punkt: 

Maßnahmen der Steuerpolitik zur Wachstums-
förderung. 

Mit den Maßnahmen zur Wachtsumsförderung sind 
Steuererleichterungen für die Wirtschaft gemeint: 
Verbesserung der Abschreibungen, Senkung der 
Vermögensteuer, weiterer Abbau der Gewerbe-
steuer, Sonderabschreibungen. Diesen Steuerge-
schenken steht in finanzwirtschaftlich durchaus 
konsequenter Weise das gegenüber, was Herr Kol-
lege Strauß vorsichtig „Durchforstung der Sozial-
zuschüsse" nennt. Wenn das die Zielrichtung des 
Unionskonzepts ist — Finanzierung von Steuer-
hilfen an die Wirtschaft durch Abflachung des 
Wachstums der Sozialzuschüsse —, dann wird auch 
erklärbar, warum die Aussagen der Union zu ihren 
vermeintlichen Alternativen so widersprüchlich 
sind; 

(Beifall bei der SPD) 

denn es gehört nun wirklich Mut dazu, die Dinge 
so klar auszusprechen. 

Es gehört allerdings auch Mut dazu, wenn aus-
gerechnet uns Sozialdemokraten Herr Kollege Kat-
zer am Freitag in der Debatte gefragt hat: „Meinen 
Sie eigentlich, daß die Renten in unserem Lande zu 
hoch sind?" Er kann nicht uns, sondern muß na-
türlich Herrn Kollegen Strauß und dessen Artikel 
im „Bayernkurier" vom 24. April dieses Jahres ge-
meint haben. Er hat uns nur vorgeschoben. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

In diesem Artikel heißt es nämlich: 

Die explosionsartige Kostenentwicklung in die-
sem Bereich wirft jedoch die Frage auf, ob die 
Belastbarkeitsgrenze unserer Volkswirtschaft 
mit kollektiven Soziallasten nicht bereits er-
reicht, wenn nicht gar überschritten ist. 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Strauß 
sollte sich auch um die Leitsätze der CDU zur Fami-
lienpolitik kümmern. Da gibt es einen langen Kata-
log von Wünschenswertem, beginnend beim Erzie-
hungsgeld bis zum dritten Lebensjahr Kosten 
etwa 1,4 Milliarden DM jährlich —, bis zur Kinder-
geldverbesserung und der jährlichen Anpassung — 
Kosten etwa 2,7 Milliarden DM jährlich —, aber zur 
Deckungsseite ist in dem CDU-Papier nichts gesagt. 
Erklärt wurde lediglich, daß der Finanzierungsbe-
darf durch Umschichtungen gedeckt werden solle, 
ohne daß Mehrkosten entstünden. Beispielhaft ist 
eine Änderung der Sparförderung durch Herabset-
zung der Einkommensgrenzen genannt worden. 

Das alles kann man nun wirklich nicht mehr als 
seriös bezeichnen. So einfach haben wir Sozialde-
mokraten es uns in der Opposition nicht gemacht. 

(Beifall bei der SPD) 

Zu unserem Regierungsprogramm gehörte immer ein 
finanzwirtschaftlicher Teil, den wir der Öffentlich-
keit übergeben und vor sachverständigen Journa-
listen erörtert haben. 
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Meine Damen und Herren, es ist unerläßlich, am 

Schluß unserer Haushaltsberatungen noch ein Wort 
zum Schicksal des Berufsbildungsgesetzes zu sagen. 

Die Bundesregierung hat im Hinblick auf die sich 
abzeichnenden Engpässe in der beruflichen Bildung 
am 18. April 1975 die Regierungsvorlage eines Be-
rufsbildungsgesetzes eingebracht. Mit diesem Ent-
wurf wollte die Bundesregierung eine Stabilisierung, 
Erweiterung und qualitative Verbesserung des Aus-
bildungsplatzangebots und des Ausbaus der berufli-
chen Schulen sicherstellen, weil die geburtenstarken 
Jahrgänge der 60er Jahre spätestens ab 1977 ihren 
verfassungsrechtlichen Anspruch auf Ausbildung 
geltend machen werden. Als um so unverständli-
cher und verantwortungsloser muß das Verhalten 
der Unionsparteien in Bundestag und Bundesrat 
bezeichnet werden, mit dem dieses für junge Men-
schen entscheidend wichtige Gesetz durch die kom-
promißlose Ablehnung im Bundesrat blockiert 
wurde. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich muß in diesem Zusammenhang an die Aus-
führungen des Herrn Ministerpräsidenten Dr. Kohl 
am 20. Juni 1973 im Mainzer Landtag erinnern. 
Herr Kollege Kohl erklärte — ich zitiere —: 

Wir gehen davon aus, daß eine Reform der 
beruflichen Bildung ein neues Finanzierungs-
system für die betriebliche Ausbildung ver-
langt. Dabei wird es notwendig sein, auch jene 
Betriebe stärker zur Finanzierung der beruf-
lichen Bildung heranzuziehen, die sich nicht 
unmittelbar an der für die gesamte Wirtschaft 
erforderlichen Ausbildung des Nachwuchses 
beteiligen. 

In den letzten Monaten hat man von der CDU/CSU 
nun gehört, daß ein Finanzierungsinstrumentarium 
für die berufliche Bildung überhaupt unnötig sei. 
Dann schwenkte sie zu Abschreibungsregelungen 
für Berufsbildungsinvestitionen um, und jetzt ruft 
sie nach dem Staat und fordert Steuerprämien für 
ausbildende Betriebe auf Kosten der Steuerzahler. 
Was hat diese Forderung mit Sparen bei Staatsfinan-
zen zu tun, wenn es sich z. B. bei dem Rheinland-
Pfalz-Vorschlag im Bundesrat um den Entzug von 
Steuergeldern in Höhe von 2 Milliarden DM jährlich 
handelt? 

(Zuruf von der SPD: Unglaublich!) 

Die sozialliberale Koalition wird vor dem mehr-
heitlichen Bundesratsbeschluß ganz sicher nicht kapi-
tulieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie ist gewillt, noch in dieser Legislaturperiode ihr 
Bemühen, die berufliche Bildung zu einem gleichwer-
tigen Bestandteil unseres Bildungswesens zu ma-
chen, im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten zu 
realisieren. 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir nun 
noch einige Bemerkungen zu der politischen Grund-
satzdiskussion in der zweiten Lesung des Bundes-
haushalts 1976. Die Debatte hat mich an eine Aus-
sage erinnert, die der damalige Vorsitzende unserer 

Partei, Kurt Schumacher, auf dem 2. SPD-Parteitag 
nach dem zweiten Weltkrieg gemacht hat. Sie lautet: 

Die Demokratie beruht auf dem Prinzip der Ge-
genseitigkeit und der Ehrlichkeit. Die Demo-
kratie kann nur leben, wenn die Menschen 
selbständig sind und den Willen zur Objektivi-
tät haben. Aber die technokratische und gerade-
zu kriegswissenschaftliche Handhabung der po-
litischen Mittel führt zum Gegenteil. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wer mit Diffamierungsformeln Sozialdemokraten 
in die Nähe von Kommunisten rücken will, hat ganz 
sicher keinen Willen zur Objektivität und betreibt 
eine geradezu kriegswissenschaftliche Handhabung 
der politischen Mittel. 

(Beifall bei der SPD) 

Darunter leidet aber in allererster Linie unsere De-
mokratie, deren Lebens- und Funktionsfähigkeit auf 
dem Prinzip der Gegenseitigkeit und Ehrlichkeit be-
ruht. Wer aus parteiegoistischen Gründen das Feuer 
der Verketzerung bevorzugt, verletzt in jeder Weise 
die primitivsten Regeln des demokratischen Mitein-
ander. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Eigen 
[CDU/CSU] : Sagen Sie das einmal Herrn 

Brandt!) 

Herr Kollege Carstens hat am 11. Mai in der Aus-
sprache über den Etat des Bundeskanzlers folgende 
Behauptung aufgestellt: 

In dieser gegenwärtigen politischen Landschaft 

— nun nehmen Sie bitte all Ihre Phantasie zusam-
men — 

sind CDU und CSU die politische Kraft, die 
liberale und soziale Ziele in klarer Abgrenzung 
zu sozialistischer Bevormundung vertreten und 
zugleich die Interessen unseres Volkes nach 
Osten und nach Westen wahrnehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

— Herr, vergib ihnen, denn sie wissen nicht, was 
sie tun. Dies muß ich sagen, wenn Sie jetzt klatschen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dazu ist schlicht und klar festzustellen, daß die In-
teressen unseres Volkes ab 21. Oktober 1969 von der 
sozialliberalen Bundesregierung als verantwortlich 
zeichnender Kraft nicht nur wahrgenommen werden, 
sondern daß darüber hinaus für unser Volk in der 
Bundesrepublik Deutschland Ansehen, Anerkennung 
und Respekt in Ost und West, Nord und Süd in 
einem noch nie dagewesenen Ausmaß sichergestellt 
werden konnten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Gustav Heinemann hat 1969 bei der Überreichung 
der Ernennungsurkunden an das erste sozialdemo-
kratisch geführte Bundeskabinett in der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland seine Ansprache 
mit den Worten geschlossen: 
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Niemand von uns ist der Staat. Auch Ihnen ist 
nicht mehr als kontrollierte Macht auf Zeit an-
vertraut. Nutzen Sie diese Zeit! 

(Beifall bei der SPD) 

Den Auftrag des Grundgesetzes und den Wähler-
willen haben wir Sozialdemokraten nie anders ver-
standen. Die Zeit haben wir zum Wohle des deut-
schen Volkes genutzt und werden das weiter tun. 
Vor allem haben wir den Leitgedanken unseres 
Grundgesetzes, wie er in Art. 20 durch die Fest-
stellung formuliert wurde, daß die Bundesrepublik 
Deutschland ein demokratischer und sozialer Bun-
desstaat ist, stets als bindenden Auftrag zum Aus-
bau und zur Festigung unseres Sozialstaates be-
trachtet. Insofern bedeutet es eine unerträgliche An-
maßung, wenn Herr Kollege Carstens die Unions-
parteien als die politische Kraft hinzustellen ver-
sucht, die liberale und soziale Ziele in klarer Ab-
grenzung zu sozialistischer Bevormundung vertritt. 
Es ist eine infame Unterstellung, in unserem Land 
überhaupt von einer sozialistischen Bevormundung 
zu sprechen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Gerade mit der Übernahme der Regierungsver-
antwortung durch die sozialliberale Koalition ist der 
Raum der Demokratie zum Nutzen der Freiheit des 
einzelnen beachtlich erweitert worden. Wir Sozial-
demokraten haben die Vergrößerung und die Ab-
sicherung des Freiheitsraumes der Bürger unseres 
Staates niemals als Gefälligkeiten, freiwillig zuge-
standene Vergünstigungen oder gar als „Gratifika-
tionen" verstanden, wie Herr Kollege Strauß die 
Maßnahmen der Sozialpolitik einmal abqualifizierte. 
Für uns Sozialdemokraten sind die Leistungen, die 
mehr soziale Sicherheit garantieren, untrennbar ver-
bunden mit der Erweiterung des individuellen Frei-
heitsraumes, der Vergrößung des Freiheitsraumes 
schlechthin. Hierin sehen wir auch die unmittelbare 
Verknüpfung und widerspruchsfreie Abstimmung 
des Godesberger Programms und des Grundgesetzes. 

Den Ausbau der sozialen Sicherheit im demokra-
tischen Staat betrachten wir als unsere ständige Auf-
gabe, und deshalb frage ich: 

Nennen Sie, Herr Kollege Carstens, es sozialisti-
sche Bevormundung oder, wie es Herr Kollege 
Strauß anläßlich des CSU-Wahlkongresses am 8. Mai 
1976 in München nannte, einen „kollektivistischen, 
funktionärsgesteuerten Bevormundungsstaat", wenn 
den älteren Arbeitnehmern das Recht auf flexible 
Altersgrenze eingeräumt wird? Dieses Recht nehmen 
nämlich mittlerweise 80 % der Alteren in Anspruch 
und entscheiden damit in freier Selbstbestimmung—, 
in freier Selbstbestimmung! — ob sie früher Rente 
beziehen wollen. 

Nennen Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, es kollektivistische, sozialistische Be-
vormundung, wenn durch die Dynamisierung der 
Kriegsopferrenten leidgeprüfte Menschen davon be-
freit wurden, alljährlich für ihre Rentenanpassung 
demonstrieren zu müssen? 

Nennen Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, es kollektivistische, sozialistische Be-

vormundung, wenn die Betriebsrenten bei einem I 
Wechsel des Arbeitsplatzes nicht mehr verfallen 
können und dem Arbeitnehmer dadurch das Recht 
auf freie Arbeitsplatzwahl ohne materiellen Nach-
teil gesichert ist? 

Nennen Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, es kollektivistische, sozialistische Be-
vormundung, wenn den Arbeitnehmern durch das 
Betriebsverfassungsgesetz, das Personalvertretungs-
gesetz und durch Mitbestimmung die Freiheit zur 
verantwortlichen Mitwirkung garantiert wird? 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, diese Fragen ehrlich beantworten — 
und legen Sie doch bitte die mir unbegreifliche 
Scheu vor ehrlichem Umgang mit Ihrem politischen 
Gegner einmal ab! —, dann werden Sie Ihre Ge-
spensterformel in den Orkus werfen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Lassen Sie mich zum Schluß einige Worte der 
Begründung zu dem von den Fraktionen der SPD 
und der FDP eingebrachten Entschließungsantrag 
sagen. 

Mit diesem Antrag soll über den hier zu beraten-
den Haushaltsplan 1976 hinaus deutlich gemacht 
werden, daß dieser Bundeshaushalt in der Kontinui-
tät einer Finanz- und Wirtschaftspolitik steht, die 
die Bundesrepublik vergleichsweise am besten durch 
die schwierige Phase der weltwirtschaftlichen Re-
zession geführt hat und die mit diesem Haushalt 
gleichzeitig die Grundlage für die erfolgreiche Fort-
setzung der Politik der sozialliberalen Koalition 
schafft. Die Rezession wurde überwunden. Die 
öffentlichen Haushalte sind in einem bisher nicht 
gekannten Ausmaß zur Konjunkturstützung einge-
setzt worden. Der Haushalt 1976 trägt noch deutlich 
die Merkmale des konjunkturpolitisch Gebotenen. 
Er enthält aber auch bereits die ersten wesentlichen 
Maßnahmen zur finanziellen Konsolidierung, die im 
Zuge der wirtschaftlichen Erholung zwingend not-
wendig ist. Mit unseren Beschlüssen zur Einnahme-
verbesserung haben wir deutlich gemacht, was wir 
als finanzpolitische Konsequenz der Kräftigung der 
Wirtschaft ansehen: durch den allmählichen Rück-
zug des Staates von den Kreditmärkten dem Bedarf 
der Wirtschaft an Investitionsfinanzierung stabili-
tätsgerecht Raum zu schaffen. Gleichzeitig sind die 
Voraussetzungen dafür entstanden, den Finanzbe-
darf des Staates auf die künftige Leistungsfähigkeit 
der Volkswirtschaft abzustimmen. Dadurch wird es 
möglich sein, die Reformpolitik der sozialliberalen 
Koalition in finanzpolitischer Verantwortung fort-
zusetzen. 

Die innere Stabilität in unserem Lande ist eine 
Folge unserer bisherigen Reformpolitik, die das 
System der sozialen Sicherheit und der Freiheits-
rechte den Anforderungen der modernen Gesell-
schaft angepaßt hat. Die Bundesrepublik konnte sich 
— so heißt es im Geschäftsbericht der Deutschen 
Bundesbank — „während der weltweiten Rezession 
durch ihren aufnahmefähigen Binnenmarkt als eine 
wichtige Stütze des Welthandels und der Konjunk-
tur ihrer Partnerländer erweisen". So ist unsere 
internationale wirtschaftliche Position entstanden, 
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die uns heute vor die Herausforderung stellt, Er-
wartungen gerecht zu werden, die von außen in 
uns gesetzt werden. Diesen Zusammenhang deutlich 
zu machen ist auch Sinn des vorgelegten Entschlie-
ßungsantrags. 

Wir betonen ausdrücklich den engen Zusammen-
hang von Innen- und Außenpolitik. Ohne eine auf 
enge Zusammenarbeit gerichtete Außenpolitik, die 
eine weltweite Friedenssicherung zum Ziel hat, wäre 
die erfolgreiche Bekämpfung der Weltwirtschafts-
krise nicht möglich gewesen. Die einstimmige No-
minierung der Bundesrepublik Deutschland für den 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen ist ein Zei-
chen des uns entgegengebrachten internationalen 
Vertrauens, auf das wir stolz sind. 

Wir unterstützen die Bemühungen der Bundes-
regierung zur Weiterentwicklung der Europäischen 
Gemeinschaften. Die Entspannungspolitik der Bun-
desregierung hat für Berlin und darüber hinaus für 
alle Deutschen in Ost und West sichtbare Erleichte-
rungen gebracht. Der Bundeshaushalt 1976 ist Aus-
druck einer Politik des Ausbaus und der Stärkung 
des demokratischen und sozialen Bundesstaates. 
Diese Politik wollen SPD und FDP gemeinsam fort-
setzen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 
Kollege Höcherl hat am Donnerstag der vorigen 
Woche Abschied genommen von seiner politisch-par-
lamentarischen Arbeit in diesem Hohen Hause. Er 
hat damit den Wunsch verbunden, als Pensionär auf 
der kommenden Regierungsbank eine andere Beset-
zung vorzufinden. Ich kann diesen Wunsch verste-
hen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Sie aber werden verstehen, so hoffe ich, daß mein 
Wunsch dahin geht, daß auf der kommenden Regie-
rungsbank wieder der Bundeskanzler Helmut 
Schmidt und der Bundesaußenminister Genscher mit 
ihren Freunden Platz nehmen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP — Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich bin zuversichtlich, daß eine solche Fortsetzung 
der sozialliberalen Koalition in bewährter Führung 
durch Helmut Schmidt und Hans-Dietrich Genscher 
dafür sorgen wird, daß die Politik der letzten sieben 
Jahre 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Schlimm genug!) 

ein weiteres festes Fundament findet im Interesse 
unseres leidgeprüften Volkes und — — 

(Lachen und ironische Zustimmung bei der 
CDU/CSU — Zuruf von der CDU/CSU: Un

-

ter dieser Regierung, da haben Sie recht!) 

— Ich habe kein Verständnis für eine solche Reak-
tion. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU: Die Finanzlage in den 

letzten Jahren! — Die Arbeitslosigkeit!) 

Denn daß es sich bei unserem Volk — mit zwei 
Weltkriegen, dem Dritten Reich, mit dem Regime 
der Besatzungsmächte und allem, was folgte — um 
ein leidgeprüftes Volk handelt, kann doch bei Gott 
niemand bestreiten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es kann sich gegen eine solche Feststellung nur je-
mand wehren, der es verabsäumt, diesem Volk für 
die Zukunft Leid zu ersparen. 

(Langanhaltender Beifall bei der SPD und 
der FDP - Bundeskanzler Schmidt begibt 
sich zu Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 

und reicht ihm die Hand.) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und Herren, 
es wird mir vielleicht erlaubt sein zu sagen, daß das 
ganze Haus an dieser Stelle Herrn Dr. Möller für 
sein lebenslanges Wirken für Deutschland dankt. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Meine Damen und Herren, das Wort hat der Ab-
geordnete Leicht. 

Leicht (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zum ehrlichen Um-
gang, den auch wir als ein Prinzip in der Politik 
betrachten, 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

gehört es auch — selbst wenn es einem auf Grund 
dessen, was man soeben gehört hat, sehr schwer 
fäll —, Herrn Professor Dr. Alex Möller auch von 
der Opposition her für sein Wirken nicht nur in 
diesem Bundestag, sondern auch in Landtagen unse-
ren Dank auszusprechen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wir können uns vorstellen, Herr Professor Dr. Möl-
ler, daß Sie, auch wenn Sie nicht mehr in den 
Bundestag zurückkehren, Arbeit genug haben wer-
den, um uns vielleicht noch das, was ich so an Ihnen 
geschätzt habe, zu vermitteln. 

Weniger gefallen hat mir das, was Sie in Ihrer 
Rede gesagt haben, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

und zwar deshalb, weil ich der Meinung bin, daß 
hier der ehrliche Umgang oft gefehlt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben das Jahr 1965 erwähnt. Ich möchte 
jetzt nicht zu lange rückwärts blickend auf diese 
lange Passage eingehen. Ich glaube aber, wir dür-
fen nicht der damaligen Regierung die Schuld ge-
ben, sondern müssen die Schuld diesem Hohen 
Hause geben, das die Wahlgeschenke — mit Ih-
nen — verteilt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Mit Ihrer Mehrheit! — 
Zuruf von der CDU/CSU: Aber mit Ihrer 

Hilfe, Herr Schäfer!) 

Ich muß sagen, ich kann das, was Herr Kollege Bar

-

zel in der vergangenen Woche gesagt hat, nicht 
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besser formulieren. Ich werde nachher darauf ein-
gehen müssen. Er hat es, meine ich, hervorragend 
verstanden, die drei Punkte hinzustellen, auf die es 
ankam. 

Ein Wort zur Frage der Aufwertung, Herr Kollege 
Dr. Alex Möller. Sie haben damals, wie Sie richtig 
sagten, ein Papier erstellt, daß die Argumente für 
und die Argumente gegen eine Aufwertung heraus-
gestrichen hat. Gegen eine Aufwertung sprachen 
bei Ihnen 21 Punkte, für eine Aufwertung acht. Sie 
haben dann wahrscheinlich die Beurteilung den an-
deren überlassen. Denn anders ist es bei 21 schwer-
gewichtigen Punkten, die gegen eine Aufwertung, 
und acht Punkten, die für eine Aufwertung spra-
chen, nicht zu erklären, daß Sie sich für eine Auf-
wertung ausgesprochen haben, obgleich der normale 
Mensch glauben mußte, daß Sie gegen die Aufwer-
tung gewesen seien. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bevor ich zum Haushalt 1976 in dritter Lesung 
im Zusammenhang Stellung nehmen möchte, noch 
ein Wort zur Berufsbildung. Auch wir wollen Be-
rufsbildung. Wenn wir das Gesetz verhindert ha-
ben, dann nur deshalb, weil wir der Meinung wa-
ren, daß dieses Gesetz, so wie es vorgelegt wor-
den ist, die Schaffung von Ausbildungsplätzen eher 
verhindert als vermehrt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich nehme an, daß unsere Länder und auch die 
Opposition in der Lage sein werden, diese Sache 
richtig zu regeln. 

(Dr. von Bülow [SPD]: Eine reine Annahme!) 

Lassen Sie mich jetzt zu meinen Ausführungen 
zur dritten Lesung des Haushalts kommen. Wer die 
Haushaltsdebatte der vergangenen Woche auf die 
finanz- und wirtschaftspolitischen Vorstellungen 
der Bundesregierung hin untersucht, wird wenig 
Konkretes dazu finden. Anstatt der deutschen Öf-
fentlichkeit Aufklärung darüber zu geben, wie die 
verheerenden Staatsdefizite abgebaut werden sol-
len, ein angemessenes Wirtschaftswachstum er-
reicht, die immer noch hohe Arbeitslosigkeit von 
mehr als i Million Mitbürgern beseitigt werden 
soll, wurden nur Beteuerungen abgegeben, wie rich-
tig die finanzpolitische Grundlinie in allen Jahren 
seit 1969 gewesen sei. 

Ein Großteil der Problme, über die heute ge-
sprochen werden muß, wäre nicht oder nicht in der 
Schärfe entstanden, wenn unsere eindringlichen, 
ja beschwörenden Warnungen und Mahnungen be-
herzigt worden wären. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die sozialliberale Koalition handelt auf wirt-
schafts- und insbesondere finanzpolitischem Gebiet 
immer erst dann, wenn sie unter dem Druck der sich 
verschärfenden Verhältnisse dazu gezwungen wird. 
Für die vergeßliche Öffentlichkeit hat sie immer eine 
Entschuldigung bereit: Vorteilhafte Entwicklungen 
sind das Ergebnis zielstrebiger Politik, ungünstige 
Entwicklungen haben andere verschuldet, insbeson-
dere das Ausland. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Ihre schwerwiegenden Fehler versucht die Bundes-
regierung dadurch zu verdecken, daß sie von der 
Opposition ständig Vorschläge und Alternativen zu 
ihrer verfahrenen Politik verlangt. Als ob die Oppo-
sition, meine Damen und Herren, für den Regie-
rungskurs verantwortlich ist! 

Die Regierung, die über einen vieltausendköpfi-
gen Informations- und Verwaltungsapparat verfügt, 
die allein im Besitz vieler Informationen vertrau-
licher Art ist, ruft ständig nach konkret durchgerech-
neten, detailierten Vorschlägen von der Opposition. 
Wahrlich eine kuriose Auffassung von Demokratie! 
Opposition heißt in erster Linie, Kontrollorgan der 
Regierung zu sein, und die Öffentlichkeit müßte ge-
radezu aufschrecken, wenn die mahnende Stimme der 
Opposition leiser würde! Hier, Herr Kollege Möller, 
haben Sie in Ihrer Rede einen Passus gehabt, der der 
Opposition nach Ihrer Meinung praktisch verbieten 
will, zu Problemen im politischen Bereich Stellung zu 
nehmen. 

Ich möchte mich nicht lange mit der Vergangen-
heit dieser Regierung beschäftigen und nur so viel 
sagen, wie nötig ist, um klarzumachen, daß meine 
Worte und Feststellungen untermauert sind: Bundes-
kanzler Brandt gab jahrelang unaufgefordert und 
ökonomisch unsinnig Erklärungen ab, die eine Voll-
beschäftigungsgarantie beinhalteten. Er hat damit 
geradezu lohnpolitische Ansprüche herausgefordert. 
Willy Brandt war es auch, der die Anspruchsinfla-
tion in unserem Lande erzeugt hat, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

indem er allen Gruppen einredete, welche Ansprüche 
sie haben. Der heutige Bundeskanzler hat das alles 
nicht nur mit zu verantworten, er hat die wirtschafts-
und finanzpolitischen Probleme auch verharmlost 
oder verfälscht dargestellt. Eine solche Verfälschung 
ist z. B. die Behauptung, die Wirtschafts- und Finanz-
krise sei durch internationale Ereignisse und Abhän-
gigkeiten verursacht worden. Hier sind wir beim 
Problem, das Sie Herr Barzel, in der vergangenen 
Woche so gut dargestellt haben. 

Die Rücktritte — ich muß sie nun bringen — von 
Alex Möller und Karl Schiller und vor allen Dingen 
deren Begründungen Herr Möller, ich könnte den 
Brief hier vorlesen; das wäre für die deutsche Öf-
fentlichkeit sehr interessant — 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

sagen anderes aus. 

Ich will schwerwiegende Einflüsse internationaler 
Art auf die Verhältnisse in der Bundesrepublik 
keineswegs in Abrede stellen, meine Damen und 
Herren; aber sie reichen nicht aus, um die heutige 
Wirtschafts- und Finanzlage der Bundesrepublik zu 
erklären. Dazu drei Beispiele: Erstens gehört doch 
die Bundesrepublik zu den wenigen Industrielän-
dern, die die Ölpreisverteuerung dank ihrer starken 
Devisenposition, die wir ja mitbegründet haben, 
noch vergleichsweise am besten und schnellsten 
verkraftet haben. Zweitens sind Fehlentwicklungen 
z. B. im einseitig binnenwirtschaftlich orientierten 
Bausektor eher durch falsche Planung im Woh-
nungsbau und als Folge der aus Inflationsangst re- 
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sultierenden Flucht in das, wie ich sage „Betongold" 
entstanden. Schließlich haben die abnorm hohen 
Lohnkosten in manchen Industriebereichen deren 
Wettbewerbsfähigkeit einfach gemindert. 

Die Wirklichkeit sieht so aus: Diese Bundesregie-
rung hat im Steuereinnahmerausch der Hochkon-
junktur das Gefühl für die Begrenzung öffentlicher 
Leistungen und die Bedeutung der fiskalpolitischen 
Funktion der Steuer verloren! Anstatt unseren For-
derungen nach frühzeitiger und wirkungsvoller 
Dämpfungspolitik zu entsprechen, hat sie in unver-
antwortlicher Weise, wie ich meine, den staatlichen 
Korridor weiter ausgedehnt, weil sie der von ihr 
erzeugten Anspruchsinflation nicht mehr Herr 
wurde. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich nehme an, mein Kollege Dr. Zeitel wird nachher 
auf das Problem der Staatsquote, des Staatsanteils 
eingehen. So stiegen in der Zeit von 1970 bis 1975 
die gesamten Staatsausgaben, also einschließlich 
der Sozialversicherungsleistungen, um 121 %, wäh-
rend das nominale Bruttosozialprodukt in diesem 
Zeitraum nur um 71,5 % angewachsen ist. Daß hier 
etwas nicht stimmt, versteht auch der Laie. Gerade 
in den Jahren 1970 bis 1973, also noch in der Zeit, 
meine Damen und Herren von der Koalition, in der 
es noch keine Rezession gab, zumindest aber noch 
keine spürbar war, 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : So ist 
es!) 

in der der heutige Bundeskanzler sein finanzpoliti-
sches Können als Bundesfinanzminister hätte unter 
Beweis stellen sollen, hatten wir durchschnittlich 
Steigerungsraten von fast 12 °/o beim Bundeshaus-
halt zu verzeichnen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Anstatt gerade in der Boomphase dieser Zeit die 
Haushaltspolitik antizyklisch zu gestalten, also Zu-
rückhaltung beim Staatskonsum an den Tag zu 
legen, hat die Bundesregierung einen Sockel fest-
gelegter Ausgaben geschaffen, der uns das hohe 
strukturelle Defizit beschert hat. 

Wenn einige von Ihnen immer wieder behaupten, 
die hohen Defizite des Bundeshaushalts seien aus-
schließlich konjunkturbedingt, so ist dies eine be-
wußte Verfälschung! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Barzel 
[CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Selbst der Sachverständigenrat zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung — wir dür-
fen uns ja hoffentlich wohl auch dieser Quelle be-
dienen — bestätigt eben diese Aussage in seinem 
Gutachten vom November 1975. Ich möchte mit 
Genehmigung der Frau Präsidentin wie folgt zitie-
ren: 

Wie in einem Lehrbeispiel treffen Probleme in 
der Finanzpolitik der frühen 70er Jahre 

— damit hatten w i r nichts zu tun — 

zusammen: Vorangetrieben durch aufgestaute 
Erwartungen kam es beim Staat zu einer Kumu

-

lation von — in der Mehrzahl ausgabenerhöhen-
den — Reformvorhaben, ohne daß zugleich der 
energische Versuch unternommen wurde, die 
öffentlichen Haushalte auf Einsparungsmög-
lichkeiten und die Bereitstellung öffentlicher 
Leistungen auf Effizienzsteigerungen hin zu 
überprüfen. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig!) 

Ein zweites Zitat: 

Die Gebietskörperschaften haben seit Anfang 
der 70er Jahre nicht zuletzt in der Absicht, 
Reformen zu verwirklichen, ihre Haushalte weit 
stärker ausgedehnt, als sich auf längere Zeit 
durch zusätzliche Steuereinnahmen als stabili-
tätskonform finanzierbar erwies. 

Man könnte diese Zitate fortsetzen. Ich will es nicht 
tun. Auch die Bundesbank, die es in der Vergangen-
heit ja oft an sehr unterstützenden Erklärungen zu-
gunsten der Bundesregierung nicht hat fehlen las-
sen, äußerte sich in ihrem neuen Geschäftsbericht, 
daß in der mittelfristigen Finanzplanung manche 
Entwicklung der Vergangenheit allzu bedenkenlos 
extrapoliert worden war und nun eine strukturelle 
Deckungslücke geschlossen werden muß. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Allein diese Feststellungen dürften genügen, 
meine Damen und Herren, um die Begründung von 
der zweiten Weltrezession und ihren Einflüssen 
unglaubwürdig erscheinen zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unter dem Eindruck der von der Bundesregierung 
erweckten Erwartungen in der Öffentlichkeit hat 
der Bund mit einer überzogenen Reformhektik eine 
expansive Finanzpolitik betrieben und in der Aus-
gabenpolitik wenig getan, um die inflatorischen 
Tendenzen zu mindern. So sind die Bundesausgaben 
seit 1969 bis 1974 — also ehe die Ausgabenexpan-
sion geboten war — um mehr als 60 °/o gestiegen; 
das sind durchschnittlich rund 12 °/o im Jahr. Gleich-
zeitig hat sich ein Finanzierungsdefizit von über 
10 Milliarden DM ergeben, nachdem 1969 — daran 
gibt es nichts zu rütteln, Herr Kollege Möller —
noch Schulden abgebaut worden sind, also ein 
Finanzierungsüberschuß erzielt worden ist. Dabei 
handelt es sich noch um Jahre, in denen die Bun-
desregierung durch verschiedene einnahmepoliti-
sche Maßnahmen — ich glaube, es waren 12 an 
der Zahl — versucht hat, antizyklisch zu wirken 
und den von ihr zu verantwortenden Inflations-
prozeß wieder etwas einzudämmen. Doch dieses 
Vorhaben war deswegen mehr oder weniger zum 
Scheitern verurteilt, weil die Bundesregierung nicht 
bereit war, die Ansprüche an den Staat zurückzu-
schrauben und so die Ausgaben zu drosseln. 

Schon diese falsche Politik, nicht erst die Be-
kämpfung der Rezession seit 1975, hat die Ver-
schuldung des Bundes merklich erhöht. 

Ich möchte die schon bekannten Zahlen wieder-
holen, selbst wenn es für einige unangenehm ist. 
Sämtliche von der jetzigen Opposition geführte 
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Bundesregierungen haben bis zum Jahre 1969, also 
in 20 Jahren, nur Nettokredite von rund 14 Mil-
liarden DM aufgenommen. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Allein in den ersten fünf Jahren Regierungszeit 
der gegenwärtigen Koalition, also bis 1974, sind 
nahezu 20 Milliarden DM Bundesausgaben aus Kre-
diten finanziert worden. Insgesamt betrug die Neu-
verschuldung in den 20 Jahren der CDU/CSU-Re-
gierung ein Fünftel dessen, was diese Bundesregie-
rung 1975 und 1976 neu an Schulden macht. 

(Maucher [CDU/CSU]: So sieht das aus!) 

Die wachsende kurzfristige Verschuldung des 
Bundes zeigt sich auch schon in jenen Jahren in 
einem wachsenden Anteil der Zinsausgaben an den 
Bundesausgaben: Damals waren über 15 Milliarden 
DM Zinsausgaben zu leisten. Das waren schon 
mehr als 3 °/o der Ausgaben des Bundes. Wem dies 
wenig erscheint, den darf ich darauf aufmerksam 
machen, daß 1976 der Anteil der Zinsausgaben mit 
4 1 /2 °/o bereits höher liegt als die Quote der Aus-
gaben für den Straßenbau. 

Am vergangenen Donnerstag, Herr Kollege Möl-
ler, bezeichnete der Herr Finanzminister als den 
„richtigen Maßstab" für die Wertung der Bundes-
schulden ihr Verhältnis zum Bruttosozialprodukt. 
Er zählte dann die Prozentsätze auf, zu Recht be-
ginnend mit dem Rezessionsjahr 1967, als Franz 
Josef Strauß das Finanzministerium übernommen 
hatte. Auch ich habe noch gute Erinnerungen an 
diese Zeit. 

Er zählte also auf: 1967 8,2 °/o, 1968 8,5 °/o. Das 
ging weiter bis 1973 mit 6,2 °/o. Dann stockte er in 
der Aufzählung. Ganz offensichtlich merkte er erst 
jetzt, daß der Anteil in den folgenden Jahren, in 
denen er Finanzminister war, ganz gewaltig nach 
oben ging und geht. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Hört! 
Hört!) 

1974 belief sich der Anteil der Bundesschuld am 
Bruttosozialprodukt nämlich schon auf 7,0 °/o, Ende 
1975 auf 10,3 °/o. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Hört! 
Hört!) 

Nach der derzeitigen Kreditplanung wird der An-
teil Ende 1976 auf 11 1 /2 °/o steigen, also noch gut 
40 0/o höher sein als in der letzten Rezession im 
Jahr 1967. 

Diese expansive Schuldenpolitik des Bundes er-
reichte im Jahr 1975 ein Ausmaß, das alle bisher 
gekannten Größenordnungen übertrifft. Allein im 
Jahr 1975 hat der Bund rund 40 Milliarden DM 
auf dem Kapitalmarkt aufgenommen. 

Sicherlich war es richtig, die Kreditaufnahme in 
Anbetracht der konjunkturellen Schwierigkeiten 
deutlich erhöhen. 

(Zuruf von der SPD: Na, also!) 

Aber wir widersetzen uns einer Politik, Herr Kollege 
Blank, die sich anmaßt, dies zum Dauerzustand wer-
den zu lassen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Finanzplanung 	auch dazu darf man ja ein 
Wort sagen — 

(Zuruf von der SPD) 

1975 bis 1979 legt doch offen, wohin wir treiben. 
Die Bundeshaushalte künftiger Jahre werden kaum 
noch Bewegungsspielraum haben. Die konsumtiven 
Ausgaben dominieren, die investiven Ausgaben 
stagnieren, die Schuldendienstleistungen eskalieren. 

In Zahlen ausgedrückt sieht das für den Schulden-
dienst folgendermaßen aus: 1976 28,5 Milliarden DM, 
1977 29,1 Milliarden DM, 1978 34,5 Milliarden DM, 
1979 37,9 Milliarden DM. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Ich möchte nicht den Vergleich mit dem Verteidi-
gungsministerium ziehen, aber die Feststellung tref-
fen: Schon 1978 machen nach diesen Zahlen die 
Schuldendienstausgaben die Hälfte aller Ausgaben 
im sozialen Bereich aus! 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Diese Entwicklung stellt uns vor Konsolidierungs-
probleme, die Lösungen erfordern, die bis in die 
80er Jahre hineinreichen. Es sind Probleme von ge-
sellschafts-, ja staatspolitischem Rang. Es geht um 
die Sauberkeit und um die Funktionsfähigkeit unse-
rer freiheitlich-demokratischen Grundordnung! 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Ge

-

nau!) 

Wollen wir unseren Sozialstaat nicht gänzlich aus 
den Angeln heben, dann müssen wir zu echten Aus-
gabenkürzungen bereit sein. 

Genau das scheint die Bundesregierung hei ihrem 
sogenannten Konsolidierungsprogramm übersehen 
zu haben. Der Bundesfinanzminister wird nicht müde 
zu erklären, daß er durch Haushaltsverbesserungen 
von insgesamt 96 Milliarden DM für die Jahre 1976 
bis 1979 die Neuaufnahme von Bundesschulden auf 
ein gesamtwirtschaftlich erträgliches Maß begrenzen 
will. Diese Erklärung erweckt den Eindruck gewal-
tiger Anstrengungen. Doch die Fassade bröckelt sehr 
schnell ab, wenn man sie abklopft: 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig!) 

Von den 96 Milliarden DM weist der Bundesfinanz-
minister selbst 32 Milliarden DM Einnahmeverbes-
serungen und 64 Milliarden DM Ausgabenkürzun-
gen aus. 

(Blank [SPD] : Das machen Sie uns einmal 
nach!) 

— Warten Sie doch einmal ab, Sie haben die Rech-
nungen noch nicht gemacht, Herr Blank. — Das ent-
spricht aber keineswegs der Wirklichkeit; denn in 
den 64 Milliarden DM sind allein 18 Milliarden DM 
aus der Erhöhung der Beiträge zur Arbeitslosen-
versicherung enthalten. Auch das ist wieder, wenn 
Sie so wollen, ein Versuch der Irreführung der deut-
schen Öffentlichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Selbst die übrigbleibenden Ausgabenkürzungen 
von höchstens 46 Milliarden DM erscheinen noch 
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unrealistisch, wenn man einen Blick auf die Entwick-
lung der Bundesfinanzen im Jahre 1975 wirft. Noch 
im Herbst  letzten Jahres — das muß man sich ein-
mal vorstellen — bei der Einbringung des Nach-
tragshaushaltes will der Bundesfinanzminister nichts 
davon gewußt haben, daß er am Jahresende mit 
einer Haushaltsverbesserung von beinahe 8 Milliar-
den DM abschließen wird. Offenbar fehlt Ihnen, Herr 
Bundesfinanzminister — dafür hätte ich Verständ-
nis —, die ausreichende Übersicht über den Haus-
haltsvollzug; denn sonst wäre Ihnen bekannt, daß 
sich durch das Fahren eines Haushalts immer allein 
zwischen 4 und 5 Milliarden DM einsparen lassen. 

Und noch eines sei hier angemerkt. Fehlschätzun-
gen in der Größenordnung, wie wir sie im Jahre 
1975 erlebt haben, hat es zu Zeiten von Unionsregie-
rungen im Bundesfinanzministerium niemals gege-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Herr Bundeskanzler hat am 11. Mai dieses 
Jahres von dieser Stelle aus erklärt — ich darf zitie-
ren, Frau Präsidentin —: 

... als wir also im September/Oktober 

— des vergangen Jahres! — 
sahen, daß sich das Blatt wendet, haben wir 
schon zu jenem frühen Zeitpunkt dafür gesorgt, 
daß sich niemand darin täuscht, als ob sich die 
großen zusätzlichen Inanspruchnahmen der Kre-
ditmärkte und die großen zusätzlichen Auswei-
tungen der Ausgaben des Staates für die Zu-
kunft fortsetzen würden. 

So weit das Zitat. Ich möchte sagen, daß das sogar 
richtig gewesen ist. 

Wenn Ihnen das damals schon bekannt war, ist 
aber die Frage zu stellen: Warum hat die Bundes-
regierung dann am 26. September den Nachtrags-
haushalt 1975 mit einem Kreditvolumen von rund 
15 Milliarden DM in diesem Hohen Hause unredu-
ziert durchgesetzt? Sie sprechen doch damit Ihrem 
Finanzminister, Herr Bundeskanzler, indirekt das 
Vermögen ab, die damalige Situation richtig einge-
schätzt zu haben. 

In der Tat hat er das nicht, wenn er behauptet, der 
Überschuß von 8 Milliarden DM im Jahre 1975 sei 
das Ergebnis einer kontinuierlichen Schuldenpolitik. 
Die 8 Milliarden DM Kassenüberschuß am Jahres-
ende sind doch in Wirklichkeit die Folge von 5 Mil-
liarden DM konjunkturbedingter Minderausgaben — 

(Dr.  Marx [CDU/CSU]: So ist es!) 

z. B. über eine Milliarde DM weniger Zinsleistungen 
und sonstige Dinge — und fast 3 Milliarden DM 
Mehreinnahmen. Erstaunlich ist nur, daß die echte 
Kreditaufnahme in diesem Jahr, 1976, noch erheb-
lich über dem Vorjahresstand liegt, obwohl Sie 
landauf, landab ziehen, Herr Finanzminister, und 
heraustrompeten: Der Aufschwung ist da. 

Entweder kommt der Aufschwung tatsächlich, den 
wir uns im Interesse unserer Bürger alle wünschen. 
Dann hätten Sie auch die Pflicht gehabt, unseren  

Antrag auf Erhöhung der globalen Minderausgabe 
auf 4,8 Milliarden DM zu unterstützen. Oder der 

Aufschwung kommt nicht in dem erwünschten 
Maße, weil das, was wir im Moment haben, unter 
Umständen nur eine vorübergehende Scheinblüte 
sein könnte. Dann aber sollten Sie der deutschen 
Öffentlichkeit reinen Wein einschenken. 

In jedem Fall wird sich ein Großteil der Haus-
haltsverbesserungen, die zu dem sogenannten 
Überschuß von rund 8 Milliarden DM geführt ha-
ben, auch in den Jahren 1976 und 1977 positiv aus-
wirken. Der Bundesfinanzminister hat dem insofern 
Rechnung getragen, als er sich mit einer Verringe-
rung des Ausgabevolumens von 4 Milliarden DM 
und einer Erhöhung des Einnahmeansatzes um rund 
2 Milliarden DM im Haushaltsausschuß bereit er-
klärt hat. Der Haushaltsausschuß hat dann so be-
schlossen. 

Das ist aber nicht etwa das Ergebnis von Spar-
samkeit, Herr Bundesfinanzminister, sondern, wenn 
man so will, das Ergebnis Ihrer Schludrigkeit. Es 
waren doch die korrigierten Schätzansätze und nicht 
echte Kürzungen, die zu der Reduzierung des Netto-
kreditbedarfs von 38,6 auf jetzt 32,7 Milliarden DM 
geführt haben. 

Auch aus konjunkturpolitischer Sicht ist der hohe 
Kreditbedarf, Herr Kollege Blank, 1976 nicht ver-
tretbar. Sie selbst haben immer betont, daß die 
öffentlichen Hände bei anspringender Konjunktur 
die Kapitalmärkte für private Nachfrager räumen 
müßten. 

Was ist denn aus diesen Ankündigungen gewor-
den? Der Bund hat vielleicht das eine oder andere 
getan. Aber hier geht es doch um die gesamte 
öffentliche Hand, deren Verschuldung im Wettbe-
werb mit der Privatwirtschaft steht, die ja mehr 
leisten soll. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Blank. 

Leicht (CDU/CSU) : Selbstverständlich. 

Blank (SPD) : Herr Kollege Leicht, können Sie nicht 
bestätigen, daß die Kollegen des Schuldenausschus-
ses gemeinsam der Meinung waren, daß die Schuld-
aufnahme eben aus den Gründen, die in dem Refe-
rat von Herrn Möller vorgetragen worden sind, 
zweckmäßigerweise in der ersten Jahreshälfte 1976 
unterzubringen sei? 

Leicht (CDU/CSU) : Ich habe auch nichts anderes 
gesagt. Ich habe im Gegenteil gesagt, daß sich der 
Bund hier richtig verhalten hat. Aber es kommt 
nicht auf den Bund allein an, sondern auf die Ver-
schuldung der gesamten öffentlichen Hand. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vorhin sprachen Sie von ehrlichem Miteinander

-

Umgehen. Sagt man hier ehrlich auch das, was die 
Regierung getan hat, und lobt man sie dafür sogar, 
dann ist Ihnen das auch wieder nicht recht. 

Die von Ihnen in der vergangenen Woche be-
schlossenen Steuererhöhungen zum 1. Januar 1977 
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sind aus unserer Sicht konjunkturpolitisch falsch, 
stabilitätspolitisch unvertretbar, im höchsten Maße 
arbeitnehmerfeindlich und haushaltspolitisch ent-
behrlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Grund für die schwere Krise der öffentlichen 
Finanzen liegt nicht etwa in einem Zuwenig an 
Steuern und Beiträgen, sondern in einem Zuviel an 
Staatsausgaben, wie es Herr Kollege Häfele schon 
in der vergangenen Woche deutlich gemacht hat. 

Hinzu kommt, daß Ihre im Juni letzten Jahres für 
die Steuererhöhung gegebenen Begründungen heu-
te keine Gültigkeit mehr haben. Sollten nämlich die 
Aussagen der Bundesregierung zutreffen, daß sich 
die leichte wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung in 
den nächsten Monaten fortsetzt — auch das wün-
schen wir —, dann müssen sich zwangsläufig die 
diesjährigen Haushaltsverbesserungen auch in 
künftigen Haushalten niederschlagen. 

Machen wir doch einfach einmal die Rechnung 
auf. Die Mehrwertsteuererhöhung brächte dem 
Bund 1977, wenn sie käme, laut Finanzplan Ein-
nahmeverbesserungen von rund 6 Milliarden DM. 
Dem stehen bei Fortschreibung des Finanzplans in 
das Jahr 1977 hinein mindestens 4 Milliarden DM 
Ausgabeminderung, 2 Milliarden DM Mehreinnah-
men und — auch das muß man sehen — zirka 3 
Milliarden DM gegenüber, die als Folgekosten 
durch Überwälzungseffekte der Steuererhöhung ent-
stehen. Mit anderen Worten: wir stehen selbst bei 
einer Übertragung der Haushaltsverbesserungen 
1976 auf das Jahr 1977 jetzt schon besser da, als im 
Juni letzten Jahres angenommen werden konnte. 
Bei dieser Berechnung gehe ich von einem monat-
lichen Zuwachs des Bruttosozialproduktes von 9,5 °/o 
aus. Jeder weitere Prozentpunkt bedeutet für den 
Bund Mehreinnahmen von rund 1 Milliarde. Unter 
Berücksichtigung dessen muß in den von Ihnen mit 
den Stimmen der Koalition durchgesetzten Steuer-
erhöhungen zum jetzigen Zeitpunkt ein Akt von 
Leichtfertigkeit und Uneinsichtigkeit gesehen wer-
den. 

Aber ich bin mir noch nicht sicher, Herr Bundes-
finanzminister, ob dieses Ihr letztes Wort bis jetzt 
gewesen ist. Mir scheint, daß auch eine gute Por-
tion Wahltaktik mit im Spiel ist. Die angedrohte 
Steuererhöhung ist ja auch eine unausgesprochene 
Aufforderung zu mehr Konsum, etwa nach dem 
Motto: Bürger, kauft heute, im nächsten Jahr wird 
wieder alles teurer. Ich bin davon überzeugt, daß 
Sie noch rechtzeitig vor der Wahl — aber das ist 
meine persönliche Überzeugung — den Verzicht auf 
die Mehrwertsteuererhöhung mit großsprecheri-
schen Worten verkünden werden. 

Anstatt aber die schwerwiegenden Fehler Ihrer 
Politik einzusehen und die entsprechenden Konse-
quenzen daraus zu ziehen, lastet die Regierung der 
Opposition — und nicht nur der Opposition, über-
haupt anderen, insbesondere, wie schon gesagt, dem 
Ausland   die Fehlentwicklungen an: zuerst waren 
es die Amerikaner und der Vietnam-Krieg, dann 
waren es die Unternehmer, die ausgebeutet haben, 

dann waren es die Ölscheichs, und heute schließlich, 
so kann man sagen, ist es die ganze Welt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Aber als es nach der schwersten Rezession seit dem 
Krieg tatsächlich etwas aufwärts geht, da sagt der-
selbe Bundeskanzler — nach einem Zitat in der 
„Welt" vom 12. April 1976 —: „Den Aufschwung 
haben wir gemacht." Herr Bundeskanzler, diese Un-
gereimtheit merken die Bürger draußen im Lande, 
und deswegen haben Tausende von Mitbürgern, so 
meine ich, bei den letzten Landtagswahlen Ihrer Par-
tei den Rücken gekehrt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die deutschen Arbeitnehmer haben ein sehr feines 
Gespür dafür, wieviel sie von ihren Lohnerhöhungen 
in diesem Jahr übrig haben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir wissen doch alle, daß die Erhöhung der Sozial-
versicherungsbeiträge, die Gebührenerhöhungen bei 
den Kommunen, die Preissteigerungen bei den Le-
benshaltungskosten und die fortschreitende Steuer-
progression, die Erhöhung im staatlichen Gebühren-
bereich, Arbeitslosenversicherung, viele real schlech-
ter stellt als im Vorjahr. Das heißt, Millionen von 
Arbeitnehmern werden in diesem Jahr 2 bis 3 °/o 
weniger Kaufkraft haben als im vergangenen Jahr. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Das ist wahr!) 

Es dürfte Ihnen, meine Damen und Herren von der 
Koalition, auch bekannt sein, daß nach neuesten 
Berechnungen des IFO-Instituts im Jahre 1976 fast 
60 Pfennig einer jeden Mark, die mehr in die Lohn-
tüte des Arbeitnehmers wandert, vom Staat ver-
einnahmt werden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Das ist doch die Realität. Da helfen auch keine Be-
schönigungen. Denn die deutsche Öffentlichkeit merkt 
sehr wohl, wohin wir treiben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: In den Sozia

-

lismus!) 

Sie haben sich, Herr Bundeskanzler, so verzweifelt 
gegen die Alternative „Freiheit oder Sozialismus" 
gewehrt. 

(Zurufe von der SPD: „statt" !) 

— Ich habe gesagt: „oder". 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Wenn Sie das „statt" nehmen, könnte das viel schär-
fer sein als das „oder", meine Damen und Herren; 
denn dann hätten wir den Sozialismus schon. So 
weit sind wir Gott sei Dank noch nicht. Wenn von 
jeder zusätzlich verdienten Mark unseren Arbeit-
nehmern durchschnittlich nur 40 Pfennig verbleiben, 
weil der Rest vom Staat vereinnahmt wird, dann ist 
das bereits eine Einschränkung der persönlichen 
Freiheit und Eigenständigkeit unserer Mitmenschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch die jüngsten Steuerschätzungen vom März 
dieses Jahres verdeutlichen den hohen Belastungs- 
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grad der Lohnabhängigen, wie man so schön sagt. 
Nahezu der gesamte Steuerzuwachs von 13,5 Milliar-
den DM in diesem Jahr wird danach in der Größen-
ordnung von 11 Milliarden DM von den Lohnsteuer-
zahlern aufgebracht werden müssen, und das — das 
muß man hinzufügen — bei einer Million Arbeits-
losen! 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Dr. Jen

-

ninger [CDU/CSU] : „Arbeiterpartei"!) 

In diesen Zusammenhang gehört auch ein Wort 
zur Arbeitslosigkeit. Rekapitulieren wir doch einmal: 
Am 28. Juni 1972 hielten Sie, Herr Bundeskanzler, 
3 °/o Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik für un-
erträglich. Sie haben noch andere Worte gebraucht, 
vom Gefängnis usw.; ich will es nicht weiter zitieren. 
Ist Ihnen eigentlich bewußt — diese Frage sollten 
wir uns alle stellen —, daß wir nun schon im dritten 
Jahr diese 3 °/o zum Teil erheblich überschritten 
haben? 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Schmidt? 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Darf ich Sie fragen, 
Herr Kollege, ob Sie liebenswürdigerweise bereit 
wären, zur Kenntnis zu nehmen, daß die heute wohl 
zum zweiten- oder drittenmal erwähnte und mir 
in den Mund gelegte Bemerkung unter dem Stich-
wort „Gefängnis", die sich auf eine Äußerung be-
ziehen soll, die ich angeblich, auf Herrn Dahlgrün 
gemünzt, der seit vielen Jahren nicht mehr unter uns 
ist, gemacht haben soll, tatsächlich nicht auf mich 
zurückgeht? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist wohl von 
der Presse erfunden?) 

Leicht (CDU/CSU) : Ich nehme das zur Kenntnis. 
Ich würde aber darum bitten, Herr Kollege Schmidt, 
daß man das auch der breiten Öffentlichkeit deutlich 
macht, denn von nichts kommt nichts; entschuldigen 
Sie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage, Herr Abgeordneter? 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Würden Sie dann bitte 
noch zwei weitere Punkte ad notam nehmen? Näm-
lich zum einen, daß jene angebliche Bemerkung 
nach meinen Nachforschungen auf die Veröffentli-
chung in einer Bremer Zeitung aus dem Jahre 1966 
zurückgeht, aus der sie neuerdings wieder aufge-
wärmt worden ist — ich habe sie vor zehn Jahren 
nicht dementiert, weil mir das nicht wichtig genug 
schien —, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

und zweitens, daß ich die Rede, die Sie heute halten, 
allerdings für meine Zwischenfrage benutze, um im 
Sinne Ihrer Aufforderung ganz öffentlich darzutun, 
daß mein Name damit nicht in Verbindung gebracht 
werden darf? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Leicht (CDU/CSU) : Ich nehme das zur Kenntnis; 
ich muß das tun. Ich tue das auch, nicht nur wegen 
Herrn Schmidt. Aber es läßt sich ja sicherlich nach-
prüfen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wenn heute immer noch über eine Million Mit-
menschen arbeitslos sind, darunter Tausende Ju-
gendliche — von den Kurzarbeitern einmal abge-
sehen —, dann ist auch dies eine Einschränkung der 
persönlichen Freiheit. Und die von Ihnen aufgestell-
te These, dies sei ein konjunkturelles Problem, ist 
ebenfalls eine nicht zutreffende Behauptung. 

Ihrer Inflationspolitik, die in den ersten Jahren 
von maßlosen Steuererhöhungen begleitet wurde, 
haben wir es zu verdanken, daß in den Jahren 1974 
und 1975 nahezu 20 000 bundesdeutsche Unterneh-
men in Konkurs gegangen sind oder Vergleichsver-
fahren angemeldet haben. Wenn man von der, wie 
ich meine — aber ich lasse mich gern widerlegen —, 
realistischen Zahl ausgeht, daß jeder Betrieb 30 Be-
schäftigte hatte, dann bedeutet das, daß 1974 und 
1975 600 000 Arbeitsplätze vernichtet worden sind. 
Die sind nicht mehr da, die kann man nicht mehr 
mit Arbeitern besetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. von Bülow [SPD]) 

Was will ich damit sagen? Das ist eine struktu-
relle Arbeitslosigkeit, die leider nicht so ohne wei-
teres mit einem Aufschwung zu beseitigen ist. Des-
halb geht die Bundesregierung ja davon aus, daß 
der Sockel der Arbeitslosigkeit bis in das Jahr 1979 
nicht weit unter einer Million liegen wird. 

Ob das, was wir zur Zeit haben, überhaupt ein 
gesicherter Aufschwung auf Dauer ist, scheint mir 
immer noch sehr zweifelhaft zu sein. Ich hoffe, ein 
solcher Aufschwung kommt. Ein Aufschwung, der 
ein langanhaltendes Wirtschaftswachstum bewirken 
soll, sollte von einer regen Investitionstätigkeit der 
Unternehmen begleitet sein. Von einer regen 
Investitionstätigkeit kann zur Zeit allerdings noch 
nicht die Rede sein. Erst kürzlich hat das Deutsche 
Institut für Wirtschaftsforschung in Berlin auf die 
Stagnation bei den Anlageinvestitionen seit 1970 
hingewiesen. Das Institut der Deutschen Wirtschaft 
hat im April eine Untersuchung veröffentlicht, wo-
nach die Eigenkapitalrendite der Unternehmen von 
nominal 9,8 °/o im Jahre 1969 auf 6,3 °/o im Jahre 
1974 abgeschmolzen ist. Sie war damit geringer als 
die Umlaufrendite festverzinslicher Wertpapiere, 
die im gleichen Zeitraum von 7 auf 10 °/o angestie-
gen ist. Meine Damen und Herren, unsere Unter-
nehmen wären ja von allen guten Geistern verlas-
sen, wenn sie unter solchen Voraussetzungen inve-
stiert hätten. Wir fordern sie dazu auf, schon heute 
zu investieren. Die damalige Politik hat sie aber 
praktisch gezwungen, nicht zu investieren. 

Erschwerend kommt noch die steuerliche Mehr-
belastung der Unternehmen in Höhe von 2,5 bis 
3 Milliarden DM jährlich durch die im Zuge der so-
genannten Steuerreform gegen unseren Willen 
durchgesetzte Erhöhung der ertragsunabhängigen 
Steuern hinzu. Den Ausführungen des Bundeswirt- 
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schaftsministers, die er auf dem Steuerberaterkon 
greß 1975 gemacht hat — ich will sie hier nicht 
wiederholen —, ist in vollem Umfang zuzustim-
men, denn sie treffen den Kern des Problems. 

Ich frage mich allerdings: Wenn Sie schon zu 
dieser richtigen Erkenntnis gelangen, warum sind 
Sie dann nicht bereit, eine steuerliche Entlastung 
unserer Wirtschaft herbeizuführen? Ich sage Ihnen 
in aller Deutlichkeit: Arbeitslosigkeit, Inflation und 
ein Teil der Haushaltsdefizite sind mittelfristig nur 
zu beseitigen, wenn wir über eine steuerliche Ent-
lastung der Unternehmungen und eine dadurch be-
dingte stärkere private Investitionstätigkeit zu 
einem angemessenen Wirtschaftswachstum gelan-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das allein ist auch die Voraussetzung für einen Ab-
bau der Arbeitslosigkeit und die Erreichung realer 
Lohnsteigerungen! 

Wenn Sie sich aber, meine Damen und Herren 
von der SPD, mit allen Mitteln gegen unser Steuer-
programm wehren, das mittelfristig angelegt ist, 
ein eigenes aber nicht vorlegen, dann betreiben Sie, 
so meine ich, eine Politik, die sich in sehr starkem 
Maße gegen Arbeitnehmerinteressen richtet. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ohne entsprechende Maßnahmen wird es kaum er-
reichbar sein, mittelfristig ein gesundes Wirtschafts-
wachstum mit seinen positiven Auswirkungen auf 
den Beschäftigungsstand und die staatlichen Ein-
nahmen zu erreichen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Ich unterstreiche aber noch einmal: Dies allein 
reicht noch nicht aus. Es gilt vielmehr, das hohe 
strukturelle Haushaltsdefizit auch über Kürzungen 
zu beseitigen. Diese Bundesregierung ist aber nicht 
bereit, über die sogenannten Einsparungen des 
Haushaltsstrukturgesetzes hinauszugehen. Dabei 
kann man hierbei von Einsparungen eigentlich gar 
nicht sprechen, denn das Haushaltsstrukturgesetz 
bringt zu zwei Dritteln neue Belastungen für die 
Bürger und nur zu einem Drittel echte Einsparun-
gen. 

Statt dessen wird von der Seite der Koalition im-
mer wieder erklärt, alles, was über die Maßnahmen 
der Bundesregierung hinausgehe, sei soziale De-
montage. Ist es denn nicht eher soziale Demontage, 
wenn durch Ihre Inflationspolitik erstens über eine 
Million Menschen arbeitslos sind, wenn zweitens die 
Krankenversicherungsbeiträge -- um nur eines her-
auszugreifen — ständig erhöht werden müssen, weil 
den Trägern die Kosten über den Kopf wachsen, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

wenn drittens der Rentenversicherung die Illiquidität 
droht, so daß ab 1. Januar 1977 schon Beitragserhö-
hungen in Erwägung gezogen oder die Leistungen 
abgebaut werden müssen, wenn viertens die Sparer 
in den Jahren 1970 bis 1975 insgesamt rund 170 Mil-
liarden DM, also pro Jahr durchschnittlich 28 Mil-
liarden DM, an Kaufkraftverlusten hinnehmen muß- 

ten, während das von 1950 bis 1969 jahresdurch-
schnittlich nur 2,3 Milliarden DM waren? 

Nein, nicht wir wollen soziale Demontage be-
treiben, sondern soziale Demontage betreiben die, 
die die Verantwortung für diese Entwicklung ha-
ben; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn diese Entwicklung bringt Unsicherheit und 
Gefahr für unser Netz der sozialen Sicherung, das 
schließlich auch wir zu einem großen Teil geknüpft 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Viele Ihrer Freunde haben nicht begriffen oder 
wollen nicht verstehen, daß unsere freiheitliche 
Soziale Marktwirtschaft mit einer ihrer Kernaus-
sagen, dem Begriff der Solidarität, nicht Gleichma-
cherei versteht, sondern vielmehr daß der wirt-
schaftlich Stärkere den wirtschaftlich Schwachen 
stützt. Wenn Sie hier letzte Woche erklärten, Herr 
Bundeskanzler — ich nehme Ihnen das ab —, dies 
sei auch Ihre Basis, dann frage ich: warum haben 
Sie denn nicht Schluß gemacht mit der von Ihrer 
Koalition entwickelten Mentalität, mit der Gieß-
kanne ständig über alle gleiche Leistungen auszu-
schütten? Das ist es doch, was auf Dauer dazu füh-
ren wird und muß, daß die persönliche Freiheit un-
serer Mitbürger weiter eingeschränkt wird, weswe-
gen wir vor den eindeutigen sozialistischen Ten-
denzen gewarnt haben. 

Sie haben in der letzten Woche, Herr Bundesfi-
nanzminister, unserem Kollegen Strauß soziale De-
montage vorgeworfen, weil er es gewagt hat, in 
einer Rede die Frage zu stellen, ob die bestehende 
Vermögensbildung in der Form der Sparförderung 
noch zeitgemäß sei. Kennen Sie denn Ihre eigenen 
Gesetze von vor einem Jahr nicht mehr, Herr Bun-
desfinanzminister? Sie haben doch in Ihrem Haus-
haltsstrukturgesetz die Sparprämie von 20 % auf 
15 °/o und die Wohnungsbauprämie von 23 % auf 
18 °/o gesenkt. Das waren doch nicht wir! Was ist 
denn aus Ihrer 1969 fest versprochenen Vermögens-
bildung geworden? Wie ich gehört habe, ist inzwi-
schen sogar der interministerielle Ausschuß, der die 
Vorlage eines Gesetzentwurfes erarbeiten sollte, 
aufgelöst worden. Das ist doch nicht unser Unver

-

mögen, sondern das dieser Bundesregierung. 

1970 glaubte der von mir persönlich sehr ge-
schätzte sozialliberale Finanzminister Dr. Alex Möl-
ler von einer schweren Hypothek sprechen zu müs-
sen. Die Hypothek, die diese Bundesregierung am 
Ende dieser Legislaturperiode, am Ende dieses Jah-
res hinterlassen wird, ist, auf einen Nenner ge-
bracht, so auszudrücken: mehr als jede fünfte Mark, 
die der Bund in diesem Jahr ausgibt, muß erst noch 
in der Zukunft verdient werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Dieser Schuldenberg schwebt gleich einem Damo-
klesschwert über unserem freiheitlich sozialen 
Rechtsstaat. Nur wenn es gelingt, hier Einhalt zu 
gebieten, wird eine Totaldemontage unseres Sy-
stems zu verhindern sein, die weit schlimmer ist als 
der vorübergehende Verzicht auf mehr staatliche 
Leistungen. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 245. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Mai 1976 	17317 

Leicht 

Lassen Sie mich zusammenfassen: 

Erstens. Der Bundeshaushalt 1976 ist kein Haus-
halt der Konsolidierung, sondern der Haushalt eines 
Wahljahres. 

Zweitens. Er stellt eine Fortsetzung der sozialli-
beralen Schuldenpolitik der letzten Jahre dar. 

Drittens. Die Bundesregierung war trotz des hohen 
Verschuldungsgrades nicht bereit, zumindest einen 
Teil des strukturbedingten Defizits durch echte Kür-
zungen abzubauen. 

Viertens. Statt dessen gefährdet die Bundesregie-
rung mit ihren Steuererhöhungen die zarten Blüten 
der Aufschwungpflanze und mißachtet jeglichen Auf-
trag des Stabilitätsgesetzes. 

Fünftens. Die Bundesregierung ist auch weiterhin 
nicht bereit, die durch ihre Steuerpolitik entstandene 
Investitionsunlust der deutschen Wirtschaft durch 
geeignete Maßnahmen zu beseitigen. 

Sechstens. Sie gefährdet damit den Weg in ein 
gesichertes mittelfristiges Wachstum und verhindert 
einen Abbau der Haushaltsdefizite. 

Siebentens. Über eine Million unserer Mitbürger 
— ohne die Hunderttausende von Kurzarbeitern — 
sind nun schon fast zwei Jahre lang — natürlich im 
Jahresdurchschnitt und nicht immer dieselben — 
ohne Arbeit. Für viele wird es auch in absehbarer 
Zukunft keine Arbeit geben. 

Achtens. Trotz des starken Konjunktureinbruchs 
— sofern man ihn so nennen will — bleibt der 
Inflationssockel mit 5 % sehr hoch. Das banale Wort 
— und ich nehme an, Herr Bundeskanzler, daß die-
ses Zitat nun richtig ist —, „5 % Inflation seien 
besser zu ertragen als 5 % Arbeitslosigkeit", ist 
längst und noch lange bittere Realität. 

Neuntens. Die Wirtschaft hat aufgehört zu flo-
rieren. Kostendruck, Abgabenbelastungen und Ver-
unsicherungen nahmen jede Investitionslust und 
zerstörten die Arbeitsplätze. 

Zehntens. Produktion und Produktivität sanken 
und zogen sinkende Einkommen nach sich. Für viele 
unserer Mitbürger gibt es seit zwei Jahren keinen 
realen Einkommenzuwachs mehr. 

Elftens. Dem Anspruchsdenken der sozialliberalen 
Reformer folgte die Inflation der Preise, Einkommen 
und Steuern. Die Belastungen für Steuerzahler und 
Wirtschaft nahmen zu und lösten Unwillen und Ver-
drossenheit aus. 

Zwölftens. Die hohen Verluste bundesdeutscher 
Sparer sind die Folge der sozialliberalen Inflations-
politik der letzten Jahre. 

Dreizehntens. Desgleichen gilt für die drohende 
Illiquidität der Rentenversicherung und die finan-
ziellen Schwierigkeiten bei den Krankenversiche-
rungen. 

Vierzehntens. Hier haben wir über einen Haushalt 
zu befinden, der dieselbe Politik fortführt, der uns 
der Konsolidierung nicht einen Schritt näherbringt, 
einen Haushalt, der trotz Haushaltsstrukturgesetz, 
trotz Steuererhöhungen einzig und allein das Bestre

-

ben der Bundesregierung dokumentiert, dieses 
Wahljahr 1976 politisch zu überleben. 

Fünfzehntens. Insgesamt gesehen hat die Bundes-
regierung zu keinem Zeitpunkt in dieser Haushalts-
debatte dargestellt, wie sie die Staatsverschuldung 
mittelfristig abbauen, ein gesichertes Wachstum er-
reichen, die Arbeitslosigkeit beseitigen und die So-
zialversicherungen von der sie erdrückenden Fi-
nanzlast befreien will. 

In diese Situation hat uns der Traum der SPD 
vom Sozialismus gebracht. Anstatt uns den Weg 
zurück zu mehr Freiheit aufzuzeigen, läßt diese Bun-
desregierung die finanzpolitischen Zügel weiter 
schleifen und gefährdet so in zunehmendem Maße 
die Existenz unseres sozialen Rechtsstaats. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Politik — und ich sage das auf eine Anzeige 
der Bundesregierung von gestern hin — hat keine 
Leistung, es sei denn nur Fehlleistungen, erbracht 
und verdient deshalb kein Vertrauen. Diese Politik 
und die Männer, die sie gemacht haben, werden 
auch Deutschlands Zukunft — wie dort steht — nicht 
sichern. 

(Stücklen [CDU/CSU]: Mit Sicherheit nicht!) 

Die Bürger werden mit ihrem feinen Gespür für 
die Realitäten über die mit hohen Steuermitteln 
verbreiteten Anzeigen der letzten Tage eher lachen 
als sie ernst nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen, meine Damen und Herren, empfehlen 
wir dem Burger,  mit uns den, allerdings beschwer-
lichen, Weg der Konsolidierung zu beschreiten, der 
uns allen auf Dauer unsere Eigenständigkeit sichern 
und mehr Freiheitsspielraum für den einzelnen Bür-
ger bringen wird. 

Unter den gegebenen Voraussetzungen kann die 
CDU/CSU dem Bundeshaushalt 1976 ihre Zustim-
mung nicht geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Abschließend möchte ich ein Wort in eigener 
Sache sagen. Ich danke allen Mitgliedern des Haus-
haltsausschusses für die mir persönlich entgegen-
gebrachte Loyalität und die in der Sache harte, aber 
kollegiale Zusammenarbeit in den letzten Monaten. 
Ich bedanke mich besonders bei meinem Stellver-
treter, Herrn von Bülow, der drei Wochen lang, in 
denen ich krank war, die Geschäfte geführt hat. 
Wir haben in diesem Jahr geradezu ein Mammut-
programm zu bewältigen gehabt. Daß es dennoch so 
zügig abgewickelt werden konnte, haben wir nicht 
zuletzt dem persönlichen Einsatz jedes einzelnen 
Mitglieds im Haushaltsausschuß zu verdanken. 

Ein besonderer Dank gilt auch unseren Mitarbei-
tern, 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

sowohl den persönlichen Mitarbeitern als auch de-
nen im Haushaltsausschuß und denen im Finanz-
ministerium, die uns dazu verholfen haben, wenig-
stens einigermaßen rechtzeitig unsere Beratungen 
abschließen zu können. 
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Zum Schluß also besten Dank all denen, die dazu 
beigetragen haben, dieses Werk heute in die dritte 
Lesung zu bringen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, wir fahren in der Aussprache 
fort. Das Wort hat der Abgeordnete Kirst. 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Jetzt kommt die 
Schuchardt-Gedächtnisrede!) 

Kirst (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich darf mich zunächst, Herr 
Kollege Leicht, dem Dank anschließen, mit dem Sie 
Ihre Rede geschlossen haben. Diesen Dank darf ich 
— sicher im Namen aller Mitglieder des Haushalts-
ausschusses und darüber hinaus des ganzen Hau-
ses — auf den Vorsitzenden des Haushaltsaus-
schusses ausdehnen, der, wie immer, diesen Aus-
schuß im vergangenen Jahr in sehr fairer und neu-
traler Art geleitet hat. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Meinen Dank kann ich nicht ausdehnen auf Ihre 
Rede. Aber vielleicht kann ich es doch, und zwar 
insofern, als Sie mir Gelegenheit gegeben haben, 
einiges, was Sie falsch dargestellt haben, klarzu-
stellen. Aber darauf werde ich im späteren Verlauf 
meiner Ausführungen zurückkommen. 

Ich möchte zunächst ein paar allgemeine politische 
Bemerkungen, wie sie vielleicht auch für die dritte 
Lesung angemessen sind, voranschicken und dann 
noch einmal auf die Haushaltsprobleme im einzel-
nen zurückkommen. 

Es ist sicher auch die Aufgabe einer dritten Le-
sung, die politische Bilanz der zweiten Lesung, die 
wir hier in der vergangenen Woche in lange nicht 
gekannter Ausführlichkeit absolviert haben, zu zie-
hen. Ich meine, das Parlament wird sich dem Urteil 
der Öffentlichkeit beugen müssen, das man weit-
gehend dahin zusammenfassen kann, daß hier von 
allen Beteiligten — seien wir ehrlich — der große 
Wahlkampfauftakt des Jahres 1976 geboten worden 
ist. Die Haushaltspolitiker — sicher aller Fraktio-
nen — können es nur bedauern, daß die Haushalts-
probleme selbst, die wichtig und ernst genug sind, 
dabei zuwenig berücksichtigt und — ich muß das 
aus der Sicht einer Koalitionspartei hinzufügen —, 
soweit sie von der Opposition behandelt worden 
sind, verzerrt dargestellt worden sind. 

Meine Damen und Herren, für die Opposition war 
die vergangene Woche im Zweifel eine, wie man 
das in der Werbewirtschaft nennt, großangelegte 
Testaktion für ihren bekannten Werbeslogan. Das 
Ergebnis dieser Marktforschung haben wir dann am 
Ende der zweiten Lesung in zeitlicher Übereinstim-
mung feststellen können. Man kann dieses Ergebnis 
so beschreiben: Es ist ein Slogan mit blauweißem 
Wechselrahmen dabei herausgekommen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Herr Kohl, Ministerpräsident Kohl hat dann in 
seiner Eigenschaft als Vorsitzender der CDU die 
feinsinnige Unterscheidung zwischen Feststellung in 
dem einen und Fragestellung in dem anderen Slogan 
getroffen. Ich würde sagen: Beide Versionen bieten 
keine Antwort auf die Fragen der Gegenwart und 
der Zukunft, und die erwartet ja der Bürger. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Im übrigen haben die Sprecher meiner Fraktion 
— aus der Fraktion und aus der Regierung — zu 
diesem Slogan hinreichend Stellung genommen. Man 
könnte das, um dazu noch ein paar wenige Berner-
kungen zu machen, salopp so formulieren: Betrifft 
uns nicht. Oder mit anderen Worten: Sozialismus 
— der zweite Teil dieser Formel — ist nicht unser 
Bier. Wir waren und wir sind zu sozialliberaler Poli-
tik bereit, nicht aber zu sozialistischer Politik. Dies 
weiß und dies respektiert der Partner. 

(Beifall bei der FDP) 

Der Kollege Carstens und andere Mitglieder der 
Opposition sind der sehr eindringlichen Frage unse-
res Bundesvorsitzenden in der Debatte der vergan-
genen Woche geflissentlich ausgewichen, nämlich 
der Frage, wo denn nun hinsichtlich der Politik der 
Jahre 1969 bis 1976 von sozialistischer Politik ge-
sprochen werden könne. Sie mußten die Antwort 
schuldig bleiben, weil es eben keine solchen Be-
weise, keine solchen Belege gibt. Auch Herr Leicht 
hat sie heute hier nicht bringen können, obwohl er 
es versucht hat. 

(Beifall bei der FDP) 

Im übrigen werden Liberale den Sozialismus, wenn 
er je drohen sollte, besser verhindern als eine Mix-
tur aus konservativen Klerikalen und christlichen 
Sozialisten. 

(Beifall bei der FDP) 

Zum anderen Teil, den Sie voranstellen, folgen-
des: Die Freiheit, meine Damen und Herren, ist ja 
nicht erst seit heute und vor allem — das ist viel-
leicht der Unterschied zu anderen Parteien — ge-
genüber allen freiheitsbedrohenden Kräften bei den 
Liberalen — man könnte sagen: ex definitione — in 
bester Hand. Die FDP war schon für Freiheit in 
allen Bereichen, als die CDU noch — heute muß 
man sagen: erstmals — das Ahlener Programm kul-
tivierte 

(Stücklen [CDU/CSU] : Sie erzählen noch 
vom politischen Neandertaler!) 

und Sie von der CDU in manchen Fragen — ich darf 
daran erinnern, wieviel Schweiß bei der stumpfsin-
nigen Auseinandersetzung über die Konfessions-
schule vergeudet worden ist — 

(Unruhe — Glocke des Präsidenten) 

dem Mittelalter näherstanden als dem 20. Jahrhun-
dert. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das muß man heute noch einmal in Erinnerung ru-
fen. 1953, nach Ihrem ersten absoluten Wahlsieg, 
war es eine der ersten Erklärungen aus Ihrem 
Munde, nun müßte man ja wohl das reparieren, was 
Bismarck geschaffen habe, nämlich z. B. die obliga- 
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A) torische Zivilehe abschaffen. All dies haben wir 

nicht vergessen. Wenn Sie so gut in der Vergangen-
heit bewandert sind — wir sind es mindestens eben-
sogut. 

In diesem Zusammenhang, meine Damen und Her-
ren, muß man etwas zur Frage der Glaubwürdigkeit 
von Parolen der CDU/CSU sagen. Da gibt es ein 
Paradebeispiel, das genauso schrecklich klang wie 
Ihre heutige Formel. Der Kollege Strauß, der offen-
bar nicht da ist, — — 

(Stücklen [CDU/CSU] : Der hört mit!) 

— Herr Kollege Stücklen, Sie wollten mich aber in 
diesem Zusammenhang nicht an die Formel „Feind 
hört mit" erinnern? 

(Heiterkeit bei der FDP und der SPD — 
Stücklen [CDU/CSU] : Kritischer Freund!) 

Der Kollege Strauß hat 1972 vor der Wahl vom 
19. November in die „Welt" und andere Publika-
tionsorgane gesetzt, wenn die Koalition die Wahlen 
gewinne, werde diese Wahl vom 19. November 1972 
die letzte freie Wahl in der Bundesrepublik Deutsch-
land gewesen sein. 

(Zuruf von der SPD: Unglaublich!) 

Diese Behauptung, diese Ungeheuerlichkeit, die da-
mals vielerorts leider kommentarlos gedruckt und 
zitiert wurde, wird der Herr Strauß nicht aus der 
Welt schaffen können. Merkwürdigerweise speku-
liert er nicht, wie man vermuten möchte, auf die 
Vergeßlichkeit der Mitbürger in diesem Lande, son-
dern er versucht krampfhaft, wie man schon sagen 
muß, den Wahrheitsbeweis anzutreten. Er fühlt sich 
in Beweisnot. Dafür spricht ein Interview, das der 
Kollege Strauß am 17. Mai einer Agentur gegeben 
hat. Ich habe hier eine Durchschrift der Meldung, 
und man muß dies -- ich darf es mit Genehmigung 
des Herrn Präsidenten — noch einmal zitieren. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Aber ganz zitieren!) 

— Ich zitiere ganz, Herr Kollege Stücklen, auf Ihren 
ausdrücklichen Wunsch! 

(Stücklen [CDU/CSU]: Ja, mit Anfang und 
Ende! — Zuruf von der SPD: Damit wird 

es auch nicht besser!) 

Der CSU-Vorsitzende Franz Josef Strauß sieht 
die freie Entscheidung der Bürger bei der dies-
jährigen Bundestagswahl durch den Wahlkampf-
stil vor allem der SPD gefährdet. In einem AP-
Interview meinte Strauß am Montag in Bonn, 

— unter Bezug auf die Entscheidung im Herbst — 

Wahlen, die bereits unter „psychologischem 
Druck" stattfänden, seien keine „normalen" und 
„freien" Wahlen mehr. 

Lassen Sie mich hier einfügen: So wird also die 
Wirklichkeit gequält, um mit den eigenen Behaup-
tungen aus dem Jahre 1972 fertig zu werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Jetzt geht es weiter: 

Diese Passage lautet im Interview wörtlich: 

Frage: „Sie befürchten, daß die sozialistischen 
Tendenzen sich verstärken, wenn die sozial

-

liberale Regierung fortgesetzt wird oder dio 
SPD eine Alleinregierung bilden kann. Sehen 
Sie eine Gefahr, daß dann die Bundesrepublik 
langfristig sozialistisch wird?" 

Strauß: „Nicht auf dem Wege der politischen 
Auseinandersetzung demokratischer Art, wenn 
auf beiden Seiten mit offenem Visier gekämpft 
wird. 

— Anmerkung von mir: Empfehlung für ihn 
selbst! — 

Mit dem Stimmzettel in normalen demokrati-
schen Wahlen werden die Volksfrontsozialisten 
und ihre Helfershelfer in der Bundesrepublik 
nicht die Mehrheit kriegen." 

Frage: „Was nennen Sie normale und nicht nor-
male Wahlen?" 

Strauß: „Wahlen, die bereits unter psychologi-
schem Druck stattfinden, sind nicht normale 
Wahlen. Wahlen, in denen man sagt, die Oppo-
sition darf die Wahl nicht gewinnen, sonst gibt 
es Arger mit der Sowjetunion und soziale Un-
ruhen, sind schon nicht mehr freie Wahlen." 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

— Klatschen Sie nicht zu früh. Sie haben wieder ein 
zu kurzes Gedächtnis, wie ich jetzt nur dazwischen-
rufen kann. Ich bringe gleich einiges zum Hinter-
grund solcher Behauptungen. 

Frage: „Sie meinen 72?" 

Strauß: „Nein 76 — die Ankündigungen, die wir 
in den letzten Wochen und Monaten erleben." 

Ich zitiere jetzt noch eine Passage. Ich glaube, Herr 
Stücklen, wir können in Übereinstimmung auf das 
übrige verzichten, weil es mit dem Thema so direkt 
nichts zu tun hat. Die Agentur fragt weiter: 

Sie würden also sagen, die 76er Wahl hat schon 
ein Stück Unfreiheit in sich? 

Jetzt kommt der Rückzieher: 

Strauß: „Nein, das will ich nicht sagen, aber das 
ist dann schon ein Versuch, ein Grundelement 
der parlamentarischen Demokratie auszuschal-
ten, nämlich die Ablösbarkeit einer Regierung, 
wenn man dem Bürger, der Ruhe und Sicher-
heit, Wohlstand und Frieden haben will, sagt: 
Du darfst nur die wählen, sonst gibt es a) Un-
ruhen und b) eine Gefährdung des Friedens." 

(Stücklen [CDU/CSU] : Absolut richtig!) 

In diesem Zusammenhang — Herr Stücklen, Sie 
sind doch einer, der von Anfang an, seit 1949, hier 
ist — muß man sich doch einmal überlegen — ich 
sage das unabhängig davon, daß wir dabei zeit-
weise Koalitionspartner der CDU waren ;  diese Pa-
rolen haben immer nur ihrer eigenen Partei dienen 
sollen —, welche Angstparolen die CDU, als es um 
ihre Ablösung ab 1953 ging, eigentlich fabriziert und 
in die Welt gesetzt hat. Es wurde vom Untergang 
Deutschlands gesprochen. 

(Stücklen [CDU/CSU] : „Keine Experimente" !) 

Ich erinnere mich an eine, man kann sagen, infame 
Fotomontage in einer Illustrierten, die Sie während 
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) des Wahlkampfes in Hamburg verteilten, mit der 

Volksarmee auf dem Jungfernstieg. 

(Wehner [SPD] : Und auf dem Kölner Dom- 
platz!) 

— Ja, sicher, das war regional verschieden. Das 
sollte den Bürgern als Folge einer Wahlniederlage 
der CDU/CSU suggeriert werden. Wenn Herr Strauß 
auf die Sowjetunion anspielt — ich persönlich glau-
be, daß das Verhältnis zur UdSSR unabhängig vom 
Wahlausgang durch die Verträge bestimmt ist —, 
dann möchte ich fragen, wer denn Herrn Dulles 
1953 animiert hat, dafür zu sorgen, daß es Erklärun-
gen gab, die sinngemäß besagten, wenn man die 
CDU nicht wählte, dann würde es eine schmerz-
hafte Überprüfung der amerikanischen Außenpolitik 
geben. Das ist mir noch in Erinnerung. Ich habe 
mich damals auch als Angehöriger einer Koalitions-
partei über diese Methoden empört. Ich sage das 
hier ganz offen. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Wieso „animiert" ? 
Wie kommen Sie auf die Idee?) 

— Von selbst sagt man so etwas nicht. Aber es ist 
gesagt worden, ob nun animiert oder nicht. 

(Stücklen [CDU/CSU]: Na also! Schon ein 
Rückzieher!) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zu 
dieser neuesten Version des Herrn Strauß, die er 
hier zwischen die zweite und dritte Lesung des 
Haushalts geschoben hat, sagen: Die Wahlen im 
Jahre 1976 sind so frei wie die Wahlen 1949, 1953, 

I 1957, 1961, 1965, 1969 und 1972. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich füge hinzu: Wir werden freie Wahlen behalten 
— hören Sie bitte gut zu —, solange die gegenwär-
tigen Bundestagsparteien die möglichen Regierungs-
parteien sind. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich glaube, man sollte direkt an den Kollegen 
Strauß appellieren, diese Argumentation aufzuge-
ben, die ihn ja in der Qualifikation unserer Wahlen 
unfreiwillig in die Nachbarschaft zu Stamokap und 
anderen Systemveränderern bringt, die aus ihrem 
Gesichtswinkel die Freiheit dieser Wahlen bezwei-
feln, wie wir alle wissen. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Was halten Sie vom 
„Sicherheitsrisiko" ?) 

Wir alle, Herr Stücklen, in diesem Bundestag soll-
ten die Freiheit dieser Wahlen nicht in Zweifel 
ziehen, um die uns Hunderte von Millionen in kom-
munistischen und anderen Diktaturen in der gan-
zen Welt beneiden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Sehr 
gut! bei der SPD — Stücklen [CDU/CSU] : 

Wehret den Anfängen!) 

Meine Damen und Herren, der Gespensterreigen 
der Opposition, den sie hier in der vergangenen 
Woche tanzen ließ, hat als realen Hintergrund die 
Alternativlosigkeit der Opposition in allen Fragen 
und insbesondere auch in der Haushaltspolitik 

selbst. Man ist versucht zu sagen: Alternativlosig-
keit, dein Name ist CDU/CSU. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich möchte eine Einschränkung machen, denn viele 
Debattenbeiträge der vergangenen Woche kann 
man auf den Nenner bringen: die Alternative der 
heutigen Opposition ist ihre Vergangenheit. Auf 
diesen Tenor war vieles — ich denke an Herrn 
Katzer und andere — hier abgestellt. Nostalgie ist 
zwar Mode und sie mag in manchen Bereichen nett 
sein, für die Politik aber ist sie keine Lösung, keine 
Antwort auf Fragen der Gegenwart und der Zu-
kunft. 

Um auf den Haushalt zurückzukommen: Die 
Opposition hat keine Alternative zur Haushaltspoli-
tik geboten. Sie konnte es auch nicht. Sie hat keine 
fundierten und spezifizierten Kürzungsanträge ge-
stellt. Beide Eigenschaften müssen ja zusammen-
kommen: fundiert und spezifiziert; es muß ver-
nünftig sein, und man muß Roß und Reiter nennen, 
statt wie bei den Subventionen im Haushaltsaus-
schuß — ich habe das in der vorigen Woche er-
wähnt — Globalanträge zu stellen. 

(Widerspruch des Abg. Stücklen [CDU/CSU]) 

Die Opposition hat — zweitens — keine wesent-
lichen Vorschläge zu Umschichtungen im Haushalt 
und zur Verlagerung von Prioritäten angeboten. Sie 
hat schließlich auch keinerlei andere Möglichkeiten 
zur Finanzierung des Haushalts dargestellt, als sie 
sich im Haushaltsplan finden. 

Auch der finanzpolitische Sprecher der CDU/CSU, 
Herr Strauß, war dazu nicht in der Lage. Es war 
interessant, festzustellen, daß er bei der finanzpoli-
tischen Debatte am vorigen Donnerstag — insbeson-
dere über die Einzelpläne 08 und 09 und über die 
Steuern — sich erst nach den haushaltspolitischen 
Sprechern der Koalition und nach dem Bundesfinanz-
minister zu Wort gemeldet hat. Offenbar befürchtete 
er die gemeinsame sachliche Replik dieser Redner 
auf seine Argumente. Seine Rede — auch er zen-
siert ja immer gern — entbehrte keineswegs des 
rhetorischen Feuerwerks, das seine Reden immer 
auszeichnet, wohl aber absolut jeder sachlichen 
Substanz. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich habe diese Rede nochmals gelesen, weil ich 
auf einiges im haushalts-, finanz- und wirtschafts-
politischen Bereich eingehen wollte. Aber da ist 
als erwähnenswert eigentlich nur ein Punkt übrig-
geblieben, der der geschichtlichen Wahrheit dienen 
soll. 

Die Frage der Verschuldung des Bundes hat am 
vorigen Donnerstag bei Herrn von Bülow, Minister 
Apel und mir eine große Rolle gespielt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die spielt noch 
lange eine Rolle!) 

Ich erinnere an ein gewisses Flugblatt. Ich habe es 
heute nicht nochmals mitgebracht; es ist so schlimm, 
daß man es nicht gern oft bei sich trägt. Von — ich 
glaube — Herrn Althammer wurde mir entgegen-
gehalten, 1969 sei die Bundesrepublik ja schulden- 
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frei gewesen. Diese Feststellung habe ich ad absur-
dum geführt. Da kam ein Zwischenruf — den Herr 
Strauß später aufgenommen hat —: Aber das waren 
doch alles Auslandsschulden, Kriegsfolgeschulden 
usw.! 

Ich habe in den Archiven nachgesehen und möchte 
Ihnen, um auch diesen Punkt klarzustellen, sagen, 
wie es in Wirklichkeit war, Herr Kollege Kiesinger. 
Die Deutsche Bundesbank weist das alles ja immer 
säuberlich aus, und niemand von Ihnen wird irgend 
etwas bezweifeln, was die Deutsche Bundesbank an 
Statistiken veröffentlicht. Im Monatsbericht der 
Deutschen Bundesbank vom April 1971 — man muß 
so weit zurückgehen, weil die Monatszahlen im-
mer nur für eine gewisse Zeit zurück veröffentlicht 
werden — ist auf Seite 60 festgestellt: Ende Sep-
tember 1969 — am 28. September waren bekanntlich 
die Wahlen — betrug die Verschuldung der Bundes-
republik unter Berücksichtigung nur des Bundes-
haushalts — Bahn und Post, Länder und Gemein-
den lasse ich außen vor — insgesamt 45,1 Milliar-
den DM. Ich muß das einzeln aufführen, um Ihre 
falsche Behauptung zu widerlegen. Es entfielen auf 
Sonderkredite der Bundesbank 0,7 Milliarden DM, 
Geldmarkttitel 4,2 Milliarden DM, Anleihen, Kas-
senobligationen und Bundesschätzchen 11,4 Mil-
liarden DM, Bankkredite 9,0 Milliarden DM, Schuld-
buchforderungen der Sozialversicherung — auch 
das haben wir ja nur fortgeführt — 4,5 Milliarden 
DM, Sonstiges 1,0 Milliarden DM zusammen 
30,8 Milliarden DM. 

(Zuruf des Abg. Leicht [CDU/CSU]) 

Dem stehen Posten gegenüber — ich habe den Be-
richt hier —, die man unter Ihren Zwischenruf brin-
gen kann, Herr Leicht: Ausgleichsforderungen 11,7 
Milliarden DM, Ausland 1,7 Milliarden DM, Son-
stiges dieser Art 0,9 Milliarden DM — zusammen 
14,3 Milliarden DM. 30,8 Milliarden DM plus 14,3 
Milliarden DM gibt 45,1 Milliarden DM. Das heißt, 
zwei Drittel der Schulden, die am Ende der Regie-
rungszeit der CDU/CSU ausweislich des Berichtes 
der Deutschen Bundesbank vorhanden waren, hatte 
nicht jene Ursache, auf die Sie sie in Ihren Zwi-
schenrufen und Herr Strauß durch seine Bemerkun-
gen zurückführen wollten, sondern es waren neue 
Schulden aus der Zeit der Jahre 1950 bis 1969. Ich 
kritisiere das gar nicht, aber wir wollen doch, Herr 
Kollege Leicht, bei der Wahrheit bleiben. 

(Abg. Leicht [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Zur Wahrheit — ich lasse Ihre Frage gleich zu — 
gehört ja auch noch etwas anderes. Herr Kollege 
Leicht hat heute wieder darauf hingewiesen, daß 
Sie 1969 einen Kassenüberschuß in Höhe von 1,68 
Milliarden DM übergeben hätten. Das ist die Wahr-
heit. 

(Stücklen [CDU/CSU]: Na also!) 

Aber, Herr Kollege Stücklen, ich habe hier eine 
Statistik aus derselben Quelle der Bundesbank 
— eine Seite vorher, also Seite 59 —, in der die 
Kassenüberschüsse und Defizite von 1950/51 — wir 
hatten damals noch andere Haushaltsjahre — bis 
1970 aufgeführt sind. Jetzt geht es ja um Ihre 

Regierungszeit. In diesen 20 Jahren — Sie kön-
nen es nachlesen; ich will es aus Zeitgründen nicht 
alles zitieren — steht vor der jeweiligen Position 
nur dreimal ein Pluszeichen und siebzehnmal ein 
Minuszeichen. Daß das gerade im Jahre 1969 so 
hinkam, war also Zufall. Und in dieser Statistik 
sind dicke Brocken enthalten: 6 Milliarden DM, 3 
Milliarden DM; ich will das nicht im einzelnen aus-
führen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Kirst, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Leicht? 

Kirs (FDP) : Bitte. 

Leicht (CDU/CSU) : Herr Kollege Kirst, wollen 
Sie zur Kenntnis nehmen, daß es nicht um die Ge-
samtverschuldung von 45 Milliarden DM geht, die 
ich nie bestritten habe, sondern um die Nettoneu-
verschuldung des Bundes, die in dieser Zeit rund 
14 Milliarden DM beträgt? 

(Dr. h. c. Kiesinger [CDU/CSU] : 14,3 Mil

-

liarden DM, wenn Sie es genau wissen wol

-

len!) 

Kirst (FDP): Sie können ja nun nicht von null auf 
30 Milliarden DM durch 14,3 Milliarden DM Netto-
neuverschuldung kommen. Das müssen Sie mir erst 
einmal vormachen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Stück

-

len [CDU/CSU] : Wieviel Schulden haben 
Sie denn gemacht?) 

— Ich komme darauf gleich noch zurück, Herr Kol-
lege Stücklen. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Wenn Sie es unbedingt zum fünften oder zehn-
ten Mal hören wollen: von 1970 bis 1973 ganze 8 
Milliarden DM, 2%des Haushaltsvolumens. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Und 1973 bis 1976?) 

— Sie können ja allenfalls 1974 anfangen, wenn ich 
eben schon bis 1973 gerechnet habe. 

(Heiterkeit bei der FDP und der SPD) 

1974 9 Milliarden DM, 1975 30 Milliarden DM und 
1976 voraussichtlich 33 Milliarden DM. 

(Stücklen [CDU/CSU]: Und jetzt addieren 
Sie mal! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Das haben wir doch niemals bestritten, Herr 
Stücklen. Worum es nur geht, ist, die Dinge zurecht-
zurücken, die Sie — nicht unbedingt Sie persönlich, 
sondern Ihre Sprecher — immer durcheinanderbrin-
gen. Sie behaupten doch, die CDU/CSU habe keine 
Schulden gemacht und wir machten nur Schulden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!) 

Richtig ist, Herr Stücklen, daß Sie auch Schulden 
gemacht haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
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— Ja Gott, der Haushalt war doch damals viel klei-
ner. Mitte der 60er Jahren umfaßte der Haushalt 
56 Milliarden DM, heute umfaßt er etwa das Drei-
fache. Daß dann auch die Schulden entsprechend 
steigen, ist doch selbstverständlich. Sie haben jeden-
falls auch Schulden gemacht. 

Wir brauchten vier Jahre lang keine Schulden 
zu machen. Das war Glück, füge ich hinzu. Dann 
ergab sich die Notwendigkeit, zwei, drei Jahre lang 
hohe Schulden zu machen. Das konnten und können 
wir nur, weil wir in den Jahren zuvor — im Gegen-
satz zu dem, was der Kollege Leicht, gemeinsam 
mit seinen Kollegen, zum soundsovielten Male zum 
besten gegeben hat — eben eine solide Finanzpoli-
tik betrieben haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Herr Kollege Leicht, ich möchte jetzt gerne zu 
einigen Ihrer Bemerkungen — nicht zu allen — 
kurz Stellung nehmen. Sie haben der Regierung vor-
geworfen, sie sei wenig konkret und sie handele 
zu spät. Genau das trifft natürlich nicht auf den 
Punkt zu, den Sie dann wieder unter anderen Ge-
sichtspunkten in diesem Hause kritisieren, nämlich 
auf die in der vergangenen Woche beschlossene 
Erhöhung der Mehrwertsteuer, von der Sie genau 
wissen, daß wir das nicht gerne machen. Das macht 
uns doch keinen Spaß. Wir sehen auch, daß das kon-
junkturpolitisch, unter Preisgesichtspunkten sicher 
seine Probleme hat. Aber, Kollege Leicht, oberster 
Grundsatz — beinahe hätte ich gesagt: oberstes 
Gesetz — unserer finanzpolitischen Überlegungen 
ist die Notwendigkeit, die Kredite aus den genann-
ten Gründen ab 1977 zurückzuführen. Allein diesem 
Ziel dient die Erhöhung der Mehrwertsteuer. Ich 
habe das vorige Woche deutlich gesagt. Wir be-
zwecken damit keine Ausweitung des Staatsanteils; 
wir wollen eine Umfinanzierung des Staatsanteils. 
Man muß es leider immer, immer wieder sagen, 
weil die Argumente einfach nicht zur Kenntnis ge-
nommen und vorgedachte Dinge wie tibetanische 
Gebetsmühlen immer wieder zum besten gegeben 
werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dann müssen wir das eben immer wieder wider-
legen. Wir werden dessen nicht müde werden. 

Sie sagen einmal, daß der Aufschwung kommt, 
und dann bezweifeln Sie es am Ende wieder etwas. 
Natürlich kommt der Aufschwung. Nur ist er in der 
Finanzplanung schon enthalten. Es wäre für die Fi-
nanzplanung schlimm, wenn er nicht käme. Inso-
fern ist dieser Aufschwung auch in den steuerlichen 
Verbesserungen kein Alibi gegenüber der Weige-
rung der Opposition, diese gewiß sehr unpopuläre 
Maßnahme mitzutragen. Aber gerade diese Maß-
nahme zeigt doch: Wir sind konkret, wir sind offen, 
wir sind ehrlich, und wir handeln nicht zu spät. Sie 
werfen uns ja gerade vor, wir handelten zu früh. 
Aber wir handeln zum richtigen Zeitpunkt. 

Herr Kollege Leicht, Sie haben von der Vollbe-
schäftigungsgarantie gesprochen. Das ist ein so alter 
Hut, daß ich darauf gar nicht mehr eingehen will. 
Aber die Formel war ja, wenn ich mich recht ent-
sinne, nicht „jedem seinen", sondern „für jeden 

einen Arbeitsplatz". Das ist schon ein wesentlicher 
Unterschied. Ich habe schon darauf hingewiesen, daß 
die Stabilitätspolitik natürlich mit Opfern verbunden 
sein mußte, und will das nicht alles wiederholen. 

Dann haben Sie von der „Anspruchsinflation" 
gesprochen, die diese Regierung — ich glaube, Sie 
haben dabei den früheren Bundeskanzler persön-
lich zitiert — gezüchtet habe. Verehrter Herr Leicht, 
wer die Geschichte der Bundesrepublik unter die-
sem Aspekt sieht, kann allenfalls, sofern es wahr 
ist, sagen: Dann haben wir von Ihnen gelernt. Denn 
wir haben beim Regierungswechsel 1969 eine Be-
völkerung übernommen, die durch Sie — teilweise 
waren wir dabei, das will ich gar nicht verschwei-
gen —, durch 20 Jahre Politik an das Anspruchs-
denken gewöhnt war. Das war doch die Politik von 
1949 bis 1969. 

(Beifall bei der FPD und der SPD — Stück

-

len [CDU/CSU] : Sie waren mitbeteiligt!) 

— Ich habe ja eingeräumt, daß wir teilweise dabei-
gewesen sind. Ich habe das ja nicht vergessen. Tat-
sache ist, daß das Anspruchsdenken nicht nach 1969 
erfunden worden ist. Das war vorhanden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir haben manche Mühe gehabt, mit diesem An-
spruchsdenken fertig zu werden, und wir werden 
noch weitere Mühe damit haben. Für Ihre Unter-
stützung hierbei wären wir Ihnen sicher gelegent-
lich dankbar. 

(Blank [SPD] : Das war die Politik der klei

-

nen Geschenke!) 

Was die antizyklische Haushaltspolitik anlangt, 
so habe ich schon auf das Ergebnis der Politik von 
1970 bis 1973 hingewiesen. Nun sagen Sie, Herr 
Kollege Leicht, die Haushaltsschwierigkeiten seien 
nicht nur konjunktureller Art. Das haben wir auch 
nie behauptet. Ich habe immer von zwei Säulen ge-
sprochen, und ich bleibe dabei. Die Steuerreform 
war kein konjunkturpolitischer Akt. Von den 15 Mil-
liarden DM gingen 10 bis 11 Milliarden DM zu La-
sten des Bundes. Das war ein Stück Reformpolitik, 
das war eine Steuerreform mit Entlastung der Bür-
ger, die Sie selber gefordert haben, und zwar zu 
einem frühen Zeitpunkt und nach falschem System. 

Die andere Ursache liegt im konjunkturpolitischen 
Bereich. Das ist lange und häufig genug hier gesagt 
worden. 

Sie sprechen dann wieder davon, das sei die Folge 
der Anspruchspolitik, die  Folge der Vergangenheit. 
Ich gebe Ihnen völlig recht, Herr Leicht. Nur hat die 
Vergangenheit 1949 und nicht 1969 begonnen. Herr 
Professor Carstens hat ja 95 %der Gutheiten, die 
in diesem Staat geschaffen worden sind, für Sie mit 
reklamiert. Dann gehören dazu aber auch 95 %der 
Belastungen, die damit verbunden sind. Das ist die 
richtige Rechnung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
des Abg. Leicht [CDU/CSU]) 

Sie haben vom Überschuß Ende 1975 gesprochen. 
Ich glaube, Sie haben die Dinge auf verschiedene 
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Gleise geschoben oder nicht genügend unterschieden. 
Es kann keinen Zweifel darüber geben: Wenn wir 
im September gewußt hätten, wie die Entwicklung 
läuft, hätten wir den Nachtragshaushalt anders be-
schlossen. Aber man wußte das eben erst im De-
sember. Alle waren doch davon überzeugt, daß die 
Arbeitslosenzahlen höher und die Steuereinnahmen 
niedriger sein würden. Hier richten wir uns nach 
den Steuerschätzungen. Das letzte Vierteljahr 1975 
zeigt eben in einer einmaligen Ballung oder Dra-
matik, wie unbeständig Vorausschätzungen sein 
können. Das ist ein Schicksal, das jede Regierung 
erleiden wird, ganz gleichgültig, wer sie trägt. Hier 
von Schludrigkeit zu sprechen, Herr Leicht, ent-
spricht nicht Ihrem von mir so geschätzten Stil. 
Diesem Stil entspricht es auch nicht, daß Sie hier — 
vielleicht als rhetorische Pflichtübung — wieder das 
kultiviert haben, Herr Kollege Leicht, was ich nun 
schon zum wiederholten Male als die Inflations-
schuldlüge — in bewußter Analogie zu anderen Er-
scheinungen in früherer Zeit — bezeichne, nämlich 
die Behauptung, diese Regierung habe bewußt In-
flationspolitik gemacht, sie habe die Inflation ge-
wollt. Sie haben von Inflationspolitik gesprochen, 
und diese Formulierung unterstellt doch den Wil-
len, dies zu machen. 

(Leicht [CDU/CSU]: Es kann ja Unfähigkeit 
sein!) 

Das Gegenteil ist doch nur wahr. Diese Regierung 
hat nicht nur keine Inflationspolitik betrieben, sie 
hat von Anfang an die Inflation, die Geldentwer-
tung bekämpft. Sie haben meistens nicht mitgewirkt. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich habe Sie mal, 1971 oder 1970, als stabilitätspo-
litischen Suppenkasper bezeichnet, weil Sie immer 
geschrien haben, und wenn es darauf ankam, wa-
ren Sie dann nicht dabei, allenfalls bei der Enthal-
tung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich weiß nicht, ob Sie jemals bereit sein werden, 
einzusehen, daß der Hinweis auf die außenwirt-
schaftlichen Einflüssen keine bequeme Ausrede ist, 
sondern die reine, nackte Wahrheit zeigt. Sie, Herr 
Leicht, haben von der Inflationspolitik gesprochen, 
das müssen Sie zugeben; sonst hätte ich das nicht 
noch einmal aufgenommen. Das ist die reine, nackte 
Wahrheit: diese außenwirtschaftlichen Einflüsse, 
diese importierte Art Inflation. Die Möglichkeiten 
für eine Wende — das ist hier wiederholt darge-
stellt worden, von der Regierung, von unseren Spre-
chern, von Lambsdorff und anderen und mir — wa-
ren eben erst 1973 gegeben, nämlich durch die au-
ßenwirtschaftliche Absicherung. 

Lassen Sie mich zu Ihren Ausführungen, Kollege 
Leicht, ein Letztes sagen. Sie haben, wie das bei 
Ihnen in der Propaganda so üblich ist, von den 
Arbeitslosen und von den Konkursen gesprochen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sind die viel

-

leicht nicht da?) 

— War das der Herr Reddemann, der immer so 
schlau ist, oder? 

(Heiterkeit bei der FDP und der SPD — Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

— Es war ein anderer, na ja. 

(Zuruf von der SPD: Der möchte auch schlau 
sein!) 

Was ich jetzt sage, paßt zu Ihrem Wahlkampfslo-
gan; passen Sie mal gut auf. Diese Konkurse sind 
sicher da. Man wird sehr genau analysieren müssen, 
warum sie da sind, nicht wegen der Politik die-
ser Regierung, sondern aus den Gründen, aus denen 
Konkurse nun einmal eintreten. Sicher sind sie in 
der jetzigen Phase massiert eingetreten, nämlich 
weil man in der vorhergehenden Phase das noch 
eine zeitlang kaschieren konnte. Aber ich sage 
Ihnen deutlich — und ich sage das auch in Ver-
sammlungen, und das wird verstanden —: Konkurse 
gehören nun mal zur Marktwirtschaft. 

(Zuruf des Abg. Haase [Kassel] [CDU/CSU]) 

— Herr Haase, einverstanden. 

Mir wird in diesem Zusammenhang unvergeßlich 
bleiben, was ein Professor, bei dem ich Volkswirt-
schaft studierte, in Leipzig — das war damals noch 
möglich, 1946 oder 1947 — als passende Formulie-
rung fand; er sagte: in der Planwirtschaft ist der 
Scharfrichter, in der Marktwirtschaft der Konkurs-
richter die letzte Instanz. Wenn man das anerkennt, 
sollten Sie aber Ihre Tiraden zu diesem Thema hier 
unterlassen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Haase 
[Kassel] [CDU/CSU] : 10 000 Konkurse! — 
Zuruf von der CDU/CSU: Es geht um die 

Massierung! — Weitere Zurufe) 

Die Opposition hat in dieser Haushaltsberatung 
nicht widerlegen können, daß erstens der Haushalt 
1976 solide finanziert ist. Die Kreditaufnahme ist 
zwar außerordentlich hoch. Das ändert aber unter 
den gegebenen Umständen an der Solidität nichts. 
Sie ist unbedenklich und gesichert. Zu 50 %— das 
war der Stand vor einigen Wochen, vielleicht sind 
es inzwischen mehr — hat der Finanzminister die 
Kredite schon in die Scheuern, wenn Sie so wollen. 
Und, Herr Leicht, die Bundesbank ist der Meinung 
— darauf geben Sie ja was —, daß sowohl dieser 
Kreditbedarf als auch der der anderen öffentlichen 
Kreditnehmer — Bahn, Post, Gemeinden, Länder — 
im Rahmen der absehbaren wirtschaftlichen Entwick-
lung am Kapitalmarkt zu befriedigen sind. 

Zweitens. Mit der Verwirklichung des Sparpro-
gramms auch im Haushalt jetzt, insbesondere des 
Haushaltsstrukturgesetzes, setzt der Haushalt 1976 
die Konsolidierung der Finanzen fort, wie wir sie 
mit dem Programm vom Herbst 1975 begonnen 
haben. 

Drittens. Der Haushalt ist konjunkturgerecht. Er 
stützt, soweit noch nötig, den Aufschwung, ohne die 
Stabilität zu gefährden, die wir nicht aus dem Auge 
verlieren werden. 
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Viertens. Der Haushalt ist - ich wiederhole das 

von der vergangenen Woche — mit 5 %Steigerung 
und ohne jedes Wahlgeschenk ein Muster an Spar-
samkeit. 

Fünftens. Trotzdem sichert der Haushalt die erfor-
derlichen Mittel für alle wichtigen Aufgaben. Er 
sichert unseren Verteidigungsbeitrag; er sichert die 
hohen sozialen Leistungen, die Mittel für die innere 
Sicherheit und all die anderen Bereiche, die ich jetzt 
hier im einzelnen nicht aufführen will. 

Wir meinen, daß die Prioritäten unter Abwägung 
und Abschätzung und genauer Einteilung der sicher 
nicht nur 1976, sondern auch in den kommenden Jah-
ren knappen Mittel richtig gesetzt sind. Der Haus-
halt insgesamt sichert die Fortsetzung der erfolg-
reichen Politik unserer Regierung im Jahre 1976. 

Lassen Sie mich, damit wir das nachher nicht noch 
besonders tun müssen, einige wenige Worte zu den 
Änderungsanträgen der Opposition einfügen. Zu-
nächst komme ich zu dem Änderungsantrag auf 
Umdruck 7/5217, der ja eine Wiederholung aus der 
zweiten Lesung darstellt. Er ist nicht dadurch besser 
geworden, daß er wiederholt wird. Mit diesem Än

-derungsantrag sollen die Propagandatitel eingefro-
ren werden. Herrgott noch einmal, wenn man Ihre 
Propaganda sieht, dann hat diese Regierung noch 
immer viel zu wenig Geld, um ihr entgegenzutreten! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Im übrigen haben wir das Bundespresseamt über

-

nommen, und es tut das, was es immer getan hat. 

(Zuruf des Abg. Stücklen [CDU/CSU]) 

Wir sollten diesen kleinlichen Streit, Herr Stücklen, 
lassen, daß die Opposition kritisiert, wenn es andere 
sind, aber genauso gehandelt hat, als sie regierte. 

Als der Antrag im Haushaltsausschuß kam, habe 
ich es einmal durchgerechnet. Die Steigerungen 
— Kollege Althammer, Sie hatten die Gesamt-
summe angegeben — der Ansätze von 1969 bis jetzt 
entsprechen nicht einmal den in diesem Zeitraum 
leider zu verzeichnenden Teuerungsraten. So spar-
sam sind wir in dieser Beziehung! 

Der andere Punkt, meine Damen und Herren, ist 
eine glatte Unterstellung. 

(Möller [Lübeck] [CDU/CSU] : Sie werden 
nicht einmal rot!) 

— Wir werden nie rot, Herr Möller; das ist das 
Schlimme für Sie. 

(Stücklen [CDU/CSU]: Sie sind es ja schon!) 

Es ist eine glatte Unterstellung, zu behaupten, die 
Koalition habe — dann wird auch noch gesagt: 
abweichend von der früheren Praxis — die Ernen-
nung und Beförderung von Beamten vom Parteibuch 
abhängig gemacht. Sie kennen doch manchmal aus 
den Zeiten vor 1969 die Ministerien besser als wir. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Da waren sie noch 
in Ordnung!) 

Lassen wir das doch beiseite. Auch in der Inter

-

regnumszeit wird ordentlich nach Recht und Gesetz 
regiert werden. Insofern ist ein solcher unterstellen

-

der Antrag gefährlich. Deshalb werden wir ihn ab-
lehnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Kirst, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Althammer? 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege Kirst, 
wären Sie in diesem Zusammenhang bereit, auch zu 
den skandalösen Vorgängen im Familienministerium 
im Jahre 1972 Stellung zu nehmen, als sich der Per-
sonalrat massiv gegen solche Praktiken wandte? 

(Seiters [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Kirst (FDP) : Ich kann das nicht beurteilen; dieses 
Ministerium gehört nicht zu meinem näheren Ar-
beitsbereich. Ich will Ihnen einmal etwas sagen: 
Natürlich kann die Zusammensetzung des Personal-
rats die Folge früherer Personalpolitik gewesen 
sein. Das sollte man dabei nicht vergessen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Nebenbei bemerkt waren wir in diesem Hause nie 
tätig. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich habe ja gar nicht kritisiert, daß sie gewählt 
sind. Ich habe nur — und das scheint mir logisch zu 
sein — die Ursache der Zusammensetzung des Per-
soalrats in der Personalpolitik der Jahre vor 1969 
vermutet. 

Meine Damen und Herren, der Haushalt 1976 ent-
spricht genau dem Motto der Regierungserklärung 
der Regierung Schmidt/Genscher vom Mai 1974: 
Kontinuität und Konzentration. 

(Möller [Lübeck] [CDU/CSU] : ... in der 
Schlamperei!) 

Die FDP bekennt sich mit ihrer Zustimmung zum 
Haushalt 1976 zu ihrer Verantwortung und zu ihrer 
Leistung in der von ihr in entscheidenden Positio-
nen mit getragenen Bundesregierung. Sie stimmt 
diesem Etat zu. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das Wort 
hat Herr Bundesfinanzminister Dr. Apel. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Der Bundesschulden

-

macher und -verwalter!) 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
In diesen Wochen und Monaten — auch im Zusam-
menhang mit der Haushaltsdebatte — ist an uns 
von Bürgern, aber auch in der veröffentlichten Mei-
nung die Frage gerichtet worden, ob denn der Ton, 
in dem wir miteinander umgehen, der richtige sei, 
ob der Debattenstil, auch jener, der hier in der 
Haushaltsdebatte herrschte, vernünftig sei. Ich will 
in diesem Zusammenhang darauf aufmerksam ma-
chen — hier möchte ich mich an meinen väterlichen 
Freund Alex Möller wenden —, daß Oppositions-
politiker früher hier von diesem Pult zu wichtigen 
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nationalen Fragen völlig anders gesprochen haben 
als diejenigen, die heute in der Opposition sind. 
Vielleicht liegt auch darin mit ein Grund, daß sich 
der Ton so verfestigt hat. 

Ich möchte zwei Zitate aus den vielen Reden, die 
Alex Möller hier gehalten hat, anführen, um dies 
zu belegen. Am 12. April 1962 hat Alex Möller hier 
für die sozialdemokratische Bundestagsfraktion ge-
standen und gesprochen. Es ging um die Frage von 
Steuerveränderungen, um Einnahmeverbesserungen 
für den Bund. Alex Möller — ich zitiere wörtlich 
aus dem Protokoll des Deutschen Bundestages vom 
12. April 1962 — hat damals gesagt: 

Wir werden Ihnen, meine Damen und Herren 
von der Koalition, ... mit Rat und Tat zur Seite 
stehen, wenn Sie neue Finanzierungsquellen für 
wichtige Aufgaben des Bundeshaushalts und 
überhaupt der öffentlichen Finanzwirtschaft 
suchen. 

Dieses war der Ton des damals schon bedeutenden 
Finanzsprechers der Opposition. Die Opposition 
zeigte eine konstruktive Bereitschaft zur Mitarbeit 
bei der Lösung der sicherlich auch damals dring-
lichen Probleme der Finanzwirtschaft in unserem 
Hause. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wie ganz anders klingt das heute! Ich will die 
Verbalinjurien, die Herr Strauß in der letzten 
Woche über uns ausgegossen hat, hier nicht wieder-
holen. 

(Stücklen [CDU/CSU]: Dieses Zartgefühl!) 

- Ich bin überhaupt nicht zartfühlend, Herr Kol-
lege Stücklen. 

(Stücklen [CDU/CSU]: Eben!) 

— Ich zahle nur mit gleicher Münze heim. Das ist 
bekannt. Das gebe ich zu. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich hier 
ein zweites Zitat von Alex Möller anführen, um 
deutlich zu machen, daß von der damaligen Oppo-
sition auch in anderen Bereichen ein anderer Stil 
gepflegt wurde. Am 9. Januar 1964 erklärte Alex 
Möller hier von dieser Stelle folgendes: 

Sie, Herr Bundeskanzler, haben nun darauf hin-
gewiesen, daß Ihnen noch manche außenpoliti-
sche Reise bevorstehe. Sie dürfen sicher sein, 
daß die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
Sie mit allen guten Wünschen für beste Ergeb-
nisse begleitet, aus dem einfachen Grunde, weil 
wir Sozialdemokraten Sie, Herr Bundeskanzler, 
nicht als den Bundeskanzler der einen oder der 
anderen Partei, sondern als den Bundeskanzler 
des ganzen deutschen Volkes ansehen und 
Ihnen deswegen für das deutsche Volk den 
Erfolg wünschen, den unser Volk nun wirklich 
braucht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Welche Töne mußten wir hier in der letzten Woche 
über Bundeskanzler Schmidt hören! Auch dies ist 
ein Unterschied wie Tag und Nacht. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Sie haben die 
richtigen Zitate ausgewählt! Wer hat hier 
beispielsweise vom Kanzler der Alliierten 

gesprochen?) 

Wenn dieses so ist, sollten Sie sich nicht darüber 
wundern, daß Sie von uns die gleichen Antworten 
bekommen, die Sie geben zu sollen meinen. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Diese Art des 
Zitierens ist unredlich!) 

— Hochverehrter Kollege Reddemann, wie es in 
den Wald hineinschallt, so schallt es heraus. Damit 
wir uns klar verstehen! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Ich komme zu den Bemerkungen — deswegen 
habe ich mich hauptsächlich zu Wort gemeldet —, 
die hier von Herrn Kollegen Leicht in die Debatte 
eingeführt worden sind. Es tut mir leid, daß wir 
damit einen Teil der Debatte, die wir in der letzten 
Woche geführt haben, noch einmal führen müssen. 
Aber Herr Kollege Leicht, es ist unrichtig, wenn Sie 
den Eindruck vermitteln wollen, als sei die sozial-
liberale Koalition in der Finanzpolitik seit 1969 bis 
1976 ohne Konzept gewesen. Ich habe in der letz-
ten Woche, wie ich meine, mit Zahlen belegt, deut-
lich gemacht — ich will das jetzt noch einmal tun , 
daß sich die Finanzpolitik der sozialliberalen Koali-
tion in den zurückliegenden sechs Jahren in drei 
Phasen vollzogen hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Drei Minister 
habt ihr verbraucht!) 

Die erste Phase war die der Hochkonjunktur, die 
Phase inflationärer Gefährdung, im wesentlichen 
durch Ereignisse vom Weltmarkt verursacht; aber 
nicht nur, dies ist zugegeben. Dazu hat Herr Kollege 
Kirst das Nötige gesagt. Wie hat in dieser Phase 
die Finanzpolitik auf die damals durchaus schwie-
rigen Umstände reagiert? Ich darf Ihnen die Zahlen 
vorlesen; Herr Kirst hat es in einer Prozentzahl dar-
gestellt. Wir haben 1970 eine Nettokreditaufnahme 
von 1,1 Milliarden DM gehabt. Im gleichen Haus-
haltsjahr haben wir 1,5 Milliarden DM, also 400 
Millionen DM mehr, als wir brauchten, stillgelegt, 
um genau das zu tun, was Herr Kollege Leicht ge-
fordert hat, nämlich eine antizyklische Haushalts-
politik zu betreiben. 

(Möller [Lübeck] [CDU/CSU] : Das waren 
noch unsere Fettpolster!) 

Im Jahre 1971 haben wir eine Nettokreditaufnahme 
von 1,4 Milliarden DM in den Bundeshaushalt ein-
gestellt und eine Milliarde DM der Konjunkturaus-
gleichsrücklage zugeführt. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Warum ist Herr Möl

-

ler zurückgetreten?) 

Im Jahre 1972 haben wir 3,9 Milliarden DM Netto-
kreditaufnahme gehabt, den Rücklagen nichts zu-
geführt. 1973 haben wir eine Nettokreditaufnahme 
von 2,6 Milliarden DM gehabt und im gleichen Zeit- 
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raum 3,6 Milliarden DM stillgelegt, also mehr, als 
wir an Krediten netto aufgenommen haben. Wenn 
man dieses saldiert, so ergibt sich — Herr Kollege 
Kirst hat dies angesprochen —, daß wir in vier 
Haushaltsjahren sozialliberaler Koalition 9 Milliar-
den DM Nettokreditaufnahme getätigt und 6,1 Mil-
liarden DM aus konjunkturellen Gründen stillge-
legt haben. Mit uns zusammen taten die Länder das-
selbe, so daß das insgesamt 11 Milliarden DM waren. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Warum ist Schiller 
zurückgetreten?) 

Ich frage mich, woher Sie die Kühnheit und die 
Stirn nehmen zu behaupten, in diesen ersten vier 
Jahren sozialliberaler Koalition hätten wir eine An-
spruchsinflation entfaltet, hätten über unsere Ver-
hältnisse gelebt. Tatsache ist, daß noch nie die 
Haushaltspolitik und Haushaltsfinanzierung so so-
lide waren wie in diesen vier Jahren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wider

-

spruch bei der CDU/CSU — Abg. Leicht 
[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

— Ich möchte erst diesen Gedanken zu Ende füh-
ren, dann lasse ich Ihre Zwischenfrage, Herr Kol-
lege Leicht, gern zu. 

Sie, Herr Kollege Leicht, haben im übrigen auch 
deutlich gemacht, wie sich die Gesamtschulden des 
Bundes in diesen Jahren, immer auf das jeweilige 
Bruttosozialprodukt bezogen, reduziert haben. Sie 
haben meine Zahlen aus der letzten Woche zitiert 
und mir damit noch einmal Unterstützung gegeben 
und deutlich gemacht, daß wir in diesen Jahren 
1970 bis 1973 die Schulden reduziert und abgebaut 
hatten, die Herr Strauß vorher in der Großen Koali-
tion aus wohlerwogenen Gründen — dies füge ich 
hinzu — gemacht hat. Insofern ist auch durch Ihre 
Rede ein zusätzlicher Beweis für die Solidität un-
serer Politik erbracht worden. 

Bitte schön! 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Leicht, bitte. 

Leicht (CDU/CSU) : Herr Bundesfinanzminister, ich 
darf vielleicht noch einmal auf den ersten Gedan-
ken zurückkommen. Sie haben mit Recht gesagt, 
daß in den ersten vier Jahren ein Boom herrschte. 
Warum haben Sie dann in den Jahren 1969 und 1970 
unserer Bevölkerung Steuererleichterungen ver-
sprochen, was genau das Gegenteil dessen war, was 
richtig gewesen wäre? Weiter haben Sie von der 
Beziehung des Schuldenmachens zum Bruttosozial-
produkt gesprochen. Ich habe Ihre Zahlen bestätigt; 
ich glaube, das kann man mir nicht entgegenhalten. 

(Bundesfinanzminister Dr. Apel: Nein!) 

Was ich aber meinte, war, daß Sie die Zahlen für 
1974 und 1975 und die für 1976 zu erwartenden, die 
bis 11,5 °/o reichen, nicht genannt haben. 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Das will 
ich aber gerne nachholen. Da muß ich dann alle Zah-
len vorlesen. 1967 hatten wir eine Verschuldung, 

auf das Bruttosozialprodukt bezogen, von 8,2 °/o. 
Das wurde von Ihnen vorgelesen und nicht bestrit-
ten. 1968 waren es 8,5 °/o, 1969 waren es 7,5 °/o. Dann 
beginnt der Abbau. 1970 waren es 7,0 °/o, 1971 und 
1972 jeweils 6,5 °/o. 1973 waren es 6,2 °/o. Hier se-
hen Sie also den Abbau der Schulden, die Franz 
Josef Strauß als Finanzminister der Großen Koali-
tion gemacht hat. 

(Zuruf des Abg. Leicht [CDU/CSU]) 

— Herr Leicht, ich bin bei 1974 und 1975: 1974 wa-
ren es 7,0 °/o und 1975 10,3 °/o. 

(Dr. Wittmann [München] [CDU/CSU] : Das 
ist Ihre Mengenlehre!) 

— Das können Sie nicht begreifen. Ich kann das 
verstehen. Aber ich kann Ihnen dann auch nicht wei-
terhelfen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Damit bin ich bei der zweiten Phase. Herr Kollege 
Leicht, natürlich sind 1974, 1975 und 1976 schwere 
Haushaltsjahre. In diesen Jahren starten wir vier 
Konjunkturprogramme. In diesen Jahren beschlie-
ßen wir die Investitionszulage. Im Jahre 1975 wirkt 
zum erstenmal die Politik der Steuerreform. Es ist 
unrichtig, Herr Kollege Leicht, wenn Sie hier den 
Eindruck erwecken, als seien die Erhöhungen der 
ertragsunabhängigen Steuern gegen Ihre Stimmen 
beschlossen worden. Das ist doch einvernehmlich 
hier beschlossen worden. Lassen wir doch einmal 
die Wahrheit dort, wo sie hingehört, nämlich in das 
Protokoll des Deutschen Bundestages. 

Natürlich waren und sind das schwierige Haus-
haltsjahre. Es gab doch aber keine Alternative. 
Sollten wir denn in den Jahren 1974, 1975 und 1976 
die Konjunktur nur deswegen absinken lassen, weil 
wir eine Brüningsche Politik wiederholen wollten? 
Herr Kollege Leicht, kennen Sie nicht die Zitate 
aller großen wirtschaftswissenschaftlichen Institute, 
insbesondere der Deutschen Bundesbank, der wis-
senschaftlichen Sachverständigen, die ich Ihnen in 
der letzten Woche vorgelesen habe und die deut-
lich machen, daß nur diese Politik die Voraussetzun-
gen dafür schuf, daß wir so schnell — als Vorreiter 
mit in Europa — aus der Rezession herausgekom-
men sind? Ich weiß also nicht, was diese ganze Ar-
gumentation soll. 

Ich weiß es um so weniger, als nach vielen Wenn 
und Aber, nach vielen Einwendungen, nach vielem 
Zögern die Opposition allen diesen Maßnahmen, die 
entscheidend für die hohen Haushaltsdefizite in den 
Jahren 1974, 1975 und 1976 waren, zugestimmt hat. 
Sie haben doch diese Konjunkturprogramme mitge-
tragen. Sie haben doch die Steuerreform mitgetra-
gen. Warum wollen Sie sich eigentlich — und das 
ist etwas, was ich nie begreifen werden — um das 
eigene Verdienst der Opposition bringen, durch 
Beschlüsse im Deutschen Bundestag mit dazu bei-
getragen zu haben, wenn auch unter Anleitung 
der sozialliberalen Koalition, den Aufschwung zu 
erreichen? Was soll eigentlich diese Doppelstrate-
gie, die Sie hier immer ins Gefecht bringen? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Herr Kollege Leicht, nun sind wir bei dem Thema 

Sparen. Ich habe vor mir die Wahlplattform der CDU 
liegen. Hier muß man sich dann einmal angucken, 
was da zum Thema Sparen gesagt wird. Ich werde 
nur einige Elemente herausnehmen, die besonders 
finanzrelevant sind. 

Ich zitiere sinngemäß: Um durch Umweltauflagen 
keine Arbeitsplätze zu gefährden, wollen Sie 
steuerliche und finanzielle Maßnahmen, also staat-
liche Unterstützung, einsetzen. Sie wollen die Aus-
bildungsbereitschaft der Betriebe stärken. Wir ken-
nen da Ihre Konzeption: Anreiz über Steuermittel. 
Das kostet auch mindestens eine Milliarde DM. Sie 
wollen die Unterstützung der Forschung der ge-
werblichen Wirtschaft aus Steuermitteln. Sie haben 
gesagt — und dieses steht auch in Ihrer Wahlplatt-
form —, Sie wollen die Förderung von Unterneh-
mensinvestitionen durch steuerliche Hilfen. Das 
wären auch drei Milliarden DM. Jetzt ein wörtliches 
Zitat: 

Wir werden durch regionalpolitische Maßnah-
men die strukturell schwachen und verkehrsfer-
nen Gebiete stärker fördern. Wir werden die 
steuerlichen Benachteiligungen bei mittelstän-
dischen Unternehmen abbauen. Wir werden ein 
Erziehungsgeld 

— Ich glaube, Herr Möller hat darauf hingewiesen, 
daß das Kosten in Höhe von 1,4 Milliarden DM zur 
Folge hätte — 

einführen. Wir werden die Partnerrente ein-
führen. 

Das würde mehrere Milliarden DM kosten. Ich will 
Ihnen nicht zu nahetreten, meine Damen und Her-
ren: Aber dies ist doch die Politik des billigen Ja-
kob. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Sie reden vom Sparen, Sie zitieren die Notwendig-
keit — die ich voll unterschreibe —, die staatlichen 
Ausgaben knapp zu halten, und Sie treten vierein-
halb Monate vor der Wahl vor den Wähler hin mit 
einem Füllhorn von Versprechungen, von denen Sie 
doch selber wissen, Herr Kollege Leicht, daß dieses 
alles nicht finanzierbar ist. 

(Stücklen CDU/CSU] : Unter der Voraus

-

setzung, daß wir andere solide Verhältnisse 
haben!) 

Damit komme ich zu einem weiteren Punkt, der in 
diesem Zusammenhang von großem Interesse ist, 
weil er natürlich, was die Konsolidierung der Staats-
finanzen anlangt, hier angesprochen werden muß 
und von Ihnen angesprochen worden ist. Herr Kol-
lege Leicht, Sie haben als ehrlicher Mann am 7. Mai 
1976, also vor kurzer Zeit, in der „Wirtschafts-
woche" gesagt: 

Spätestens nach den Bundestagswahlen im 
Herbst wird daher dem Bürger gesagt werden 
müssen, wie die Finanzierungslücke letztlich 
geschlossen werden soll; Steuererhöhungen dür-
fen deshalb nur das letzte Mittel sein, um den 
Bundeshaushalt zu konsolidieren. 

Sie haben vor einigen Tagen, am 13. Mai, im Hes-
sischen Rundfunk dieses Thema in einem Interview 
noch einmal nachgearbeitet und gesagt: 

Ich kann natürlich nicht sagen, ob auf ewige 
Zeiten nach dem 3. Oktober eine solche Steuer-
erhöhung 

— sprich Mehrwertsteuererhöhung 

—ausgeschlossen ist. 

Es bleibt also nur noch die Frage der Ewigkeit, die 
jetzt von Ihnen neu eingeführt worden ist, um sich 
selber abzusichern. Im übrigen stimmen Sie ja dann 
Herrn Strauß zu, daß Kassensturz gemacht und dann 
die Wahrheit gesagt werden soll. 

Ich kann feststellen, daß wir hier unsere Konzep-
tion für Phase drei vorgetragen haben: Haushalts-
strukturgesetz, Sparmaßnahmen, die kneifen und 
wohl jedem Abgeordneten der Koalition in jeder 
Versammlung, die er hat, Schwierigkeiten machen. 
Wir werden doch in jeder Versammlung wegen die-
ser Sparmaßnahmen kritisiert. Insofern muß ich mich 
wundern, wenn Sie meinen, das sei eine einfache 
Operation gewesen. In jeder Versammlung kommt 
die Frage des Ortszuschlages, kommt die Frage der 
Subsidien für die Landwirtschaft, die Frage der Re-
duzierung der Gemeinschaftsaufgaben und und und. 
Nur kann ich mich hier auf Herrn Irmler berufen, 
der als Mitglied des Direktoriums der Bundesbank 
keineswegs im Geruch steht, Sozialliberaler zu sein. 
Im „Handelsblatt" war in diesen Tagen zu lesen: 

Als entscheidenden Bestandteil einer Politik der 
Haushaltsbereinigung sieht Irmler die geplante 
Erhöhung der Mehrwertsteuer an. 

Meine Damen und Herren, ich muß Ihnen sagen: 
Wenn Sie in dieser Größenordnung von vielen zehn 
Milliarden DM den Bürgern in Ihrer Wahlplattform 
etwas versprechen, dann müssen Sie auch sagen, 
wie Sie das finanzieren wollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Da sprechen Sie über die globale Minderausgabe 
und über Schätzansätze. Sie wollen einfach Schätz-
ansätze reduzieren. Ansonsten, Herr Kollege Leicht 
— entschuldigen Sie den etwas saloppen Aus-
durck —, haben Sie uns hier wie im Haushaltsaus-
schuß Kinkerlitzchen zum Streichen angeboten. Ei-
nige Parlamentarische Staatssekretäre nicht mehr zu 
beschäftigen, bringt einige hunderttausend D-Mark 
Ersparnis, aber reduziert die Leistungsfähigkeit die-
ser Republik. Dies muß man auch hinzufügen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
bei der CDU/CSU — Zurufe von der CDU/ 

CSU) 
— Allerdings! 

(Abg. Leicht [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Bitte schön, Herr Kollege Leicht. 

Leicht (CDU/CSU) : Herr Minister, man kann in 
Zwischenfragen leider nicht auf alles eingehen; das 
würde auch zuviel stören, das sehe ich ein. Aber ich 
muß Ihnen die Frage stellen: Sind nicht Sie selbst 



17328 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 245. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Mai 1976 

Leicht 

es gewesen, der eine globale Minderausgabe in den 
Bundeshaushalt eingesetzt hatte? Und jetzt stellen 
Sie die der Opposition als unrichtig hin und versu-
chen damit, der deutschen Öffentlichkeit zu sagen, 
wir machten es uns sehr leicht. Sie haben es sich 
leicht gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Leicht macht es sich leicht!) 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Dazu kann 
ich Ihnen folgendes erklären. Zähneknirschend, nicht 
mit großer Begeisterung, habe ich zur Kenntnis ge-
nommen, daß mir die Mehrheit des Haushaltsaus-
schusses — und Sie sagen ja, das wissen Sie — eine 
globale Minderausgabe aufs Auge gedrückt hat. Aber 
da gibt es ja wohl noch Größenordnungsunter-
schiede, ob man sagt: du hast im Laufe des Haus-
haltsvollzuges 2 1 /2 Milliarden einzusparen, oder ob 
man die doppelte Einsparung verlangt. 

Und das ist das Problem. Bei allem Unwohlsein 
bei globalen Minderausgaben versuchen Sie jetzt, 
Herr Kollege Leicht, daraus die Guillotine der Fi-
nanzpolitik zu machen, indem Sie das Ding über-
strapazieren. Dies kann ich nun in der Tat nicht 
akzeptieren. 

Nun haben Sie, Herr Kollege Leicht, gesagt, es 
müsse doch auch überlegt werden, ob nicht die 
Dinge durch die anspringende Konjunktur, durch 
die Verbesserung der Konjunkturlandschaft besser 
in Ordnung kämen. Herr Kirst, glaube ich, war es, 
der sehr richtig darauf aufmerksam gemacht hat, 
daß wir uns in der Finanzplanung sehr ehrgeizige 
Ziele gesetzt haben: 5 °/o reales Wirtschaftswachs-
tum in 1977. 

Aber wir müssen uns einmal das Jahr 1976 an-
gucken, um uns eine Vorstellung darüber machen 
zu können, ob denn die Mehreinnahmen nach 
Steuerschätzungen 1,4 Milliarden DM mehr; die 
Herren irren sich selten — nun wirklich das Heil 
bringen. Davon sind weg für den Verlustrücktrag, 
den Sie gefordert haben, den wir alle gewollt ha-
ben: 300 Millionen DM. Davon sind weg für das 
Sofortprogramm „Jugendarbeitslosigkeit", das wir 
hier ja wohl einhellig wollen: 300 Millionen DM. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Ein Jahr zu spät!) 

Davon sind weg für die Sturmflutschäden, die wir 
zu beseitigen haben und die wir alle gemeinsam 
beseitigen wollen: wenn ich es richtig im Kopf habe, 
rund 200 Millionen DM. Davon sind weg für die zu-
sätzlich bereitzustellenden Mittel für die Besol-
dungsanhebung in Berlin und beim Bund: 500 Mil-
lionen DM. Und, meine Damen und Herren, davon 
sind weg X-Millionen für die Europäische Gemein-
schaft. Wenn ich sage: X, weiß ich nur, daß da etwas 
kommt. Wieviel es sein wird, weiß ich nicht. Wenn 
Sie dies alles aufaddieren, dann merken Sie  — 
Herr  Kollege Leicht, Sie wissen es doch sehr ge-
nau -, daß die Probleme so leicht leider - lei-
der! — nicht zu regeln sind. 

(Leicht [CDU/CSU] : Das war in jedem 
Haushalt so!) 

Lassen Sie mich zu einem nächsten Punkt kom-
men. Herr Kollege Leicht, Sie haben darüber ge-
sprochen, daß wir nicht zuletzt deswegen heute in 
Haushaltsschwierigkeiten sind, weil wir vorher zu 
viele Gesetze mit kostenwirksamer Konsequenz 
gemacht haben. Ich habe Ihnen bereits dargestellt, 
daß bis Ende 1973 bei Bund und Ländern 11 Mil-
liarden DM Rücklagen gebildet werden konnten, ich 
also von daher schon Ihren Ansatz nicht akzeptiere. 
Aber ich muß dann doch einmal anders herum fra-
gen. Ich habe das bereits vor einem Jahr bei der 
Haushaltseinbringungsrede getan. Damals habe ich 
Ihnen 38 Gesetze mit sozial- und gesellschaftspoliti-
schem Inhalt vorgeführt, die alle Geld gekostet ha-
ben — 38 Gesetze, von 1972 bis in das Jahr 1975 
hinein. Von diesen 38 Gesetzen hat nur ein Gesetz 
nicht die Zustimmung der Opposition bekommen, 
weil Sie, meine Damen und Herren, in diesem einen 
Punkte mehr Geld ausgeben wollten, als wir es für 
akzeptabel hielten. Ich weiß also nicht ganz genau, 
gegen wen Sie diese Kritik richten: vielleicht gegen 
sich persönlich, in jedem Falle nicht gegen uns; Sie 
haben ja mitgestimmt; und ich erkläre nachträglich: 
Diese Gesetze waren solide finanziert, sie waren 
notwendig, um den Reformstau, den Sie bis 1969 
verursacht hatten, endlich abzubauen. Dieses mußte 
sein! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wer

-

ner [CDU/CSU] : Das sind doch Ammenmär

-

chen! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Nun kommt immer das Märchen von dem Staats-
anteil und davon, was der Moloch Staat alles tut. 
Hier in diesem Hause und in dieser Debatte wird 
darüber zu reden sein, was der Bund den Bürgern 
abnimmt — und nur darüber. Sie müßten endlich 
einmal intellektuell trennen lernen zwischen dem 
Staatsanteil, der an die Sozialversicherung geht, der 
eigentlich gar kein Staatsanteil ist, weil dies Selbst-
verwaltungsgremien sind, zwischen dem Staatsan-
teil, der an Länder und Gemeinden geht, und dem, 
der an den Bund geht. Und da will ich Ihnen jetzt 
die Zahlen geben. Staatsanteil der Bundesausgaben 
am Bruttosozialprodukt: 1969: 13,6 °/o; 1970: 12,8 °/o; 
1971: 12,9 °/o; 1972: 13,3 °/o; 1973: 13,1 °/o; 1974: 
13,4 °/o; 1975 das war das Jahr der Konjunktur-
programme, der Steuerreform, der siebeneinhalb 
Milliarden DM für die Bundesanstalt für Arbeit —: 
15,2 ° /o. In 1976 war schon wieder ein Rückgang auf 
14,6 0/o zu verzeichnen. Ich weiß also gar nicht, wor-
über Sie hier eigentlich reden, 

(Reddemann [CDU/CSU] : Daß Sie das Pro-
blem nicht begreifen, wissen wir!) 

worauf Sie eigentlich hinaus wollen, 

(Möller [Lübeck] [CDU/CSU]: Das ist ja das 
Schlimme, daß Sie das nicht begreifen!) 

es sei denn darauf, daß in der Tat Länder und Ge-
meinden sozialdemokratisch wie christdemokra-
tisch regierte Länder — ihren Staatsanteil in einem 
sehr viel stärkeren Maße ausgeweitet haben. Aber 
dazu will ich mich ausdrücklich bekennen, denn es 
wäre ja wohl ziemlich billig, wenn wir uns hier als 
Bundespolitiker hinstellten und dem Lande Rhein-
land-Pfalz, dem Lande Hamburg, dem Lande Hessen, 
wem auch immer, Vorwürfe darüber machen wür- 
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den, daß sie mehr Lehrer, mehr Polizisten, alles das, 
was wir wollen, eingestellt haben und natürlich 
auch bezahlen müssen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich bitte also wirklich, hier doch zu einer nuancier-
ten Betrachtung zu kommen. 

Meine Damen und Herren, Sie ziehen bei der 
Steuerbelastung internationale Vergleiche. Hierbei 
werden die Steuerbelastungen durch Bund, Länder 
und Gemeinden eingerechnet. Ich stelle diese Zah-
len gerne zur Verfügung; sie sind auch vom Bun-
desfinanzministerium veröffentlicht worden. Bei dem 
Vergleich wird deutlich, daß wir einen hervorragen-
den Platz haben und daß überhaupt nicht davon 
geredet werden kann, daß unsere Bürger auf dem 
Steuersektor überfordert werden. Ich will Ihnen die 
Zahlen geben. In der Bundesrepublik betrug der 
Anteil 1974 — das ist alles vor der Steuerreform; 
inzwischen sind wir bei einem Anteil der Steuern 
am Bruttosozialprodukt von 22 bis 23 °/o — 24 °/o; 
Dänemark gut 39 °/o; Großbritannien gut 29 %; Nie-
derlande 29 °/o; Norwegen 30 °/o; Österreich wie 
Bundesrepublik; Schweden 36 °/o. Wenn ich es recht 
sehe, gibt es drei Länder, die niedriger liegen als 
wir: die Schweiz, Italien und Japan. Nun weiß ich 
nicht, ob wir uns in dieser Frage der Versorgung 
der Bürger mit öffentlichen Leistungen — und das 
ist es doch, wofür der Staat die Steuereinnahmen 
braucht — mit den Ländern vergleichen sollten, die 
niedriger liegen als wir. Ich wenigstens möchte die-
sen Vergleich nicht so gerne haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich habe damit auch bereits einige Bemerkungen 
zur Staatsquote gemacht. Ich habe gehört, Herr Pro-
fessor Zeitel wird darüber noch sprechen. Ich bitte, 
dies aber in der nuancierten und gehörigen Form 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

des Unterscheidens zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden und Sozialversicherungsträgern zu tun 
und nicht immer in dieser sehr allgemeinen und 
nicht sehr zutreffenden Form. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und Sie reden 
vom billigen Jakob!) 

Ich möchte einige Bemerkungen über die Schulden 
des Bundes und darüber machen, wie diese Schulden 
zu bewerten sind, weil darüber der Kollege Leicht 
auch sehr breit gesprochen hat. 

(Leicht [CDU/CSU] : Das haben sie auch ver- 
dient!) 

— Ja, aber, Herr Kollege Leicht, vielleicht nehmen 
Sie vorher erst einmal die Fakten zur Kenntnis 

(Erneuter Zuruf des Abg. Leicht [CDU/CSU]) 

und dann die Bewertung. 

Der Bund hat im Jahre 1973 — und in diesem 
Jahre hat der Bund mehr an Steuern stillgelegt, als 
er Nettokreditaufnahme getätigt hat — 2,7 Milliar-
den DM Nettokreditaufnahme gehabt; 1975 waren 
es 29,9 Milliarden DM. Die Länder hatten 1973 
2,6 und 1975 16,9 Milliarden DM. Dies heißt doch 
nichts anderes, als daß alle Bundesländer, sozial-

liberal regiert, christsozial oder christdemokratisch 
regiert, in diesen Jahren die gleiche Politik gemacht 
haben. Gott sei Dank haben sie diese Politik ge-
macht! Insofern weiß ich gar nicht, gegen wen Sie 
hier eigentlich polemisieren: Gegen Herrn Gaddum, 
gegen Herrn Lausen aus Schleswig-Holstein, gegen 
mich oder gegen die ökonomische Vernunft? Ich 
fürchte, das letzte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
des Abg. Leicht [CDU/CSU]) 

Ich komme zu den Zitaten, Herr Kollege Leicht. 
Es tut mir leid, aber die Wirtschaftswissenschaft-
lichen Forschungsinstitute sagen: 

Mit den bisherigen Entscheidungen in der Fi-
nanzpolitik sind der konjunkturellen Entwick-
lung für 1976 Impulse gegeben worden, vor 
allen Dingen durch die Investitionszulage und 
das Konjunkturprogramm vorn August. 

Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung: 

Die Finanzpolitik sollte ihre Bemühungen um 
den Abbau des Finanzierungsdefizits mit dem 
konjunkturellen Erholungsprozeß abstimmen. 

Der Staat muß also auf eine zu rasche Verringerung 
dieser Defizite verzichten, wenn er nicht den Auf-
schwung gefährden will. 

Als letztes schließlich noch einmal die Wirt-
schaftswissenschaftlichen Institute: 

Diese Programme stimulierten den Wirtschafts-
aufschwung so, daß er beflügelt wurde. 

Das Zitat der Deutschen Bundesbank hat Herr 
Dr. Möller bereits eingeführt. 

Hier muß man doch wieder die Frage stellen: 
Welches wäre eigentlich die Alternative gewesen? 
Wenn hier über Schulden philosophierte wird, wenn 
dieses als Schreckgespenst dem Bürger an die Wand 
oder auf seinen Fernsehschirm gemalt werden soll, 
dann müssen Sie doch die Frage beantworten, was 
denn Ihre Alternative gewesen wäre. Ich habe in der 
letzten Woche gesagt — das hat zu wütendem 
Protest geführt —, Deflation wäre dann ja wohl die 
Alternative gewesen. Ich will das jetzt nicht aus-
breiten. Aber da wir gemeinsam Steuerreform und 
Konjunkturprogramme beschlossen haben, kann ich 
diese Art von Polemik überhaupt nicht verstehen. 

Ich möchte zu einem weiteren Punkt kommen, 
nämlich zur Haushaltsfinanzierung 1976, zu den 
Haushaltsresten. Natürlich, Herr Kollege Leicht, 
haben wir Haushaltsreste. Sie sind nicht nur, aber 
auch das Ergebnis einer konsequenten Sparpolitik 
des Bundes gewesen. Nun haben Sie etwas sehr 
Interessantes gesagt. Ich habe das hier mitgeschrie-
ben. Sie sagten, im wesentlichen seien doch die 
Haushaltsreste von 1975 keine Sparmaßnahmen 
gewesen, sondern das Ergebnis eines wiederbegin-
nenden Aufschwungs. So haben Sie es gesagt. So 
habe ich mir das hier aufgeschrieben. 

Nun bin ich aber für Sprachregelung auf Ihrer 
Seite. Entweder war der Aufschwung 1975, wie wir 
es statistisch feststellen, ab dem Frühsommer da, 
und Sie bestätigen das hier, indem Sie sagen, er 
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hätte sich in der Haushaltspolitik niedergeschlagen. 
Dann sind wir auf einer Wellenlänge. Oder Sie 
reden weiterhin von Wahlbetrug in Nordrhein-
Westfalen im letzten Jahr. Eins von beiden geht nur. 
Wenn sich der Aufschwung am guten Haushalts-
ergebnis abzeichnet — das sagten Sie; hier sind wir 
auf einer Wellenlänge —, dann können Sie aber 
nicht gleichzeitig sagen, der Aufschwung habe nicht 
im letzten Frühsommer begonnen. Er hat nämlich 
— so zeigen es die Statistiken — in der Tat be-
gonnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Bun-
desfinanzminister, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Leicht? 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Ja, natür-
lich. 

Leicht (CDU/CSU) : Herr Bundesfinanzminister, 
entweder haben Sie mich nicht verstehen wollen 
oder ... Ich will mich des weiteren Wortes enthal-
ten. Ich frage Sie, ob Sie denn nicht verstanden ha-
ben, daß ich zwar vom Aufschwung auch gespro-
chen habe und ihn auch erwünsche, aber daß ich 
daraus nicht in erster Linie meine Konsequenzen 
gezogen habe, sondern daß ich das aus Ihren Fehl-
schätzungen tat. Wenn Sie um runde 5 Milliarden 
DM fehlgeschätzt haben, dann liegt das doch nicht 
an uns, sondern an Ihnen, und es zeugt doch von 
Ihrer Tüchtigkeit oder von Ihrem Verständnis für 
diese Dinge. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Herr Kol-
lege Leicht, über meine Tüchtigkeit hier zu reden, 
ist ziemlich müßig. 

(Demonstrativer Beifall und Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Sie haben vorhin gesagt - ich habe mir das aufge

-

schrieben , das läge im wesentlichen am Konjunk-
turaufschwung. Das werden wir uns anschließend 
angucken. Sie sagen jetzt, es seien Fehleinschätzun-
gen gewesen. Aber natürlich gab es das. Wer will 
denn bestreiten, daß das Haushaltsjahr 1975 voller 
Probleme war, daß wir zu Beginn des Jahres bei der 
Aufstellung des Haushaltsplans für 1975 die Tiefe 
der Rezession nicht erwartet hatten und daß wir 
dann, als wir im August den Nachtragshaushalt ein-
gebracht hatten, noch nicht die statistischen Infor-
mationen hatten, daß der Konjunkturaufschwung 
schon wieder so stark da war. Ob das etwas mit 
Tüchtigkeit zu tun hat, lassen wir einmal dahinge-
stellt sein. Sie selber haben eben zu einem anderen 
Punkt gesagt, daß man sich bei einem so riesenhaf-
ten Haushalt um 1, 2 °/o verschätzen kann. Das 
nehme ich dann auch für mich in Anspruch. 

(Leicht [CDU/CSU] : Einverstanden!) 

— Einverstanden. 
(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nun haben Sie, Herr Kollege Leicht, gesagt, wir 
sprächen zur Zeit nur über Steuererhöhungen — so  

habe ich es mir aufgeschrieben —, um die Bürger 
quasi jetzt zum Konsum zu bringen, d. h. den Kon-
sum zu steigern, weil dann die Konsumgüter teuer 
würden. Dies sei ein Trick. Ich füge hinzu: Herr 
Strauß hat inzwischen sogar gesagt, wir hätten 
einen weiteren Trick vor, nämlich den, gegebenen-
falls vor den Wahlen Steuererhöhungspläne abzu-
sagen. Ich kann Sie hier beruhigen. Diese Art von 
trickreicher Finanzpolitik findet bei uns nicht statt, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

sondern wir übernehmen die Verantwortung für das 
Haushaltsjahr 1977 und sagen auch vor den Wah-
len die Wahrheit. Ob das bei Ihnen so ist, weiß ich 
nicht. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich habe heute morgen, meine Damen und Herren 
— das will ich Ihnen gerne vortragen —, in der 
heute erschienen Ausgabe der „Zeit" einen Artikel 
von Rudolf Herlt gelesen. Den sollten wir uns alle 
zu Gemüte führen. Rudolf Herlt schreibt in einem 
Vorspann zur Überschrift: 

Wenn die sozialliberale Koalition die Wahl ge-
winnt, zahlen wir mehr Steuern. Könnte uns ein 
Wahlsieg der Opposition davor bewahren? 

Dann kommt seine Überschrift: „Mit gezinkten Kar-
ten". In dem Artikel schreibt er: 

Die Nachdenklicheren unter den Wählern wer-
den sich fragen, ob die CDU/CSU nicht mit ge-
zinkten Karten spielt, wenn sie den Bürgern 
weismachen will, eine von ihr geführte Regie-
rung könnte den defizitären Bundeshaushalt 
auch ohne Steuererhöhungen wieder in Ord-
nung bringen. 

Bundesfinanzminister Hans Apel hat schon 1975 
den Befund verkündet: Die Ausgabenflut sei 
auf die Dauer nur durch drastische Ausgaben-
kürzungen einzudämmen, aber zur Finanzierung 
des Restes müßten die Steuern erhöht werden. 

Im übernächsten Absatz fährt er fort: 

Aber die CDU/CSU wird sich im Wahlkampf 
fragen lassen müssen, wie sie denn ohne die 
sieben Milliarden Mark Steuermehreinnahmen 
die Bundesfinanzen wieder in Ordnung brächte, 
wenn sie an die Macht käme. Vorläufig sagen 
ihre Finanzpolitiker nur, sie würden Personal 
abbauen, Subventionen kürzen und eine globale 
Einsparung von 4,8 Milliarden Mark durchset-
zen. Die globale Einsparung heißt doch wohl, 
daß alle Haushaltsansätze gleichmäßig um einen 
bestimmten Prozentsatz gekürzt werden sollen; 
sie ist Ausdruck politischer Hilflosigkeit. 

Nun kommt der entscheidende Satz: 

Vom Vorwurf, mit gezinkten Karten zu spielen, 
kann sich die Opposition nur entlasten, wenn 
sie verraten würde, wo sie Personal einsparen 
und welche Subventionen sie kürzen würde. 

Dieser Aussage ist nichts hinzuzufügen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP - Zurufe 
von der CDU/CSU) 
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Lassen Sie mich aus den Ausführungen von Herrn 

Leicht einige Konsequenzen ziehen. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Jetzt will er zurück

-

treten! — Lachen bei der CDU/CSU) 

Ein ehrlicher Mann, wie es der Vorsitzende des 
Haushaltsausschusses ist, hat es schwer — und 
dafür habe ich Verständnis —, eine nicht beste-
hende Alternative der Opposition darzustellen. Er 
mußte mit gezinkten Karten spielen, obwohl ihm 
das nicht liegt. Unsere Konzeption hingegen zeich-
net sich dadurch aus, daß wir vor den Wahlen — 
dazu verweise ich auf den Artikel von Rudolf Herlt 
— dem Bürger ehrlich sagen, was notwendig ist und 
warum es notwendig ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zitieren Sie Apel 
vom Vorjahr! — Stücklen [CDU/CSU]: Das 

ist der Gipfel der Scheinheiligkeit!) 

Wir können heute feststellen, daß unsere Finanz-
politik, aber auch unsere internationale Währungs-
politik in den letzten zwei Jahren Erfolg hatten 
und daß wir die Vorreiter des internationalen Auf-
schwungs geworden sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir haben dem deutschen Bürger unsere Perspek-
tiven in der Finanzpolitik, der Währungspolitik und 
der Geldpolitik dargestellt. Wir haben dem Bürger 
gesagt, wie es nach dem Wahltag weitergeht. Die 
Opposition sagt dazu nichts. Damit bleibt für alle 
Betrachter eine wichtige Frage übrig: Will die 
Opposition denn überhaupt regieren? 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das Wort 
hat der Abgeordnete Professor Dr. Zeitel. 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Bundesfinanzminister, da Sie 
einleitend die Frage des Stils der Auseinanderset-
zung gestellt haben, frage ich, ob Sie eigentlich eine 
Aktivlegitimation dafür haben. 

(Beifall und Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Ich rate Ihnen, die Protokolle über Ihre Reden auf 
den Sprachstil und die Schnoddrigkeit der Auseinan-
dersetzung, die gerade Sie gepflegt haben, nachzu-
lesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Carstens 
[Fehmarn] [CDU/CSU] : So ist es! — Dr. 
Marx [CDU/CSU] : Bravo! — Stücklen [CDU/ 
CSU] : Jeder redet von dem, was er nicht 

hat!) 

Bevor ich zu der Frage der Solidität der Finanz-
politik dieser Regierung und der ausgreifenden Pla-
nung über sechs bis sieben Jahre — mit merkwürdi-
gen Ergebnissen zwischendrin — 

(Leicht [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Stellung nehme, lassen Sie mich ein paar Bemer-
kungen zu einem Thema machen, das in der Aus-
einandersetzung in der vorigen Woche mehrmals 
eine Rolle gespielt hat, nämlich der Höhe der Staats

-

quote. Sie hat diese Rolle sicher nicht zu Unrecht 

gespielt. Denn die Staatsquote ist ein zwar mit Män-
geln behaftetes, aber immer noch wesentliches Kenn-
zeichen, um für das Vordringen der staatlichen Akti-
vität einen Maßstab zu geben. 

Der Bundeswirtschaftsminister hat es in dem ihm 
eigenen Stil für richtig befunden, der CDU/CSU-
Fraktion in diesem Zusammenhang den Versuch 
einer Legendenbildung zu unterstellen. Wenn der 
Herr Bundeswirtschaftsminister es schon für richtig 
hält, dabei moralisierend vorzugehen, dann wäre es 
gut, wenn die Fakten wenigstens richtig gewürdigt 
würden. Er versucht ja sonst zumindest, mit einem 
großen Zahlenaufwand Sachlichkeit zu demonstrie-
ren. 

Es ist richtig: Die Staatsquote schwankt im Kon-
junkturverlauf. Sie nimmt in rezessiven Phasen zu, 
und sie geht in Zeiten eines Wirtschaftsaufschwungs 
wieder zurück. Aber nach allem, was wir auf Grund 
der bisherigen Konjunkturverläufe kennen, beträgt 
die Schwankungsbreite der Staatsquote nicht mehr 
als 2 bis 3 °/o. Es ist daher ein Stück Irreführung, 
wenn der Wirtschaftsminister mit dem Hinweis auf 
die Schwankungsbreite den Eindruck zu erwecken 
versucht, als hätte sich die Staatstätigkeit seit 1970 
nicht explosionsartig ausgeweitet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Für diesen Tatbestand spricht nicht nur die er-
schreckende Zahl von 47,5 %, die wir gegenwärtig 
erreicht haben, sondern noch mehr, daß wir bereits 
im Jahre 1971, also in der Phase einer Aufschwungs-
entwicklung, eine Quote von über 40 % erreicht hat-
ten. Nicht zufällig — lassen Sie mich das deutlich 
machen — sind wir bereits im Jahre 1975 bei der 
Staatsquote gelandet, die der Langzeitkommissar 
Schmidt erst für das Jahr 1985 anvisiert hatte. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Es bedeutet auch ein Stück Meinungsmanipulation, 
die wir heute soviel erleben, wenn der Bundeswirt-
schaftsminister die CDU dafür in Mithaftung nehmen 
möchte. Richtig ist vielmehr, daß die CDU/CSU-
Fraktion nicht nur wiederholt auf die Unsolidität 
einer Finanzpolitik hingewiesen hat, die inflations-
bedingte Steuermehreinnahmen zur Finanzierung 
staatlicher Daueraufgaben einsetzt, 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

statt rechtzeitig die Bürger von den heimlichen 
Steuererhöhungen, die in einer solchen Zeit statt-
finden, in vollem Umfange zu befreien. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die CDU/CSU-Fraktion hat darüber hinaus die quan-
titativ wesentlichen Steuererhöhungen der letzten 
Vergangenheit nicht mitgetragen, weil sie eben 
einen immer tieferen Griff in die Taschen der Bür-
ger vermeiden und den Staat zur Sparsamkeit zwin-
gen wollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist wiederum ein Stück Ihrer Legendenbildung, 
als hätten wir in den einzelnen Haushaltsjahren 
nicht auch Alternativen vorgelegt. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 
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Kein Haushaltsjahr ist vergangen, ohne daß nicht 
von der CDU/CSU alternative Sparprogramme vor-
gelegt worden sind, 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Und viele Anträge, 
die alle abgelehnt wurden!) 

die Sie, Herr Bundesfinanzminister, in diesem Haus 
verhöhnt haben, um dann als Weihnachtsgeschenk 
8 Milliarden DM mehr in der Kasse auszuweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie können es drehen und wenden, wie Sie wollen: 
Wenn ein Finanzminister im Oktober einen Nach-
tragshaushalt einbringt und dann noch nicht einiger-
maßen über die Größenordnung der Fehlschätzun-
gen informiert ist, weiß er entweder nicht Be-
scheid oder er ist unfähig. Anders lassen sich die 
Dinge nicht darstellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Stücklen 
(CDU/CSU]: Oder beides!) 

Ich halte es also für unfair und unredlich, die 
CDU/CSU-Fraktion für die Zustimmung zu Sozial-
gesetzen oder Konjunkturprogrammen in Mithaf-
tung nehmen zu wollen, die sie im Interesse unse-
res Volkes für notwendig gehalten hat, während 
sie gleichzeitig die Sparsamkeit in anderen Berei-
chen wollte, die Sie jedoch verweigert haben. Das 
ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundesfinanzminister, ein Mann Ihrer In-
telligenz sollte eigentlich das Parlament, noch da-
zu wenn er vom angemessenen Stil der Auseinan-
dersetzung spricht, mit Milchmädchenrechnungen 
über die Forderungen der CDU/CSU verschonen. 
Jeder Bauer rechnet mit Äpfel, Birnen und die ver-
schiedensten anderen Obstsorten zusammen. Man 
sollte auch etwa jene Sätze im Familienprogramm 
berücksichtigen, in denen die CDU eindeutig klar-
gestellt hat, daß dies ihre Fernvorstellungen sind, 
die sie im Einklang mit den finanziellen Möglich-
keiten realisieren wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie werden uns nicht davon abhalten, unserer Be-
völkerung unser Programm für die längere Zeit 
vorzutragen. Wir werden aber nur das in Angriff 
nehmen, was mit finanzieller Solidität vereinbar 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gestatten Sie mir damit ein paar Bemerkungen 
zu dem Generalthema der soliden Finanzpolitik, 
das Sie nun Haushaltsjahr für Haushaltsjahr vorfüh-
ren. Ich will mich hier, Herr Bundesfinanzminister, 
nicht mehr mit dem theoretischen Gehalt Ihrer Drei-
stufentheorie beschäftigen. Da steckt nicht viel da-
hinter. 

(Vereinzelter Beifall) 

Aber wenn man schon eine Dreistufentheorie vor-
tragen will, dann lautet die erste Phase der Finanz-
politik: Rücktritt des Finanzministers Möller. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Die zweite Phase der Finanzpolitik lautet: Rücktritt 
des Finanzministers Schiller. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Die dritte Phase der Finanzpolitik lautet: Rücktritt 
von Brandt. Das sind die tatsächlichen Fakten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Verkleistern Sie doch nicht immer die wahren 
Sachverhalte mit hochgeschraubten Worten! Ich 
gehe davon aus, daß Herr Möller, den ich sehr 
schätze, seine wohlerwogenen Gründe hatte, zurück-
zutreten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Herr Schiller hat die Gründe öffentlich gesagt, in-
dem er ausführte: „Sie betreiben eine Politik des 
Nach-uns-die-Sintflut." Sie wollte er nicht mitma-
chen. — Wir liegen nicht so weit weg von seiner 
Meinung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber ich will im Interesse der Sachlichkeit der 
Auseinandersetzung, die Sie ja besonders apostro-
phiert haben, noch einen Schritt weitergehen. Herr 
Bundesfinanzminister, Sie wären gut beraten, wenn 
Sie dem Hohen Hause bei allen Rechenkunststük-
ken einmal vorgeführt hätten, woher denn das 
kommt, was neuerdings den ominösen Namen 
„strukturelles Defizit" trägt. 

(Leicht [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ich will es hier einmal klarmachen, da Sie auch in 
dieser Richtung wieder ein Stück Meinungsmani-
pulation versuchen. Wir sind sehr wohl der Auf-
fassung, daß der Staat in Zeiten einer Rezession 
seinen Beitrag dazu leisten muß, daß wir nicht wei-
ter in eine Abwärtsentwicklung hineingleiten. Das 
ist doch unstrittig. Das eigentliche Problem ist, daß 
Sie uns durch eine unsolide Finanzpolitik, die uns 
zu schaffen macht, strukturell in ein Defizit hinein-
getrieben haben; nicht der konjunkturelle Rückgang 
allein ist für die Defizite und Verschuldung ent-
scheidend. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieser strukturelle Sockel des öffentlichen Defizites 
der öffentlichen Haushalte wird ja insgesamt im-
merhin auf die Größenordnung von 30 Milliarden 
DM geschätzt. 

(Dr. von Bülow [SPD] : Was?) 

— So ist es, Herr von Bülow. Gucken Sie im 
Sachverständigengutachten und beim Wissenschaft-
lichen Beirat des Bundesfinanzministeriums nach. 
Das ist der Rat, der den Finanzminister berät. — 
Dieser strukturelle Defizitsockel ist dadurch ent-
standen, daß Sie mit inflationsbedingten Steuer-
mehreinnahmen und gesetzlichen Steuererhöhungen 
Ausgaben tätigten, die mit großen Erfolgsmeldun-
gen verbunden waren, aber nicht mit der dauernden 
finanziellen Leistungsfähigkeit unseres Landes in 
Einklang standen oder aber nur zu finanzieren sind, 
wenn die Steuerschraube immer mehr angedreht 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Die inflationsbedingten Steuermehreinnahmen in 
den Jahren 1971 bis 1973 wurden nur zum geringe-
ren Teil zur Entlastung bei der Steuerreform ein-
gesetzt. Der größte Teil der - allein im Jahr 1974 
auf 30 Milliarden DM geschätzten — inflationsbe-
dingten Steuermehreinnahmen wurde zur Finan-
zierung von Daueraufgaben eingesetzt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Mit dem Abklingen der inflationsbedingten Ex-
pansion, über die wir ja glücklich sind, sind eben 
auch die Spätschäden der damaligen Art des finanz-
politischen Vorgehens sichtbar geworden, und zwar 
nicht nur auf der Einnahmenseite. Es ist leider so, 
daß die Steuereinnahmen heute nicht mehr über-
proportional zum Sozialprodukt wachsen, daß aber 
die Staatsausgaben in einer Weise zunehmen, die 
zusätzliche Deckungsprobleme aufwirft. Der Staat 
ist eben nicht mehr allein der Nutznießer der Infla-
tion. Das war er in den Jahren, in denen Sie die 
Ausgaben gesteigert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Damit hat die Frage der angemessenen Steuer-
belastung, die Frage: Was können wir unseren 
Bürgern letztendlich an Abgaben zumuten?, eine 
andere Bedeutung gewonnen als in der Vergangen-
heit. Hier ist nach Auffassung der CDU/CSU-Frak-
tion vor allem die Frage entscheidend: Wieviel darf 
der gut verdienende Facharbeiter, der freiberuflich 
Tätige, der selbständig Schaffende an Steuern zah-
len, damit er noch mit Lust und Freude bei der Ar-
beit bleibt? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies ist die Kernfrage. Es geht nicht um das Pro-
blem, das der Herr Bundeskanzler in der ihm eige-
nen Schauspielerkunst immer mit dem Gegensatz 
Reich/Arm heraufzustilisieren sucht. Das Haupt-
problem ist die Steuerbelastung der mittleren 
Schichten unseres Volkes. Hier sind wir der Auf-
fassung, daß ein Belastungsgrad erreicht ist, der 
eben nicht mehr gesteigert werden sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sind in einer Situation, in der wir für die Zu-
kunft noch mehr als in den letzten Wochen und 
Monaten erwarten müssen, daß die Fragen der 
Steuerbelastung den Verteilungskampf beeinflussen 
und daß damit die bestehenden Probleme noch ver-
schärft werden. 

Wir wollen nicht in einen Zustand hineingleiten, 
den bei Ihnen einige, die sich für besonders intel-
ligent halten, mit dem schwedischen Modell um-
reißen, bei dem ein Bürger dann die Steuererklärung 
kriegt und 102 % Steuern auf Einkommen zu zah-
len hat. Das ist kein Witz, sondern das ist eine 
Realität des schwedischen Steuersystems. Sie haben 
sich damit offenbar noch nie beschäftigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn das einzige, was wir aus dem schwedischen 
Steuersystem lernen können — ich will es Ihnen 
sagen — ist, wie man es nicht machen soll, wenn 

man eine Wirtschaft in einer guten Entwicklung 
halten will. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Stücklen 
[CDU/CSU] : Das ist praktizierter demokra

-

tischer Sozialismus! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Die CDU/CSU-Fraktion hält die bei den Bürgern mit 
mittleren Einkommen erreichte Abgabenlast be-
reits für bedenklich. 

Das ist nicht nur unsere Auffassung. Ich habe 
gerade in den letzten Tagen die hiesige Ortszeitung 
der SPD auf den Tisch bekommen, „KESS & DOTT" . 
Ich darf mit Genehmigung des Präsidenten zitieren. 
Da heißt es in dieser SPD-Zeitung, von SPD-Mit-
gliedern redigiert: „Allenthalben öffentliche Maß-
halteappelle und dann saftige Gebührenerhöhungen, 
und das auf allen Ebenen." 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Nun folgt eine Abqualifikation von Herrn Gscheidle; 
die möchte ich nicht mitmachen, weil sie mir in der 
Zwischenzeit zu billig geworden ist. Aber dann geht 
es weiter: „Denn mehr und mehr sieht der Bürger 
nicht länger ein, wofür er sich an Steuern und Ge-
bühren dumm und dämlich zahlt." 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Das ist die Situation, die offensichtlich auch von 
den SPD-Mitgliedern empfunden wird, nur von eini-
gen großen Finanzstrategen möglicherweise nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Finanzminister sagt so leger dahin: 
für ihn gibt es keine Finanzierungsprobleme. Und 
er hat mit einemmal 8 Milliarden mehr in der 
Tasche. Er sagt so leichthin: Steuererhöhungen sind 
ein Witz. Wir haben aber auch noch eine Regie-
rungserklärung, in der davon die Rede ist, daß keine 
Mehrwertsteuererhöhungen vorgenommen worden 
sind. Das alles haben Sie entweder trotz Ihrer 
sechsjährigen Planung offensichtlich nicht vorher-
gesehen, oder Sie haben es unterdrückt. Ich be-
fürchte, es steht um Ihre Planungsfähigkeit schlecht, 
die Sie sonst immer so betonen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun ein paar Bemerkungen zu einer anderen 
Kernfrage, die die Diskussion bestimmt hat, näm-
lich zum Thema der Weltrezession. Die Haushalts-
debatte hat ja wohl für jeden Außenstehenden er-
kennen lassen, wie die SPD den Wahlkampf führen 
wird: Schuld an den wirtschaftlichen und finanziel-
len Schwierigkeiten, die sich nun nicht mehr ver-
heimlichen lassen, ist die Weltrezession, die zur 
schwierigsten Krise seit den 30er Jahren hochstili-
siert wird. Die Lösung der Probleme der schweren 
wirtschaftlichen Entwicklung in der Nachkriegszeit 
mit über 12 Millionen Flüchtlingen wird minderge-
schätzt gegenüber einer Weltrezession, die als über-
ragendes Ereignis herhalten muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Wehner [SPD]) 

Die CDU/CSU-Fraktion hat in allen wirtschaftspoli

-

tischen Debatten den Einfluß der Energiekrise und 
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der darauf folgenden Konjunkturschwäche in zahl-
reichen Ländern nicht geleugnet. 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

— Sicher, Herr Wehner. Ist Ihnen das erst so spät 
aufgefallen? 

(Wehner [SPD] : Ich wundere mich nur, daß 
Sie es sagen!) 

In der letzten Woche hat Graf Lambsdorff, wie 
das ja auch im vergangenen Jahr immer wieder ge-
schehen ist, das Ausmaß dieser Rezession schlicht 
und einfach mit falschen Zahlen belegt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Erst waren es 40 Milliarden DM, aber im Endeffekt 
wurde es nur die Hälfte. Graf Lambsdorff, der Er-
folgsmelder vom Dienst, hat aus 5 °/o erst mal wie-
der 10 °/o gemacht. Sie sollten etwas präziser mit 
den Fakten umgehen, bevor Sie Erfolge melden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir bestreiten auch nicht — das sollten wir im 
Interesse einer redlichen Diskussion sagen, Herr 
Bundesfinanzminister —, daß die Preisstabilität in 
der Bundesrepublik besser ist als in anderen Län-
dern. Darüber hadern wir nicht. Nur: Relative Maß-
stäbe sind immer gefährlich. Wir werden Sie nicht 
ausweichen lassen in die relative Betrachtungsweise, 
wenn der Bundeskanzler dann noch in nicht sehr an-
gebrachter Form das Ausland kritisiert. Wir messen 
Sie an den Maßstäben, die Sie selbst in Ihren Regie-
rungserklärungen gesetzt haben, und an keinen an-
deren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier haben wir festzuhalten, daß wir noch immer 
bei 5 °/o Preissteigerung liegen. Das ist nahezu das 
Doppelte wie zu Zeiten der CDU-Regierungen. Wir 
haben auch festzustellen, daß wir entgegen allen 
Erklärungen des Bundeskanzlers „Die Arbeitsplätze 
sind sicher" in der Zwischenzeit noch immer fast 
5 °/o Arbeitslose haben. Ich halte es für gespenstisch, 
wie neuerdings auch im Bereich der Beschäftigungs-
politik die Arbeitslosigkeit als strukturell und an-
haltend betrachtet wird. 

(Leicht [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Ich glaube, diese Einstellung sollten wir schnell auf-
geben. Arbeitslosigkeit ist kein Schicksal, sondern 
ist ein Ausdruck der Fähigkeit einer Regierung, mit 
dem Beschäftigungsproblem fertig zu werden. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Das gehört zur so

-

zialistischen Struktur!) 

Unter CDU-Regierungen hat es eine solche Arbeits-
losigkeit nicht gegeben. Das sind die Fakten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich hier nicht nur die Fakten dar-
legen, sondern auch den Versuch unternehmen, zu 
erklären, woher die Fehlentwicklung kommt. Der 
Hauptgrund liegt überhaupt nicht in der Weltrezes-
sion, 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : So ist es!) 

sondern in der ungenügenden Investitionsneigung 
und den ungelösten Strukturproblemen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Dr. Schachtschabel [SPD]) 

— Herr Schachtschabel, Sie lachen sehr gern und 
sehr viel; vielleicht zuviel. 

Was die Investitionsneigung angeht, können wir 
feststellen, daß sie seit 1971 — nicht erst seit 1974 
oder 1975 — rückläufig ist. Von der Investitions-
neigung hängt nun einmal die Sicherheit der Arbeits-
plätze von morgen ab. 

(Zuruf des Abg. Dr. von Bülow [SPD]) 

Dieser Rückgang steht im Zusammenhang mit den 
rückläufigen Erträgen unserer Wirtschaft, die Teile 
von Ihnen immer noch als „Profite" anprangern. 
Ohne hinreichende Erträge kommen aber Investitio-
nen nicht zustande, nicht einmal in sozialistischen 
Systemen. 

(Wehner [SPD] : Ich denke, wir haben hier 
eines!) 

Diese grundlegenden Zusammenhänge sollten wir 
der Bevölkerung auch einmal deutlich machen. 

(Dr. von Bülow [SPD] : Volkswirtschaft für 
Fortgeschrittene!) 

Immerhin hat der Finanzminister ja noch im Dezem-
ber 1974 stolz erklärt: Wir haben bewußt und ge-
wollt die Investitionsneigung zusammengedrückt. 

Meine Damen und Herren, im Frühjahr 1973 ha-
ben wir hier eine heftige Debatte über die soge-
nannte Investitionsteuer geführt. Wir waren dafür, 
diese Steuer nicht einzuführen, und haben Ihnen als 
Alternative angeboten, den nach dem Gesetz mög-
lichen Stabilitätszuschlag zu wählen. Sie haben aber 
aus naheliegenden Gründen — um die Belastungen 
auf möglichst wenige abzuschieben — den Weg der 
Investitionsteuer gewählt. Dadurch wurde die In-
vestitionsneigung künstlich heruntergedrückt, worin 
ein wesentliches Element der Arbeitslosigkeit von 
heute zu sehen ist. Tun Sie doch nicht immer so, 
als hätten wir keine Alternative angeboten! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie es mich hier deutlich sagen: Der Wirt-
schaftspolitik der sozialliberalen Koalition mangelt 
es an einem Mindestmaß an Kontinuität und Ver-
trauensbasis. Man kann nicht in einem Jahr eine 
Investitionsteuer erheben und dann, wenn die letz-
ten gerade die Investitionsteuer zahlen, die ersten 
schon wieder mit einer Prämie locken und diese 
Prämie breit streuen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist ferner so, daß der Anteil der Investitionen im 
öffentlichen Bereich — den Sie unmittelbar in der 
Hand haben, wo Sie Infrastrukturmaßnahmen er-
greifen können, die für die Sicherung der Arbeits-
plätze von morgen relevant sind — ebenfalls rück-
läufig ist. 

Lassen Sie mich nicht unerwähnt lassen, was in 
den Debatten bisher nicht erwähnt worden ist, aber 
in eine Haushaltsdebatte des Bundes, der die Haupt- 
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verantwortung im finanzpolitischen Bereich zu tra-
gen hat, gehört. Die Finanzsituation der Kommunen 
ist zur Stunde vielleicht am schwierigsten. Zwei 
Drittel unserer Investitionen werden nicht von Bund 
und Ländern, sondern von den Kommunen getätigt. 
Die Kommunen müssen ihre Investitionen einschrän-
ken, weil sie keinen ausreichenden Finanzierungs-
spielraum mehr haben. 

Die Absicht der sozialliberalen Koalition, die Feh-
ler der eigenen Politik zu verdecken und die Schul-
digen im Ausland zu suchen, ist für die Bürger 
unseres Landes trotz aller Meinungsmanipulation 
mit beträchtlichem öffentlichen Reklameaufwand er-
kennbar geworden. 

Erlauben Sie mir, zu dem zweiten Thema, das für 
die Erklärung der Arbeitslosigkeit relevant ist, zu 
den Fragen der Strukturpolitik, die bisher ebenfalls 
kaum erwähnt worden sind — es sei denn im Rah-
men von Einzeletats —, ein paar Bemerkungen zu 
machen. Die wirtschaftlichen und finanziellen 
Schwierigkeiten, die die Entwicklung in der Bun-
desrepublik gegenwärtig kennzeichnen, sind aus 
einem weiteren Grunde nicht primär weltwirtschaft-
lich bedingt. Die ungelösten Probleme der Struktur-
politik sind hausgemacht und nicht durch die Welt-
wirtschaftsentwicklung zu erklären. Oder soll etwa 
das Ausland für die verfahrene Situation in der Bau-
und Wohnungswirtschaft, für die verfahrene Situa-
tion in der Verkehrswirtschaft oder für bestimmte 
Probleme der Energiewirtschaft verantwortlich ge-
macht werden? Diese Schwierigkeiten haben doch 
im Wesentlichen überhaupt nichts mit der ausländi-
schen Entwicklung zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist wirklich eine merkwürdige Methode — dies 
muß ich feststellen, wenn ich mir die Wahlkampf-
plattform der SPD ansehe —, die steigenden Milliar-
densubventionen für die Bundesbahn als Leistungs-
steigerung auszuweisen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Als Modell für an
-dere!) 

Höhere öffentliche Ausgaben allein sind überhaupt 
ein ungeeigneter Maßstab für bessere Leistungen, 
zumal im Falle vermehrter Subventionen. In der 
Verkehrspolitik fehlt nach sieben Jahren soziallibe-
raler Koalition — man höre und staune — noch 
immer ein abgestimmtes Konzept. Auf der einen 
Seite gibt es Pläne einer Reduzierung des Bundes-
bahnnetzes bis auf ein Viertel des jetzigen Umfangs. 
Auf der anderen Seite gibt es — damit es ein biß-
chen schick und progressiv aussieht — Neubaupläne 
mit einem Volumen von 3 Milliarden DM für eine 
Strecke von Stuttgart nach Mannheim, an der die 
Bruchsaler und Karlsruher vielleicht noch einen 
schnellen Zug vorbeifahren sehen, aber nicht mehr 
zusteigen können. 

(Stücklen [CDU/CSU]: So ist es!) 

Diese 3 Milliarden DM könnten für die Sanierung 
der Bundesbahn sicher anders und besser eingesetzt 
werden. Sie haben aber kein Konzept. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Und wie sieht es im Bereich der Wohnungswirt-
schaft aus? Hier haben wir dank Ihrer Politik den 
traurigen Tatbestand, daß heute die Sozialmieten 
schneller steigen als die Mieten der frei finanzierten 
Wohnungen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

daß die Kosten im sozialen Wohnungsbau höher 
sind als im frei finanzierten Wohnungsbau, daß für 
gleichwertige Wohnungen Mieten bis zum Drei-
fachen gezahlt werden müssen. Dies ist ein Wirr-
warr und ein Subventionsdschungel, der ganz gewiß 
schwerlich zu übertreffen ist. 

Was Graf Lambsdorff in der Haushaltsdebatte als 
erfolgreiche Mittelstandspolitik der sozialliberalen 
Koalition herausstellte, hat trotz Kartellnovelle und 
vermehrter Kredite die stärkste Konzentration und 
Aushöhlung der Marktwirtschaft in der Nachkriegs-
zeit zur Folge gehabt und die Entwicklung nicht ver-
hindern können. Das sind die belegbaren Fakten. 

Es bedeutet nach Auffassung der CDU/CSU-Frak-
tion eine Verhöhnung der im Mittelstand davon Be-
troffenen, wenn in diesem Zusammenhang von einem 
normalen Ausleseprozeß gesprochen wird. Vielmehr 
ist die Entwicklung in der mittelständischen Wirt-
schaft eine Folge der einseitigen Lastenaufbürdung 
auf der ganzen Breite durch die Politik dieser Re-
gierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sind leider beim Mittelstand — das sage ich 
hier mit aller Deutlichkeit — in einen Zustand hin-
eingeraten, da die Eigenkapitalbildung bereits unter 
25 %  liegt. Es gibt Anhaltspunkte dafür, daß sie in 
einigen Bereichen sogar unter 20 % liegt. Dann ist es 
nicht verwunderlich, wenn mittelständische Betriebe, 
die nicht nur national, sondern international lei-
stungsfähig sind, reihenweise, weil sie keine Pol-
ster haben ansammeln können, weil ihre Erträge 
unzureichend sind, an Infarkt und Konkurs sterben, 
obwohl die Unternehmer und Arbeiter darin tüchtig 
und leistungsfähig sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die CDU/CSU-Fraktion ist der Auffassung, daß 
diese Schwierigkeiten nur durch ein abgestimmtes 
Konzept der Konjunktur- und Strukturpolitik gelöst 
werden können, über das die Regierung überhaupt 
nicht verfügt. Sie haben doch gar kein abgestimm-
tes Konzept in der Gesamtbreite der Wirtschafts-
politik. 

(Zuruf von der SPD: Aber Sie!) 

Vielmehr dominiert der Ressortpartikularismus. 
Neuerdings haben wir die interessante Variante, 
daß immer mehr Ministerien auch noch ihre eigene 
Gebühren- und Abgabenpolitik betreiben, wie etwa 
am Beispiel des Planungswertausgleichs, der Berufs-
bildungsabgabe oder des Kohlepfennigs. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Jedem Ressort werden so eigene Abgabequellen 
außerhalb des Budgets zu Lasten der Bürger ver-
schafft. Das ist auch eine nicht uninteressante Va-
riante ihrer verschleierten Lastenpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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in die Taschen des Bürgers ist wirklich erstaunlich. 
Nicht nur die Sozialisierungstendenz bei der Ein-
kommenspolitik ist beachtlich, sondern der Bürger 
wird auch immer mehr mit einem Netz bürokrati-
scher Reglementierung überworfen, aus dem er sich 
schwer herausfindet. Dies ist die Tendenz Ihrer 
Politik. Da ist die Luft rundherum aus dem aufgebla-
senen Anspruchsniveau Ihrer großsprecherischen 
Reformpolitik heraus. Daran ändert auch die orale 
Aggressivität Ihres Bundeskanzlers gar nichts! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das Wort 
hat der Herr Bundeswirtschaftsminister Dr. Fride-
richs. 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Präsident! Sehr verehrte Damen! Meine Herren! 
Herr Abgeordneter Professor Zeitel, ich habe mich 
nur gemeldet, weil Sie in Ihrer Rede meine Aus-
führungen von der letzten Woche herangezogen 
haben. 

Ich habe in der vergangenen Woche den Anstieg 
der Staatsquote keineswegs nur konjunkturpolitisch 
begründet. Ich habe auf die konjunkturbedingten 
Schwankungen dieses Anteils hingewiesen — auch 
in den 60er Jahren. Das läßt sich nachweisen. Dann 
habe ich - das war der Sinn meiner Intervention 
— versucht, nachzuweisen, worauf der Anstieg die-
ses Staatsanteils auf der Ausgabenseite beruht. Er 
liegt einmal bei den Gebietskörperschaften, dann im 
Bereich der sozialen Sicherungssysteme. Das habe 
ich versucht darzulegen. 

(Abg. Dr. Zeitel [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Ich habe ganze acht Minuten zur Verfügung, 
Herr Professor Zeitel. Ich bitte Sie wirklich, mich 
die paar Bemerkungen machen zu lassen. 

(Wehner [SPD] : Der kann das Wasser nicht 
halten! — Dr. Zeitel [CDU/CSU] [zu Abg. 
Wehner] : Ihre Hinterladerböller können Sie 

lassen!) 

Ich habe versucht, nachzuweisen — und dem ha-
ben Sie heute nicht widersprochen —, daß an der 
Steigerung dieser Ausgaben, z. B. im Bereich unse-
rer sozialen Sicherheit, alle Fraktionen dieses Hau-
ses mitgewirkt haben. Ich habe versucht, nachzu-
weisen, daß Sie, wenn Sie eine dynamische Rente 
einführen — ich denke, die vertreten wir alle mit-
einander — und die Steigerungsraten an vorange-
gangenen Lohnphasen orientieren, dann selbstver-
ständlich in rezessiven Zeiten besonders starke Zu-
wachsraten bei den Ausgaben haben. Das ist doch 
in diesem Gesetz angelegt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Theoretisch!) 

und zwar bewußt angelegt, u. a. auch aus konjunk-
turstimulierenden Gründen. Dem haben Sie zuge-
stimmt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
des Abg. Dr. Zeitel [CDU/CSU]) 

Ich habe nichts anderes getan, Herr Professor Zeitel, 
als Ihnen hier nachgewiesen, daß es kein einziges 
Gesetz gibt, das im Bereich der sozialen Sicherung 
zur Erhöhung der Staatsquote beigetragen hat, dem 
Sie nicht am Ende entweder zugestimmt oder es 
teilweise sogar initiiert haben. 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

Dies habe ich nachgewiesen. Deswegen, finde ich, 
ist es so demagogisch, draußen den Anstieg zu be-
jammern und ihn drinnen vorher selbst zu beschlie-
ßen. Das ist einfach unwahrhaftig. Das habe ich ver-
sucht nachzuweisen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD - Weh
-

ner [SPD] : Das muß ein heimtückischer So

-

zialist sein! — Abg. Dr. Müller-Hermann 
[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

— Herr Abgeordneter, ich habe klar gesagt, daß ich 
wegen des Ablaufs der Debatte nur fünf bis acht 
Minuten sprechen werde. Alle Vorredner haben 
länger gesprochen. Deshalb müssen Sie mir zuge-
stehen, daß ich die Zeit für mich in Anspruch neh-
me. Ich lasse sonst Fragen grundsätzlich gern zu. 

Die Frau Kollegin Funcke hat in der letzten De-
batte unwidersprochen gesagt, daß der damalige 
Bundesfinanzminister, Herr Dr. Franz Josef Strauß, 
in seiner Zeit als Finanzminister, in nur drei Jah-
ren zehn Steuererhöhungen im Parlament durchge-
setzt hat. Als ob das nicht staatsquotenerhöhend ge-
wesen wäre, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich kritisiere ihn gar nicht, weil er es getan hat. 
Wahrscheinlich hat er Gründe gehabt, es zu tun. 
Wir waren in der Opposition. Wir haben selbst-
verständlich dazu kritische Anmerkungen gemacht. 

Nun, meine Damen und Herren, geht es uns aber 
relativ gut. Das alles passiert nicht mehr; denn ge-
genüber Herrn Strauß setzt sich der Bewerber um 
die Kanzlerkandidatur, Kohl, jetzt unablässig durch; 

(Wehner [SPD] : Der ist schon ganz durch

-

gesessen! — Heiterkeit bei der SPD) 

— Herr Abgeordneter Wehner, ich bitte um Ent

-

schuldigung, ich meine das ernst, was ich sage — 
denn in dieser Woche hat er sich bei der Entschei-
dung über den Slogan auch durchgesetzt. Der 
Slogan heißt jetzt nicht „Freiheit oder Sozialismus", 
sondern er heißt jetzt „Freiheit statt Sozialismus". 
Das hat Herr Kohl durchgesetzt. Das müssen Sie 
doch zugeben. Sieg auf Sieg! Er hat sich schon 
wieder durchgesetzt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Sei

-

ters [CDU/CSU] : Sie sind ein ganz starker 
Mann! Beim Berufsbildungsgesetz haben 
Sie sich so richtig durchgesetzt, Herr Fri

-

derichs! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

— Nun habe ich jemanden aus Ihren Reihen gelobt, 
weil er sich durchgesetzt hat. Nun freuen Sie sich 
doch und akzeptieren Sie das doch einmal! Er hat 
sich durchgesetzt. 
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daß Sie mit Herrn Strauß in einem Punkte überein-
stimmen, nämlich, daß Sie die Wahlen bereits 
verloren geben. Warum? 

Ich habe ein Interview von Herrn Strauß mit der 
„Stuttgarter Zeitung" vom 18. Mai hier. Da sagt er, 
das seien Wahlen — die 76er Wahlen —, die unter 
psychologischem Druck stattfänden. Das seien 
schon keine normalen Wahlen mehr. Und wenn die 
— wie er es ausdrückt — „Volksfrontsozialisten" 
die Mehrheit kriegten, dann sei das das Zeichen, 
daß das schon keine freien Wahlen mehr gewesen 
seien. Dies als Perspektive! So etwas kann man 
doch im Mai nur sagen, wenn man im Mai schon 
davon ausgeht, daß man im Oktober die Wahlen 
verlieren wird; denn sonst würde er sie doch nicht 
schon jetzt als unfreie Wahlen deklarieren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das hat er aber getan — nachzulesen in der „Stutt-
garter Zeitung" vom 18. Mai. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Rechtzeitig warnen!) 

Ich sagte Ihnen: er setzt sich ja immer durch. Las-
sen Sie mich ein letztes Beispiel bringen. Sie haben 
ja einen Generalsekretär angeworben, der aus der 
Wirtschaft kommt, mit professoralen Weihen ver-
sehen ist und das Ahlener Programm zu Ihrer 
Grundlage gemacht hat. Das habe ich gelesen. Ich 
bin auf die Wahlplattform gespannt. — Auch er hat 
sich durchgesetzt. Als ich nämlich heute morgen 
hierher fuhr, bin ich hinter einem Wagen herge-
fahren, auf dem hinten Ihr neuer Slogan prangte: 
„CDU — aus Liebe zu Deutschland". 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Da hat sich Ihr Generalsekretär wieder durchge-
setzt; denn er war früher leitender Manager bei 
einem großen, bedeutenden Waschmittelkonzern, 
bei Henkel. Dieser Konzern hatte in den 60er Jah-
ren den Slogan: „Persil — aus Liebe zur Wäsche". 

(Große Heiterkeit und Beifall bei der FDP 
und der SPD — Seiters [CDU/CSU] : Eine 
primitive Darstellung! — Stücklen [CDU/ 

CSU] : Kalauer!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich unterbreche die Beratungen. 
Wir treten in die Mittagspause ein. Die Beratungen 
werden um 14 Uhr wieder aufgenommen. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung von 12.57 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident von Hassel: Die unterbrochene Sit-
zung ist wieder eröffnet. Wir fahren in der Aus-
sprache über den Punkt 4 der Tagesordnung fort. 

Das Wort hat der Abgeordnete Brandt. 

Brandt (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Bundesrepublik Deutschland gilt in der 
ganzen Welt als ein Staat mit herausgehobener 
finanzpolitischer Solidität. Das bestätigt auch der 

Haushalt, den wir hier heute nachmittag zu verab-
schieden haben werden. Die Opposition sieht das 
anders. Sie ist häufig in der Rolle von „Mieter 
Schulze gegen alle". Aber ich halte es für beacht-
lich, daß die Opposition den in den vergangenen 
Jahren oft gebrauchten Ausdruck „Staatsbankrott" 
nicht wiederholt hat. Ich halte das für bemerkens-
wert. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn ich an die Ausführungen der beiden Kol-
legen der Opposition heute vormittag zur allgemei-
nen wirtschaftspolitischen Situation und Entwick-
lung eine Bemerkung anknüpfen darf, so möchte 
ich sagen: Wie immer man die Dinge im einzelnen 
sieht, es kommt doch keiner daran vorbei, daß die 
Opposition die Dinge, zumal in den letzten zwei, 
drei Jahren, im wesentlichen falsch eingeschätzt 
hat, daß Sie — jedenfalls was einige führende Re-
präsentanten der Opposition angeht — auf Zunahme 
der Krise gesetzt haben, um daraus politischen Vor-
teil ableiten zu können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dies ist ganz deutlich geworden beim Vorsitzen-
den der CSU, dem Kollegen Strauß. Denn wir er-
innern uns doch alle an das durch ihn nachträglich 
selbst bestätigte Sonthofener Wort: Es muß wesent-
lich tiefer sinken. Wir können uns gar nicht wün-
schen, daß dies jetzt aufgefangen wird. 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

Daran muß man noch einmal erinnern. 

Aber auch der ganz anders einzuschätzende rhein-
land-pfälzische Ministerpräsident hat neulich, als er 
in Amerika war, in der Wochenzeitschrift „News-
week" ein Interview veröffentlicht. Da fand ich den 
interessanten Satz, er habe nicht alles auf die Krise 
gesetzt. Zwar sind Übersetzungsgeschichten dabei 
immer so eine Sache, aber wenn ich da lese, er 
habe nicht alles auf die Krise gesetzt, dann muß das 
auf deutsch wohl heißen: Ein bißchen hat er auch 
darauf spekuliert. Da wir es in diesem Lande mit 
einer Entwicklung zu tun haben, die weiß Gott 
nicht nur mit den Dispositionen einer Regierung 
zusammenhängt, sondern die in erster Linie mit den 
Leistungen der Bürger dieses Landes zu tun hat, 
frage ich mich: Warum sagt nicht auch die Oppo-
sition, wir sind miteinander stolz darauf, daß wir 
durch die Rezession besser durchgekommen sind 
als fast alle anderen Länder und Völker? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn wir Sozialdemokraten — ich glaube, ich 
kann das für die freidemokratischen Kollegen auch 
sagen — Vergleiche mit anderen Ländern anstel-
len — durchschnittliches Einkommen, Stärke der 
Währung, Preissteigerungsraten —, dann tun wir 
das ja nicht aus Selbstgefälligkeit, dann tun wir das 
auch nicht, weil wir damit prahlen wollen, sondern 
wir tun das, um klarzumachen: Es gibt keinen 
Grund, dies zu verstecken, es gibt keinen Grund, es 
kaputtreden zu lassen. Es geht uns darum, uns selbst 
und unsere Mitbürger darauf hinzuweisen, daß es 
jetzt ganz entscheidend darauf ankommt, Erreichtes 
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zu sichern und zielstrebig zu ergänzen. Darauf 
kommt es an. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dabei gilt es dann auch immer wieder, Gerechtigkeit 
durchzusetzen, den demokratischen und sozialen 
Bundesstaat auszubauen. 

Meine Damen und Herren, es gibt erstens keinen 
Sinn, den Aufschwung, den keiner mehr bestreitet, 
denen anzuvertrauen, die die Politik bekämpft ha-
ben, die zum Aufschwung geführt hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zweitens gibt es für unsere Wahlbürger draußen 
keinen vernünftigen Grund, eine erfolgreiche Bun-
desregierung nicht wiederzuwählen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Seiters 
[CDU/CSU] : Siehe Baden-Württemberg! — 
Dr.  Barzel [CDU/CSU] : Eine Million Ar

-

beitslose!) 

Nun wollte ich aber eigentlich auf folgendes hin-
aus: Nach der Debatte der letzten Woche und zu-
mal auch vor dem Hintergrund dessen, was draußen 
diskutiert wird, ist es meines Erachtens notwendig, 
in allem Ernst die Frage zu stellen: Besteht noch 
und hält das Fundament, auf dem das Grundgesetz, 
unsere Verfassung ruht? Ich meine erstens, es wäre 
ein Verhängnis für unser Land, wenn das Fundament 
nicht hielte. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : Wenn einer „Sicher

-

heitsrisiko" sagt!) 

— Darauf komme ich gleich, Herr Kollege Barzel, 
Sie können ganz sicher sein, da wird Ihnen nichts 
vorenthalten werden. Ich hatte mich zwar schon 
einmal dazu geäußert, will es aber gerne noch ein-
mal tun. 

Ich sage also, weil das mitten im Satz war, Kollege 
Barzel: Es wäre ein Verhängnis für unser Land, 
wenn das Fundament nicht hielte. Auch jene Ver-
treter der Opposition, die sich hier in der vergange-
nen Woche extrem geäußert haben, sollten dies 
ernsthaft bedenken. 

Ich sage zweitens in aller Deutlichkeit: Meine 
Partei stand, steht und wird ohne Wenn und Aber 
zum Grundgesetz stehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie nimmt dabei den Auftrag ernst, diese Bundes-
republik Deutschland zu einem demokratischen und 
sozialen Bundesstaat auszubauen. So will es die 
Verfassung, und dies ist der Boden, auf dem wir 
miteinander konkurrieren, zu konkurrieren haben. 
Unser Grundgesetz ist in den Jahren 1948 und 1949 
als eine gemeinsame Basis für christdemokratische 
und sozialdemokratische, liberale und konservative 
Kräfte geschaffen worden. Wer die Freiheit für sich 
allein okkupieren wollte, der zerstörte gemeinsame 
demokratische Werte und verginge sich gegen diese 
unsere Verfassung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es gibt keinen Alleinvertretungsanspruch für Frei-
heit und Demokratie in unserem Land, für uns nicht, 
für andere auch nicht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Keine Partei darf sich unser Grundgesetz allein an-
eignen wollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wer dies dennoch versucht, den treibt nicht der 
Wettbewerb um eine bessere Politik, sondern den 
treibt ein totalitärer, ein freiheitsfeindlicher An-
spruch. 

Herr Kollege Barzel, jetzt greife ich gern Ihren 
Zwischenruf auf. Sie haben auch in der vergangenen 
Woche in Ihrer Rede davon gesprochen. Ich wieder-
hole noch einmal, obwohl der Vorgang durch mich 
selbst vor dem Haus erklärt worden war 

(Seiters [CDU/CSU] : Aber wie!) 

und das, was ich dazu zu sagen habe, im Protokoll 
des Deutschen Bundestages nachzulesen ist: 

(Seiters [CDU/CSU] : Völlig unzureichend!) 

Es ist ein quantitativer, ein prinzipieller Unterschied, 
ob ich sage und damit den innenpolitischen Gegner 
herausfordere, die und die Politik, so wie sie z. B. 
in der Sonthofener Rede von Herrn Strauß angelegt 
war, bedeutet meiner Meinung nach ein Risiko für 
die innere soziale Sicherheit und für die durch eine 
ausgewogene Politik des Bündnisses gewährleistete 
Sicherheit nach außen, oder ob Sie — wenn ich 
jetzt Sie sage, meine ich nicht Sie als Person, Herr 
Kollege Barzel —, ob Kollegen aus Ihren Reihen 
den Eindruck vermitteln, als wollten sie sagen, aus 
dem Lager der Freiheit seien diejenigen auszu-
schließen und ins Lager der Unfreiheit zu verwei-
sen, denen sie ihr Sozialismusetikett aufkleben. Ich 
sage und wiederhole: Dies ist ein qualitativer, prin-
zipieller Unterschied. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nun ist der Eindruck erweckt worden, in den hin-
ter uns liegenden Jahren sei in der Bundesrepublik 
Deutschland Freiheit abgebaut worden, und zwar in 
den Jahren, seit Sozialdemokraten und Freidemo-
kraten die Regierungsverantwortung miteinander 
tragen. Da das nicht belegbar ist, wie wir gehört 
haben, wird düster über die Zukunft spekuliert, 
und zwar, wie ich meine, nach bewährten Techniken 
aus der Vergangenheit. 

(Beifall bei der SPD) 

In Wirklichkeit ist es doch bei allen Unzulänglich-
keiten, die unserer Arbeit eigen sind, so, daß für 
viele der Freiheitsraum hat etwas erweitert werden 
können. Der Raum hat abgesichert und ausgebaut 
werden können, in dem der einzelne seine Persön-
lichkeit entfalten kann. Man versucht übrigens auch, 
zu suggerieren — das hängt noch mit meiner Ein-
gangsbemerkung zusammen —, es gehe den Men-
schen heute schlechter als 1969. Da kann man doch 
nur lachen. Die Leute draußen lachen auch darüber, 
wenn Sie sie danach fragen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Das ist schlicht falsch. Die Menschen wissen, daß das 
falsch ist. 

(Seiters [CDU/CSU] : Die Arbeitslosen, die 
lachen?! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Die Tatsachen sind bekannt. Die Angstparolen derer, 
die — ich wiederhole es — ihres vermeintlichen 
parteipolitischen Vorteils wegen auf eine wirtschaft-
liche Krise gesetzt hatten, werden zunehmend nicht 
mehr ziehen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie ziehen auch nicht bei den Rentnern, gerade nicht 
bei ihnen. Wurde etwa deren Freiheitsraum ein-
geengt? Oder ist die Selbstverantwortung dadurch 
eingeschränkt worden, daß die Stellung der Arbei-
ter und Angestellten in den großen Betrieben ge-
stärkt wurde? Das genaue Gegenteil ist doch der 
Fall. 

(Seiters [CDU/CSU] : Und die Jugendlichen?) 

Meine Damen und Herren, von einem gesicherten 
Fundament wirtschaftlicher und sozialer Leistung 
aus können wir, so meine ich, zuversichtlich in die 
Zukunft blicken. Führende Herren der CSU und der 
CDU waren mit ihren Untergangsparolen auf einem 
falschen Dampfer. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

Ihre Flucht zurück in eine vermeintlich gute alte 
Zeit kann unsere Bürger nicht überzeugen. 

Nun hat Herr Ministerpräsident Kohl, der Vor-
sitzende der Christlich-Demokratischen Union, zwar 
nicht heute morgen auf seiner Pressekonferenz, aber 
vor ein paar Wochen in einer weitverbreiteten 
Tageszeitung an 1945 erinnert. Warum auch nicht? 
Wir müssen uns ja sicher alle miteinander einmal 
daran erinnern. Herr Kohl hat darauf hingewiesen, 
und zwar jetzt auch mit dem Blick auf den Herbst 
1976, wie wichtig es sei, frei reden, frei reisen und 
frei einkaufen zu können. 

(Lachen bei der SPD) 

Darum gehe es — so möchte er suggerieren — bei 
der Wahlentscheidung in diesem Jahr. Was soll das 
eigentlich? Wer kann denn bei uns in der Bundes-
republik Deutschland nicht frei reden? Wieso und 
von wem ist denn zu befürchten, daß man morgen 
nicht mehr frei reden könnte? 

(Seiters [CDU/CSU]: Ihr Parteifreund Jan

-

sen will doch die Zeitungen verstaatlichen!) 

Mehr Menschen als je zuvor werden in diesem Som-
mer reisen — auch ins Ausland. Wer will ihnen denn 
das streitig machen? Auch nach Berlin kann man 
jetzt ohne Schwierigkeiten reisen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU) 

Das war bekanntlich nicht immer so, Herr Zwischen-
rufer, wie wir beide ganz gut wissen. 

(Seiters [CDU/CSU] : Wen zitieren Sie hier 
eigentlich?) 

Selbst in die DDR können viele reisen, die das früher 
nicht konnten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das ist bei weitem nicht so möglich, wie wir uns das 
wünschen. Aber die Verbesserungen, die erreicht 
werden konnten, sind doch besser als nichts. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Und wer kann bei uns nicht frei einkaufen — es 
sei denn, ihn beschwere das Ladenschlußgesetz 

(Heiterkeit) 

oder, was für Benachteiligte in der Gesellschaft noch 
immer ein Problem ist, es fehle ihm an den Mitteln. 

Welches Land ist es also, an das Herr Kohl diese 
Maßstäbe anlegt? 

(Zuruf von der SPD: Rheinland-Pfalz!) 

Die Opposition — das muß ich in aller Deutlichkeit 
sagen — soll doch bitte nicht so tun, als müsse bei 
uns in der Bundesrepublik Deutschland die Freiheit 
erst eingeführt werden. So ist das doch nicht! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Freiheit ist ganz gewiß kein selbstverständlicher 
Dauerzustand. Man braucht gar nicht Schiller zu be-
mühen, um sich das nochmals klarzumachen, auch 
dann nicht, wenn schreibgewandte Berater das an-
raten, weil damit eine Art Sinnfrage aufgebracht 
werden kann, ohne die Belege dafür liefern zu 
müssen. 

Die Freiheit — so sehen wir Sozialdemokraten 
das —, die bitter genug errungen werden mußte, 
muß gesichert und verteidigt werden. Auf manchen 
Gebieten muß sie auch erst noch stärker realisierbar, 
erfahrbar für die Menschen im Land gemacht wer-
den, also ausgebaut werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Offensichtlich gibt es eine Reihe von Sozialismus

-

Fachleuten in den Reihen der Union. 

(Lachen bei der SPD) 

Einer dieser bemerkenswerten Denker hat vor kur-
zem drei Beispiele gegeben, die zeigen sollten, daß 
die Bundesregierung unter Helmut Schmidt sich auf 
dem Weg zu einem Sozialismus im Sinn von Unfrei-
heit befinde. Die Beispiele, die er nannte, betrafen 
die Mehrwertsteuer, die Reform der beruflichen Bil-
dung und das Bodenrecht. Bei dem bemerkenswerten 
Denker handelt es sich um den Ministerpräsidenten 
von Baden-Württemberg. 

(Heiterkeit bei der SPD und der FDP — 
Seiters [CDU/CSU] : Er hat das Vertrauen 

des Volkes!) 

Die Mehrwertsteuer — das ist x-mal gesagt wor-
den — und das müßte auch Herr Filbinger begrei-
fen — wird ehrlich vor aller Öffentlichkeit behan-
delt und soll zur finanzpolitischen Solidität dieses 
Staates beitragen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das hat gerade auch heute früh Alex Möller in 
seiner eindrucksvollen Rede gesagt, die, wenn ich 
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ihn recht verstanden habe, wohl seine letzte Rede 
in diesem Haus gewesen ist und für die ich ihm 
ganz herzlich Dank sagen möchte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Was soll denn dieser Versuch Filbingers, Sozialis-
mus in eine Verbindung mit Mehrwertsteuer zu 
bringen? Man soll uns doch davon verschonen, ein 
„Sozialismus" genanntes Schreckgespenst durch die 
Lande zu jagen, wo es sich um nichts anderes han-
delt als um eine Entscheidung der Vernunft, auch 
wenn sie unpopulär ist! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zur Berufsbildung: Was hat es — ich gebe zu, 
man kann das Problem sachlich diskutieren, und es 
gibt verschiedene Lösungsmöglichkeiten — eigent-
lich mit Sozialismus im Sinn von Unfreiheit zu tun, 
wenn man sagt, die Wirtschaft, die insgesamt von 
der beruflichen Bildung Nutzen haben will, soll die 
Lasten dafür nicht einer Minderheit von Betrieben 
überlassen? Und wenn man den anderen Weg wählt, 
den wir gehen wollten und wollen, dann liegt das 
auch und gerade im Interesse der mittelständischen 
Wirtschaft. Das muß doch hier einmal gesagt wer-
den! Das darf nicht wieder an der Blockadepolitik 
des Bundesrats scheitern; das wird auch nicht schei-
tern. Das wird ein entscheidender Punkt in der Zeit 
sein, die vor uns liegt. Da geht es um eine ganze 
Menge. Da geht es ja im Grunde auch darum, ob 
wir und die, die nach uns kommen, in zehn Jahren 
eine Facharbeiterlücke zu beklagen haben. Die ge-
burtenstarken Jahrgänge, die jetzt kommen, sind 
doch keine Last für unser Volk, sie sind doch eine 
große Chance für die wirtschaftliche Zukunft unse-
res Volkes. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Mit dem Bodenrecht — das geht ja ohnehin nur 
stückweise und sehr mühsam — sollen doch Lebens-
rechte unserer Städte und Gemeinden gegen die 
Interessen von querköpfigen Egoisten und skrupel-
losen Spekulanten verteidigt werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach du meine 
Güte!) 

Was hat denn das mit Sozialismus im Sinne von 
Unfreiheit zu tun? 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wohl

-

rabe [CDU/CSU] : So einfach ist es nicht!) 

Da geht es doch um den Schutz der Menschen mit 
dem eigenen Haus und der Bauern auf dem eigenen 
Hof. Darum geht es doch! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Seiters 
[CDU/CSU] : Das ist der wahre Willy 

Brandt!) 

Sozialdemokraten bejahen und schützen das private 
Eigentum. Wir wollen den Menschen nichts weg-
nehmen, 

(Seiters [CDU/CSU] : Nein, nein!) 

sondern dafür sorgen, daß mehr Menschen über eine 
eigene materielle Grundlage verfügen und z. B. Zu-
gang zum Wohnungseigentum finden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ob das der Sozialismus ist, den Herr Filbinger 
meint? 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Wo ist denn der 
Vermögensbildungsplan der SPD?) 

Trotzdem, mit der Freiheit des Eigentums allein 
ist es auch nicht getan. Für viele muß immer noch 
und weiterhin die Freiheit hinzukommen, die aus 
der sozialen Sicherung entspringt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich füge hinzu: Die Selbstentfaltung des einzelnen 
möglich machen und dadurch die soziale Demokratie 
zunehmend verwirklichen — dieses alte Ziel frei-
heitlicher Sozialisten ist heute Bestandteil des Ver-
fassungsauftrages. Da das eine gemeinsame Grund-
lage der Kräfte war, auf die ich zu Beginn hinwies, 
ist doch von verschiedenen Seiten etwas in diese 
unsere gemeinsame Verfassung eingeflossen. Der 
Staat kann und darf dem Bürger die Regelung sei-
ner Angelegenheiten in der Tat nicht abnehmen. 
Er muß auch den Raum des nicht Abstimmbaren 
respektieren; ich sage das übrigens ausdrücklich 
nach dem, was Kardinal Döpfner heute vormittag 
auf einer Pressekonferenz in Bonn für die katholi-
schen Bischöfe erklärt hat. Aber der Staat muß die 
materiellen Voraussetzungen schaffen, die den ein-
zelnen einladen, selber tätig zu werden, die ihm 
Zuversicht in die eigene Kraft und nicht Verzweif-
lung vor der eigenen Ohnmacht vermitteln. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Diese Politik für den einzelnen verlangt danach, 
die gesellschaftlichen Rahmenkompetenzen nicht zu 
vernachlässigen, sondern sinnvoll zu stärken. Wer 
aus dieser Orientierung den Vorwurf schöpft, So-
zialdemokraten zwängen den Menschen in ein Kol-
lektiv, der hat sich meiner Meinung nach doch noch 
nicht hinreichend mit dem Verfassungsauftrag ver-
traut gemacht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Kollege Kirst und der Bundesfinanzminister 
haben sich vor der Mittagspause schon mit Herrn 
Leichts Vorwurf auseinandergesetzt, wir hätten vor 
sieben Jahren — oder etwas weniger — eine An-
spruchsinflation ausgelöst. Da Herr Leicht mich 
selbst angesprochen hat, darf ich noch ein paar 
Sätze hinzufügen bzw. zwei Fragen aufwerfen. 
Warum, Herr Kollege Leicht, wird man bei solchen 
Gelegenheiten nicht konkret? An Ihrem Vorwurf 
— ich glaube nicht, allein an unsere Adresse ge-
richtet; darauf wurde schon Bezug genommen — 
mag ja etwas dran sein. Aber warum sagen Sie dann 
nicht, ob Sie gegen die Dynamisierung der Kriegs-
opferrenten waren, ob Sie gegen das Kindergeld 
für alle waren, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

ob Sie gegen das Mitnehmen von Betriebsrenten 
waren, ob Sie gegen das Konkursausfallgeld waren. 
Man muß doch konkret werden. Und dann muß man 
das mit dem vergleichen, wofür Sie hier gestimmt 
haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Dann muß man der Sache nachgehen: Wie hat sich 
die Opposition in jedem einzelnen Fall, um den es 
in diesen Jahren ging, verhalten? Auf welches ne-
gative Votum will sie sich jetzt berufen, um einen 
so pauschalen Vorwurf zu rechtfertigen? 

Außerdem finde ich, in Ihrer Auseinandersetzung 
mit Reformpolitik steckt viel zuviel materialistisches 
Denken. Sie können sich Reformen immer nur als 
etwas vorstellen, bei dem man Geld ausgibt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Nein, die Frauen in unserem Land wissen, daß ge-
gen Ihren Widerstand manche Regelung zugunsten 
der Frauen auf den Weg gebracht worden ist, die 
kein Geld kostet. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt weite Felder, auf denen es eben nicht 
darum geht, mehr Geld auszugeben — ich kann 
gleich noch ein oder zwei Beispiele nennen —, 
sondern darum, mit vorhandenen Mitteln vernünf-
tiger umzugehen. Da muß man darüber streiten, 
ob und wie das möglich ist. 

(Seiters [CDU/CSU] : „Mehr Demokratie 
wagen" kostet z. B. kein Geld!) 

— Jawohl. Meine Damen und Herren, Reformen 
brauchen einen langen Atem, so wie Freiheit einen 
langen Atem braucht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Durch Herrn Carstens und andere ist in der letz-
ten Woche der untaugliche Versuch gemacht wor-
den, uns Sozialdemokraten Verstaatlichungspro-
jekte anzudichten und, wie man das in solchen 
Zusammenhängen gern tut, eine Verbindung zu 
kommunistischen Staatswirtschaften herzustellen. 

(Seiters [CDU/CSU] : Zeitungen verstaatli

-

chen, davon sprach Herr Jansen!) 

Jetzt lasse ich einmal völlig außen vor, wie Sie, 
Herr Carstens, als jemand, der sehr viel mit an-
deren Ländern zu tun gehabt hat, eigentlich zu der 
Folgerung kommen wollten: weil Frankreich seine 
Banken anders organisiert habe, gebe es dort keine 
Freiheit mehr. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aber lassen wir einmal diese Subtilitäten außen 
vor. Auf uns selbst bezogen sage ich jedoch: Sie 
sollten nicht an der Wirklichkeit vorbeiargumen-
tieren. 

Wir Sozialdemokraten wissen — das möchte ich 
Ihnen mit allem Nachdruck sagen —: Wenn man in 
das Spannungsfeld zwischen wirtschaftlicher Macht 
und individueller Freiheit greift, dann darf alte 
Machtballung nicht durch die Konzentration neuer 
Macht ersetzt werden, auch nicht durch die geballte 
Menschenferne oder gar die Inkompetenz einer 
selbstherrlichen Bürokratie. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Beides bekommt der Freiheit nicht. 

Andere haben die Fragen der Eigentumsformen 
in früheren Jahrzehnten anders gesehen, als wir 

sie heute sehen. Warum sollte ich das nicht sagen? 
Anders als manche unserer Vorgänger im vorigen 
Jahrhundert wissen wir heute, daß mit der Über-
führung von privatem in öffentliches Eigentum die 
Frage nach der Freiheit nicht gelöst ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Frage von Gemeineigentum, wo sie in der ge-
schichtlichen Entwicklung aus anderen Gründen auf-
geworfen werden sollte, ist für uns Sozialdemokra-
ten allein eine Frage nach der Zukunft der Menschen 
in unserer Gesellschaft. Die Antwort darauf hängt 
allein davon ab, wieweit privates Großeigentum und 
private Verfügungsgewalt über große Produktions-
mittel den Grundwerten Freiheit, Gerechtigkeit und 
Solidarität im Wege stehen. Dies haben wir zu prü-
fen, im gegebenen Fall auch zu verhindern, daß sich 
nicht besonders ungünstige Wirkungen auf dem 
einen oder anderen Gebiet für die Menschen er-
geben. Das ist nicht mehr nur eine traditionell 
sozialdemokratische Erwägung, sondern doch auch 
wieder ein Teil dessen, wovon unsere Verfassung 
handelt. 

Nun frage ich: was meinen eigentlich die, die 
„Freiheit oder/statt"   es müßte ja im zweiten Teil 
eigentlich „an Stelle von" heißen, wenn man 
Deutsch spräche —, 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

was meinen die, die „Freiheit oder/statt Sozialis-
mus" in die politische Auseinandersetzung einge-
führt haben? 

Eine Bonner Zeitung hat nach dem Wechsel von 
dem Wort „oder" in das Wort „statt" gemeint, nun 
sei die Aussage der Opposition aber wesentlich ge-
ändert worden. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Ich kann das nicht finden. 

Mir ist auf den Tisch gekommen, was die „Deut-
sche Zeitung / Christ und Welt" zu dem Gegenstand 
heute früh geschrieben hat. Ich halte es für so be-
merkenswert, daß ich es dem Hohen Hause nicht 
vorenthalten möchte. Ich will aber gleich hinzu-
fügen — für den Fall, daß Sie sich dann auch den 
Ausschnitt kommen lassen —: da stecken hinten 
auch ein paar unfreundliche Bemerkungen an die 
Adresse von Sozialdemokraten; so ist es ja nicht. 
Aber das brauche ich ja nicht vorzulesen. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Ich will hier zwei Dinge zitieren. Es steht dort wört-
lich: 

Man kann der Union nur wünschen, daß sie 
mit ihren sonstigen Argumenten für die Wahl-
schlacht mehr Glück hat als mit diesem. 

Das ging auf den Slogan. Jetzt wird das begründet: 

Wenn man im finsteren Wald von einer Gestalt 
mit angelegtem Revolver angehalten wird und 
die Worte vernimmt: Geld oder Leben, so darf 
man sicher sein, daß es sich nicht um die Um-
frageaktion eines demoskopischen Instituts han-
delt. 

(Heiterkeit bei der SPD) 
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Die resolute Aufforderung würde übrigens auch 
keinesfalls massiver, wenn der angenommene 
Zeitgenosse sich mit der Rede „Geld statt Le-
ben" vernehmen ließe. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Im Gegenteil, man würde aus der etwas eigen-
willigen Ausdrucksweise wohl eher schließen, 
daß der Unbekannte sein Handwerk mit einigen 
Hemmungen ausübt. 

(Große Heiterkeit und Beifall bei der SPD 
und der FDP) 

Nun, Herr Kollege Strauß guckt etwas erstaunt. Da 
ist ein zweiter Abschnitt, der ihn — oder Herrn Kohl 
und ihn — noch direkter angeht. Auch den darf ich 
dem Hohen Hause vorlesen. Er lautet folgender-
maßen: 

Mit „statt" versucht die CDU einen Rest von 
Eigenwillen auszudrücken; 

(Heiterkeit bei der SPD und der FDP) 

denn der Slogan ist ihr ganz wider Willen in 
diesem Monat sozusagen als spezielle Form des 
Maibocks aus Bayern geliefert worden. 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD und der 
FDP) 

Wer 

— es ist immer noch das Zitat — 

an  Freudsche Fehlleistungen glaubt, mag es 
konsequent finden, daß die CDU — im Wett-
kampf der Parolen unterlegen — trotzig auf 
ihrer „Statt"-lichkeit beharrt. 

(Lebhafter Beifall und Heiterkeit bei der 
SPD und der FDP) 

Aber ich finde — — 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie, Herr Ab-
geordneter Brandt, eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Höcherl? 

Höcherl (CDU/CSU) : Herr Kollege Brandt, wären 
Sie nicht so liebenswürdig, auch den Teil der SPD 
vorzulesen, nachdem Sie uns so erheitert haben? 

Brandt (SPD): Ich habe ja vorher schon gesagt, 
Herr Höcherl, daß ich das im Rahmen meiner be-
grenzten Redezeit hier nicht mehr unterbringen will. 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD und der 
FDP — Lachen bei der CDU/CSU) 

Für meine Argumentation reicht es aus. 

Denn bei dem Gegenstand, den Ludolf Herrmann 
in seinem Artikel weiter behandelt, komme ich jetzt 
zur Sache, und da sage ich: ich möchte gern von den 
Führern der Union wissen, was sie eigentlich mei-
nen, wenn sie von Sozialismus reden. Meinen sie 
die geschichtliche Bewegung des Sozialismus, die 
sich über Jahrzehnte hinweg, über bald mehr als ein 
Jahrhundert hinweg in unseren Regionen entwickelt 
hat? Meinen sie seine — des Sozialismus — Idee, 
vielschichtig, nicht immer widerspruchsfrei, aber — 

ich sage es noch einmal — jene Idee, von der unbe-
streitbar einiges in unser Grundgesetz eingeflossen 
ist? Oder meinen sie die Regime, die sich so, näm-
lich sozialistisch, nennen? Oder meinen sie nur das 
Schreckgespenst, das sie auf die Reise geschickt 
haben? Das sind vier Möglichkeiten der Auswahl, 

(Dr. Klein [Göttingen] [CDU/CSU] : Es gibt 
auch andere!) 

vielleicht sind auch Kombinationsmöglichkeiten 
darin. 

Wenn Sie die Regime meinen und die sie bei uns 
in der Bundesrepublik Deutschland begleitenden 
kommunistischen Sekten, 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Mit denen manche 
Genossen zusammenarbeiten!) 

warum lassen Sie dann den Eindruck aufkommen, 
Sie wollen Sozialdemokratie und Unfreiheit gleich-
setzen? Warum klären Sie dann nicht, daß Sie hier 
mißverstanden worden sind? Es wäre noch möglich, 
dies zu klären. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Mein Eindruck ist im übrigen — manche von Ihnen 
spüren das ganz genau, und Herr Kohl war bei die-
sem Punkt nicht so selbstsicher; heute vormittag auf 
seiner Pressekonferenz hat er gesagt, mit dem 
eigentlichen Wahlslogan käme er noch einmal zu-
rück —: Die Operation mit dem Slogan wird schei-
tern. Es hat sich in diesen letzten Tagen seit der 
vergangenen Woche schon gezeigt: Erstens, ganz 
gegen Ihre Erwartungen ist die Koalition nicht ge-
schwächt, sondern gestärkt aus diesem Streit her-
vorgegangen; 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

ich beziehe mich ausdrücklich auf meines Kollegen, 
des FDP-Vorsitzenden, Wort von den Befestigungs-
balken in dieser Koalition. Zweitens zeigt mir die 
Reaktion aus meiner Partei, und ich bin viel herum-
gekommen seit der letzten Woche: Diese meine 
Partei fühlt sich herausgefordert und wird Ihnen 
zeigen, daß sie kämpfen kann. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Viele Bürger, die gar keine Sozialdemokraten 
sind, die nicht unsere Wähler waren und die sicher 
zum großen Teil uns auch diesmal nicht wählen, 
sagen einem sinngemäß: Da kann man über die 
Sozialdemokraten alles mögliche sagen, aber dies 
darf auch die CDU den Sozialdemokraten nicht an-
tun! Das sagen die Bürger im Lande. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wohl

-

rabe [CDU/CSU] : Mal konkret werden! — 
Seiters [CDU/CSU] : Wo sagt man Ihnen 

das? In Baden-Württemberg?) 

Ich bin am Samstagabend mit dem Zug vom Bayeri-
schen Wald nach Norddeutschland gefahren. Auf 
einer fränkischen Station kam ein Eisenbahner an 
mein Abteil, klopfte an und sagte 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU: 
Billig! — Der unbekannte Eisenbahner!) 

— so hat es sich bei ihm niedergeschlagen, und es 
ist Ihre Schuld, daß es sich so niederschlägt —: 
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„Freiheit oder sozial", das lassen wir uns nicht ge-
fallen! — Wir lassen es uns in der Tat nicht ge-
fallen! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Stück

-

len [CDU/CSU] : So heißt es auch nicht! Es 
heißt nicht „sozial", es heißt „Sozialismus" !) 

Dann ist da noch die Sache mit der sozialistischen 
Bewegung. Wer von Ihnen will denn wirklich ernst-
haft bestreiten, daß — bei allen Fehlern und Schwä-
chen, die Menschlichem und damit auch menschlichen 
Organisationen eigen sind — sie in unserem Lande 
und für die Menschen in diesem Lande etwas be-
wirkt hat, daß sie, diese deutsche Sozialdemokratie 
— nicht allein, aber wesentlich —, daran mitgewirkt 
hat, daß aus Millionen rechtloser Arbeiter und un-
mündiger Frauen gleichberechtigte Staatsbürger ge-
worden sind? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich habe am vergangenen Mittwoch in Augsburg 
einem alten Parteifreund gratuliert, der mir noch 
erzählt hat, wie er für 13 Stunden Arbeit am Tag 
mit 80 Pfennig nach Hause ging. Natürlich waren da-
mals 80 Pfennig mehr Geld als heute; das weiß ich 
auch. Aber das steckt doch drin. Ich sage noch ein-
mal, daß wir das nicht allein gemacht haben, 

(Stücklen [CDU/CSU] : Soziale Marktwirt

-

schaft!) 

aber wir haben daran einen starken, auf manchen 
Gebieten entscheidenden Anteil, und wir empfinden 
uns, wie Sie in unserem Regierungsprogramm nach-
lesen können, als Kern der sozialen Freiheitsbewe-
gung über mehr als 110 Jahre der Geschichte, die 
jetzt hinter uns liegen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir finden das bestätigt in der Auseinanderset-
zung mit dem Dritten Reich. Herr Dregger hat sich 
— nach dem Motto „Gute Sozialdemokraten sind 
tote Sozialdemokraten" — herausgenommen, uns an 
Otto Wels zu erinnern. Wels sagte am 23. März 
1933, als die SPD gegen das Ermächtigungsgesetz 
stimmte, wörtlich: 

Wir bekennen uns in dieser geschichtlichen 
Stunde feierlich zu den Grundsätzen der Mensch-
lichkeit und der Gerechtigkeit, der Freiheit und 
des Sozialismus. 

Jetzt will Herr Dregger, der, wenn er redet und 
man dabei die Augen zumacht, den Eindruck er-
weckt, als wolle er in diesem unserem Staat einen 
politischen Stechschritt einführen, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

einerseits Otto Wels gegen uns ausspielen und 
sich auf der anderen Seite an dieser mißbräuch-
lichen Antisozialismuskampagne beteiligen. 

Vor einem Monat war ich in Berlin. Wir haben 
uns daran erinnert, daß vor 30 Jahren die Urab-
stimmung stattfand. Ich sage Ihnen noch heute: 
Wenn Berlin damals untergegangen wäre, wäre es 
mit der Bundesrepublik nicht so weit her gewesen. 
Berlin war damals ein Schutzschild, hinter dem sich  

die Bundesrepublik Deutschland zusammenfinden 
und organisieren konnte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich sage doch nicht, wir könnten die Freiheit okku-
pieren. Ich sage doch nur: Sie können uns nicht 
nehmen, daß unsere Partei über Jahrzehnte hinweg 
eine Partei der Freiheit in Deutschland gewesen 
ist und dies auch bleiben wird. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Sie werden uns dabei auch nicht auseinanderdivi-
dieren. Das kommt noch hinzu. 

Was die Ideen angeht — ich sage es noch ein-
mal; ich kann es im Grunde nicht oft genug wieder-
holen —, so ist einiges davon in unsere gemeinsame 
Verfassung eingeflossen. Unsere besondere Deu-
tung des demokratischen Sozialismus ist im Godes-
berger Programm nachzulesen. Ich frage mich, war-
um von Ihnen, die natürlich manches anders sehen 
und anders sehen müssen, so sehr an den eigent-
lichen Problemen vorbei diskutiert worden ist. Es 
weiß doch mancher bei uns, daß es Probleme, und 
zwar dauernde Probleme sowie ein Spannungsver-
hältnis zwischen Freiheit und Gleichheit, Freiheit 
und Gerechtigkeit - um nur zwei Begriffspaare zu 
nennen; ich könnte mehrere nennen 	gibt. Wir 
sind uns der Problematik dieses Spannungsverhält-
nisses bewußt. 

In der letzten Woche ist mir von Herrn von Weiz-
säcker nun der Vorwurf gemacht worden, ich hätte 
einen Absolutheitsanspruch auf die Demokratie er-
hoben. Dabei ist — ich muß das hier einmal sagen; 
es geschieht ja nicht zum erstenmal, daß so ver-
fahren wird — ein Satz aus meiner Rede vor der 
Evangelischen Akademie in Tutzing herausampu-
tiert worden. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Ich habe dort gesagt, die Sozialdemokratische Partei 
habe niemals ihren sozialistischen Ursprung ver-
leugnet, und immer habe sie für die Demokratie 
gekämpft. Sozialismus und Demokratie hätten für 
uns mit Ziel und Weg einer freiheitlichen Gesell-
schaftsordnung zu tun. Wörtlich habe ich gesagt: 
„In meinem Verständnis bedingen sie einander." 

Zur Begründung habe ich aus dem Godesberger 
Programm zitiert: 

Die Sozialisten 

— die sich in Deutschland seit Generationen Sozial-
demokraten nennen — 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Also doch Sozia

-

listen!) 

erstreben eine Gesellschaft, in der jeder Mensch 
seine Persönlichkeit in Freiheit entfalten und 
als dienendes Glied der Gemeinschaft verant-
wortlich am politischen, wirtschaftlichen und 
kulturellen Leben der Menschheit mitwirken 
kann. 

Ich sagte dann weiter: 

Dies war und ist die Leitidee sozialdemokrati

-

scher Politik, die ich auch so ausdrücken kann: 
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Selbstbestimmung und Mitbestimmung in einer 
ausgeglichenen, solidarischen Gesellschaft mün-
diger Bürger. 

Daraus ziehe ich dann meine Folgerungen: 

Freiheitlicher Sozialismus wird in diesem Ver-
ständnis zu verwirklichter Demokratie, ver-
wirklicht über den politisch-parlamentarischen 
Rahmen hinaus. 

Ich meine jenes Verständnis — dies füge ich hier 
hinzu —, von dem auch das Godesberger Programm 
ausgeht, wenn es sagt, Sozialismus werde nur durch 
die Demokratie verwirklicht, die Demokratie werde 
durch den Sozialismus erfüllt; da steht kein „nur", 
wie es hier zum Teil hineingelesen wurde. Aber die 
Überzeugung, daß dies so zu entwickeln und so zu 
bewegen sei, lassen wir uns doch nicht nehmen, 
und darüber läßt sich — das gebe ich zu — dann 
zugleich trefflich streiten. 

Drei — wie ich es sehe — Fahrlässigkeiten der 
Opposition auf diesem Gebiet möchte ich festhalten. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Sie müssen über 
Fahrlässigkeit reden! — Strauß [CDU/CSU]: 

Das ist der Verdrängungskomplex!) 

Erstens. Die Opposition wirft uns vor, wir förderten 
nicht die Eigen-, die Selbstverantwortung der Men-
schen. Unsere Antwort ist: wir streiten für die De-
mokratie — ich sage das noch einmal — ohne Wenn 
und Aber. Sie muß die allgemeine Staats- und 
Lebensordnung werden, weil sie allein Ausdruck 
der Achtung vor der Würde des Menschen und sei-
ner Eigenverantwortung ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zweitens. Nicht wir Sozialdemokraten hätten ge-
sagt — so hieß es letzte Woche —, sondern von 
Ihrer Seite, in diesem Falle durch Herrn von Weiz-
säcker, sei gesagt worden, daß der Ü bergang vom 
Almosen zum Rechtsanspruch in der sozialen Siche-
rung die eigentliche Grundlage der Freiheit sei. Un-
sere Antwort: Wer hat denn, Herr Strauß, das üble 
Wort von den Gratifikationen in Umlauf gebracht? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wer sich auf diesem Gebiet mit uns auf einen Wett-
bewerb einlassen will, der soll wissen: wir haben 
wesentlich mit dafür gesorgt, daß aus Almosen 
Rechtsansprüche für die breiten Schichten unseres 
Volkes geworden sind, 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Sozialhilfegesetz!) 

und zwar durch den Kampf jener Arbeiterbewegung, 
aus der die Sozialdemokratische Partei geworden 
ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Für uns war die Freiheit niemals ein Geschenk der 
Macht, und wir verstanden Gerechtigkeit zu keiner 
Zeit nur als Angebot des Mitleids. Die SPD hat hier 
keine Belehrungen nötig. 

Mir tut es sehr leid, daß Herr Kollege Leicht heute 
früh geglaubt hat, uns unterstellen zu können, wir  

faßten Solidarität als Gleichmacherei auf. Das war 
ein fast so schlimmes Mißverständnis wie das, was 
Herr von Weizsäcker in der letzten Woche gesagt 
hat. Er sagte nämlich, wir verwendeten den Grund-
wert Solidarität einseitig als Kampfbegriff gegen die 
anderen. Ich möchte einmal wissen, was er bei uns 
darüber gelesen hat, wo er das gelesen hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr von Weizsäcker hat aus unserem Orientie-
rungsrahmen '85 eine Passage über den Konservati-
vismus zitiert. Aber er hat irreführend zitiert; viel-
leicht hat man ihm auch nur herausgelöste Zitate 
gegeben. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : Er liest schon sel

-

ber ganz!) 

In dem betreffenden Abschnitt heißt es nämlich, 
wirkliche Solidarität könne es nicht geben, „wenn 
man die ökonomische, soziale und kulturelle Frei-
heit einer Minderheit vorbehält". Ich halte es nicht 
für redlich, ich halte es jedenfalls für schludrig, 
wenn man dies wegläßt, zumal es an anderer Stelle 
im selben Abschnitt heißt: 

Solidarität ist mehr als die Summe von Einzel-
interessen und auch nicht nur eine Waffe im 
sozialen Kampf. Solidarität drückt die Erfahrung 
und die Einsicht aus, daß wir als Freie und 
Gleiche nur dann menschlich miteinander leben 
können, wenn wir uns füreinander verantwort-
lich fühlen und einander helfen. 

Weiter heißt es: 

Solidarität hat für uns eine allgemeine mensch-
liche Bedeutung. Sie darf daher auch nicht an 
den nationalen Grenzen aufhören. Aus dem 
Grundsatz der Solidarität erwachsen für jeden 
Pflichten gegenüber seinen Mitmenschen und 
gegenüber der Gesellschaft. 

Was bleibt da eigentlich übrig? Ich kann Herrn 
von Weizsäcker in diesem Augenblick nicht selbst 
fragen, was von der Interpretation übrigbleibt, das 
sei ein eingeengter Kampfbegriff. Ich deute nur die 
zusätzliche Frage an: wie wollen eigentlich kompe-
tente Kollegen aus der Union in kommenden Jahren 
mit Repräsentanten aus der Dritten und Vierten 
Welt mit ihrer Auffassung von Solidarität und mit 
ihrer Deutung von Freiheit und Sozialismus be-
stehen? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ihre Kommissionsmitglieder haben sich auf die 
Grundwerte geeinigt, die auch unsere sind. Das ist 
gut. Aber was hilft es denn, wenn Sie es selbst — 
wie durch eine solche Aussage vom Herrn Kollegen 
Leicht heute früh — als Etikettenschwindel entlar-
ven? Dann bleibt doch nichts übrig. 

Ich will zum Schreckgespenst nur zwei Sätze sa-
gen. Da hielt jemand im alten deutschen Reichstag 
am 12. Juni 1882 eine Rede, und da hieß es: 

Aber wenn Sie glauben, mit dem Wort Sozia

-

lismus jemandem Schrecken einflößen zu kön

-

nen oder Gespenster zu zitieren, so stehen Sie 
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auf einem Standpunkt, den ich längst überwun-
den habe. 

Der Mann hieß Otto von Bismarck, 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
FDP — Lachen und Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

der an einer anderen Stelle übrigens gesagt hat: 

Etwas mehr Sozialismus wird sich der Staat, bei 
unserem Reich überhaupt, angewöhnen müssen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich sage nicht, daß das unser Freund war. Er 
hat es nämlich gesagt zu einer Zeit, in der es die 
Sozialdemokraten unter ihm verdammt schwer hat-
ten. Ich sage nur: Er war gedanklich weiter als man-
cher deutsche Reaktionär im Jahre 1976. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aber, meine Damen und Herren, wer sich wirk-
lich Sorgen um die Freiheit macht, der findet uns 
eng an seiner Seite; denn wer wollte bezweifeln, 
daß es Mühe macht, für Freiheit zu streiten, 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Vor allen Dingen 
bei Jusos und Kommunisten!) 

z. B. gegen die Versuchungen einer vermeintlich 
saturierten Wohlstandsgesellschaft und ihrer Tech-
nologien, gegen den Raubbau an unserer Umwelt 
und ihren natürlichen Ressourcen, 

(Seiters [CDU/CSU]: Phrasen wie 1969!) 

gegen eine sich ständig ausweitende Kluft zwischen 
den Reichen und Armen dieser Welt. 

Ich finde es bedrückend, daß ein Deutscher Bun-
destag fast zwei Wochen debattiert, ohne daß dies 
heutzutage mehr als ein Merkposten in unseren Er-
örterungen ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Statt dessen haben wir allzu oft nur vom eigensüch-
tigen Gezänk der Gruppeninteressen gehört. Über 
die eigentlichen Probleme, die vor uns liegen, hat 
doch die Opposition sehr wenig gesagt. Ich gebe zu, 
bei Herrn Kollegen Barzel gab es Ansätze. Aber 
das ist doch furchtbar wenig. Ich darf einmal ein 
paar Punkte nennen. 

Wir sind doch nicht der Meinung, daß das mit 
Recht viel zitierte Netz der sozialen Sicherung nicht 
auch wieder neue Fragen auslöst, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das Sie beschä

-

digt haben!) 

damit es nicht als Hängematte mißverstanden wird, 
sondern damit möglichst wenige hineinplumpsen, 
andere möglichst rasch wieder herauskommen, Miß-
bräuche ausgeschlossen werden. 

Wir sind doch zweitens der Meinung, daß wir 
wegen der dauerhaften Vollbeschäftigung intensiver 
über das Tempo der Modernisierung unserer Volks-
wirtschaft und die damit verbundenen strukturpo-
litischen Dinge nachdenken müssen. Aber da sind 
wir doch wieder an einem Punkt, an dem private  

und öffentliche Initiative ihre Kräfte vereinigen 
müssen. Da führt doch kein Weg dran vorbei. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir sind doch offen für eine Diskussion darüber, 
was besser privat oder besser durch Gemeinschafts-
einrichtungen wahrgenommen wird. Da gibt es Fel-
der, auf denen dies ganz gewiß geprüft werden muß. 

(Seiters [CDU/CSU] : Nennen Sie doch mal 
welche!) 

Aber dabei gehen Sie völlig an dem vorbei, was 
uns zum Verhältnis zwischen Bürokratie und gesell-
schaftlichen Kräften eingefallen ist und was wir uns 
nicht leicht gemacht haben zu Papier zu bringen. Wir 
sagen es doch selbst und bieten es Ihnen an, den 
Staat als etwas zu verstehen, was natürlich nicht 
völlig von den Intressen und dem Durchsetzungs-
kampf der Gruppen abhängig ist. 

Dennoch, so sagen wir, ist staatliche Politik nie-
mals nur ein Ergebnis des Drucks und Gegendrucks 
von Teilinteressen. Wir meinen, jede demokratische 
Regierung stehe vor der Aufgabe, ihr eigenes Kon-
zept von dem, was das Gemeinwohl erfordert, zu 
formulieren und es, soweit das mit demokratischen 
und rechtsstaatlichen Mitteln möglich ist, auch gegen 
entgegenstehende Teilinteressen durchzusetzen. 

Viertens. Warum öffnen Sie sich nicht mehr dem 
Gedanken, daß der Mensch auch im sozialen Bereich 
nicht vom Brot allein lebt, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und daß alles wiederum, was mit der Mitbestim-
mung und Mitverantwortung zu tun hat — unzu-
länglich, wie es angelegt sein mag —, genau diesen 
Punkt betrifft? 

Wir könnten weitere Fragen aufwerfen, um die 
wir uns noch drücken: Weiterentwicklung der parla-
mentarischen Demokratie, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Anpassung ihrer Arbeitsformen und die Notwen-
digkeiten der modernen Gesellschaft. Wir haben 
vielfach noch nicht die Antworten auf die Probleme, 
vor denen wir stehen. Wir müssen doch darüber 
nachdenken und uns darüber streiten, statt uns auf 
eine Gespensterschlacht einzulassen, über die die 
Geschichte im Grunde längst entschieden hat. 

Unsere Aufgabe bleibt — ich sage Ihnen das noch 
einmal in aller Deutlichkeit —: Freiheit im Sinne der 
Freiheit des einzelnen als Staatsbürger, aber auch 
durch seine soziale Einbettung in der Wirtschaft, nicht 
zuletzt auch in der Bildung und Ausbildung; Freiheit 
im Sinne von Freiheit durch Sicherheit, aber ver-
bunden mit der Liberalität der Freiheit des Geistes, 
die nicht auf der Strecke bleiben darf; Freiheit im 
Sinne von Freiheit des eigenen Volkes und Europas 
— mit äußerer Sicherheit als Kombination von Ver-
teidigung und Entspannung. 

Ich will nicht noch einmal im einzelnen darauf 
hinweisen, daß wir auch in den Debatten der ver-
gangenen Woche keine Andeutung einer Alternative 
gehört haben zu einer auswärtigen Politik, die be-
deutet: erstens Verankerung im westlichen Bünd- 
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nis, zweitens unverdrossen, allen Schwierigkeiten 
zum Trotz, an der Einigung Europas weiterarbeiten, 
und drittens sich keine Chance entgehen lassen, 
Spannungen abzubauen, wo dies möglich ist. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir haben — lassen Sie mich nur diese spezielle 
Bemerkung noch machen — wesentlich mit dafür ge-
sorgt, daß es in diesem Land keine kommunistische 
Massenbewegung gibt. Und dabei soll es bleiben! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Man soll uns aus den linken Ecken wie aus der 
rechten Ecke endlich mit dem Volksfrontgerede ver-
schonen! 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP — Wohlrabe [CDU/CSU] : Freie Uni

-

versität Berlin! Was ist denn da los? Das 
sind doch Volksfront-Propagandeure! — 
Zuruf von der CDU/CSU: Im Hause des 
Gehenkten! — Weitere lebhafte Zurufe von 

der CDU/CSU) 

— Es ist schade, daß die Zuschauer und Zuhörer 
draußen nicht mitkriegen, was in einem solchen 
Augenblick an geballtem, borniertem Spießertum in 
diesem Hause zu erleben ist. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Beifall bei 
Abgeordneten der FDP) 

Wir werden auch in Europa nicht das machen oder 
mitmachen, was Sie Volksfront nennen, 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : An der FU ist 
Volksfront!) 

sondern wir wollen — trotz Ihrer unvernünftigen 
Zwischenrufe, Herr Kollege — ein demokratisches, 
freiheitliches Europa. Aber über die Wähler in an-
deren Ländern verfügen Sie nicht und wir auch 
nicht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es muß noch einmal an drei Beispielen deutlich 
gemacht werden, was unseres Interesses in Europa 
wegen nicht geht. 

Erstens. Hier ist letzte Woche einer von Ihnen 
heraufgegangen und hat gesagt: Der Kollege Walter 
Behrendt aus Dortmund ist seinerzeit durch Abspra-
che mit kommunistischen Abgeordneten aus anderen 
Ländern zum Präsidenten des Europäischen Parla-
ments gewählt worden. 

(Seiters [CDU/CSU] : Das hat doch der Kom

-

munist gesagt, Herr Amendola!) 

Das ist hier klargestellt worden, und Sie bringen es 
nicht fertig, das zur Kenntnis zu nehmen. Vielmehr 
sagen Sie durch Ihren Zwischenruf erneut, 

(Seiters [CDU/CSU] : Nein!) 

Sie glauben einem italienischen Kommunisten mehr 
als dem Kollegen dieses Hauses. Ich kann das nur 
tief bedauern. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Pfui

-

Rufe von der SPD — Wohlrabe [CDU/CSU] : 
Das hat er doch gar nicht gesagt!) 

Zweitens. Hier ist einer aus Ihrer ersten Reihe 
an diesem Pult gewesen 

(Abg. Seiters [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— nein — 

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der 
CDU/CSU: Falsches Zeugnis!) 

und hat gesagt, der schwedische Ministerpräsident 
Palme könne nur mit kommunistischer Unterstüt-
zung regieren. Der, der das gesagt hat, ist entweder 
politisch nicht genügend gebildet, oder er hat hier 
bewußt die Unwahrheit gesagt. Denn es ist die 
Unwahrheit und eine Irreführung der Öffentlichkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

In einer unserer letzten Debatten unmittelbar vor 
den schwierigen Wahlen in Portugal, an der euro-
päischen Südwestküste, hat man hier, Herr Strauß, 
Mario Soares als einen Bündnispartner der Kommu-
nisten denunziert. Ich will Ihnen einmal etwas 
sagen: Dieser künftige Ministerpräsident der ersten 
Regierung, die aus freien Wahlen hervorgegangen 
ist, hat einen entscheidenden Anteil daran, daß nach 
48 Jahren faschistischer Diktatur nicht eine neue 
Diktatur entstanden ist. Dafür verdient er Aner-
kennung. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP — Zuruf von der CDU/CSU: Er war 
doch mit Kommunisten in der Regierung!) 

Wir lassen uns nicht mit deutschnationalen Slo-
gans davon abhalten, an die wirklichen Probleme 
heranzugehen, die unser Land betreffen. Wir tun 
es mit Stolz, zurückblickend auf unsere schwarz-rot-
goldene Tradition. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
und Oh-Rufe von der CDU/CSU) 

Herr Dregger und auch Herr Strauß werden uns 
keine Scheingefechte aufzwingen. Sie werden un-
serem Volk auch nicht mit einer Neuauflage Speng-
lerscher Zwangsvorstellungen vom Untergang des 
Abendlandes imponieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Strauß — wenn ich schon dabei bin — hat 
auch nie in Ordnung gebracht, daß er Mitglieder 
des Hauses von der Ecke und von der Ecke — eine 
ganze Reihe hat er genannt — mit Terroristen in 
einen Topf werfen wollte. 

(Pfui-Rufe von der SPD) 

Von Ihnen, Herr Strauß, stammt der Satz — ich 
zitiere —: 

Die anderen immer identifizieren damit, daß 
sie den Sozialismus und die Unfreiheit reprä-
sentieren. 

Und in der letzten Woche hat er hier gesprochen, 
als ob er in einem vom Feind besetzten Land lebe. 

Damit bin ich wieder beim Anfang. 

(Dr. Jahn [Braunschweig] [CDU/CSU] : Das 
ist Amok!) 
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Führende Mitglieder der Opposition müssen sich 
die Frage gefallen lassen, wie sie es mit dem Grund-
gesetz als der gemeinsamen Grundlage der demo-
kratischen Kräfte in diesem Staat halten. Die deut-
schen Sozialdemokraten werden immer wieder zur 
Stelle sein, wenn es darum geht, die Spannung zwi-
schen Freiheit und Gerechtigkeit, 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : Jetzt bauen Sie 
einen Popanz auf!) 

zwischen Freiheit und Gleichheit, zwischen Frei-
heit und Sicherheit, zwischen Freiheit und Macht 
im einzelnen Fall so aufzulösen, daß die Menschen 
in unserem Lande im Rahmen des Menschenmög-
lichen jeweils beides gewinnen können. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD 
und der FDP) 

Vizepräsident von Hassel: Wir fahren in der Aus-
sprache fort. Das Wort hat der Abgeordnete Pro-
fessor Dr. Mikat. 

(Seiters [CDU/CSU] : Nach dem Amokläu

-

fer Brandt!) 

Dr. Mikat (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Mein Vorredner hat 
am Schluß seiner Rede hier gesagt, führende Ver-
treter der Union — und damit ist ja wohl auch die 
Christlich-Demokratische Union gemeint — müßten 
sich fragen, wie sie es mit dem Grundgesetz hielten 
und wie sie zum Grundgesetz stünden. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren von der SPD — die 
Frage dürfte erlaubt sein —, war das etwa so zu 
verstehen, daß damit unterschwellig, gleichsam im 
Nebel gefragt werden sollte: Könnte es sein, die 
Union stände nicht zu diesem Grundgesetz? 

Wie ist das eigentlich bei Ihnen, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren von der SPD? Wenn die 
Union das Bundesverfassungsgericht anruft, um be-
stimmte Gesetze auf ihre Verfassungsmäßigkeit zu 
überprüfen, und das Bundesverfassungsgericht dann 
der Union recht gibt und gegen die Regierung und 
gegen die Koalition unserem Volk die Wertent-
scheidung des Grundgesetzes ins Gedächtnis ruft, 
dann auf einmal stellen Sie diese Frage offenbar 
nicht, wer denn wo näher am Grundgesetz steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Brandt, mir hat der letzte Teil Ihrer 
Rede eigentlich leid getan, denn ich hatte gehofft, 
nach weiten Strecken Ihrer Rede — — 

(Zurufe von der SPD — Gegenrufe von der 
CDU/CSU) 

— Passen Sie einmal auf, Herr Schäfer, jetzt will 
ich Ihnen etwas sagen: Daß er Ihnen nicht leid 
getan hat, ist Ihnen nachzusehen; daß er mir leid 
getan hat, ist mein gutes Recht. Sie sollten unter-
scheiden. Meine Auffassungen sind Gott sei Dank 
nicht identisch mit Ihren Auffassungen, Herr Kol-
lege Schäfer; deswegen stehe ich nämlich hier. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mir hat es leid getan, Herr Kollege Brandt, daß 
Sie aus der Positionsbestimmung des demokrati-
schen Sozialismus, die immerhin interessant war  — 
da  können wir über vieles reden —, nun zum Schluß 
wieder in das Kapitel Verteufelung, Verketzerung 
des politischen Gegners gekommen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Sie haben mich sicher nicht gereizt, Herr Kollege 
Brandt, hier nun mit gleicher Münze heimzuzahlen. 
Ich werde darauf verzichten, Sprüche Ihrer Partei-
freunde, deren wir auch eine ganze Menge haben 
und die weiß Gott mit dem Grundgesetz nur schwer-
lich zu vereinbaren sind, hier zu verlesen. Ich 
wünschte mir nur — und das ist meine sehr herz-
liche Bitte an Sie —, daß Sie in derselben Deutlich-
keit, mit der Sie sich hier zu den Wertentscheidun-
gen unserer Verfassung bekennen, in Ihrer eigenen 
Partei endlich einmal aufräumen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nicht ich bin es schließlich, der das gesagt hat, 
aber wenn die Presse stimmt, dann hat immerhin 
unser Kollege Junker, der Vorsitzende des SPD-
Bezirks Ostwestfalen — ich darf das hier mit Ver-
laub verlesen —, auf seinem Bezirksparteitag seinen 
Leuten zurufen müssen: „Wenn Willy Brandt hier 
ist, seid ihr brave Sozialdemokraten, aber wenn er 
nicht unter euch ist, dann wollt ihr Anträge stellen, 
um unter Beweis zu stellen, was ihr für Sozialisten 
seid." Nun unterscheidet der Kollege Junker offen-
bar zwischen braven Sozialdemokraten oder — nach 
dem, was wir in den letzten Wochen alles gelernt 
haben — demokratischen Sozialisten —

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

die meinte er damit wohl nicht — und Sozialisten, 
die einen Sozialismus vertreten, der offenbar vom 
Begriff des demokratischen Sozialismus nicht ge-
deckt wird. 

Es ist nicht meine Aufgabe, die Sozialismustheorie 
der SPD in eine einigermaßen verständliche Sprach-
regelung zu bringen. Offenbar gibt es da mehrere. 
Es wäre aber Ihre Aufgabe als Vorsitzender dieser 
großen, unseren Staat bejahenden Partei — denn 
als solche sehe ich die SPD an —, in der gleichen 
Klarheit neomarxistischen und nicht mehr vom 
demokratischen Sozialismus Ihrer Sprachregelung 
getragenen Tendenzen endgültig zu wehren, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

d. h. nun die Konsequenzen zu ziehen. Sehen Sie, 
Herr Brandt, da liegt der Unterschied zwischen den 
Flügelkämpfen in der SPD und gewissen Meinungs-
verschiedenheiten, die in anderen großen demokra-
tischen Volksparteien oder auch in Gemeinschaften 
wie der CDU und CSU bestehen. CDU und CSU 
sind gehalten und getragen von einem gemeinsamen 
Grundkonsens, und dieser bestimmt ihr politisches 
Handeln. Diesen gemeinsamen Grundkonsens sehe 
ich in der SPD des Jahres 1976 nicht mehr; denn 
Sie müssen sich München und müssen sich Frankfurt 
zurechnen lassen, das ist gar keine Frage. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Nun machen Sie es sich doch nicht so billig, ein-

fach zu sagen, die Position, die Sie vertreten, sei, 
weil sie die Position des demokratischen Sozialis-
mus sei, die Verfassungspostion schlechthin. 

(Zuruf von der SPD: Was heißt das?) 

— Ich werde darauf gleich noch eingehen. 

Ich will nicht zum letzten Teil Ihrer Rede Stel-
lung nehmen, Herr Kollege Brandt, sondern zu dem, 
was nachdenkenswert ist, was keine Polemik und 
nicht verletzend war und was uns tatsächlich auf 
den Sinn einer parlamentarischen Diskussion zu-
rückführt. Ich gehe mit Ihnen, Herr Kollege Brandt 
— ich weiß, daß ich das tun kann —, davon aus, 
daß wir in den politischen Parteien nicht das eigent-
liche Ziel unserer politischen Arbeit sehen. Ziel der 
CDU ist ja nicht das Wohl der CDU, Ziel der CSU 
ist nicht das Wohl der CSU und ich hoffe, Ziel der 
SPD ist nicht das Wohl der SPD, sondern die Par-
teien sind für uns die politischen Instrumente zum 
Wohle unseres Volkes. Das heißt, eine Politik muß 
immer auf das Ganze bezogen sein. Wir machen 
Politik nicht nur für Anhänger der CDU und CSU, 
sondern wir machen auch die nach unserer Auffas-
sung beste Politik, die uns möglich ist, für diejeni-
gen, die uns nicht ihr Votum geben, d. h., wir be-
tonen den instrumentalen Charakter unserer Par-
teien. Nur diese Haltung, Herr Kollege Brandt, gibt 
uns allen, uns Demokraten auf dem Boden der Ver-
fassung, doch die Souveränität der Kritik auch ge-
genüber unserer eigenen Partei. 

Lassen Sie mich ein Zweites dazu sagen. Wenn 
Ziel unseres politischen Handelns das allgemeine 
Wohl ist und wenn wir — das ist in der vergange-
nen Woche schon gesagt worden — uns hier nicht 
als Feinde, sondern als Konkurrenten um den be-
sten Weg begegnen, dann Herr Kollege Brandt, ist 
der von Ihnen aufgezeichnete Weg des demokra-
tischen Sozialismus sicherlich e i n Weg, aber es 
ist nicht der Weg, es ist nicht unser Weg. Allein 
die Tatsache, daß der demokratische Sozialismus 
nicht mit dem Marxismus oder mit anderen Sozia-
lismen verschiedenster Spielarten identisch ist, 
macht den für uns von Ihnen hier anempfohlenen 
Weg noch nicht akzeptabel, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und zwar aus folgendem Grunde: Auch der demo-
kratische Sozialismus ist eine Position, die als 
Tendenz in die allgemeine sozialistische Richtung 
weist und genau diese Tendenz wollen wir nicht. 

(Zuruf von der SPD: Was ist denn das?) 

— Das werde ich dann noch im einzelnen ausfüh-
ren, Herr Mattick. 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

Ich wehre mich dagegen, Herr Kollege Brandt, 
wenn Sie sagen, die Union habe ja im Grunde 
— ich zitiere Sie jetzt — auf Zunahme der Krise 
gesetzt. Sehen Sie, Herr Kollege Brandt, das ist auch 
wieder ein Wort, 

(Zuruf von der SPD: Nachlesen! — Weitere 
Zurufe von der SPD) 

das Sie ehrlicherweise nicht sagen sollten. Ich würde 
auch nie behaupten, Sie hätten auf Zunahme von 
Leid, Not oder dergleichen gesetzt. Nein, wir setzen 
nicht auf Zunahme der Krise, sondern wir setzen 
auf Überwindung der Krise, auf Abbau der Arbeits-
losigkeit, auf Abbau der Preissteigerungen, auf Ab-
bau unsozialer Inflationsraten. Wir tun das mit dem-
selben guten Willen, Herr Kollege Brandt, mit dem 
Sie es auch tun, nur von unterschiedlichen Ord-
nungsvorstellungen her. 

(Zuruf von der SPD: Für wen reden Sie 
eigentlich?) 

— Für die CDU/CSU. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Spärlicher Beifall!) 

Herr Kollege Brandt, Sie haben gesagt, Sie seien 
stolz darauf, daß unser Land, die Bundesrepublik 
Deutschland, besser durch die allgemeine weltwirt-
schaftliche Krise gekommen ist. Ich kann Ihnen sa-
gen, daß auch ich stolz darauf bin. Ich mache aber 
einen entscheidenden Zusatz: Ich bin stolz darauf, 
daß es die CDU/CSU war, die überhaupt die Vor-
aussetzungen dazu geschaffen hat, daß wir diese 
Krise noch so bestanden haben, wie wir sie bestan-
den haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich leugne nicht, Herr Brandt, — — 

(Ja, ja! bei der SPD) 

— Na ja, nach diesem Austausch von vier Jajas 
darf ich Sie vielleicht nochmals ansprechen! — Ich 
leugne nicht, daß an dem Aufbau dieses Staates 
die verschiedenen Kräfte unserer Gesellschaft und 
unseres Staates beteiligt waren. 

(Zuruf von der SPD: Anständig von Ihnen!) 

Es wäre verhängnisvoll, wenn das nicht der Fall 
gewesen wäre. Denn die große Stabilität unseres 
Gemeinwesens hängt davon ab, daß seine Ge-
schichte nach 1945 nicht nur die Geschichte einer 
einzigen Partei oder einer einzigen Richtung gewe-
sen ist. Da sind die deutschen Gewerkschaften zu 
nennen, da ist der Beitrag der deutschen Unterneh-
mer zu nennen, der Beitrag der CDU/CSU und Ihr 
Beitrag. 

Aber eines können Sie nicht leugnen: Die Grund-
entscheidung Adenauers aus dem Jahr 1949 und die 
Grundoptionen, die er gegen die SPD getroffen hat, 
sind entscheidend dafür gewesen, daß wir hier ein 
Staatswesen der Freiheit und der sozialen Siche-
rung bekommen haben. Das ist der entscheidende 
Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch 
bei der SPD und der FDP) 

Daß Sie, die SPD, dann auf einem weiteren Weg 
nach 1945 wesentliche Grundentscheidungen, die 
Sie einmal getroffen hatten, in Richtung auf die 
von uns getroffenen Grundentscheidungen korri-
giert haben, bestätigt die Richtigkeit unseres We-
ges. Wir sind die letzten, die Ihnen nunmehr sagen, 
es wäre besser, wenn Sie in Ihren alten Irrtümern 
verblieben wären. Wir freuen uns darüber, daß Sie 
in bestimmten Irrtümern nicht verblieben sind. Aber 
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entscheidend ist: Dieses Fundament, auf dem unser 
Gemeinwesen ruht, Herr Brandt, kann ohne die 
CDU/CSU nicht gedacht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun lassen Sie mich zu einem wichtigen Punkt 
kommen, in dem wir uns, glaube ich, klar und deut-
lich unterscheiden. Sie haben gesagt — jedenfalls 
habe ich Sie so verstanden —, entscheidend sei 
heute, wie der weitere Aufbau unseres Gemeinwe-
sens nach vorn betrieben werde. Sie haben uns alle 
zu einem Prozeß des Nachdenkens und des gemein-
samen Ringens aufgefordert. Das ist nur zu begrü-
ßen. Wir unterscheiden uns — so sehe ich es jeden-
falls — von Ihnen wesentlich dadurch, daß wir un-
ter Freiheit auch die Freiheit von jeglicher Ideologie 
verstehen und nicht wollen, daß mit Hilfe des Staa-
tes in irgendeiner Weise gesellschaftlich-ideologische 
Ansprüche zur Maxime der Gesetzgebung oder —
sagen wir mal — zum allgemeinen Gesetz werden. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Das heißt: Unser System und unsere Politik zielen 
gerade darauf, daß der Staat in den Prozeß ständi-
ger Selbstkontrolle eintritt, um sowohl dem An-
wachsen des Staatsmonopols wie aber auch dem 
Überwuchern einseitiger gesellschaftlicher Kräfte 
zugunsten der Freiheit des Individuums zu wehren. 

Nun werden Sie mir mit Recht sagen können: 
Werde doch mal konkret! Ich will sehr gern in die-
sem Punkt konkret werden. 

(Dr. Bußmann [SPD] : „Ideologie"! Wie schil

-

lernd ist das!) 

— Ach, wissen Sie, Herr Kollege, ich weiß jetzt 
nicht, was Sie wieder unter dem Begriff „Ideologie" 
verstehen! 

Wenn ich sage, das Verhältnis von Staat und Ge-
sellschaft ist heute eine der wichtigen Grundfragen 
— das haben auch Sie betont —, dann verstehe ich 
darunter, daß Staat und Gesellschaft anders als im 
19. Jahrhundert sich nicht mehr antinomistisch ge-
genüberstehen, sondern in einen Verschränkungs-
prozeß getreten sind. 

Aber — und das ist der Angelpunkt — Staat und 
Gesellschaft dürfen bei uns auch nicht identisch 
werden. Das heißt: Wir wehren uns dagegen, daß 
eine Gruppe oder eine Partei ihr Bewußtsein zum 
allgemeinen Bewußtsein erhebt. Die pluralen Wert-
vorstellungen und die pluralen Haltungen in einem 
Gemeinwesen sind die Grundvoraussetzungen für 
unsere Freiheit. Genau das gilt es zu betonen. Denn 
die Frage lautet nun, Herr Kollege Brandt: Ist in 
all Ihrer Reformpolitik überhaupt überlegt worden, 
ob nicht angesichts wachsender Staatszuständigkei-
ten die Gefahr des Staatsmonopols auf vielen Ge-
bieten besteht? Muß man nicht fragen: Welche Zu-
ständigkeiten können wiederum an andere Grup-
pen und Gemeinschaften abgegeben werden? 

Wie sieht das im Bildungswesen aus? Wie sieht 
das in der Sozialgesetzgebung aus? Welche Vor-
stellungen haben Sie z. B. von Ehe und Familie in 
diesem Hause oder auch in Denkschriften entwickelt? 
Kann da noch die Rede davon sein, daß Ehe und 

Familie als vorstaatliche Institutionen im Sinne un-
serer Verfassung akzeptiert werden? Ist der Ver-
fassungsauftrag bezüglich Ehe und Familie aus-
tauschbar? Tritt da etwa der Staat oder eine ge-
sellschaftliche Gruppe unter Umständen mit einem 
höheren Anspruch auf? 

Wie ist es im Schulwesen? Wenn wir tatsächlich, 
wovon ich ausgehe — zumindest habe ich das heute 
abermals zur Kenntnis genommen —, in dem Kampf 
gegen den Extremismus von rechts und links, ge-
gen den Kommunismus und den Marxismus als eine 
der großen Bedrohungen unserer Zeit einig sind, 
dann allerdings ist doch zu fragen: Inwieweit ist es 
erlaubt, daß an unseren öffentlichen Schulen, die 
heute de facto staatliche Monopoleinrichtungen sind, 
einem bestimmten Einfluß Schleusen geöffnet wer-
den? Muß uns das nicht beide, Herr Brandt, im 
Kampf gegen diejenigen einen, die die öffentlichen 
Einrichtungen unter Umständen dazu benutzen wol-
len, diese freiheitlich-demokratische Grundordnung 
aus den Angeln zu heben? Dazu hätte ich sehr gerne 
ein klares und deutliches Wort gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie fragen weiter: Was hat etwa Berufsausbildung 
mit Sozialismus zu tun? 

(Stücklen [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Nun, eine ganze Menge. Die Entscheidung für ein 
bestimmtes Modell gibt nämlich die Antwort darauf, 
welche Richtung künftig eingeschlagen wird. 

(Widerspruch bei der SPD) 

— Ja, natürlich. Meine Damen und Herren von der 
Regierungskoalition, es ist doch nicht gleichgültig, 
ob ich in einem Gemeinwesen wie der Bundes-
republik Deutschland der Mitwirkung der freien 
Kräfte, etwa der Industrie- und Handelskammern 
oder der Handwerkskammern, einen breiten Raum 
gebe oder ob ich ihre Mitwirkungsrechte verkürze 
und an ihre Stelle staatliche, bürokratische Institu-
tionen setze. Das ist die Grundentscheidung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Bußmann 
[SPD]: Sie kennen das Gesetz nicht!) 

In dubio, in einem Zweifelsfall also, muß immer ge-
fragt werden: Welches ist jeweils die der freien 
Gesellschaft angemessene freiheitlichere Lösung? 
Hier liegt die ordnungspolitisch verfehlte Anlage 
Ihres Gesetzes zur beruflichen Ausbildung; abge-
sehen davon, daß Sie mit Ihrer Konzeption nicht 
etwa mehr Lehrstellen schaffen — das wissen Sie 
auch ganz genau —, sondern allenfalls die Chance 
hierzu. Wir aber wollen mehr, wir wollen konkrete 
Hilfen für unsere Jugendlichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Bußmann 
[SPD] : Und der Staat soll zahlen?!) 

— Natürlich soll der Staat zahlen ;  denn es kann 
durchaus Situationen geben, in denen der Staat 
durch ein System von sehr gezielten, auch vorüber-
gehenden Interventionen und Subventionen den 
Prozeß der Stärkung der freiheitlichen Kräfte un-
terstützen muß. Aber das macht er nicht dadurch, 
daß er sagt, für uns gilt die Maxime: wer zahlt, 
schafft an und stellt die Institutionen; sondern da 
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das Geld, das der Staat zur Verfügung hat, das von 
den freien Bürgern dieses Staates dem Staate zur 
Verfügung gestellte Geld ist, muß der Staat mit 
diesem Geld wiederum die jeweils freiheitlichste 
gesellschaftliche Lösung fördern und unterstützen. 
So verstehe ich staatliche Interventions- und Inve-
stitionspolitik in einer freiheitlich-pluralistischen 
Gesellschaft. 

(Dr. Bußmann [SPD] : Und Bezahlenmüssen 
macht nicht unfrei?!) 

Nun hat Herr Brandt erneut die Frage nach den 
Reformen gestellt — wie wir es eigentlich damit 
hätten —, und er hat hinzugefügt, Reformen brauch-
ten einen langen Atem. Ja, Herr Kollege Brandt, 
ich hätte mir gewünscht, Sie hätten die Einsicht, 
daß Reformen einen langen Atem brauchen, dem 
hohen Hause etwas früher verkündet, nämlich im 
Jahr 1969. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe die SPD und auch Sie in vielen Punkten 
nicht verstanden, aber in einem erst recht nicht: 

(Zuruf von der SPD: Das liegt an Ihnen!) 

warum Sie da, wo Sie Reformen zu treiben vor-
gaben, ohne Augenmaß und ohne Gespür für die 
Mitte vorgegangen sind. 

(Zuruf von der SPD: Zum Beispiel?) 

— Zum Beispiel in der Rechtspolitik könnte ich 
Ihnen einiges aufzählen. 

Ich will hier nicht das wiederholen, was ich in 
diesem Hause einmal über die Notwendigkeit von 
Reformpolitik, ja, sogar — Herr Kollege Brandt, 
Sie werden sich erinnern — über die Notwendigkeit 
eines weit nach vorn gerichteten Denkens gesagt 
habe. Aber ich möchte doch die Bemerkung, Reform 
brauche einen langen Atem, mit einem Satz ver-
sehen. Er stammt nicht von mir. Ich werde ihn 
gleich zitieren. Diesen Gedanken halte ich bei 
jeder Reformpolitik für wichtig. Der Bonner Philo-
soph Kluxen hat jüngst einmal eindrucksvoll ge-
zeigt, und zwar in seiner Schrift „Ethik des Ethos", 
daß die positive Aufnahme der Tradition die Vor-
aussetzung für den Fortschritt der Vernunft zu 
einer größeren Fülle sinnvollen Daseins ist und daß 
es vernünftig ist, bis zum Beweis des Gegenteils der 
Tradition zu folgen; denn das Neue hat sich noch 
nicht bewährt. 

Der Fehler Ihrer Reformpolitik ist gewesen, daß 
Sie zum Teil aus ideologischer Sicht heraus glaub-
ten, das Neue sei schon das Bewährte und etwas, 
was Sie vorfänden, müsse schon deshalb abgebaut 
werden, weil Sie es vorfänden. Da ist einer der ver-
hängnisvollsten Fehlschlüsse der sogenannten so-
zialliberalen Reformpolitik gewesen. Sie ist darum 
nicht Schritt für Schritt gegangen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine solche Politik haben wir auch in den anderen 
sozialdemokratisch geführten Ländern angetroffen. 

(Zuruf von der SPD: Wie ist das mit dem 
Betriebsverfassungsgesetz?) 

— Ach, Herr Kollege, was das Betriebsverfassungs-
gesetz betrifft, so könnte ich Ihnen hier wieder auf-
zählen, welche Gesetze von uns in der Zeit bis 1969 
— entweder zusammen mit der FDP bis 1967 oder 
auch zusammen mit Ihnen bis 1969 — gemacht wor-
den sind. Das ist ein Katalog, der hier schon mehr-
fach verlesen worden ist. Ersparen Sie mir die Wie-
derholung. 

Einen Satz möchte ich noch einmal sagen: Die Ge-
schichte der Reform unseres Gemeinwesens, unseres 
Volkes im freien Teil setzt nicht 1969 an, sondern 
1945. Die Regierungen Adenauer, Erhard und Kie-
singer werden sich einmal als die großen Reform-
regierungen unserer Geschichte erweisen. Was wir 
Ihnen vorwerfen, ist ja gerade, daß Sie einen Teil 
dieser auf langfristige Erneuerung unseres Gemein-
wesens ausgerichteten Politik durch Unvernunft und 
übergroße Hast — nicht durch guten Willen; den 
sprechen wir Ihnen nicht ab — 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Schönen Dank, Herr Professor!) 

gefährden. — Herr Wehner, Sie sagen sehr zynisch: 
Schönen Dank. 

(Wehner [SPD] : Schönen Dank, Herr Pro

-

fessor!) 

— Herr Kollege Wehner, jetzt läge es nahe, darauf 
gar nichts zu sagen. 

(Wehner [SPD] : Ja, das wäre auch besser!) 

Ich bemühe mich aber durchaus ehrlich, auch mei-
nem politischen Gegner den guten Willen nicht zu 
rauben, sondern zu belassen. Davon lebt unser Volk, 
und das können Sie, Herr Wehner — das sage ich 
ganz freimütig —, nicht mit Lachen abtun. Hier geht 
es mir um eine der fundamentalen Voraussetzungen 
unserer Freiheit, daß wir uns im guten Willen ge-
genseitig nichts schuldig bleiben. 

(Lambinus [SPD] : Sagen Sie das Ihrer Frak

-

tion! Sagen Sie das Herrn Dregger! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

— Wenn Sie das bestreiten, ist das Ihre Sache. 

(Lambinus [SPD]: Diese Doppelstrategie!) 

Wenn das Kernthema lautet, wie wir die Freiheit 
in diesem unserem Land stärken sollen, dann kann 
das, natürlich nicht nur auf die Frage bezogen sein: 
Wie stärken wir die individuelle Freiheit? Die indi-
viduelle Freiheit ist heute weitestgehend von der 
Freiheit der Gruppen und der Kräfte abhängig, d. h. 
der kollektiven Zusammenschlüsse in unserem Volk. 
Auch hier sind Sie bisher in diesem Parlament —
wie aber auch in anderen Parlamenten unseres Lan-
des — die Antwort schuldig geblieben. Wer hat 
denn gegen das Sozialhilfegesetz beim Verfassungs-
gericht geklagt und ist damit unterlegen? Wer tritt 
denn heute für die freien Träger in den verschiede-
nen Funktionen massiv ein? Wenn wir das tun, Herr 
Kollege Brandt, dann doch darum, weil wir den 
Staatsmonopolismus nicht wollen. Auch das, was 
Sie zum freiheitlichen oder, wie Sie sagen, demokra-
tischen Sozialismus ausgeführt haben, hat konkret 
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über die Frage der Kräfte der freien Gesellschaft 
herzlich wenig ausgesagt. 

(Zuruf von der SPD: Wer fördert denn die 
freien Träger in den Gemeinden?) 

— Haben Sie sich mal die gesetzlichen Grundlagen 
dafür angesehen, die wir geschaffen haben, zum Teil 
gegen Ihren Widerstand? 

Herr Kollege Brandt, Sie haben auf die große Ge-
schichte der SPD verwiesen. Wer möchte leugnen, 
daß es diese große Geschichte gibt? Es ist auch rich-
tig, daß der Staat des Bonner Grundgesetzes aus 
verschiedenen Kräften unserer Geschichte gespeist 
worden ist. Dazu gehört natürlich sozialistisches 
Gedankengut ebenso wie christliches Gedankengut. 
Wer möchte das leugnen? Aber, wer möchte leugnen, 
daß die CDU/CSU nach 1945 die beiden für unsere 
Freiheit entscheidenden Schritte unternommen hat? 
Sie hat nämlich erstens den konfessionellen Kon-
fliktstoff, der einmal ein politischer Faktor in unse-
rem Lande war, überwunden, und sie hat zweitens 
konsequent den Klassenkampf und das klassen-
kämpferische Denken überwunden. Das ist der ent-
scheidende Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dazu, Herr Kollege Brandt, hätte ich allerdings von 
Ihnen auch gern etwas gehört. Ich gebe zu, sie hat 
es — übrigens in einer historischen Stunde — ge-
meinsam mit dem Deutschen Gewerkschaftsbund er-
möglicht, und wir können nur hoffen, daß unser Volk 
niemals wieder in Klassenkampfdenken zurückfällt; 
denn das würde unserem Volke die Freiheit rauben. 

Nun werden Sie, Herr Kollege Brandt, oder andere 
Kollegen, denen ich das ja durchaus abkaufe, sagen: 
„Wir reden ja nicht vom Klassenkampf." — In Ihrer 
Partei wird heute wieder ganz massiv vom Klassen-
kampf geredet! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Da erwarte ich, daß Sie auch diejenigen zur Ord-
nung rufen, anstatt höchst überflüssigerweise die 
CDU/CSU danach zu fragen, wie sie es denn mit 
dem Grundgesetz hält. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie hat sich, diese CDU/CSU, als die Verfassungs-
partei erwiesen. Wir stehen zu dieser Verfassung 
und haben es nicht nötig, hierfür den Beweis zu 
führen. Uns geht es vielmehr darum, diejenigen in 
ihre Schranken zu verweisen, die nicht in Treue zum 
Grundgesetz stehen. Da hoffen wir auf Ihre, auf 
aller Unterstützung. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Brandt, Sie haben zum Schluß den 
Begriff der Freiheit in vier Formulierungen inter-
pretiert, die ich hier nicht zu wiederholen brauche. 
Wenn ich diese Formulierungen isoliert nehme, 
stimme ich Ihnen weitgehend zu. Was mich interes-
siert, ist die Frage: wie wenden Sie denn um Him-
mels willen das nun auf Ihrer Seite an? 

Lassen Sie mich jetzt etwas zu dem Wort „Freiheit 
statt Sozialismus" oder „Freiheit oder Sozialismus" 
sagen. Ich will mich hier nicht in die Frage „statt"  

oder „oder" vertiefen. Dieser Satz ist auch richtig 
im Hinblick auf die europäische Situation. Für mich 
ist die kommende Wahl — Sie haben ja auch von 
der Wahl gesprochen, und natürlich stehen wir 
schon alle unter dem Eindruck des Wahltages 3. Ok-
tober — natürlich nicht nur ein deutsches Datum; 
der 3. Oktober ist auch ein europäisches Datum. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn von dem Votum werden Tendenzen und Strö-
mungen auch im freien Teil Europas weitgehend ab-
hängig sein. 

Ich begrüße es, Herr Kollege Brandt — das wol-
len wir festhalten —, daß Sie sich heute klar ab-
gegrenzt haben gegenüber jeglicher Form von Dikta-
tur und Totalitarismus. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich nehme zur Kenntnis, daß Sie gesagt haben: Wir 
machen aus unserem Satz im Godesberger Programm 
„Demokratie wird durch den Sozialismus erfüllt" 
keinen Ausschließlichkeitsanspruch. 

Dann nehmen Sie bitte auch das zur Kenntnis, was 
in der vorigen Woche Herr Kollege Carstens, Herr 
Kollege Weizsäcker und Herr Kollege Strauß gesagt 
haben. Wenn wir sagen „Freiheit oder Sozialismus" 
oder „Freiheit statt Sozialismus", dann behaupten 
wir nicht, daß Sie oder Herbert Wehner oder wer 
sonst, einer unserer Kollegen, die hier im Bundestag 
gesprochen haben, die Freiheit nicht wollten. Nein, 
das ist nicht der Punkt, sondern dann behaupten wir, 
daß nach unserer Auffassung auch der demokratische 
Sozialismus Gefahr läuft, tendenzielle Wirkungen in 
Europa auszulösen, die nicht ein Mehr an Freiheit 
bewirken, auch wenn Sie etwas ganz anderes wollen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zuruf 
von der SPD) 

— Natürlich ist die Fraktion dieser Auffassung. 

Wenn also der 3. Oktober ein europäisches Datum 
ist, werden Sie uns allerdings auch gestatten, darauf 
hinzuweisen, daß wir der Meinung sind, daß die so-
zialistischen Formen in den übrigen europäischen 
Staaten nicht unsere sind; sie sind ja wohl auch 
nicht Ihre. Das heißt also, der Hinweis darauf, daß 
es in anderen Staaten sozialistische Parteien und 
Kräfte gibt, die ebenfalls gegen den Kommunismus 
stehen, besagt überhaupt nicht, daß sich unser Volk 
infolgedessen seelenruhig für sozialistische Formen 
entscheiden könnte. 

Lassen Sie mich folgendes deutlich sagen, und hier 
sind wir wieder an dem entscheidenden Punkt; Herr 
Brandt: Sie haben, wenn ich es richtig verstanden 
habe — anderenfalls verbessern Sie mich bitte —, 
gesagt, es gebe keinen vernünftigen Grund, diese 
Regierung nicht wiederzuwählen. Sehen Sie, genau 
das ist der Punkt, der bei Ihnen häufig durchschim-
mert. Damit fangen Sie jetzt schon wieder an, zu 
sagen: Auf der einen Seite sind die Vernünftigen, 
auf der anderen Seite sind die Unvernünftigen. 

(Dr. Klein [Göttingen] [CDU/CSU]: „Anstän

-

dige Deutsche" !) 

Es mag für Sie, Herr Kollege Brandt, Gründe 
geben — davon gehe ich aus —, diese Regierung 
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wiederzuwählen. Unserer Überzeugung nach spricht 
allerdings die Vernunft dafür, diese Regierung nicht 
noch einmal mit den Geschäften der Regierung zu 
betrauen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

weil wir glauben, daß es ein Gebot der Vernunft ist, 
daß sie im Oktober 1976 abgelöst wird. 

Wenn das so ist, sollten wir beide fragen: Ist es 
richtig, daß wir mit dem Begriff der Vernunft arbei-
ten? — Nein, wir sollten darauf verzichten. Wir soll-
ten vielleicht sagen: „Aus unserer Sicht ist folgen-
des geboten." Unsere Sicht steht dann Ihrer ent-
gegen. Das wird dem Konkurrenzverhältnis gerecht. 

Warum erwähne ich das? — Weil ich mich dage-
gen wehre, daß etwa folgendermaßen argumentiert 
wird: „Hier steht das anständige Deutschland." Es 
wird zwar nicht gesagt, aber was kann man logisch 
anders daraus schließen, als daß dann auf der ande-
ren Seite das „unanständige Deutschland" steht? Das 
soll dem Wähler doch offenbar nahegelegt werden. 
Und wenn es heißt „Hier steht die Vernunft", was 
soll denn anderes als die Unvernunft auf der ande-
ren Seite stehen? Nein, so wollen wir hier nicht ver-
fahren. Wir sind der Auffassung, Herr Kollege 
Brandt, daß wir unserem Wähler unsere alternativen 
Lösungen vorlegen sollten. Er wird dann schon ent-
scheiden. 

Sie sagten — ich darf noch einmal auf Sie zurück-
kommen —: Entweder hat die Union keine Alter-
native, 

(Reuschenbach [SPD] : Mehrere!) 

oder, — das klang in der Haushaltsdebatte auch 
schon an —, sie hat zwar eine, aber das ist keine. 
In welcher Wortwildnis leben wir eigentlich? Alter-
native ist offenbar immer nur das, was von Ihnen 
oder von der Bundesregierung als Alternative zuge-
lassen wird. Meine Damen und Herren, so weit sind 
wir aber noch nicht, und so weit wollen wir auch 
nicht kommen. Wir haben Ihnen in den letzten Jah-
ren auf allen Sachgebieten sehr genau unsere Vor-
stellungen entwickelt. 

(Zuruf von der SPD: Welche?) 

— Unsere Vorstellungen über die Eherechtsreform, 
die Strafrechtsreform, die Bodenrechtsreform, die 
Bildungsreform, die Reform der beruflichen Ausbil-
dung. Es kann sein, daß Ihnen diese unsere Alterna-
tiven nicht passen. Dennoch sind es unsere Alter-
nativen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Nehmen Sie nun bitte nicht auch noch das Mono-
pol für sich in Anspruch, gewissermaßen bestim-
men zu können, was im demokratischen Willensbil-
dungsprozeß überhaupt als Alternative zugelassen 
wird und was nicht. 

Vizepräsident von  Hassel:  Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Dr. Mikat (CDU/CSU) : Ja. 

Reuschenbach (SPD) : Herr Kollege Professor 
Mikat, wie können Sie angesichts der Tatsache, daß 

Ihre Kollegen es heute morgen und in der vorigen 
Woche ausdrücklich abgelehnt haben   und zwar 
aus Angst, daß ihre Vorschläge verrissen würden —, 
seitens der Union Gegenvorschläge und Alternati-
ven darzulegen, davon sprechen, daß auf vielen Ge-
bieten Alternativen entwickelt und dargelegt wor-
den sind? 

Dr. Mikat (CDU/CSU) : Herr Kollege Reuschenbach, 
was Sie sagen, ist nicht wahr. Wenn Sie solche Fra-
gen stellen, muß man sich natürlich fragen, ob man 
sie überhaupt beantworten soll, denn der Mangel 
an Ernsthaftigkeit steht Ihnen bei einer solchen 
Frage doch auf der Stirn geschrieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Das ist Ihre Hilflosig

-

keit, darauf eine Antwort zu geben!) 

— Herr Kollege Schäfer, das ist doch keine Hilf-
losigkeit. Wenn die Redezeit es erlaubte, könnte 
ich Ihnen alles im einzelnen darlegen. Ich könnte 
Ihnen darlegen, welches die Rezepte gewesen sind, 
die etwa Herr Strauß hier zur Frage der Steuer-
reform vorgetragen hat. Wer hat denn hier das In-
flationsentlastungssteuergesetz vorgeschlagen, der 
Herr Kollege Strauß oder etwa der Herr Kollege 
Möller oder Sie, Herr Kollege Schäfer? Sie sind die-
sen vernünftigen Weg nicht gegangen. Warum? Sie 
wollten ihn wohl deshalb nicht gehen, weil der Vor-
schlag von uns kam. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Weil wir 
den anderen für besser halten!) 

— Wir halten unseren für besser; Sie halten Ihren 
für besser. Jetzt haben Sie selber den Kollegen 
Reuschenbach hervorragend widerlegt. Sie haben ge-
sagt, Sie hätten Ihren Weg für besser gehalten als 
unseren Weg. Also haben wir doch offenbar einen 
Weg vorgeschlagen. Herr Reuschenbach vermutet 
aber, es gäbe bei uns keinen Weg. Werden Sie sich 
doch untereinander einmal einig, was Sie unter Be-
griffen wie „Alternative" und „Vorschlag" verste-
hen. Dann können wir hier weiterreden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir stehen am Ende 
der dritten Lesung. Es war, glaube ich, gut, in der 
Debatte über den Haushalt nicht nur über den Haus-
halt selbst zu sprechen, wiewohl ich den Seufzer 
der Kollegen aus dem Haushaltsausschuß verstehen 
kann, daß wir über die einzelnen Positionen des 
Haushalts hier nicht eingehend diskutiert haben. Ich 
glaube, daß uns die Zurückführung auf das Grund-
sätzliche in zwei Punkten, die ich für wichtig halte, 
besonders gutgetan hat: 

Erstens. Sie hat es uns ermöglicht, wenige Monate 
vor der Wahl auch gegenüber dem Volk dasjenige 
klarzustellen, was uns eint und bindet und nicht 
verlorengehen sollte. Dies ist sehr wichtig. 

Zweitens. Sie hat uns die Möglichkeit gegeben, 
ebenso deutlich zu machen, was uns trennt, also auf-
zuzeigen, wo die Unterschiede unserer ordnungs-
politischen Vorstellungen liegen. 
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Lassen Sie mich mit einem Hinweis auf die katho-

lische Soziallehre schließen, die hier mehrfach an-
gesprochen worden ist. Ich habe es begrüßt, daß 
sich Vertreter der SPD der katholischen Soziallehre 
zuwandten. Ich würde es freilich begrüßen, wenn sie 
sich in anderen Zusammenhängen der katholischen 
Soziallehre zuwendeten und nicht immer nur dann, 
wenn es Ihnen gerade paßt, also nach der Pick-
Methode. Es gehört zum Kernbestand der katholi-
schen Soziallehre, daß sie die große Aufgabe der 
Solidarität niemals national bezogen, sondern immer 
in einem Kontext gesehen hat, der auf die Mensch-
heit bezogen ist. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Auch die evange

-

lische!) 

Die katholische Soziallehre ebenso wie die evange-
lische christliche Ethik lehnen ja die Begrenzung 
von Begriffen wie „Brüderlichkeit", „Solidarität" 
und „Subsidiarität" auf den nationalen Rahmen 
eines Volkes ab. Insofern — das zeigen etwa auch 
die großen päpstlichen Lehrschreiben — ist die ka-
tholiche Soziallehre auch für die soziale Frage in 
den Ländern der Dritten Welt bedeutsam geworden; 
man lese etwa „Mater et magistra". Ich glaube, in-
sofern gehört es an den Schluß einer Aussprache 
über den Haushalt, uns darauf zu besinnen, daß die 
großen Aufgaben der Zukunft nicht die national be-
grenzten Aufgaben sein dürfen, sondern daß wir 
sie schon als weltbezogene Aufgaben sehen müssen. 
Sie sind nicht als europäische Aufgaben zu sehen, 
sondern als Aufgaben, die sich auf die Welt bezie-
hen. Was wir aber als Deutsche, als Bürger dieses 
freien Landes auch in diese Welt einbringen können, 
ist unser Verständnis von Freiheit, von Staat und 
Gesellschaft. Hier liegt ein wichtiger Beitrag, den 
wir zu leisten haben. Hier liegt vielleicht auch un-
sere Aufgabe, gegen sozialistische Tendenzen in an-
deren Staaten eine Gegensteuerung von uns aus 
einzuleiten. Auch unter diesem Aspekt sehen wir 
den 3. Oktober 1976. 

Wenn die Debatte dazu gedient hat, auf der einen 
Seite klarzustellen, was uns eint, auf der anderen 
Seite deutlich zu machen, was uns trennt, dann hat 
sie ihren Sinn gehabt. Wir können Sie von der SPD 
nur auffordern, das, was Sie hier über Grundkon-
sens, über Verfassungstreue, über notwendige Ba-
lance zwischen Freiheit, Rechtsstaat und Sozialstaat 
gesagt haben, endlich auch in Ihren Reihen zu ver-
wirklichen. Sehen Sie in Ihrem Hause nach! 

(Zuruf von der SPD: Sie in Ihrem!) 

— Unser Haus ist insofern in Ordnung. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Das ist das Bewußtsein, mit dem wir in unsere wei-
tere Arbeit hineingehen. 

Je größer das Maß an Übereinstimmung ist, das 
wir im Prozeß des Nachdenkens und Miteinander-
Ringens in diesem Hause bekommen, um so besser 
ist das für uns alle. Niemand von uns will die Krise, 
jeder von uns will ihre Überwindung. Unterstellen 
wir uns nicht gegenseitig etwas anderes! Ich glaube,  

dann dienen wir dem allgemeinen Wohl. Die CDU 
hat diesen Staat entscheidend geprägt. 

(Stücklen [CDU/CSU) : Und die CSU! — 
Lachen bei der SPD und der FDP) 

— CDU und CSU, selbstverständlich. Sehen Sie, so 
selbstverständlich ist mir der Gedanke der Union, 
daß ich, wenn ich CDU sage, CSU mit denke. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Erneutes La

-

chen bei der SPD und der FDP) 

Wir lassen uns weder durch Anspielungen noch 
durch direkte Rede von diesem Staat und seiner 
Verfassung trennen. Wir sind die tragende Verfas-
sungspartei — — 

(Dr.  Schäfer [Tübingen] [SPD]: Aha! Jetzt 
haben wir nicht eine, sondern die Ver

-

fassungspartei!) 

— Darf ich den Satz zu Ende sprechen? Genauso 
gehe ich davon aus, daß Sie wie auch die FDP 
jeweils aus Ihrem Verständnis heraus die tragende 
Verfassungspartei sind. Wir halten den Verfas-
sungskonsens dann gemeinsam. Wir haben nur 
Sorge, Sie sprechen in Ihrem Lager nicht mit der 
gleichen Deutlichkeit wie hier in diesem Hause. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident von Hassel: Wir fahren in der allge-
meinen Aussprache fort. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hoppe. 

Hoppe (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Aus den Reden der Kollegen Leicht und 
Zeitel am heutigen Vormittag schien die Einsicht 
der Opposition zu sprechen, daß sich das Wahl-
kampfschema „Freiheit statt Sozialismus" als Ko-
ordinatensystem für die dritte Lesung eines Haus-
halts nicht besonders gut eignet. Dennoch könnte 
der streitbare Disput zwischen den Kollegen Brandt 
und Mikat trotz sachlicher, harter Kontroverse mit 
dazu geholfen haben, die politische Atmosphäre in 
diesem Lande zu entgiften. Jedenfalls wäre das ge-
meinsame Bekenntnis zu unserem Staat und zu sei-
ner freiheitlichen Grundordnung abseits von partei-
egoistischen Erwägungen eine Möglichkeit, eine 
solche Annahme zu rechtfertigen und zu begrün-
den. Wenn aber der Kollege von Weizsäcker in der 
zweiten Lesung die Behauptung gewagt hat, der 
Bundeskanzler spreche nicht für Sozialdemokratie, 
dann ist nach den Reaktionen aus der Opposition 
zumindest Zweifel erlaubt, ob Herr Kollege Mikat 
hier für die Opposition gesprochen hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, natürlich müssen auch 
die beim Haushalt anstehenden Entscheidungen in 
eine politische Generallinie eingeordnet sein. Klare 
Politik beruht auf sicheren Grundsatzüberzeugun-
gen. Es mag sein, daß diese Grundsatzdiskussion in 
der Vergangenheit zu kurz gekommen ist. Aber wir 
alle müssen uns in diesem Augenblick doch wohl 
sehr viel mehr um eine bürgernahe Politik bemü-
hen. Die Bevölkerung in diesem Lande ist es einfach 
leid, daß ständig an den Problemen des Tages vor- 
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beigeredet und dafür zwischen den Parteien Ver-
gangenheit bewältigt wird. Meine Damen und Her-
ren, die Bevölkerung hat ein Recht darauf, zu erfah-
ren, wie wir mit den Aufgaben des Tages fertig-
werden wollen. Sie will wissen, wer die wirtschafts-
und finanzpolitischen Fragen überzeugend beant-
worten kann und wer ein wirksames Konzept dafür 
anbieten kann. 

Wer aber — wie es in der zweiten Lesung des 
Haushalts Herr Kollege Strauß getan hat — die 
Regierung kritisiert und dem Bundesfinanzminister 
Unkenntnis und Selbsttäuschung vorwirft, der muß 
Lösungsvorschläge bringen und darf nicht nur Sprü-
che machen. 

Heute, meine Damen und Herren, hat Herr Kol-
lege Zeitel geglaubt, sich — wie er formuliert hat — 
am Langzeitkommissar Brandt reiben zu müssen. 
Um das mit Erfolg zu tun, hätte er allerdings, so 
meine ich, für etwas mehr Kurzweil sorgen müssen. 
Immerhin war das Thema der Belastbarkeit unserer 
Steuerpflichtigen ein Ansatz für sachliche Ausein-
andersetzungen, wie auch dem Kollegen Leicht be-
scheinigt werden muß, daß er sich ernsthaft um 
Sachlichkeit und um eine faire Auseinandersetzung 
bemüht hat. Neues, so scheint mir, haben die Kol-
legen allerdings nicht vortragen können. Herr Pro-
fessor Zeitel hat zwar versucht, für die Frage der 
steuerlichen Belastbarkeit eine neue Dimension des 
Tages zu beschwören. Meine Damen und Herren, 
die gibt es nicht. Die Bundesbank hat zu der beste-
henden Problematik in ihrem Geschäftsbericht 1975 
bereits eindeutig Stellung genommen. Ich komme 
darauf noch einmal bei der speziellen Thematik kurz 
zurück. 

Es geht also um den Inhalt einer notwendigen, 
aber auch einer praktikablen Haushalts- und Finanz-
politik. Hier ist es immer wieder erstaunlich, daß die 
Opposition ihre Argumente stets durch den Kolle-
gen Franz Josef Strauß vortragen läßt, der sich wie 
ein Unfehlbarkeitsapostel zum Maß aller Dinge er-
hebt. 

Meine Damen und Herren, die für den Steuer-
zahler so teure Vergangenheit des Kollegen Strauß 
beschäftigt den Rechnungsprüfungsausschuß dieses 
Parlaments noch bis in diese Tage. 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

Kein anderer hat sich so viel Tadel in sein Ressort-
buch schreiben lassen müssen wie gerade er. Auf 
diese Weise ist er zu einem Spezialisten besonderer 
Art geworden. Es ist wohl nicht falsch, zu formu-
lieren, daß dem Kollegen Strauß vom Bundesrech-
nungshof gewissermaßen für grobes Foulspiel in 
Finanzdingen die rote Karte des Feldverweises ge-
zeigt wurde. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es wirkt im übrigen auch seltsam, wenn gerade er 
z. B. unter Berufung auf den „France soir" den for-
schen Ton des Bundeskanzlers rügt. Franz Josef 
Strauß ist uns allen und ist auch international nun 
wirklich nicht gerade als bayerischer Goethe be-
kannt geworden. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine Zwi

-

schenfrage des Abgeordneten Jäger (Wangen)? 

Hoppe (FDP) : Aber immer, Kollege Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Kollege Hoppe, 
was veranlaßt Sie eigentlich, andere Kollegen die-
ses Hauses zu beschuldigen, sich Vorwürfen des 
Rechnungshofes auszusetzen, zu einem Zeitpunkt, in 
dem der amtierende Finanzminister der Regierung, 
die Sie stützen, sich in einem Prozeß vor dem Bun-
desverfassungsgericht wegen verfassungswidrigen 
Verhaltens zu verantworten hat, einem Prozeß, den 
er offenbar so fürchtet, daß mit allen Mitteln ver-
sucht wird, die Entscheidung über den Wahltag hin-
auszudrücken? 

Hoppe (FDP) : Verehrter Herr Kollege Jäger, die-
ser Ablenkungsversuch geht doch nun wirklich ins 
Leere. Ich habe von mir aus gar keine Vorwürfe 
erhoben. Ich habe nur darauf aufmerksam machen 
und in Erinnerung bringen dürfen, daß wir, die 
Mitglieder des Rechnungsprüfungsausschusses, im 
Augenblick noch an jenen Textziffern sitzen und sie 
aufarbeiten, die sich nun wirklich mit der finanz-
politischen Verantwortung des Kollegen Strauß be-
schäftigen. Daran können auch Sie hier nicht vorbei. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Aber wir alle — und nur das wollte ich mit die-
sem Hinweis gesagt und nur diesen Appell wollte 
ich an uns alle gerichtet haben — sollten auf diese 
Schulmeisterei verzichten und die Auseinanderset-
zung nicht mit Schlagworten führen. Schließlich muß 
der Haushalt, den es heute in dritter Lesung zu 
verabschieden gilt, zu seinem Teil Antwort geben 
auf die Fragen nach Bewahrung der sozialen Lei-
stungen, Rückgewinnung der Stabilität, Gesundung 
der Staatsfinanzen und Sicherung ausreichender Ar-
beitsplätze. 

Das Sondergutachten des Sachverständigenrates 
hat den Blick für die tiefgreifenden Veränderungen 
der gesamtwirtschaftlichen Situation verschärft. Es 
gilt, jene einschneidenden Strukturveränderungen 
zu meistern, die berufliches Risiko für den einzelnen 
bedeuten. Niemand war auf einen so ungünstigen 
Wirtschaftsverlauf vorbereitet. Keiner hat ihn vor-
ausgesehen: die Bundesregierung und die sie tra-
genden Parteien nicht, aber genausowenig die Oppo-
sition. Wir alle zusammen haben geirrt und haben 
uns dabei auch noch gemeinsam auf das Gutachten 
der Sachverständigen berufen können. 

Meine Damen und Herren, die Steigerungsrate der 
Staatsausgaben hat dann in der Tat die Wachstums-
rate des nominalen Sozialprodukts beträchtlich 
überschritten. Die Steuerreform hat dieses bedenk-
liche Ungleichgewicht dann noch verschärft. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Gerlach? 

Gerlach (Obernau) (CDU/CSU) : Herr Kollege, wür-
den Sie mir nicht zustimmen, daß gerade der finanz-
politische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion, Franz- 
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Josef Strauß, auf die wirtschaftspolitische und fi-
nanzpolitische Situation oft genug hingewiesen hat, 
von der Sie nunmehr behaupten, kein Mensch habe 
sie vorausgesehen und voraussehen können? 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Hoppe (FDP) : Verehrter Herr Kollege, auch Sie 
haben durch Ihren finanzpolitischen Sprecher in den 
Jahren vor dem Konjunktureinbruch mit seinen Aus-
wirkungen auch auf unseren Haushalt Finanzpolitik 
vorgetragen. Sie und auch der Kollege Strauß haben 
— genauso wie die Vertreter der anderen Par-
teien die Entwicklung in unserem Lande 1974 
günstiger und positiver beurteilt, als sie sich nach-
träglich dargestellt hat, und diese Realität steht 
heute vor uns und ist von uns allen zu bewältigen. 

(Dr. Müller-Hermann [CDU/CSU] : Das 
stimmt nicht!) 

Die Problematik ist durch die Steuerreform ver-
schärft worden, denn diese hat auf das Ungleich-
gewicht keine Rücksicht genommen. So entstand 
jenes strukturelle Defizit des Haushalts, das in der 
Tat Keime für eine gefährliche Entwicklung enthält. 

Aber, meine Damen und Herren, die Ausweitung 
der Staatsausgaben haben wir alle gemeinsam zu 
verantworten. Der eine hat den anderen mit Wohl-
taten für den Bürger stets und ständig überbieten 
wollen. 

(Dr. Müller-Hermann [CDU/CSU] : Das ist 
unwahr!) 

Dieser edle Wettstreit ist an sich nicht schlecht; er 
hat nichts Bösartiges an sich. Aber er hat ein böses 
Ergebnis zur Folge gehabt. Natürlich sind die Aus-
gaben auch Ausdruck einer Reformpolitik. Aber 
Reformpolitik treiben ebenfalls nicht nur die Regie-
rung und die Koalitionsfraktionen, sondern Reform-
politik und Reformfreudigkeit plakatiert auch die 
neue CDU. Deshalb sollten wir uns alle gemeinsam 
zu unseren Taten, aber auch zu ihren Folgen be-
kennen. 

Dem Ganzen ist letztlich nur durch kräftige Kür-
zung der Staatsausgaben beizukommen. Das ist ge-
schehen. Weitergehende Abstriche können im Inter-
esse der sozialen Funktionsfähigkeit nur noch be-
hutsam erfolgen. Mit Hinweisen auf übersteigerte 
Informationstätigkeit oder übersteigerte Repräsen-
tation des Staates ist der Gegenbeweis ernsthaft 
wirklich nicht zu führen. 

Die verordneten, mit diesem Haushalt beschlosse-
nen Stellenkürzungen müssen von der Verwaltung 
erst noch verkraftet werden. Dies ist hier zwar zu-
zumuten, wird aber nicht ohne Schmerzen abgehen. 
Wer von einem Personalabbau weitergehende Vor-
stellungen hat, sie entwickeln will und immer wie-
der unter die Leute trägt, muß dafür zunächst die 
notwendigen Voraussetzungen durch Rationalisie-
rung und bessere technische Ausstattung schaffen. 
Aber das kostet Geld. Unter keinen Umständen läßt 
sich hier aber der zweite Schritt vor dem ersten tun. 

Um die Staatsausgaben decken zu können, wird 
sich der Staat auch weiterhin verschulden müssen. 

Aber der Zugriff am Kapitalmarkt muß wieder auf 
ein normales Maß zurückgeführt werden. Der Haus-
halt 1976 leitet diesen Prozeß wirkungsvoll ein. Er-
folgreich werden wir ihn 1977 jedoch nur dann wei-
terführen können, wenn die Opposition ihr Nein zu 
den vom Bundestag beschlossenen Steuererhöhun-
gen endlich aufgibt. Es sollte auch der Opposition 
zu denken geben, daß sich im Geschäftsbericht der 
Bundesbank — hier nehme ich die Ankündigung 
wieder auf — folgende Feststellungen finden: 

Die Entscheidung der Finanzpolitik, auf dem 
Tiefpunkt des Zyklus ein mittelfristiges finanz-
politisches Sanierungsprogramm mit Ausgaben-
kürzungen und Steuererhöhungen zu verkün-
den, war zwingend notwendig, um auf längere 
Sicht wieder Vertrauen in die Stabilität von 
Wirtschaft und Finanzen zu erwecken. So hat 
sich denn auch gezeigt, daß das Sanierungs-
programm, sowenig es den orthodoxen Regeln 
einer antizyklischen Fiskalpolitik entsprochen 
haben mochte, dem sich entfaltenden Konjunk-
turaufschwung in keiner Weise schadet, ja, eher 
nützt. 

Die Bundesbank stellt dann aber weiter fest, daß 
das langfristige Problem der öffentlichen Finanzen 
mit den in der mittelfristigen Finanzplanung ab 1977 
von der Bundesregierung vorgesehenen Maßnahmen 
noch nicht endgültig gelöst ist. Sie weist in diesem 
Zusammenhang vielmehr nachdrücklich darauf hin, 
daß die Spirale der Preis- und Einkommenserhöhun-
gen unter gar keinen Umständen und als Folge die-
ser Maßnahmen in Gang gesetzt werden darf. 

Deshalb bleibt es trotz der Steuererhöhung weiter 
dringend geboten, der strukturellen Deckungslücke 
des Haushalts auch und ganz besonders bei stärke-
rem Konjunkturaufschwung über die Eindämmung 
der öffentlichen Ausgaben beizukommen. Die Zeiten 
der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit werden dar-
um auch 1977 nicht vorbei sein. Aber Sparsamkeit 
allein löst die Probleme nicht. Sie können auch nicht 
allein durch Steuererhöhungen gelöst werden. Dazu 
gehört vielmehr ein ausgewogenes Instrumentarium 
haushalts- und finanzpolitischer Mittel. Nur so kann 
die Lösung gefunden werden. Das sind dann insge-
samt jene Maßnahmen, die der verehrte Herr Kol-
lege Strauß bereits für den Fall einer CDU/CSU-
Regierung angekündigt hat. Die Opposition sollte 
der Regierung also nicht das verweigern, was sie 
selbst als Regierungspartei zu tun bereit ist. 

Der Haushalt 1976 ist Teil eines Konsolidierungs-
programms, das seine wohltuenden Wirkungen auf 
die Haushalts- und Finanzpolitik dieses Staates nicht 
verfehlen kann. 

(Vorsitz : Vizepräsident Frau Funcke) 

Der Bürger in unserem Lande wird dies spüren. Für 
ihn wollen wir liberale Politik mit Augenmaß fort-
setzen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Professor Carstens. 
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Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Kollege Brandt hat uns in seiner Rede vorhin 
einen Vorgeschmack auf das gegeben, was er unter 
„Klotzen und Holzen im Wahlkampf" versteht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich meine, die Schwäche seiner Position ist dadurch 
besonders deutlich geworden; denn das alte Sprich-
wort sagt: Wer schreit, hat Unrecht. Das gilt um 
so mehr, wenn man sich klarmacht, daß Herr Brandt 
auf die Argumente, die die Opposition in der letz-
ten Woche und heute vorgetragen hat, im wesent-
lichen überhaupt nicht eingegangen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

„Meine Partei steht zum Grundgesetz", sagt Herr 
Kollege Brandt. Aber, Herr Kollege Brandt ich 
sehe ihn leider hier nicht mehr unter uns —, das 
ist nicht der Punkt. Meinungsfreiheit ist einer der 
Grundwerte und eines der Grundrechte unseres 
Grundgesetzes. Wie stehen Sie dazu, daß in Ihrer 
Partei nach eigenem Zeugnis Ihrer Parteifreunde 
Terror gegen Andersdenkende geübt wird? Das ist 
doch ein Frage, die Sie nicht einfach totschweigen 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe in der vergangenen Woche hier seiten-
weise Texte aus der Rede des Herrn Döbbertin, des 
Präsidenten der Fritz-Erler-Gesellschaft vorgelesen. 
Ich habe vorgelesen, was Frau Pross von der Uni-
versität Gießen ausgeführt hat, die sagte: Hier an 
der Universität Gießen ist keine freie Diskussion 
mehr möglich, weil dies linke Gruppen der SPD 
verhindern. 

Das sind doch Fragen, die das Grundgesetz be-
rühren. Das sind doch Fragen, die das Grundrecht 
auf Meinungsfreiheit berühren. Warum schweigt die 
SPD dazu? Warum schweigt der Bundeskanzler? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Warum schweigt der Herr Kollege Brandt dazu? — 
Nun,  man kann sich erklären, warum sie schweigen. 
Es war doch ganz erstaunlich, zu sehen, daß der 
Vorsitzende und der Vorstand der SPD der Fritz-
Erler-Gesellschaft eine Rüge erteilten, nachdem 
diese Gesellschaft in Hannover gegründet worden 
war und damit Tausende von Mitgliedern der sozial-
demokratischen Partei einen leidenschaftlichen, un-
überhörbaren Appell an unser ganzes Volk, an die 
Öffentlichkeit gerichtet hatten, der mehr Freiheit 
in dieser Partei forderte. Sehen Sie, so verkehrt sind 
bei Ihnen die Fronten. Anstatt sich mit denen aus-
einanderzusetzen, die in Ihrer Partei Terror aus-
üben, tadeln Sie die, die das kritisieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

„Wir schränken den Freiheitsraum des Bürgers 
nicht ein", hat Herr Kollege Brandt gesagt. Meine 
Damen und Herren, man könnte viele Beispiele 
dafür bringen, wo dies tatsächlich doch geschieht. 

(Zurufe von der SPD) 

— Wenn Sie mir nicht zuhören, dann kann ich es 
nicht ändern. Ich habe in der letzten Woche Bei

-

spiele gebracht. Ich will aber noch ein weiteres, 
sehr wichtiges Beispiel bringen und die Wirkungen 
der sozialistischen Familienpolitik einmal beschrei-
ben. Sozialisten stellen sich die Sache so vor, daß 
die Erziehung der Kinder eine gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe ist und daß die Wahrnehmung dieser 
Aufgabe den Familien und anderen Einrichtungen 
übertragen worden ist. Dann sagen die Sozialisten 
weiter, daß die Familie insofern einen schweren 
Nachteil bei der ihr zugewiesenen Aufgabe der 
Erziehung der Kinder hat, als sie die Ungleichheit 
befestigt. Das läuft dann auf das alte unsinnige 
Argument hinaus, daß Familien, in denen zu Hause 
plattdeutsch, niederdeutsch oder ein anderer Dia-
lekt gesprochen wird, ihren Kindern eine geringere 
Chance für den späteren Lebensweg geben, als 
Familien, in denen hochdeutsch gesprochen wird. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ich drücke das mit meinen Worten aus. Das 
heißt Sozialisationsfunktion; aber das versteht kei-
ner. Deswegen wähle ich eine plastische Sprache, 
die auch der Bürger verstehen kann. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen wird gesagt, man habe zwar im Augen-
blick nichts anderes als die Familie, aber auf weite 
Sicht sei die Familie zur Wahrnehmung dieser Funk-
tion nicht geeignet, weil sie die Ungleichheit tra-
diert, perpetuiert und stabilisiert, wie es hier heißt, 
also mit anderen Worten: weil sie ein Element der 
Ungleichheit ist. — Einen schwereren Eingriff in die 
Familie als diesen kann man sich überhaupt nicht 
vorstellen, ebenso nicht einen schwereren Eingriff 
in die Freiheit des Menschen, zu der es nämlich 
gehört, in einer Familie aufzuwachsen und von 
seinen eigenen Eltern erzogen zu werden, ganz 
einerlei, ob sie plattdeutsch oder hochdeutsch 
sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann sagt Herr Kollege Brandt, die Leute lachten, 
wenn man ihnen sagt, es ginge ihnen heute schlech-
ter als 1969. In dem Entschließungsantrag, den SPD 
und FDP uns heute hier vorgelegt haben, ist von der 
erfolgreichen Politik dieser Regierungskoalition die 
Rede, die man fortsetzen müsse. 

(Demonstrative Zustimmung bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, Sie verhöhnen mit dieser 
Erklärung den deutschen Wähler. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine Million Arbeitslose, 20 000 Betriebseinstellun-
gen während der letzten zwei Jahre, 70 Milliarden 
DM Schulden während der letzten zwei Jahre — 
das wischen Sie alles vom Tisch und sagen, die 
Leute lachten darüber, es sei ihnen gutgegangen und 
Sie hätten eine erfolgreiche Politik gemacht. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Diese Ban

-

krotteure!) 

So können Sie mit dem Bürger dieses Landes nicht 
umgehen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 
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Dann sagt der Herr Bundesfinanzminister — der 
Herr Bundeskanzler sagt immer das gleiche —, wir 
mußten ja Schulden machen, damit wir wieder aus 
der Rezession herauskommen. Meine Damen und 
Herren, das erinnert mich an einen Kapitän, der sein 
Schiff fahrlässigerweise auf Grund gesetzt hat, dann 
die Ladung über Bord wirft, damit sein Schiff wieder 
flott wird, und danach zum Reeder kommt und sagt: 
Bitte lobe mich; ich habe das Schiff wieder flott-
gemacht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie müssen doch Ursache und Wirkung in einem 
richtigen Zusammenhang sehen. Sie können doch 
nicht von den Ursachen, die zu der Rezession ge-
führt haben, einfach ablenken und sagen: Wir muß-
ten Schulden machen, um aus der Rezession heraus-
zukommen. 

Im übrigen haben Sie die Schulden für die ver-
kehrten Zwecke gemacht. Auch das haben wir ja 
oft gesagt. Sie haben die Schulden für konsumtive 
Zwecke gemacht, während es notwendig gewesen 
wäre, Schulden zu machen, um die Investitionstätig-
keit zu verstärken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ihr Argument ist also von vorn bis hinten falsch. 

„Freiheit" und „sozial", hat Herr Kollege Brandt 
dann gesagt, sind keine Gegensätze. Wer hat denn 
jemals behauptet, „Freiheit" und „sozial" seien 
Gegensätze? Haben wir nicht in allen unseren 
Reden, die wir in der vorigen Woche gehalten haben, 
gesagt: Für uns gehört zur Freiheit soziale Sicherheit 
und soziale Gerechtigkeit? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unser Motto ist seit 25 Jahren „Soziale Marktwirt-
schaft". Unter diesem Leitwort sind wir angetreten, 
und wir haben damit Freiheit, Wohlstand und ein 
hohes Maß an sozialer Sicherheit und Gerechtigkeit 
verwirklicht. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber sehen Sie, Herr Kollege Brandt: Das ist Ihre 
Vernebelungstaktik. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Statt sich mit dem auseinanderzusetzen, was ge-
meint ist, wenn man von diesem Gegensatz zwischen 
Freiheit und Sozialismus spricht — ich will gleich 
nochmals erklären, was wir damit meinen —, sagen 
Sie: „Freiheit" und „sozial" sind keine Gegensätze. 
Damit weichen Sie der entscheidenden Frage aus. 
Indem Sie das tun, verstärken Sie notgedrungen das 
Mißtrauen gegen Ihre Erklärungen über die Freiheit, 
Herr Kollege Brandt. Das muß ich Ihnen sagen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

„Die Sozialdemokraten schützen das Privateigen-
tum", hat Herr Kollege Brandt auch gesagt. Herr 
Kollege Brandt, ich möchte Ihnen in Erinnerung ru-
fen: Beim SPD-Parteitag in Hannover im Jahr 1973, 
der also erst drei Jahre zurückliegt, lagen Anträge 
zahlreicher Ihrer Parteifreunde vor, die forderten: 
Volleigentum an Grund und Boden ist langfristig 
generell abzuschaffen. Die Anträge wurden zwar  

nicht angenommen. Aber in einem Teil Ihrer Partei 
leben sie bis heute fort. Herr Jansen, der Vorsit-
zende der SPD in Schleswig-Holstein, hat erst noch 
in der vorigen Woche gefordert, alle Zeitungen 
seien in öffentliches Eigentum zu überführen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Ich verstehe ja sehr gut, Herr Kollege Brandt, 
daß Sie sich nicht hier vor der deutschen Öffent-
lichkeit, vor den Millionen Menschen, die Ihnen 
zuhören, hinstellen und solche Forderungen erhe-
ben. Aber es kann doch kein sehender Mensch an 
der Tatsache vorübergehen, daß dies Forderungen 
sind, die ein erheblicher Teil Ihrer Parteifreunde 
unentwegt weiter innerhalb der Sozialdemokrati-
schen Partei erhebt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb wirkt die Eigentumsgarantie, die Sie 
hier abgegeben haben, wenig überzeugend — um 
so mehr, wenn man den Kollegen Wehner und an-
dere Kollegen hört, die den aufgebrachten Linken 
innerhalb der SPD zurufen: Jetzt vor den Wahlen 
ist es nicht so zweckmäßig, darüber zu sprechen; 
man muß erst einmal die Wahlen gewinnen; dann 
kann man tiefer pflügen! — Meine Damen und Her-
ren von der SPD, wo wollen Sie denn tiefer pflü-
gen? Sie wollen doch in das Eigentum hinein tiefer 
pflügen. Das steht so sicher fest wie nur irgend-
etwas. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Brandt, mit Empörung, mit diesem 
ganzen Ausdruck der Entrüstung, den Sie immer 
wieder zu meinem Erstaunen hervorbringen kön-
nen, 

(Lachen und Beifall bei der CDU/CSU) 

wenden Sie sich dann dagegen, daß man Ihnen 
Volksfronttendenzen oder -bestrebungen unterstellt. 
Aber warum gehen Sie denn nicht ein einziges Mal 
auf die lange Liste von Vorgängen ein, die meine 
Kollegen, insbesondere mein Kollege Dregger, und 
ich Ihnen entgegengehalten haben und bei jeder 
Gelegenheit entgegenhalten? Im Verband Deutscher 
Studentenschaften — VDS — arbeiten Kommunisten 
und Sozialdemokraten Seite an Seite. Es gäbe im 
VDS überhaupt keine Kommunisten, wenn nicht 
die Sozialdemokraten mit ihnen zusammenarbeiten 
würden. 

Genauso sieht es an zwölf deutschen Universitä-
ten bei den dortigen Studentenvertretungen aus. 
Nehmen Sie z. B. die Universität in Bremen. Das ist 
doch ein sozialdemokratisch regiertes Land seit 
eh und je. 

(Grobecker [SPD] : Bleibt es auch!) 

Lassen Sie mich sagen: Das ist ein Land, in dem 
einmal ein großer Sozialdemokrat regiert hat, 

(Zurufe von der SPD: Das ist jetzt auch so!) 

ein Mann, für den ich unentwegt uneingeschränkte 
Achtung und Verehrung empfunden habe und wei-
terhin empfinde, nämlich Wilhelm Kaisen. Aber 
gucken Sie sich einmal an, was aus dem Land Bre-
men und seiner Universität inzwischen geworden 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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An der Universität Bremen gehört die DKP zum 
äußersten rechten Flügel, alles andere steht links 
davon. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Und es gibt eine Volksfront — ich muß es sagen; 
es tut mir sehr leid, und Sie mögen das nicht hö-
ren —, es gibt nämlich eine gemeinsame Liste von 
Hochschullehrern an der Universität Bremen, die 
aus Sozialdemokraten, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

DKP-Kommunisten und Anhängern des Stamokap 
besteht. Das schweigen Sie tot, darüber sagen Sie 
kein Wort. Aber, Herr Kollege Brandt, das inter-
essiert die deutschen Bürger, das interessiert die 
deutschen Bürger sogar sehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die deutschen Bürger haben einen Anspruch dar-
auf, aus Ihrem Munde zu hören, daß Sie das miß-
billigen, daß Sie sich gegen diese gemeinsamen 
Listen aussprechen. Aber noch nie habe ich etwas 
Derartiges gehört. Sehen Sie, dann können Sie sich 
nicht darüber beklagen, wenn die Union sagt, es 
geht in diesem Wahlkampf um Freiheit oder So-
zialismus. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen und 
Zurufe von der SPD: „Statt!") 

Es geht um diese Alternative, wobei wir Ihnen kon-
kret diejenigen nennen, die wir meinen, wenn wir 
von dieser Alternative sprechen. Aber darauf ant-
worten Sie nicht. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD: „Statt!") 

— Wenn Sie sich an dem „oder" oder „statt" be-
rauschen wollen, so ist das für Ihren Geisteszu-
stand ein derartiges Armutszeugnis, daß ich daran 
leider nichts ändern kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann, Herr Kollege Brandt, sagen Sie, die SPD 
habe eine große freiheitliche Tradition. Niemand 
bestreitet das. In mindestens vier oder fünf Bundes-
tagsreden habe ich von dieser Stelle aus meinen 
Respekt vor dem ersten, großen Reichspräsidenten 
der Weimarer Republik, einem Sozialdemokraten 
— Friedrich Ebert — ausgesprochen. Sie, Herr Kol-
lege Brandt, haben mir zum 100. Geburtstag von 
Friedrich Ebert freundlicherweise eine Biographie 
geschickt — ich habe sie mit großem Interesse ge-
lesen —, die von der Friedrich-Ebert-Stiftung her-
ausgegeben worden ist. In der Einleitung zu die-
sem Bildband wird davon gesprochen, daß Friedrich 
Ebert heute nicht mehr genügend Verständnis finde, 
daß er kritisiert werde. Er werde kritisiert — so 
heißt es dort — von den Kommunisten. 

Aber dann ist die Rede von dem nur noch — jetzt 
zitiere ich wörtlich — „als pathologisch zu bezeich-
nenden Haß, mit dem historisierende Publizisten 
der Bundesrepublik Ebert verfolgen". Damit, Herr 
Kollege Brandt, sind keine Kommunisten, sondern 
Sozialisten gemeint. In Ihrer Partei gibt es Männer 
und Frauen, die es Ebert als eine schwere histo-
rische Schuld anrechnen, daß er unser Land damals 

vor dem Kommunismus à la Rosa Luxemburg  — 
in  der Form, in der er sich damals präsentierte — 
bewahrt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Friedrich Ebert hat diese Scheidung vollzogen. Ein 
großer Teil Ihrer eigenen Parteifreunde kritisiert 
ihn deswegen und greift ihn deswegen an. Daher 
ist es für uns überhaupt kein Trost, wenn Sie sagen, 
Sie hätten schon vor 100, 50 und 40 Jahren für die 
Freiheit gekämpft. Das wissen wir, das respektieren 
wir auch. Heute, Herr Kollege Brandt, fällt die 
Entscheidung, und heute sollten Sie denen in Ihren 
eigenen Reihen entgegentreten, die unsere Freiheit 
— ich sage es ganz klar — bedrohen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Als Herr Kollege Brandt hier eine so große grund-
sätzliche Rede gehalten hat, habe ich gehofft und 
erwartet, daß er vielleicht auch einige Worte über 
Themen sagen würde, die ihm früher sehr am Her-
zen gelegen haben: über Deutschland und das ge-
teilte Deutschland. 

Sie, Herr Kollege Brandt, haben Ihre Politik vor 
sieben Jahren mit dem Ziel begonnen, die Teilung 
Deutschlands zu überwinden. Es wäre wohl ange-
bracht gewesen, wenn in diesem Zusammenhang 
auch Sie ein Wort über die Erklärung verloren 
hätten, die der Erste Sekretär der SED, Herr Ho-
necker, vor wenigen Tagen zum Thema des geteil-
ten Deutschland abgegeben hat, eine Erklärung, die 
darauf hinausläuft, daß für die DDR und die SED 
die Teilung endgültig ist, die deutsche Frage nicht 
mehr der Lösung bedarf, weil sie gelöst sei; denn — 
so  hat er gesagt — die Geschichte habe ihr Wort 
gesprochen. 

Meine Damen und Herren, bei einer so wichtigen 
Debatte wie der heutigen müssen wir doch alle mit-
einander aufstehen und sagen: Die Geschichte hat 
ihr endgültiges Wort nicht gesprochen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Geschichte hat ihr endgültiges Wort so lange 
nicht gesprochen, wie die 17 Millionen Deutschen 
in der DDR nicht die Möglichkeit gehabt haben, in 
einer freien Entscheidung darüber zu befinden, wie 
es mit Deutschland und der deutschen Einheit in 
Zukunft bestellt sein soll. So lange müssen wir alle 
miteinander an der Forderung festhalten, nein, nicht 
nur an ihr festhalten, sondern sie auch aussprechen, 
daß die Deutschen das Selbstbestimmungsrecht für 
das ganze deutsche Volk erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Brandt, Sie haben heute auch über 
ein Thema, über das Sie in Ihrer Vergangenheit so 
viel gesprochen haben, nicht gesprochen, nämlich 
darüber, daß die Politik von SPD und FDP den Frie-
den sicherer gemacht habe. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Darüber 
schweigt er schamhaft!) 

Wenn man sich dieser Worte erinnert und Ihnen die 
Tatsachen entgegenhält, wie wir sie jetzt, im Mai 
1976, vorfinden, dann muß man leider sagen, daß 
dieser Teil der Ostpolitik eine folgenschwere Illu- 
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sion gewesen ist und daß der Frieden heute — 
wenn  Aufrüstung überhaupt etwas mit Frieden zu 
tun hat — wegen der ungeheuren zwischenzeitlichen 
Aufrüstung der Sowjetunion leider weniger sicher 
ist, als er damals war. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Leider Gottes!) 

Meine Damen und Herren, wir können auch nicht 
völlig unbemerkt an uns vorüberziehen lassen, daß 
der Verteidigungsminister der DDR vor einer oder 
zwei Wochen erklärt hat, niemals habe es eine so-
zialistische Revolution ohne einen Krieg gegeben, 
und wenn in einem solchen Krieg in Zukunft Atom-
waffen eingesetzt werden müßten, dann müßten sie 
eben eingesetzt werden. Meine Damen und Herren, 
das ist doch eine schaurige Perspektive, die hier er-
öffnet worden ist. Wir wollen ihr sicherlich mit Ge-
lassenheit entgegentreten, aber wir können sie doch 
auch nicht einfach unwidersprochen zur Kenntnis 
nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann, Herr Kollege Brandt, haben Sie von den 
Menschen in Deutschland gesprochen. Sie haben auf 
die Reiseerleichterungen hingewiesen. Die bestreitet 
niemand. Allerdings möchte ich anmerken, daß diese 
Reiseerleichterungen immer wieder erneut durch 
Preise erkauft werden mußten, die wir dafür ent-
richten mußten. 

Wenn es in der Resolution, die uns die beiden 
Koalitionsfraktionen vorgelegt haben, aber heißt, 
daß diese Entspannung für alle Deutschen Vorteile 
gebracht habe — mehr Freiheit oder wie es da 
heißt —, dann muß ich allerdings an folgendes er-
innern. 

Erstens hat infolge der jetzt zwischen Bundesrepu-
blik Deutschland und DDR getroffenen Vereinba-
rungen ein Teil der Bevölkerung in der DDR eine 
erhebliche Einschränkung seiner bisherigen Möglich-
keiten, mit uns Kontakte aufzunehmen, erfahren 
müssen. Es gibt eine große Zahl von Menschen in 
der DDR, die früher mit uns Kontakt haben durften 
und die das jetzt nicht mehr dürfen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Eine 
wachsende Zahl!) 

Tausende von erschütternden Abschiedsbriefen zeu-
gen davon. 

Aber wenn Sie, meine Herren und Damen von der 
Koalition, von „allen Deutschen" sprechen, die von 
dieser Entspannungspolitik Vorteile gehabt hätten, 
dann möchte ich Sie fragen: Denken Sie eigentlich 
überhaupt nicht mehr an die Menschen, deren Men-
schenrechte in der DDR verletzt werden, die an der 
Mauer und am Stacheldraht niedergeschossen wer-
den, die zu Tausenden in Gefängnissen und Zucht-
häusern der DDR unter zum Teil grausamen Bedin-
gungen einsitzen? Wollen Sie die überhaupt nicht 
mehr in Ihre Vorstellungen und in Ihre Aussagen 
einbeziehen? 

Man muß doch leider feststellen, daß sich in dieser 
Beziehung, was die Menschenrechte betrifft, in der 
DDR überhaupt nichts geändert hat. Das ist ein für  

uns außerordentlich bedrückender Zustand. Ich 
meine, so, wie Sie Ihren Text vorgelegt haben, kön-
nen Sie ihn nicht verabschieden, weil jedermann 
daraus den Schluß ziehen müßte, daß Sie das Schick-
sal dieser Deutschen — Sie sprechen von allen Deut-
schen, ich wiederhole es noch einmal — gleichgültig 
ließe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie kennen die Schwierigkeiten. Ich habe hier oft 
davon gesprochen, und aus Ihren Reihen ist mir 
entgegengerufen worden, ob ich glaubte, daß durch 
verbale Protestakte die Mauer zum Einsturz käme. 
Nein, natürlich glaube ich das nicht. Aber ich möchte 
es noch einmal wiederholen: wir Deutsche im freien 
Teil Deutschlands sind aufgerufen, für die Menschen-
rechte einzutreten und die Menschenrechte dort, wo 
sie verletzt werden, zu verteidigen, und zwar nicht 
nur in Chile und nicht nur in Südafrika und anderen 
Teilen der Welt, sondern doch vor allem im anderen 
Teil Deutschlands, meine Damen und Herren! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Mir lag daran, nur dies auszuführen. Ich danke 
Ihnen für die Aufmerksamkeit, mit der Sie mir zu-
gehört haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Ab-
geordnete Wehner. 

(Seiters [CDU/CSU] : Der spricht jetzt über 
die Freiheit!) 

Wehner (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die Debatte in der dritten Beratung 
dieses Haushaltsplanes und -gesetzes 1976 neigt sich 
natürlich dem Ende zu. Daß der Herr Vorsitzende 
der Fraktion der CDU/CSU hier noch einmal in die 
Mikrofone gesprochen hat, das galt sicher nicht nur 
der öffentlichen Wirkung, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

denn am Haushalt ändert es nichts mehr und auch 
nichts an den Mehrheitsverhältnissen. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Das galt auch sozusagen der geistigen Aufrüstung 
der eigenen Kollegenschaft mit dem C vorn. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Denn nach der Rede des Herrn Kollegen Mikat 
mußte natürlich erwartungsgemäß die Zementspritze 
des Fraktionsvorsitzenden Carstens kommen, 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
der FDP) 

damit sie in rechtem Aggressionsgeist hier schließ-
lich vom Felde geht und damit sie auch, mit Schlag-
wortstöcken ausgerüstet, dann draußen unter die 
Leute geht; das ist alles daran. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Denn an dem Haushalt und an dem Haushaltsgesetz 
und an dem, was wir dann gleich durch Abstim- 
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mung entscheiden werden, ändern Sie ja mit all 
Ihren seltsamen gymnastischen Übungen nichts. 

(Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU — Sei

-

ters [CDU/CSU]: Dann brauchten wir ja gar 
nicht zu diskutieren!) 

— Natürlich. Entschuldigen Sie mal, Sie denken 
und Sie sprechen ja schneller, als es überhaupt ge-
sundheitlich empfehlenswert ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Jenninger [CDU/CSU] : Schaffen Sie doch 

das Parlament ab!) 

Machen Sie doch nicht aus solchen Diskussionen je-
desmal eine Art Schlägerei! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Natürlich werden Sie unterliegen. Nur, eines ha-
ben Sie versäumt: Sie haben versäumt, hier zu zei-
gen, wie Sie es machen würden, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und Sie haben versäumt, zu zeigen, was Sie ge-
macht haben. 

Wir haben während der gesamten zweiten Lesung 
das seltsame Schauspiel erlebt, daß viele Ihrer Kol-
leginnen und Kollegen redlich bemüht waren, bei 
der Erörterung der Einzelpläne nachzuweisen, daß 
Sie fast alle Gesetze mit beschlossen hätten. Aber 
gleichzeitig mußten sie das Kunststück fertigbrin-
gen, gegen unsere Politik zu kämpfen und zu wü-
ten, die die Gesetze insgesamt möglich gemacht hat. 
Das ist Ihre Schizophrenie. 

(Beifall hei der SPD und der FDP) 

Ich bedauere Sie; das gebe ich offen zu. Das müs-
sen Sie natürlich überspielen durch die Art, in der 
sich hier eben der Fraktionsvorsitzende der CDU/ 
CSU noch einmal in die Bresche hineingeworfen hat. 

(Seiters [CDU/CSU] : Was tun Sie denn 
jetzt?) 

Meine Damen und Herren, es hat schon die zwei-
te Lesung mit ihren Debatten gezeigt, daß die Ko-
alition der Sozialdemokraten und der Freien Demo-
kraten in kämpferischer Übereinstimmung 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

die Politik der Regierung Schmidt/Genscher trägt. 
Das hatten Sie sich nämlich anders gedacht. Jetzt 
feixen Sie darüber, daß Ihnen das jemand sagt. 

Zweitens sieht sich die CDU/CSU genötigt, ihr so-
genanntes Kontrastprogramm anzubieten, das sie 
ein wenig verschönert und verändert hat, wie sie 
das überhaupt gern macht. Beim Polenabkommen 
waren es erst elf ultimative Sätze; nach ein paar 
Wochen waren es drei Punkte; am Ende waren es 
sechs Buchstaben. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Fal

-

sche Darstellung!) 

Hier haben Sie jetzt durch das Auswechseln von 
fünf Buchstaben gemeint, Sie könnten etwas än-
dern. Fünf Buchstaben! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Sie sind mir ganz schöne Frisöre und Regisseure, 
sonst nichts. 

(Heiterkeit — Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Hier ist eben an unserem Entschließungsantrag 
Kritik geübt worden. Sie werden mit diesen sechs 
Buchstaben, die Sie dort kritisieren, Herr Kollege 
Carstens, auch nicht ändern, daß diese Resolution 
insgesamt und auch der Passus, den Sie beanstan-
den, richtig sind. Sie brauchen natürlich einen Vor-
wand, dieser Entschließung nicht zuzustimmen. Das 
kann ich verstehen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Jenninger [CDU/CSU]) 

Die Geschichte wird erweisen, daß die Vertrags-
politik, die Politik der Regelung deutscher Streitfra-
gen und Schwierigkeiten, für die deutschen Men-
schen — und zwar für alle — mehr Erleichterung 
als das gebracht hat, was sie in der Hallstein-Zeit 
von Ihnen erlebt haben. Wir haben diese Politik 
aus der Hallstein-Zeit herausgeführt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Jenninger [CDU/CSU] : Meinen Sie auch 

die, die im Gefängnis sitzen?) 

— Ich bitte Sie, daran müssen Sie ausgerechnet mich 
erinnern, während mir andererseits aus Ihren Rei-
hen vorgeworfen wird, ich täte damit Unziemliches. 
Werden Sie sich erst einmal klar in bezug auf Ihr 
Verhältnis zu Leuten, die drüben gefangen sind; 
und dann zu mir und einen solchen Vorwurf! Ich 
bitte Sie: Überlegen Sie sich das! Ich will diesen 
Streit mit Ihnen auf offener Bühne gar nicht aus-
tragen, Herr. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Im übrigen geht es um das, was während der 
zweiten Lesung und auch heute in der dritten Le-
sung von unserer Seite in den Reden meines Kol-
legen, des stellvertretenden Vorsitzenden der SPD 
Alex Möller in einer Weise, für die ihm gedankt 
wurde, und jetzt in der Rede des Vorsitzenden der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, Willy 
Brandt, zum Ausdruck gebracht worden ist. 

Ich muß noch einmal mit ein paar Bemerkungen 
auf die Versuche zurückkommen, hier zum Schluß 
noch etwas für Sie herauszufischen. 

Es ist gesagt worden, daß für Sie Freiheit immer 
die Freiheit von jeglicher Ideologie ist. Damit wir 
uns richtig verstehen, verehrte Damen und Herren 
mit dem C vorn und dem U hinten: 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Für uns ist Freiheit immer die Freiheit des Anders-
denkenden. Damit Sie Bescheid wissen! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir sind in unserem Staat darum bemüht, daß Frei-
heit für jede und Freiheit für jeden realisiert wird, 
d. h. auch für die, die noch zu den sozial Schwäch-
sten gehören, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Arbeitslose!) 

ebenso wie für die, die nicht mehr zu jenen gehören. 
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Wir untscheiden uns von denen, die auch Demo-

kraten, aber keine Sozialdemokraten sind, was ja 
nichts daran ändert, daß wir alle zusammen, wenn 
wir das Grundgesetz ernst nehmen, Demokraten 
zu sein haben, gleichgültig, ob jeweils in Opposition 
oder in Regierung. Wir Sozialdemokraten unter-
scheiden uns von diesen anderen. Wir sagen offen, 
daß jede Frau und jeder Mann — gleichgültig, wo-
her sie vertrieben oder wohin sie verschlagen wor-
den sind — die staatsbürgerlichen Rechte, die jeder-
mann in unserem Volke hat, zusammen mit uns, 
wenn sie ihre eigenen Interessen richtig verstehen, 
zu den gleichen sozialen Chancen entwickeln sollen. 
Das ist unsere Vorstellung. 

(Beifall bei der SPD) 

Da haben Sie den großen Unterschied. Er ist auch 
in unserem Grundgesetz nicht verboten. Die Kämpfe, 
die wir in der vorigen Woche und heute hier sym-
bolisch ausgefochten haben, werden weitergehen. 
Woran Sie scheitern werden, meine Damen und 
Herren, ist die Chance, die dieser Teil Deutschlands 
hat, indem wir mit der Bundesrepublik Deutschland 
die Möglichkeit ergriffen haben, soviel wie möglich 
an gleichen Rechten für jeden und auch für jede zu 
verwirklichen. Dies können Sie nicht mehr rück-
gängig machen. Dieser Staat — ich sage es noch 
einmal — ist nach unserer Ansicht und Absicht 
weder Staat einer Partei noch Staat einer Klasse 
und soll es auch niemals werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Er soll auch nicht eine westliche Ausgabe jenes 
Staates auf der anderen Seite sein, in dem es zwar 
verschiedene Parteien gibt, es aber nur in einer 
Partei den Kern gibt, der über alles zu bestimmen 
hat. Das ist dort eben die sogenannte Einheitspartei. 

Wir haben eine grundsätzlich andere Form. Sie 
haben sie, wie Sie sagen, auch. Lassen Sie uns also 
an diesem Punkt der Berührung ansetzen, wenn er 
ernst gemeint ist; und er kann ja nur ernst gemeint 
sein, weil uns sonst alle zusammen mehr als der 
Teufel holen würde. Es würde nämlich die Chance 
Bundesrepublik verspielt werden. Die Bundesrepu-
blik ginge einen Weg, wie manche andere Staaten 
ihn gegangen sind. Das wird nicht der Fall sein, und 
zwar weil wir auf allen Seiten Menschen haben, die 
genau wissen, worin die Besonderheiten dieses Staa-
tes bestehen. 

Hier sage ich Ihnen noch einmal, was meine bei-
den Freunde von der sozialdemokratischen Seite 
heute schon gesagt haben: Wir streiten für die De-
mokratie, und wir sagen in unserem Programm: Sie 
muß die allgemeine Staats- und Lebensordnung wer-
den, weil sie allein Ausdruck der Achtung vor der 
Würde des Menschen und seiner Eigenverantwor-
tung ist. Darüber gibt es sicher Streit. Ich habe mir 
dieser Tage noch einmal herausgesucht, was der ver-
ehrte Herr Heck, der seinerzeit, als wir unser Grund-
satzprogramm erarbeiteten, Generalsekretär der 
CDU war, dazu geschrieben hat. Es ist ganz lehr-
reich, es gelegentlich zu lesen. Ihm ist sicher einiges 
davon heute noch teuer. Das Wort „und" hat es ihm 
angetan. Wir sagen: Sie muß die allgemeine Staats-
und Lebensordnung werden. Allerdings! Denn De-

mokratie, die lediglich, wie man sagt, „Staatsord-
nung" ist oder bliebe, ist für alles das anfällig, was 
sich in der Gesellschaft sonst entwickelt. Das gehört 
zu den Lehren aus der Entwicklung in Deutschland, 
aus zwei Weltkriegen und mit ihnen einhergehenden 
Diktaturen. Wir wollen, daß die Demokratie die all-
gemeine Staats- und Lebensordnung werde, weil 
sie allein Ausdruck der Achtung vor der Würde des 
Menschen und seiner Eigenverantwortung ist. An 
diesem Punkt also können wir uns reiben. Auf je-
den Fall aber sollten wir um die bestmöglichen Lö-
sungen streiten. 

Weil Sie hier zuletzt von Familie und Vergesell-
schaftung geredet haben, Herr Carstens, da Sie das 
für aktuell halten, möchte ich folgendes dazu sagen. 
Wir wollen weder die Gesellschaft verstaatlichen 
noch den Staat vergesellschaftlichen. Was wir wol-
len — —

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

— Warum werden denn Sie so nervös, wenn jemand 
sagt, was er will und was ihm unterstellt wird? Weil 
Sie die Geräuschkulisse brauchen, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

wie Sie auch draußen unser Bild verfälschen müssen, 
weil die Leute nicht merken sollen, daß Sie ihnen 
nichts zu bieten haben als ein verfälschtes Bild von 
Ihrem großen Konkurrenten in diesem Staat und 
eine Geschichtslegende. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir wollen weder die Familie vergesellschaften 
noch etwas ähnliches. Aber was wir wollen, ist, die 
Gesellschaft familienfreundlicher zu gestalten, und 
ich glaube, da ist noch eine ganze Menge zu tun. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ihnen mißfällt, daß dabei von einer gesamtgesell-
schaftlichen Aufgabe die Rede ist. Das bedeutet 
doch nicht, der Familie etwas wegzunehmen, son-
dern ihr etwas Zusätzliches im Sinne dessen zu ge-
ben, was sie will, was sie kann und was sie soll. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Sie haben 
keine blasse Ahnung, wovon Sie sprechen, 

Herr Kollege Wehner!) 

— Daß Sie viel familienerfahrener sind, ist mir 
natürlich klar. Ich weiß, was die Sozialdemokraten 
zur Familienpolitik zu sagen haben und daß Sie 
ihnen mit Unrecht unterstellen, daß wir etwa die 
Familie, wie Sie sagen, vergesellschaften wollen. Ich 
sage umgekehrt: wir wollen, daß die Gesellschaft 
familienfreundlicher wird. Das ist natürlich ein 
Streitpunkt. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Carstens hat bei seiner Pflichtaufgabe hier 
vom „Terror gegen Andersdenkende" gesprochen, 
der angeblich in der SPD und von Sozialdemokraten 
gegen andere ausgeübt wird. 

(Seiters [CDU/CSU]: Er hat nur zitiert!) 

Ich bin es leid, unsere Partei gegen solche Geschich

-

ten, wie „Terror gegen Andersdenkende", hier vor 
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Ihnen rechtfertigen zu sollen. Ich habe Ihnen soeben 
noch einmal gesagt, was Freiheit für uns ist. Sie 
fangen schon an, nervös zu werden, wenn wir sagen, 
daß das für uns immer die Freiheit des Andersden-
kenden ist. Daß wir außerdem Diskussionen haben 
und daß wir um Meinungen ringen, ist eine Sache, 
die bei uns manchmal ziemlich aufwendig gemacht 
wird; aber dazu brauchen wir Sie und Ihre Beleh-
rungen nicht. Sozialdemokraten brauchen auch nicht 
Ihre Hilfe dafür, in den innerparteilichen Auseinan-
dersetzungen zu obsiegen um die beste Art, Sozial-
demokraten zum Erfolg zu führen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben hier heute noch einmal gezeigt — das 
wurde heute in der Debatte schon einmal gesagt —, 
daß Sie nicht nur insgesamt, sondern manche leider 
auch persönlich wie ein billiger Jakob dahergehen. 
Da haben Sie vom Privateigentum und von der Frage 
des Eigentums gesprochen. Sie sagen, daß die Eigen-
tumsgarantie, die wir gäben, nicht glaubwürdig sei. 
Soll ich die Retourkutsche fahren und fragen, was 
eigentlich Ihre „Sozialgarantie" wert ist und wie 
glaubwürdig sie ist, die Sie statt einer konkreten 
Festlegung in Ihrem sogenannten Maßnahmenkata-
log bringen, mit dem Sie maßnehmen, aber keine 
Maßnahmen vorbereiten? Das lohnt nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Am Schluß dieser Debatte, verehrte Herren, die Sie 
nicht auf Ihre Kosten gekommen sind, lohnt das 
alles nicht mehr; da haben Sie recht. 

(Seiters [CDU/CSU] : Bei Ihnen kommen wir 
immer auf unsere Kosten!) 

— Das ist wahr. Das sollen Sie auch ruhig, und 
manchmal freue ich mich, daß ich doch anderen 
etwas zu geben vermag. 

Was das Eigentum betrifft: wir berauben nieman-
den seines erworbenen Eigentums, wir kämpfen 
für die Herbeiführung und Sicherung der Voraus-
setzungen dafür, daß j e d er Eigentum erwerben 
und niemand ihm das Recht darauf schmälern kann. 
Genau das ist unser Ziel. Wir treten auch für wirk-
lichen Wettbewerb in der Wirtschaft ein und setzen 
uns konkret dafür ein, daß der Markt dem Verbrau-
cher diene, statt durch Kartellabsprachen und Mono-
pole manipuliert zu sein. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Das alles können Sie nicht hören, weil Sie das Zerr-
bild von uns brauchen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn wir heute, nachdem wir in der vorigen 
Woche die zweite Beratung und in dieser Woche 
die dritte Beratung zu Ende geführt haben werden, 
zu den Abstimmungen kommen, wird sich zeigen, 
wer hier tatsächlich die Mehrheit hat. Es sind die 
Koalitionsparteien. 

Sie hätten manche Menschen nachdenklich machen 
können, wenn Sie diese Debatten dazu benutzt hät-
ten, einiges konkreter zu sagen. Darauf haben Sie 
verzichtet. Sie haben Ihre Verbalistik fortgeführt. 
Sie haben Ihre Schlagworte noch einmal mit großer 

Überzeugungskraft von Ihrer Fähigkeit, sich für 
Schlagworte sowohl in die Brust als auch ins Feld 
zu werfen, hier dargebracht. Das alles sind wir 
gewöhnt, die wir lange diesem Hause angehören. 

Ich habe den Eindruck — wenn ich mir das am 
Schluß zu sagen erlauben darf —: Auf diesem 
Felde werden Sie immer weniger parlamentarisch 
und werden Sie immer weniger geübt und sehen 
Sie immer weniger anständig und auch regierungs-
fähig aus, je länger der Deutsche Bundestag dauert. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
und Zurufe bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister Apel. 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Frau Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Es entspricht einer 
guten Übung dieses Hauses, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Den Rücktritt zu 
erklären!) 

daß der Finanzminister am Ende der dritten Lesung 
Dank sagt. Sie werden Verständnis dafür haben, 
daß ich dies auch heute tun möchte. 

Dabei möchte ich damit beginnen, für die Bun-
desregierung und, wie ich denke, für alle Mitglie-
der und alle Fraktionen dieses Parlaments unserem 
Kollegen Dr. Alex Möller Dank für eine jahrzehnte-
lange Tätigkeit für unser deutsches Volk zu sagen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Herr Kollege Möller, Sie sind mit 25 Jahren in 
den Preußischen Landtag eingerückt. Das ist heute 
nicht verwunderlich. Damals war es sicherlich eine 
besondere politische Leistung. 

1932 haben Sie eine Rede gehalten, die wir heute 
noch gerne lesen, die Rede zum Zwickel-Erlaß. Die 
haben sie am 16. Dezember 1932 im Preußischen 
Landtag gehalten. Lassen Sie mich daraus nur einige 
Sätze vorlesen, weil sich diese Sätze auch für die 
Debatte „Sozialismus oder Freiheit" eignen. Alex 
Möller sagte damals: 

Naive Leute haben im Sommer dieses Jahres 
geglaubt, Reichsregierung und Reichskommis-
sare 

— denn zu dieser Zeit war die Regierung Severing/ 
Braun bereits weggeschickt worden — 

würden sich den Kopf darüber zerbrechen, wie 
in diesem Winter 7 Millionen Arbeitslose er-
nährt und bekleidet werden könnten. Die Her-
ren Reichskommissare haben sich aber den 
Kopf darüber zerbrochen, wie im Sommer die 
Badenden ausreichend bekleidet werden könn-
ten ... Dann haben langwierige Konferenzen 
über den dreieckig angesetzten Stoffteil im 
Schritt und den zulässigen Tiefpunkt des weib-
lichen Rückenausschnitts stattgefunden, und 
mit geradezu zelotischem Eifer hat man sich 
gegen jede Berührung des menschlichen Kör-
pers mit Luft und Sonne gewandt, weil man im 
Reichskommissariat Luft und Sonne wahrschein- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 245. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Mai 1976 	17363 

Bundesminister Dr. Apel 
lich als marxistische Erscheinungen aus der 
Zeit Brauns und Severins betrachtet. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Alex Möller gibt dann eine Anregung. Er sagte: 

Es hat mich nur gewundert, daß man nicht noch 
besonders verordnet hat: vor Gebrauch müßten 
in Zukunft die Badehosen zur Konzessionierung 
und Abstempelung auf dem Polizeipräsidium 
vorgelegt werden ... 

Alex Möller, meine Damen und Herren, hat dann 
während der Zeit des Dritten Reiches einen schwe-
ren Weg gehen müssen, und wir alle wissen, wie 
erfolgreich er diesen Weg gegangen ist. 

Nach 1945 hat er zuerst im Stuttgarter Landtag, 
dann hier in diesem Parlament ab 1961 in der 
Finanzpolitik eine tragende und entscheidende Rolle 
gespielt. 

Heute morgen wurde bereits daran erinnert, daß 
Alex Möller es war, der im Februar 1965 finanzwirk-
same Gesetzesanträge im Namen der Sozialdemo-
kraten, die damals in der Opposition waren, zurück-
gezogen hat. Er hat eine maßgebliche Rolle bei der 
Finanzreform und auch für die Entwicklung unseres 
modernen konjunkturpolitischen Instrumentariums 
gespielt. 

Alex Möller hat in der zweiten Auflage seines 
Buches „Die Schulden der öffentlichen Hand" — und 
dieser Satz gehört an das Ende der Haushaltsbera-
tungen — geschrieben — ich zitiere —: 

Das wirtschaftspolitische Instrument der Staats-
verschuldung hat bei der Überwindung der kri-
senhaften Wirtschaftsentwicklung, die im Jahre 
1974 begonnen hatte, eine entscheidende Rolle 
gespielt. Ich halte es für besonders schädlich, 
wenn der rationale und verantwortungsbewußte 
Einsatz dieses stabilitäts- und beschäftigungs-
politisch notwendigen Instruments in der Öf-
fentlichkeit als „Zerrüttung der öffentlichen 
Finanzen" dargestellt wird. Eine solche Um-
weltverschmutzung ist eine „Gefahr für das 
Volk".  

Dem haben wir, glaube ich, nichts hinzuzufügen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ernst-Wolf Mommsen schreibt über Alex Möller 
in einem Buch, das „Das preußische Erbe" heißt und 
Alex Möller gewidmet ist, folgendes: 

„Die Zeit hastet dahin.", schrieb er in der Ein-
leitung zu seinem Buch ... Aber in diesem Ha-
sten der Zeit erbrachte Alex Möller seinem 
Volk und seinem Staat, in Preußen, Baden-
Württemberg, dem Reich und dem Bund Lei-
stungen, vor denen wir uns verneigen. Es ist 
ein Leben des verwirklichten Preußentums un-
ter dem Motto „in serviendo consumor", einem 
Motto, dem auch seine Partei sich nie entzogen 
hat. 

Mommsen beendet diesen Absatz mit folgender 
Feststellung: 

Wir gratulieren dem preußischen Sozialisten, 
dem Unternehmer, dem Politiker und Publizi-
sten, dem Freund Alex Möller. Was er sich für 
die Zukunft wünscht, ist unser Wunsch. 

Ich denke, dies ist auch der Wunsch des gesamten 
Hauses. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich an 
dieser Stelle dem Vorsitzenden des Haushaltsaus-
schusses danken, Herrn Kollegen Leicht. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses des Bun-
destages ist bei aller parteipolitischer Kontroverse, 
die notwendig ist, ein fairer, ein solider und ein 
sachkundiger Mann. 

Ich möchte in diesen Dank einbeziehen die Ob-
leute der SPD-Fraktion, Herrn Dr. von Bülow, und 
der CDU/CSU-Fraktion, Herrn Althammer, sowie 
von der FDP, Herrn Kirst. 

(Erneuter Beifall bei allen Fraktionen) 

Als Finanzminister wünsche ich allen drei Herren 
am 3. Oktober einen guten Erfolg. Denn wir brau-
chen sie hier im Deutschen Bundestag. 

Lassen Sie mich schließlich den Mitarbeitern dan-
ken, auch Ihnen, liebe Kollegen, daß wir am Ende 
einer fünftägigen Haushaltsdebatte in der Lage sind, 
jetzt über den Haushalt 1976 abzustimmen. 

Die politischen Meinungsverschiedenheiten blei-
ben; die demokratische Grundüberzeugung, die uns 
trägt, wird uns von der Konfrontation wieder zur 
Kooperation bringen müssen und bringen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, Wortmeldungen zur allgemeinen Aussprache 
in dritter Beratung liegen nicht mehr vor. Ich schließe 
die allgemeine Aussprache. 

Uns liegt eine Reihe von Änderungs- und Ent-
schließungsanträgen vor, und zwar zu den Einzel-
plänen 15, 23 und 60 sowie zum Haushaltsgesetz. 
Da sie gemeinsam begründet werden sollen, rufe 
ich die Änderungsanträge Drucksachen 7/5216 und 
7/5217 sowie die Entschließungsanträge Drucksachen 
7/5218, 7/5219, 7/5224, 7/5226, 7/5227 und 7/5163 
gleichzeitig auf. 

Ich darf das Haus darauf aufmerksam machen, daß 
zur Schlußabstimmung über das Haushaltsgesetz 
namentliche Abstimmung beantragt worden ist, aber 
nicht zu den davor zu behandelnden Einzelanträgen. 

Zur Begründung von Einzelanträgen hat jetzt Herr 
Abgeordneter Stavenhagen das Wort. 

Dr. Stavenhagen (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich darf zunächst auf den 
Entschließungsantrag auf Drucksache 7/5218 zum 
Einzelplan 15 verweisen. Wir bitten, hier zuzustim-
men, daß die Bundesregierung aufgefordert wird, 
auf die Stiftung Deutsche Jugendmarke einzuwirken, 
daß auch in diesem Jahr die Erlöse aus der Jugend-
marke wieder der Stiftung Sporthilfe anteilig zur 
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Verfügung gestellt werden. Dies war in den ver-
gangenen Jahren der Fall und soll nach einem Be-
schluß in diesem Jahr nicht mehr der Fall sein. Wir 
sind der Ansicht — dies geht auch aus der schrift-
lichen Begründung hervor —, daß die wichtige Ar-
beit der Stiftung Deutsche Sporthilfe auch in diesem 
Jahr Hilfe aus diesen Erträgen braucht. Denn ein-
mal wird hieraus die Aktion „Jugend trainiert für 
Olympia" gefördert, zum anderen werden hieraus 
u. a. die gegründeten Sportinternate unterstützt. Wir 
meinen: Solange keine klare Aufgabentrennung zwi-
schen Jugendmarken und Sportmarken erfolgt, sollte 
an der bisherigen Gepflogenheit festgehalten wer-
den. Ich darf Sie um Ihre Zustimmung zu diesem 
Antrag bitten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ebenfalls zu Einzelplan 15 liegt Ihnen ein Antrag 
auf Drucksache 7/5219 vor, zu dem wir Ihre Zu-
stimmung erbitten. Die Bundesregierung wird auf-
gefordert, eine Kommission von Sachverständigen 
zur Untersuchung der vielfältigen Wirkungen ge-
sellschaftlicher Art der Rheumaerkrankungen einzu-
setzen. Die ausführliche Begründung liegt Ihnen vor. 
Ich bitte auch hier um Ihre Zustimmung. 

Meine Damen und Herren, zu Einzelplan 60 liegt 
Ihnen ein Entschließungsantrag der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion auf Drucksache 7/5216 vor, die glo-
bale Minderausgabe um 2,3 Milliarden DM auf 
4,8 Milliarden DM zu erhöhen. Globale Minder-
ausgaben haben das Schicksal, daß sie von der Bun-
desregierung einmal als richtig, notwendig und kor-
rekt, ein andermal als unrealistisch, unsolide und 
unseriös bezeichnet werden, je nachdem, wer sie be-
antragt. Meine Damen und Herren, wie der Vor-
sitzende des Haushaltsausschusses, Herr Kollege 
Leicht, schon wiederholt festgestellt hat, ist es regel-
mäßig so, daß die Haushalte in der Größenordnung 
von 2 bis 4 Milliarden DM nicht ausgeschöpft wer-
den. Es ist daher erforderlich, daß die globale Min-
derausgabe erhöht wird. Wäre dies nicht der Fall, 
könnten wir Gefahr laufen, daß — wie 1973/74 — 
gegen Jahresende die nicht beanspruchten Mittel 
noch schnell ausgegeben werden, an der Kontrolle 
des Parlaments vorbei. Deshalb bitten wir Sie um 
Zustimmung zu diesem Antrag. 

Meine Damen und Herren, unseren nächsten An-
trag finden Sie auf Drucksache 7/5224. Hier wird die 
Bundesregierung aufgefordert, Mehreinnahmen zur 
Reduzierung der Neuverschuldung zu verwenden. 
Ursache hierfür ist das, was am Ende des vergange-
nen Jahres geschehen ist, wo nämlich der Finanz-
minister festgestellt hat, daß er 9,3 Milliarden DM 
mehr in der Kasse hat, als ursprünglich erwartet. Es 
war hier gewissermaßen Kreditaufnahme schon im 
Vorrat für dieses Jahr erfolgt. Um dies zu verhin-
dern, stellen wir diesen Antrag. 

Meine Damen und Herren, unseren nächsten An-
trag finden Sie auf Drucksache 7/5217. Hier geht es 
einmal darum, daß die Ausgaben für Öffentlich-
keitsarbeit auf den Stand von 1969 zurückgeführt 
werden sollen. Dies macht einen Betrag von rund 
60 Millionen DM aus. Der Präsident des Bundesrech-
nungshofes hat in seinen Bemerkungen zum Haus-
halt 1976 gerade auf den Bereich „Öffentlichkeits-

arbeit" hingewiesen und festgestellt, daß hier wirt-
schaftlicher verfahren werden kann und daß ins-
besondere für den Teil der Öffentlichkeitsarbeit Ein-
sparungen vorzunehmen sind, der mehr der Selbst-
darstellung der Ressorts als der Unterrichtung und 
Aufklärung der Staatsbürger dient. Meine Damen 
und Herren, hier können wir 60 Millionen DM ein-
sparen. Wenn dies nicht geschieht, werden diese 
60 Millionen DM dem Steuerzahler aus der Tasche 
geholt, um damit den steckbrieflich gesuchten Ge-
nossen „Umschwung" zu finanzieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, auf diesem Antrag 
fordern wir die Bundesregierung ferner auf, zwi-
schen dem 3. Oktober und dem 14. Dezember keine 
Neueinstellungen in den Spitzenpositionen der ver-
schiedenen Laufbahnen im öffentlichen Dienst vorzu-
nehmen. Wir haben diesmal eine besonders lange 
Zeit, in der die Regierung ohne Tätigwerden des 
Parlaments arbeiten wird. Wir meinen, es wäre nicht 
richtig, nicht der Kontrollfunktion des Parlaments 
entsprechend, wenn hier im großen Umfange Be-
förderungen vorgenommen würden. Ich glaube, 
meine Damen und Herren, daß die Bundesregierung 
und auch die Regierungskoalition diesem Antrag 
guten Gewissens nicht widersprechen kann. Wenn 
die Regierungskoalition von ihrem Sieg so über-
zeugt ist, wie sie hier darzustellen versuchte, kann 
sie diesem Antrag ohnehin nicht widersprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Abschluß noch etwas zu dem Entschließungsantrag 
von SPD und FDP auf Drucksache 7/5226 sagen. 
Schon der erste Satz ist für uns angesichts einer 
Million Arbeitsloser seit über 16 Monaten unan-
nehmbar. Auch kann man nicht ernsthaft darauf 
hinweisen, daß der durchgreifende Abbau der Neu-
verschuldung des Bundes bereits eingeleitet sei. Der 
Bundeshaushalt 1976 enthält hierfür auf jeden Fall 
keinerlei Anzeichen. 

Zur außenpolitischen Lage, meine Damen und 
Herren: Die Zeitungsmitteilungen der Auslands-
presse der letzten Tage und Wochen machen deut-
lich, daß die Äußerungen des Herrn Bundeskanzlers 
unsere Stellung, unser Ansehen im Ausland eher 
beeinträchtigt als gefördert haben. Auch sind neue 
Initiativen zu Europa nicht zu erkennen. 

Meine Damen und Herren, bei den Aussagen, die 
zu Berlin gemacht werden, habe ich den Eindruck, 
daß die Fraktionen von SPD und FDP einfach zu 
selten in Berlin sind; denn wenn Sie die Berliner 
einmal fragten, was sie von ihrer gegenwärtigen 
Situation halten, würden Sie kaum zu dieser Aus-
sage kommen, daß die Dinge besser geworden und 
erleichtert worden seien. Daher lehnen wir diesen 
Antrag ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Ab-
geordnete Bußmann. 

Dr. Bußmann (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Für die Koalitions- 
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fraktionen bitte ich, den Antrag auf Drucksache 
7/5216 abzulehnen. Hier soll die globale Minder-
ausgabe von 2,3 Milliarden auf 4,8 Milliarden DM 
erhöht werden. Wir gehen davon aus, daß im Laufe 
des Haushaltsjahres überall da, wo es notwendig 
und möglich ist, das Finanzministerium für ein ho-
hes Maß an Sparsamkeit sorgt und damit die genü-
gende Wirtschaftlichkeit gesichert ist. Man soll das 
Instrument der globalen Minderausgabe auch nicht 
ins Unangemessene ausdehnen. 

Zur Drucksache 7/5217 beantragen die Koalitions-
fraktionen ebenfalls Ablehnung. Hier wird bean-
tragt, die Informationsmittel des Bundespresseam-
tes weitgehend zu kürzen. Wir weisen darauf hin, 
daß gerade jüngste Gesetzentwürfe wie das Bundes-
baugesetz, das in diesen Tagen verabschiedet 
wurde, einer besonderen informativen Aufberei-
tung für die Öffentlichkeit bedürfen. Hieran knüp-
fen sich hohe Erwartungen, insbesondere auch in 
der Kommunalpolitik. Wir glauben, daß die Mittel 
für sinnvolle Information durch die Regierung not-
wendig sind. 

Der zweite Teil des Antrages hebt sich von selbst 
auf. Es geht dabei um die Besetzung von frei wer-
denden Beamtenposten. Diese Posten werden so 
besetzt, wie es in der Vergangenheit der Fall war. 
Da wir davon ausgehen, daß die Bundesregierung, 
die vor dem 3. Oktober die Politik gemacht hat, 
auch nach dem Zusammentritt des nächsten Bundes-
tages die Politik machen wird, ist der Antrag in sich 
gegenstandslos und kann abgelehnt werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Anträge aus dem Bereich des Einzelplans 15, 
d. h. des Gesundheitsministeriums, bitten wir zu 
überweisen. Insbesondere im Bereich der Proble-
matik der Rheuma-Erkrankungen ist der Wille 
seriös; aber manches sollte vielleicht doch einge-
hender diskutiert werden. 

Über die Sporthilfe wurde gestern im Sportaus-
schuß diskutiert und festgestellt, daß die finanzielle 
Lage der Sporthilfe in diesem Jahr zum Teil befrie-
digend ist, daß es aber darauf ankommt, daß auch 
die Stiftungen selbst miteinander ein Gespräch füh-
ren. Das möge in Zukunft geschehen, und dann kann 
sich der Ausschuß noch einmal damit beschäftigen. 
Wir beantragen folglich Überweisung. 

Das gleiche gilt für die Drucksache 7/5224. Darin 
wird die Bundesregierung aufgefordert, Steuer- und 
sonstige Mehreinnahmen auf die Neuverschuldung 
anzurechnen. Wir gehen davon aus, daß unter Um-
ständen hier und da Risiken im Verlauf des Haus-
haltsvollzugs eintreten könnten, die eine Korrektur 
dieses Beschlusses nicht ermöglichen. Im großen 
und ganzen wird es aber sicher so kommen. Wir 
bitten um Überweisung an den Haushaltsausschuß. 

Der Antrag auf Drucksache 7/5226 ist heute mor-
gen von Professor Möller begründet worden. Die 
Koalitionsfraktionen beantragen Annahme. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Ab-
geordnete Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Es ist keine Übertreibung, wenn 
ich hier in der dritten Lesung des Haushalts fest-
stelle, daß heute eigentlich auch in Sachen Entwick-
lungspolitik die Stunde der Wahrheit gekommen ist. 
Dem Hohen Hause liegt eine Entschließung der 
Fraktionen der SPD und FDP vor, in der wir uns 
zum erstenmal zu den Beziehungen zwischen den 
Ländern der Dritten Welt und der Bundesrepublik 
Deutschland äußern. Diese Entschließung ist aus 
einem aktuellen Anlaß eingebracht worden; aber 
sie reicht weit über diesen aktuellen Anlaß der 
Welthandelskonferenz in Nairobi hinaus. 

Die Koalitionsfraktionen haben in der vergange-
nen Woche ausgeführt, weshalb wir diese Entschlie-
ßung zum gegenwärtigen Zeitpunkt für erforderlich 
halten. Wir haben die Opposition aufgefordert, un-
sere Entschließung zu unterstützen. Die Antwort der 
Opposition ist uns heute morgen vorgelegt worden. 
Es ist ein mit der heißen Nadel genähter eigener 
Antrag, mit dem nicht nur die gemeinsamen Grund-
lagen der deutschen Entwicklungspolitik aufgekün-
digt werden, sondern mit dem vor allem die Bundes-
republik auf einen Konfrontationskurs gegenüber 
den Entwicklungsländern der Dritten Welt gebracht 
werden soll. 

Die Haltung der Regierungskoalition zu diesem 
Versuch, Gemeinsamkeiten zu zerstören, ist klar 
und eindeutig. Wir stehen zu dem entwicklungspoli -
tischen Programm, das wir im Ausschuß für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit gemeinsam mit den 
entwicklungspolitischen Sprechern der Opposition 
formuliert und gemeinsam nach außen getragen ha-
ben. So wie wir einstimmige Erklärungen zur 
7. Sondergeneralversammlung der Vereinten Na-
tionen und zur Weltindustrialisierungskonferenz in 
Lima verabschiedet haben, so werden wir heute Sie, 
meine Damen und Herren von der Opposition, vor 
die Entscheidung stellen, ob Sie noch zu der Politik 
stehen, die wir seit Beginn der deutschen Entwick-
lungspolitik für richtig gehalten haben. Zur Ent-
scheidung steht die Frage: Wollen wir den Ent-
wicklungsländern gegenüber den Weg der Koope-
ration einschlagen, oder wollen wir die Konfronta-
tion? Wollen wir den Dialog zwischen Entwick-
lungsländern und Industrieländern fortsetzen, oder 
wollen wir eine neue Auseinandersetzung herauf-
beschwören? 

Was sich heute im Verhältnis zwischen Nord und 
Süd abspielt, ist längst den Dimensionen von Hilfe 
oder Fürsorge für die Armen entwachsen. Die Ent-
wicklungsländer haben — und vielen in unserem 
Land ist das leider noch nicht bewußt — in den 
letzten Jahren neue Machtpositionen errungen. 
Darüber kann man nicht mehr ohne weiteres zur 
Tagesordnung übergehen. Dies muß man zur Kennt-
nis nehmen. Die Entwicklungsländer wissen, über 
welche wirtschaftliche Macht sie verfügen. Wir 
sollten das auch zunehmend zur Kenntnis nehmen. 
Wir haben die Wahl, auf unseren Forderungen zu 
bestehen und die Forderungen der Entwicklungs-
länder zu übergehen. Diese Haltung wird zur Kon-
frontation führen und den Kräften in der Dritten 
Welt Auftrieb geben, die für radikale Lösungen 
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I sind. Sie wird die Gefahr vergrößern, daß sich die 
Armen holen, was ihnen vorenthalten wird. Sie 
wird Sicherheit und Stabilität in der Welt gefähr-
den. 

Wir haben aber auch die Wahl, die gerechtfertig-
ten Forderungen der Entwicklungsländer zu prüfen 
und ihnen entgegenzukommen. Wir haben die 
Wahl, bewußt Erschütterungen unserer Volkswirt-
schaft einzukalkulieren oder sie bewußt zu verhin-
dern. Wir haben die Wahl, den Interessenausgleich 
mit den Entwicklungsländern gezielt vorwärtszutrei-
ben oder die Entwicklungsländer zu einer Solidari-
sierung zu zwingen, bei der die Wahl des politi-
schen Partners eine untergeordnete Rolle spielt. 

Die Forderungen unseres Entschließungsantrags 
sind ein Programm und eine Aussage für die Zu-
kunft. Sie werden sicher weder mit der Vierten 
Weltkonferenz für Handel und Entwicklung in Nai-
robi noch mit dem Dialog in Paris endgültig erledigt 
sein. Sie sind aber geeignet, den Erfolg beider Kon-
ferenzen zu sichern. 

Meine Damen und Herren, ich habe gesagt, heute 
sei eine Stunde der Wahrheit. Ich frage deshalb die 
Kollegen der Opposition: Sind Sie für ein gemein-
sames Vorgehen der Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Gemeinschaft in Nairobi? Wenn das zutrifft, 
so müssen Sie unserem Antrag zustimmen. Sind Sie 
dafür, daß die Europäische Gemeinschaft ihre Märkte 
stärker als bisher den Entwicklungsländern öff-
net? — Dann müssen Sie unserem Antrag zustim-
men. Sind Sie der Überzeugung, daß die Entwick-
lungsländer auf einen höheren Ressourcentransfer 
und höhere finanzielle Leistungen angewiesen sind? 
— Dann müssen Sie unserem Antrag zustimmen. 
Sind Sie für Umschulungsmaßnahmen zugunsten der 
ärmsten Länder? — Dann müssen Sie unserem An-
trag zustimmen. 

Jetzt kommt die entscheidende Frage: Wollen Sie 
die Versorgung unseres Landes, unserer Wirtschaft 
und unserer Bevölkerung mit lebenswichtigen Roh-
stoffen langfristig sichern? — Dann müssen Sie von 
Ihrer Position des bloßen Nein-Sagens herunter. 

(Beifall bei der SPD) 

Dann müssen Sie hier vor der Deutschen Öffentlich-
keit bekennen, daß es keine Alternative zur Ent-
wicklungspolitik der Bundesregierung gibt. 

Wenn man Ihrem Antrag folgt, meine Damen und 
Herren von der Opposition, dann müßten Sie das 
Abkommen der EG von Rom, das Abkommen von 
Lome sowie das Kaffeeabkommen, denen Sie alle 
zugestimmt haben, wieder aufkündigen. Das kann 
doch wohl nicht Ihr Ernst sein. 

Die seriösen Entwicklungspolitiker in Ihren Rei-
hen haben das erkannt. Sie haben deshalb unserem 
Antrag, der Grundlage der heutigen Entschließung 
im Plenum ist, im Ausschuß zugestimmt. Wir kön-
nen nur hoffen, daß sich bei Ihnen die Stimmen der 
Vernunft durchsetzen. 

Ich fordere Sie im Interesse unseres Landes auf, 
Ihren Antrag zurückzuziehen. Wenn Sie vom Tempo 
der internationalen Entwicklung nicht überrollt wer- 

den wollen, dann bleibt Ihnen zur Rückkehr auf den 
Weg der Vernunft nur noch wenig Zeit. 

Wir werden Ihren Antrag — Drucksache 7/5227 — 
ablehnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, bevor ich dem letzten Redner zu diesem 
Tagesordnungspunkt das Wort erteile, bitte ich Sie 
dringend, Platz zu nehmen und möglichst Ruhe zu 
bewahren. Es ist sehr schwer für den Redner, von 
hier aus zu sprechen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Köhler (Wolfs-
burg). 

Dr. Köhler (Wolfsburg) (CDU/CSU) : Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen! Meine Her-
ren! Der Antrag, den Herr Kollege Stahl soeben er-
läutert und begründet hat, ist vor einer ganzen 
Reihe von Wochen formuliert worden. Er ist damals 
mit einem erheblichen Maß an gemeinsamer Über-
einstimmung vorgelegt worden, um in der Phase der 
Vorabklärung für UNCTAD IV zu einer gewissen 
Richtung zu kommen und damit z. B. auch eine Ge-
meinsamkeit der europäischen Partner zu erleichtern. 

Dieser Antrag, Herr Stahl, ist von Ihnen in der 
wortwörtlich gleichen Fassung vorgelegt worden, 
wie sie damals im Ausschuß beschlossen wurde, und 
zwar ohne jede Aktualisierung und ohne jede Rück-
sichtnahme darauf, daß wir inzwischen eine ganze 
Reihe von Wochen weiter sind. 

(Stahl [Kempen] [SPD] : Das stimmt doch 
gar nicht! Das wollen Sie uns nur weis- 

machen!) 

Was ist in der Zwischenzeit geschehen? Es sind 
uns in diesem Hohen Hause keine ausreichenden 
Informationen vorgelegt worden, im Rahmen wel-
cher Verhandlungsrichtlinien sich die Bundesregie-
rung in Nairobi zu bewegen gedenkt. Wir müssen 
uns doch schließlich darüber klar sein, daß die 
Vierte Welthandelskonferenz nicht mehr vor uns 
liegt, sondern bereits seit zwei Wochen im Gange 
ist und daß wir uns bereits in der Halbzeit be-
finden. 

In Nairobi sind neue Entwicklungen deutlich ge-
worden. 

(Zuruf des Abg. Stahl [Kempen] [SPD]) 

— Ich habe Sie auch ausreden lassen. Nun hören 
Sie mir noch einen kleinen Moment zu. Ich habe 
ohnehin gegen das Haus anzureden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es sind neue Entwicklungen deutlich geworden, über 
die Sie hier nicht gesprochen haben. Sie haben da-
von gesprochen, daß wir z. B. bezüglich der EG-Ein-
heit Verantwortung zu tragen hätten. Aber obwohl 
der Herr Staatsminister Wischnewski in der Ver-
handlung mit den Nationen der Europäischen Ge-
meinschaft auch Wege gegangen ist, die für unsere 
Begriffe schon weit über das hinausgehen, was als 
Grundsatzposition noch tragbar ist, ist diese Einheit 
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doch letzten Endes am holländischen Verhalten, d. h. 
an der holländischen Entscheidung gescheitert und 
nicht an dem, was Sie uns jetzt zum Vorwurf 
machen 

Die Haltung der Industrieländer ist leider Gottes 
weitgehend uneinheitlich. Uneinheitlich ist auch die 
Haltung der eigenen Regierung. Wenn Sie Kon-
frontation beschworen haben, kann ich Sie nur auf-
fordern, doch zunächst einmal die wieder vertagte 
Konfrontation bzw. noch nicht entschiedene Kon-
frontation im Regierungslager in Ordnung zu brin-
gen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

damit wir in dieser Stunde der Wahrheit wenigstens 
wissen, was von der Regierung dieses Landes ge-
wollt und vertreten wird. 

Aus diesen Gründen ist es für die CDU/CSU-
Fraktion nicht möglich, Ihrem Antrag zuzustimmen. 
Diese Stunde erfordert nach unserer Auffassung von 
uns eine klare und eindeutige Sprache und eine ver-
pflichtende Festlegung der Positionen, die wir be-
haupten müssen, wenn es zu einer Regelung kom-
men soll, die tragbar ist. Die Stunde der Wahrheit 
bedeutet auch, daß wir, um Konfrontation abzu-
bauen, den Entwicklungsländern nicht immer wieder 
verschleiern, welches unsere Notwendigkeiten sind. 
Auch den Entwicklungsländern gegenüber ist end-
lich Wahrheit angebracht, weil es nur dann zu einem 
tragfähigen Interessenausgleich kommen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie unseren Antrag gelesen haben, haben 
Sie auch bemerkt, daß er in allen Punkten vom 
Geiste der Zusammenarbeit und vom Geiste des 
Bemühens um konstruktive Lösungen getragen ist. 
Wir lassen uns von Ihnen nicht in die Rolle der 
Neinsager drängen. Wir haben schon während der 
6. SGV der UNO konstruktive Beiträge gefordert, 
Sie auf absolutem Inhibieren und absolutem Nein-
sagen verharrten und dadurch erst die Situation 
erzeugt haben, die Sie heute beklagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich wiederhole: Ihr Antrag entspricht nicht mehr 
der Situation, in der wir Politik zu machen haben. 
Die CDU/CSU-Fraktion stimmt ihm deshalb nicht zu. 
Ich darf das Hohe Haus auffordern, in dieser Stunde, 
wo es um wichtige Zukunftsentscheidungen geht, 
wegen der klaren Sprache, die wir für erforderlich 
halten, unserem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Ab-
geordnete Schleifenbaum. 

Schleifenbaum (FDP) : Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! In der zitierten Stunde der Wahr-
heit hat die Opposition erneut versagt; 

(Stahl [Kempen] [SPD] : Sehr richtig! — Zu-
ruf von der CDU/CSU: Das war schwach!) 

denn sie hat in dieser historischen Stunde versäumt, 
die Chance zu ergreifen, die Position der Delegation 

der Bundesrepublik Deutschland in Nairobi mit einer 
gemeinsamen Resolution dieses Hohen Hauses zu 
stärken. Sie haben die gemeinsame Linie, die im 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit mit 
Ihrer einmütigen Zustimmung vorbereitet worden 
war ohne Not verlassen. Sie setzen die Geister-
beschwörung fort, mit dem Sie schon vorige Woche 
angefangen haben, indem Sie davon reden, die Bun-
desregierung nehme einen nicht einheitlichen Stand-
punkt ein. 

Was ist denn dieser sogenannte nicht einheit-
liche Standpunkt in Wirklichkeit? Das ist ein nütz-
licher Denkprozeß innerhalb der Bundesregierung, 
der die Entwicklungen des Verhandlungsstandes in 
Nairobi berücksichtigt. Das ist das Bemühen, in der 
Schlußphase in Nairobi eine einheitliche Linie der 
Europäischen Gemeinschaft anzustreben. Das ist 
vor allen Dingen das Bemühen, sich mit dem Außen-
minister Kissinger am Montag abzustimmen und 
auch insoweit eine einheitliche Linie festzulegen. 

Die Union betreibt erneut ein Verwirrspiel. Das ist 
Ausdruck von Unsicherheit und Hilflosigkeit. Sie 
fügt unserer Position außenpolitischen Schaden zu. 

Bezeichnend für den Antrag der CDU/CSU ist 
das, was — im Gegensatz zu unserem Antrag —
nicht in ihm steht. Wegen der Kürze der Zeit möchte 
ich das nicht alles aufführen. das können Sie nach-
lesen. Aber für uns als FDP-Fraktion ist natürlich 
sehr interessant, daß das Wort „liberal" gestri-
chen worden ist. Das verträgt sich natürlich nicht 
mit Ihren anderen Äußerungen. Es entlarvt Sie, daß 
Sie mit Begriffen wie liberal und Freiheit auf Kriegs-
fuß stehen. 

(Beifall bei der FDP) 

Auch die Formel „freie Weltwirtschaft" ist für 
Sie eine Leerformel; denn Sie füllen sie nicht aus. 
Wenn Sie von ordnungspolitischen Vorstellungen 
sprechen, dann wenden Sie doch bitte die ord-
nungspolitischen Vorstellungen der Bundesrepublik 
Deutschland einmal in weltweitem Maßstab an; 
dann kommen Sie nämlich zu den Vorstellungen 
einer Sozialen Marktwirtschaft. Wenn man das kon-
sequent anwendet, dann entfernt man sich von den 
Vorstellungen, die Sie haben. 

Der Entschließungsantrag der Opposition beweist 
erneut, daß sie zur Entwicklungspolitik keinen kon-
struktiven Beitrag leisten kann. Die Opposition be-
treibt erneut eine Politik der außenpolitischen Isola-
tion. Es würde mich nicht wundern, wenn Sie scha-
denfroh wären, wenn die Delegation der Bundes-
republik Deutschland schließlich und endlich den 
Schwarzen Peter in der Hand hätte und als Stören-
fried kooperativer Politik der Industrie- und Ent-
wicklungsländer hingestellt würde. Nein, der Stö-
renfried ist in diesem Fall Herr Dr. Todenhöfer. Ich 
meine, er sollte nicht nach Nairobi fahren, sondern 
zu Hause bleiben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
die Änderungsanträge und Entschließungen. 
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Vizepräsident Frau Funcke 
Ich rufe zunächst Einzelplan 60 auf. Dazu liegt der 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU Druck-
sache 7/5216 vor. Wer diesem Änderungsantrag die 
Zustimmung geben will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das 
zweite war die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Dann kommen wir zu den Entschließungsanträgen 
Drucksachen 7/5218 und 7/5219. Mir wird gesagt, 
daß beide Entschließungsanträge zu Einzelplan 15 
an den Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund-
heit überwiesen werden sollen. Trifft das zu? 

(Zustimmung) 

— Dann bitte ich um das Handzeichen derjenigen, 
die für die Überweisung stimmen. — Gegenprobe! 
— Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr den Entschließungsantrag der 
Fraktionen der SPD und der FDP zu Einzelplan 23, 
Drucksache 7/5163, auf. Wer diesem Entschlie-
ßungsantrag die Zustimmung geben will, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Das erste war die Mehrheit; angenom-
men. 

Wir kommen zu dem Entschließungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU Drucksache 7/5227. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Entschließungsantrag ist abgelehnt. 

Ich rufe nunmehr den Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU/CSU Drucksache 7/5217 auf. Können 
wir über die beiden Ziffern gemeinsam abstimmen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Einzelabstim

-

mung!) 

— Es wird Einzelabstimmung begehrt. Ich rufe 
Ziffer 1 dieses Änderungsantrages auf. Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der An-
trag ist abgelehnt. 

Ich rufe Ziffer 2 auf. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Ebenfalls abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen damit zur 
Abstimmung in dritter Lesung über das Haushalts-
gesetz. Es ist namentliche Abstimmung beantragt. 
Der Antrag ist hinreichend unterstützt. Bevor wir 
abstimmen, möchte ich darauf aufmerksam machen, 
daß wir nach der Auszählung noch über die Ent-
schließungsanträge zu befinden haben und daß an-
schließend die Beratung über die Vermittlungsaus-
schußvorlagen ansteht. 

Ich eröffne hiermit die namentliche Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, eine Mitteilung: auch 
zum Punkt 3 der Tagesordnung ist namentliche Ab-
stimmung beantragt. Ich bitte Sie, sich darauf einzu-
richten. 

Ich gebe das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung bekannt. 454 uneingeschränkt stimmberech-
tigte Mitglieder des Hauses und 20 Berliner Ab-
geordnete haben ihre Stimme abgegeben. Mit Ja 
haben 263 uneingeschränkt stimmberechtigte und 
13 Berliner Abgeordnete gestimmt, mit Nein 191  

uneingeschränkt stimmberechtigte und 7 Berliner 
Abgeordnete. 

Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 454 und 20 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 263 und 13 Berliner Abgeordnete, 

nein: 191 und 7 Berliner Abgeordnete 

Ja 

SPD 

Adams 
Ahlers 
Dr. Ahrens 
Amling 
Anbuhl 
Dr. Apel 
Arendt (Wattenscheid) 
Dr. Arndt (Hamburg) 
Augstein 
Baack 
Bäuerle 
Bahr 
Barche 
Dr. Bardens 
Batz 
Dr. Bayerl 
Becker (Nienberge) 
Behrendt 
Biermann 
Blank 
Dr. Böhme (Freiburg) 
Börner 
Frau von Bothmer 
Brandt 
Brandt (Grolsheim) 
Bredl 
Brück 
Buchstaller 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Dr. Bußmann 
Collet 
Coppik 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Dr. von Dohnanyi 
Dürr 
Eckerland 
Dr. Ehmke 
Dr. Ehrenberg 
Frau Eilers (Bielefeld) 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Engholm 
Dr. Eppler 
Esters 
Ewen 
Fellermaier 
Fiebig 
Dr. Fischer 
Flämig 
Frau Dr. Focke 
Franke (Hannover) 
Frehsee 
Friedrich 
Gansel 
Geiger 
Gerlach (Emsland) 
Gerstl (Passau) 
Gertzen 
Dr. Geßner 
Glombig 
Dr. Glotz 
Frau Dr. Glotz-Martiny 

Gnädinger 
Grobecker 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haar 
Haase (Fürth) 
Haase (Kellinghusen) 
Haehser 
Dr. Haenschke 
Halfmeier 
Hansen 
Hauck 
Dr. Hauff 
Henke 
Herbers 
Herold 
Höhmann 
Hofmann 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jaschke 
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Junker 
Kaffka 
Kater 
Kern 
Koblitz 
Konrad 
Kratz 
Dr. Kreutzmann 
Krockert 
Kulawig 
Lambinus 
Lange 
Lattmann 
Dr. Lauritzen 
Lautenschlager 
Leber 
Lemp 
Lenders 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Löbbert 
Lutz 
Mahne 
Marquardt 
Marschall 
Matthöfer 
Frau Meermann 
Dr. Meinecke (Hamburg) 
Meinike (Oberhausen) 
Metzger 
Möhring 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 
Müller (Bayreuth) 
Müller (Mülheim) 
Müller (Nordenham) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Neumann 
Dr.-Ing. Oetting 
Offergeld 
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Vizepräsident Frau Funcke 
Freiherr 

Ostman von der Leye 
Pawelczyk 
Peiter 
Dr. Penner 
Pensky 
Peter 
Polkehn 
Porzner 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Ravens 
Frau Dr. Rehlen 
Reiser 
Frau Renger 
Reuschenbach 
Richter 
Röhlig 
Rohde 
Rosenthal 
Sander 
Saxowski 
Dr. Schachtschabel 
Schäfer (Appenweier) 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Scheffler 
Scheu 
Frau  Schimschok 
Schinzel 
Schirmer 
Schlaga 
Schluckebier 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmidt (München) 
Schmidt (Niederselters) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmidt (Würgendorf) 
Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schonhofen 
Schreiber 
Schulte (Unna) 
Schwabe 
Dr. Schweitzer 
Dr. Schwencke (Nienburg) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Seefeld 
Seibert 
Simon 
Simpfendörfer 
Dr. Sperling 
Spillecke 
Stahl (Kempen) 
Frau Steinhauer 
Dr. Stienen 
Suck 
Sund 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Tönjes 
Urbaniak 
Vahlberg 
Vit 
Dr. Vogel (München) 
Vogelsang 
Walkhoff 
Waltemathe 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner 
Wendt 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Wiefel 
Wilhelm 
Wimmer (Eggenfelden) 
Wischnewski  
Dr. de With 
Wittmann (Straubing) 
Wolf 
Wolfram (Recklinghausen)  

Wrede 
Würtz 
Wüster 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zebisch 
Zeitler 

Berliner Abgeordnete 

Bühling 
Dr. Dübber 
Egert 
Grimming 
Frau Grützmann 
Löffler 
Männing 
Mattick 
Dr. Schellenberg 
Frau Schlei 
Schwedler 
Sieglerschmidt 

FDP 

Dr. Bangemann 
Baum 
Dr. Böger 
Christ 
Engelhard 
Ertl 
Frau Funcke 
Gallus 
Geldner 
Grüner 
Hölscher 
Hoffie 
Jung 
Kirst 
Kleinert 
Krall 
Dr. Kreibaum 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Logemann 
Frau Lüdemann 
Dr. Dr. h. c. Maihofer 
Dr. h. c. Mertes (Stuttgart) 
Mischnick 
Möllemann 
Moersch 
Ollesch 

Opitz 
Peters (Poppenbüll) 
Schleifenbaum 
Schmidt (Kempten) 
von Schoeler 
Frau Schuchardt 
Spitzmüller 
Dr. Vohrer 
Dr. Wendig 
Wolfgramm (Göttingen) 
Zywietz 

Berliner Abgeordnete 

Hoppe 

Fraktionslos 

Emeis 

Nein 

CDU 

Dr. Abelein 
Dr. Aigner 
Alber 

von Alten-Nordheim 
Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Baier 
Dr. Barzel 
Dr. Becher (Pullach) 
Dr. Becker 

(Mönchengladbach) 
Frau Benedix 
Benz 
Berger 
Bewerunge 
Biechele 
Biehle 
Dr. Dr. h. c. Birrenbach 
Dr. Blüm 
von Bockelberg 
Böhm (Melsungen) 
Braun 
Bremer 
Bremm 
Dr. Burgbacher 
Carstens (Emstek) 
Dr. Carstens (Fehmarn) 
Dr. Czaja 
Damm 
van Delden 
Dr. Dregger 
Eigen 
Eilers (Wilhelmshaven) 
Engelsberger 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Dr. Evers 
Ey 
Dr. Eyrich 
Freiherr von Fircks 
Franke (Osnabrück) 
Dr. Franz 
Dr. Früh 
Dr. Fuchs 
Geisenhofer 
Gerlach (Obernau) 
Gerster (Mainz) 
Gewandt 
Gierenstein 
Dr. Gölter 
Dr. Götz 
Dr. Graß 
Dr. Gruhl 
Haase (Kassel) 
Dr. Häfele 
Härzschel 
Dr. Hammans 
von Hassel 
Hauser (BN-Bad Godesberg) 
Hauser (Krefeld) 
Dr. Hauser (Sasbach) 
Höcherl 
Hösl 
Dr. Hornhues 
Horstmeier 
Frau Hürland 
Hussing 
Dr. Jaeger 
Jäger (Wangen) 
Dr. Jahn (Braunschweig) 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Josten 
Katzer 
Dr. Kempfler 
Kiechle 
Dr. h. c. Kiesinger 
Dr. Klein (Göttingen) 
Dr. Klein (Stolberg) 
Dr. Kliesing 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Köster 
Krampe 
Dr. Kraske 
Kroll-Schlüter 

Freiherr 
von Kühlmann-Stumm 

Dr. Kunz (Weiden) 
Lagershausen 
Lampersbach 
Leicht 
Lemmrich 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Lenzer 
Link 
Löher 
Dr. Luda 
Dr. Marx 
Maucher 
Dr. Mende 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Möller (Lübeck) 
Dr. Müller (München) 
Müller (Remscheid) 
Dr. Müller-Hermann 
Dr. Narjes 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Nordlohne 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Orgaß 
Frau Pack 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Picard 
Pieroth 
Pohlmann 
Dr. Probst 
Rainer 
Rawe 
Reddemann 
Frau Dr. Riede (Oeffingen) 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Ritgen 
Dr. Ritz 
Röhner 
Rollmann 
Rommerskirchen 
Sauer (Salzgitter) 
Sauter (Epfendorf) 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-

Hohenstein 
Dr. Schäuble 
Schetter 
Frau Schleicher 
Schmidhuber 
Schmidt (Wuppertal) 
Schmitt (Lockweiler) 
Schmitz (Baesweiler) 
Dr. Schneider 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schröder (Lüneburg) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Schulte 

(Schwäbisch Gmünd) 
Dr. Schulze-Vorberg 
Seiters 
Sick 
Solke 
Dr. Freiherr 

Spies von Büllesheim 
Spilker  
Spranger 
Stahlberg 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Graf Stauffenberg 
Dr. Stavenhagen 
Strauß 
Stücklen 
Susset 
de Terra 
Thürk 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Frau Tübler 
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Dr. Unland 
Vehar 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt 
Volmer 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Dr. Wallmann 
Dr. Warnke 
Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 
Dr. Freiherr von Weizsäcker 
Werner 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Windelen 
Wissebach 

Dr. Wittmann (München) 
Frau Dr. Wolf 
Baron von Wrangel 
Dr. Wulff 
Zeyer 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 
Zink 
Zoglmann 

Berliner Abgeordnete 
Amrehn 
Frau Berger (Berlin) 
Dr. Gradl 
Müller (Berlin) 
Frau Pieser 
Straßmeir 
Wohlrabe 

Damit ist das Haushaltsgesetz in dritter Beratung 
angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die 
Entschließungsanträge. Es wird vorgeschlagen, den 
Entschließungsantrag der CDU/CSU-Fraktion auf 
Drucksache 7/5224 dem Haushaltsausschuß zu über-
weisen. Wer diesem Überweisungsvorschlag zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — Die 
Gegenprobe. Enthaltungen? Es ist so beschlos-
sen. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktionen der SPD und FDP 
auf Drucksache 7/5226. Wer diesem Antrag seine 
Zustimmung geben will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? 
Das erste war die Mehrheit. Der Entschließungsan-
trag ist angenommen. 

Gemäß einer interfraktionellen Vereinbarung 
rufe ich nun zunächst Punkt 3 der Tagesordnung 
auf: 

Beratung des Einspruchs des Bundesrates ge-
gen das Dritte Gesetz zur Änderung des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
— Drucksache 7/5193 — 

Wird das Wort zu einer Erklärung gewünscht? — 
Herr  Abgeordneter Sieglerschmidt hat das Wort. 

Sieglerschmidt (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Alle Parteien des Bundestages ha-
ben erklärt, daß es ihr Ziel sei, die Pressekonzen-
tration zu bekämpfen. Wir nehmen diese Forderung 
sehr ernst, wissen aber zugleich, daß es für die Be-
kämpfung der Pressekonzentration kein Patentre-
zept und kein Allheilmittel gibt. Eines der Mittel, 
die der Pressekonzentration entgegenwirken, ist 
die Pressefusionskontrolle. Das geltende Recht 
reicht hierfür offensichtlich nicht aus, weil die Auf-
greifkriterien so hoch liegen, daß nur Zusammen-
schlüsse auf einer Ebene erfaßt werden, die prak-
tisch höchst selten oder gar nicht erreicht wird; die 
sogenannten Elefantenhochzeiten finden im Presse-
bereich kaum statt. Deshalb muß man, um wirksam 
etwas tun zu können, das Aufgreifkriterium für 
die Pressefusionskontrolle entsprechend senken. 

In den Beratungen über dieses Gesetz ist von 
seiten der Opposition hier im Hause und der Mehr-
heit im Bundesrat immer wieder eingewandt wor

-

den, dieses Gesetz sei im Grunde genommen nicht 
wirkungsvoll zur Bekämpfung der Pressekonzentra-
tion und deswegen überflüssig. Ich frage mich, wenn 
dem so ist, warum der Bundesrat Einspruch erho-
ben hat. Es muß also wohl doch einigermaßen wir-
kungsvoll sein. Wenn der Bundestag allerdings 
diesem Einspruch folgen sollte, dann würde dieses 
Gesetz wirkungslos werden; denn dieser Einspruch 
geht dahin, das Aufgreifkriterium, das jetzt bei 
25 Millionen DM Umsatz im Jahr liegt, auf 50 Mil-
lionen DM wesentlich heraufzusetzen. 25 Millionen 
DM Umsatz im Jahr bedeutet, in Auflageziffern 
übersetzt, etwa eine Auflage von 60 000 bis 70 000. 
Dies ist genau die wettbewerbspolitisch interessante 
Zone auf dem Pressemarkt, und die muß erreicht 
werden. Es geht also nicht an, daß wir durch eine 
Heraufsetzung des Aufgreifkriteriums dieses Ziel 
verfehlen. Die Opposition hat immer wieder be-
hauptet, es ginge ihr darum, die Pressekonzentra-
tion zu bekämpfen. Hier und heute kann sie nun 
zeigen, ob sie gewillt ist, dies zu tun. 

Ein Sachverständiger in der Anhörung zu diesem 
Gesetzentwurf hat erklärt, daß seiner Meinung nach 
das Aufgreifkriterium noch heruntergesetzt werden 
müsse, zwar nicht aus verfassungsrechtlich zwin-
genden Gründen, so sagte dieser Professor des öf-
fentlichen Rechts, aber es sei verfassungspolitisch 
geboten, hier noch herunterzugehen, um die Presse-
konzentration wirksam zu bekämpfen. Wer also 
in dieser Situation das Aufgreifkriterium für die 
Pressefusion heraufsetzen will, der will dieses In-
strument zur Eindämmung der Pressekonzentra-
tion unwirksam machen. Wir werden das nicht zu-
lassen, und deswegen bitte ich Sie, den Einspruch 
des Bundesrates zurückzuweisen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Professor Klein. 

Dr. Klein (Göttingen) (CDU/CSU) : Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
CDU/CSU-Fraktion wird diesen Gesetzentwurf auch 
bei dieser Abstimmung ablehnen. Sie lehnt ihn ab, 
weil, was in den Worten des Herrn Kollegen Sieg-
lerschmidt schon anklang, weil er es nämlich sehr 
genau weiß, dieses Gesetz keine Wirkungen im 
Kampf gegen die Pressekonzentration entfaltet. Die-
ses Gesetz ist ein von Ihnen durchgesetztes Schein-
gefecht, mit dem Sie zu vertuschen trachten, daß Sie 
zu wirksamen Methoden gegen die Pressekonzentra-
tion weder imstande noch willens sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies ist durch die vorhin schon von unserem Frak-
tionsvorsitzenden zitierten Äußerung wieder deut-
lich geworden, wonach ein weiteres Mal aus Ihren 
Reihen die Überführung der privatwirtschaftlichen 
Struktur der Presse in eine öffentliche Struktur ge-
fordert worden ist. 

In diesem Zusammenhang ist es zu sehen, daß Sie 
nicht willens und — ich wiederhole es — auch nicht 
in der Lage sind, Wirksames gegen die Pressekon- 
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Dr. Klein (Göttingen) 

zentration zu unternehmen. Wir sind nicht bereit, 
Ihnen bei diesem Scheinmanöver auch noch Schüt-
zenhilfe zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Die FDP-
Fraktion wird den Einspruch des Bundesrates zu-
rückweisen. 

Herr Kollege, die Begründung, die Sie eben vor-
getragen haben, dies sei nämlich ein unwirksames 
Gesetz und die Aufgreifkriterien würden nicht aus-
reichen, um Pressekonzentration zu verhindern, ist 
genau das Gegenteil von dem, was der Bundesrat 
zur Begründung geliefert hat, der ja die Aufgreif-
kriterien heraufsetzen wollte und dann immer noch 
meinte, damit sei ein wirksames Gegenmittel gege-
ben. 

In Wirklichkeit sind die Aufgreifkriterien ver-
nünftig, das Gesetz paßt in das System des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen hinein, und wir 
sollten dieses Gesetz hier und heute verabschieden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Weitere Erklärungen 
werden nicht abgegeben. — Zu einer persönlichen 
Bemerkung nach § 35 der Geschäftsordnung hat der 
Herr Abgeordnete Professor Klein das Wort. 

Dr. Klein (Göttingen) (CDU/CSU) : Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Graf Lambsdorff hat eben 
meine Äußerungen unrichtig wiedergegeben und 
deshalb auch an der Sache vorbei argumentiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe nämlich zwar von der Wirkungslosigkeit 
dieses Gesetzes gesprochen, aber nicht mit der Be-
gründung, die er angegeben hat. Der Grund für die 
Wirkungslosigkeit dieses Gesetzes ist, daß es mit 
der Therapie erst ansetzt, wenn sich der Patient 
bereits im Stadium der tödlichen Krankheit befindet. 
Aus diesem Grunde halten wir es für wirkungslos. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, wir kommen nunmehr zur Abstimmung. Um 
den Einspruch des Bundesrates, der mit der Mehr-
heit seiner Stimmen beschlossen ist, zurückzuweisen, 
bedarf es der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder 
dieses Hauses, d. h., es müssen sich mindestens 249 
Stimmen für die Zurückweisung des Einspruchs er-
geben. Wer den Einspruch zurückweisen will, muß 
mit Ja stimmen. 

Es ist namentliche Abstimmung beantragt, und 
der Antrag ist ausreichend unterstützt. Ich eröffne 
die namentliche Abstimmung. 

(V o r s i t z : Vizepräsident Dr. Jaeger) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und Her-
ren, ich gebe das Abstimmungsergebnis über die 
Beratung des Einspruchs des Bundesrates gegen das 
Dritte Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen bekannt. Von den 
uneingeschränkt Stimmberechtigten haben 261 mit 
Ja, 176 mit Nein gestimmt, von den Berliner Abge-
ordneten 13 mit Ja, 7 mit Nein; keine Enthaltungen 
auf beiden Seiten. 

Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 437 und 20 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 261 und 13 Berliner Abgeordnete, 

nein: 176 und 7 Berliner Abgeordnete 

Ja 

SPD 

Adams 
Ahlers 
Dr. Ahrens 
Amling 
Anbuhl 
Dr. Apel 
Arendt (Wattenscheid) 
Dr. Arndt (Hamburg) 
Augstein 
Baack 
Bäuerle 
Bahr 
Barche 
Dr. Bardens 
Batz 
Dr. Bayerl 
Becker (Nienberge) 
Behrendt 
Biermann 
Blank 
Dr. Böhme (Freiburg) 
Börner 
Frau von Bothmer 
Brandt 
Brandt (Grolsheim) 
Bredl 
Brück 
Buchstaller 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Collet 
Coppik 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Dr. von Dohnanyi 
Dürr 
Eckerland 
Dr. Ehmke 
Dr. Ehrenberg 
Frau Eilers (Bielefeld) 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Engholm 
Dr. Eppler 
Esters 
Ewen 
Fellermaier 
Fiebig 
Dr. Fischer 
Flämig 
Frau Dr. Focke 
Franke (Hannover) 
Frehsee 
Friedrich 
Gansel 
Geiger 
Gerlach (Emsland) 

Gerstl (Passau) 
Gertzen 
Dr. Geßner 
Glombig 
Dr. Glotz 
Frau Dr. Glotz-Martiny 
Gnädinger 
Grobecker 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haar 
Haase (Fürth) 
Haase (Kellinghusen) 
Haehser 
Dr. Haenschke 
Halfmeier 
Hansen 
Hauck 
Dr. Hauff 
Henke 
Herbers 
Herold 
Hofmann 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jaschke 
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Junker 
Kaffka 
Kater 
Kern 
Koblitz 
Konrad 
Kratz 
Dr. Kreutzmann 
Krockert 
Kulawig 
Lambinus 
Lange 
Lattmann 
Dr. Lauritzen 
Lautenschlager 
Leber 
Lemp 
Lenders 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Löbbert 
Lutz 
Mahne 
Marquardt 
Marschall 
Matthöfer 
Frau Meermann 
Dr. Meinecke (Hamburg) 
Meinike (Oberhausen) 
Metzger 
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Möhring 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 
Müller (Bayreuth) 
Müller (Mülheim) 
Müller (Nordenham) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Neumann 
Dr.-Ing. Oetting 
Offergeld 
Freiherr 

Ostman von der Leye 
Pawelczyk 
Peiter 
Dr. Penner 
Pensky 
Peter 
Polkehn 
Porzner 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Ravens 
Frau Dr. Rehlen 
Reiser 
Frau Renger 
Reuschenbach 
Richter 
Röhlig 
Rohde 
Rosenthal 
Sander 
Saxowski 
Dr. Schachtschabel 
Schäfer (Appenweier) 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Scheffler 
Scheu 
Frau Schimschok 
Schinzel 
Schirmer 
Schlaga 
Schluckebier 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmidt (München) 
Schmidt (Niederselters) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmidt (Würgendorf) 
Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schonhofen 
Schreiber 
Schulte (Unna) 
Schwabe 
Dr. Schweitzer 
Dr. Schwencke (Nienburg) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Seefeld 
Seibert 
Simon 
Simpfendörfer 
Dr. Sperling 
Spillecke 
Stahl (Kempen) 
Frau Steinhauer 
Dr. Stienen 
Suck 
Sund 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Tönjes 
Urbaniak 
Vahlberg 
Vit 
Dr. Vogel (München) 
Vogelsang 
Walkhoff 
Waltemathe 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner  

Wendt 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Wiefel 
Wilhelm 
Wimmer (Eggenfelden) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittmann (Straubing) 
Wolf 
Wolfram (Recklinghausen) 
Wrede 
Würtz 
Wüster 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zebisch 
Zeitler 

Berliner Abgeordnete 

Bühling 
Dr. Dübber 
Egert 
Grimming 
Frau Grützmann 
Löffler 
Männing 
Mattick 
Dr. Schellenberg 
Frau Schlei 
Schwedler 
Sieglerschmidt 

FDP 

Dr. Bangemann 
Baum 
Dr. Böger 
Christ 
Engelhard 
Ertl 
Frau Funcke 
Gallus 
Geldner 
Grüner 
Hölscher 
Hoffie 
.Jung 
Kirst 
Kleinert 
Krall 
Dr. Kreibaum 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Logemann 
Frau Lüdemann 
Dr. h. c. Maihofer 
Dr. h. c. Mertes (Stuttgart) 
Mischnick 
Möllemann 
Moersch 
Ollesch 

Opitz 
Peters (Poppenbüll) 
Schleifenbaum 
Schmidt (Kempten) 
von Schoeler 
Frau Schuchardt 
Spitzmüller 
Dr. Vohrer 
Dr. Wendig 
Wolfgramm (Göttingen) 
Zywietz 

Berliner Abgeordnete 

Hoppe 

Fraktionslos 

Emeis  

Nein 

CDU 

Dr. Abelein 
Alber 
von Alten-Nordheim 
Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Baier 
Dr. Barzel 
Dr. Becher (Pullach) 
Dr. Becker 

(Mönchengladbach) 
Frau Benedix 
Benz 
Bewerunge 
Biechele 
Biehle 
Dr. Blüm 
von Bockelberg 
Böhm (Melsungen) 
Bremm 
Carstens (Emstek) 
Dr. Carstens (Fehmarn) 
Dr. Czaja 
Damm 
van Delden 
Eigen 
Eilers (Wilhelmshaven) 
Engelsberger 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Dr. Evers 
Ey 
Dr. Eyrich 
Freiherr von Fircks 
Franke (Osnabrück) 
Dr. Franz 
Dr. Früh 
Dr. Fuchs 
Geisenhofer 
Gerlach (Obernau) 
Gerster (Mainz) 
Gewandt 
Gierenstein 
Dr. Gölter 
Dr. Götz 
Dr. Graß 
Dr. Gruhl 
Haase (Kassel) 
Dr. Häfele 
Härzschel 
Dr. Hammans 
von Hassel 
Hauser (BN-Bad Godesberg) 
Hauser (Krefeld) 
Dr. Hauser (Sasbach) 
Höcherl 
Hösl 
Dr. Hornhues 
Horstmeier 
Frau Hürland 
Hussing 
Dr. Jaeger 
Jäger (Wangen) 
Dr. Jahn (Braunschweig) 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Josten 
Katzer 
Dr. Kempfler 
Kiechle 
Dr. h. c. Kiesinger 
Dr. Klein (Göttingen) 
Dr. Klein (Stolberg) 
Dr. Kliesing 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Köster 
Krampe 
Dr. Kraske 

Kroll-Schlüter 
Freiherr 

von Kühlmann-Stumm 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lagershausen 
Leicht 
Lemmrich 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Link 
Löher 
Dr. Luda 
Dr. Marx 
Maucher 
Dr. Mende 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Möller (Lübeck) 
Dr. Müller (München) 
Müller (Remscheid) 
Dr. Müller-Hermann 
Dr. Narjes 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Nordlohne 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Orgaß 
Frau Pack 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Picard 
Pieroth 
Pohlmann 
Dr. Probst 
Rainer 
Rawe 
Reddemann 
Frau Dr. Riede (Oeffingen) 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Ritgen 
Röhner 
Rollmann 
Rommerskirchen 
Sauer (Salzgitter) 
Sauter (Epfendorf) 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-

Hohenstein 
Dr. Schäuble 
Schetter 
Frau Schleicher 
Schmidhuber 
Schmidt (Wuppertal) 
Schmitt (Lockweiler) 
Dr. Schneider 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schröder (Lüneburg) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Schulte 

(Schwäbisch Gmünd) 
Seiters 
Sick 
Solke 
Dr. Freiherr 

Spies von Büllesheim 
Spilker 
Spranger 
Stahlberg 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Graf Stauffenberg 
Dr. Stavenhagen 
Strauß 
Stücklen 
Susset 
de Terra 
Thürk 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Frau Tübler 
Dr. Unland 
Vehar 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt 
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Volmer 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Dr. Warnke 
Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 
Dr. Freiherr von Weizsäcker 
Werner 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Windelen 
Wissebach 
Dr. Wittmann (München) 
Frau Dr. Wolf 
Baron von Wrangel 
Dr. Wulff 

Zeyer 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 
Zink 
Zoglmann 

Berliner Abgeordnete 

Amrehn 
Frau Berger (Berlin) 
Dr. Gradl 
Müller (Berlin) 
Frau Pieser 
Straßmeir 
Wohlrabe 

Der Einspruch des Bundesrates ist damit mit der 
erforderlichen Mehrheit zurückgewiesen. 

Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung: 

Beratung des Antrags des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungs-
ausschuß) zu dem Gesetz zur Änderung des 
Bundesbaugesetzes 
— Drucksache 7/5204 — 

Berichterstatter: Minister Gaddum 

Das Wort als Berichterstatter hat der Herr Staats-
minister der Finanzen des Landes Rheinland-Pfalz. 

Staatsminister Gaddum (Rheinland-Pfalz) : Herr 
Präsident! Sehr verehrte Damen! Meine Herren! 
Der Bundesrat hat in seiner 433. Sitzung am 9. April 
1976 beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag 
am 11. März 1976 verabschiedeten Gesetz zur Ände-
rung des Bundesbaugesetzes die Einberufung des 
Vermittlungsausschusses zu verlangen. Das Anru-
fungsbegehren des Bundesrates betraf insgesamt 32 
Punkte. Es handelte sich dabei um folgende drei 
Hauptanliegen: 

In zahlreichen Änderungsvorschlägen begehrte 
der Bundesrat in dem ordnungsrechtlichen Teil der 
Bundesbaugesetznovelle, der mehr technischer Art 
ist, Verbesserungen vorzunehmen. 

Der zweite Komplex, auf den sich das Vermitt-
lungsbegehren des Bundesrates bezog, betraf die in 
der Novelle vorgesehene Erweiterung des Vorkaufs-
rechts der Gemeinden und die Frage der Reprivati-
sierung. 

Schließlich begehrte der Bundesrat, daß der in 
der Novelle vorgesehene sogenannte Planungswert-
ausgleich nicht eingeführt werden soll; statt dessen 
sollen die Wertsteigerungen bei Grundstücken 
steuerlich besser erfaßt werden. 

Zu den einzelnen Vermittlungsbegehren ist nach 
den Beratungen im Ausschuß folgendes auszuführen: 

1. Zu Art. 1 Nr. 2 (§ 1 Abs. 4 und 5) und Art. 3 
(§ 1 Abs. 1): In Ziffer 1 beantragte der Bundesrat, Be-
stimmungen, die sich mit der gemeindlichen Entwick-
lungsplanung befassen, zu streichen. Neben verfas-
sungsrechtlichen Bedenken hinsichtlich der Gesetz-
gebungskompetenz des Bundes für diesen Rege-
lungsbereich ist der Bundesrat der Auffassung, daß 
der Begriff der „gemeindlichen Entwicklungspla-
nung" bisher in Wissenschaft und Praxis nicht hin- 

reichend konkretisiert ist und deshalb in einem Ge-
setz noch nicht verwendet werden soll. 

Der Vorschlag des Vermittlungsausschusses trägt 
diesen Bedenken insofern Rechnung, als die in § 1 
Abs. 5 des Bundesbaugesetzes vorgesehene Defini-
tion der Entwicklungsplanung fallengelassen wird. 
Hingegen soll die in Abs. 4 Satz 2 bis 4 vorgesehene 
Verzahnung der Bauleit- und der Entwicklungspla-
nung beibehalten und als neuer Abs. 5 in § 1 des 
Bundesbaugesetzes verankert werden. Damit soll 
Rücksicht genommen werden auf vorhandene Ent-
wicklungsplanungen der Gemeinden, ohne daß ihr 
Gehalt vom Gesetzgeber normiert wird. 

2. Zu Art. 1 Nr. 2 (§ 1 Abs. 6) : Hinsichtlich der 
inhaltlichen Anforderungen an die Bauleitplanung 
begehrte der Bundesrat, daß neben den bereits ge-
nannten Zielen — sozialgerechte Bodennutzung und 
menschenwürdige Umwelt — ein weiterer überge-
ordneter allgemeiner Leitbegriff eingeführt werden 
soll. Er schlug hierfür den bereits im geltenden 
Recht verwendeten Begriff der „geordneten städte-
baulichen Entwicklung" vor. Der Vermittlungsaus-
schuß hat sich diesen Anrufungsbegehren ange-
schlossen. 

3. Zu Art. 1 Nr. 4 (§ 2 a Abs. 2-5) : Hinsichtlich 
der neu geregelten Beteiligung der Bürger an der 
Bauleitplanung begehrte der Bundesrat unter Zif-
fer 3 insbesondere, das Anhörungsverfahren zu 
vereinfachen und den dazu erforderlichen Verwal-
tungsaufwand zu begrenzen. Der Bundesrat wandte 
sich dagegen, daß die Gemeinden zwingend ver-
pflichtet werden sollen, neben den allgemeinen Zie-
len und Zwecken der Planung auch deren voraus-
sichtliche Auswirkungen öffentlich darzulegen und 
in die Anhörung einzubeziehen. Er ist der Auffas-
sung, daß die Auswirkungen oft in diesem Stadium 
noch nicht voll übersehen werden können und des-
halb nur eine bloße Sollvorschrift vorgesehen wer-
den sollte. Der Vermittlungsausschuß hat sich die-
sem Begehren angeschlossen. 

Ebenso machte sich der Vermittlungsausschuß das 
Begehren des Bundesrates zu eigen, daß über die 
Anhörung kein Bericht erstellt werden und auf die 
Stellungnahme der Gemeinden zur Anhörung ver-
zichtet werden soll. 

Weiterhin hat sich der Vermittlungsausschuß dem 
Begehren angeschlossen, im Gesetz klarzustellen, 
daß bei Änderung einer Planung, die auf Grund der 
Anhörung erfolgt, eine erneute Anhörung nicht er-
forderlich ist. 

Hingegen soll es in einer Hinsicht beim Gesetzes-
beschluß des Bundestages bleiben: Wenn die Ge-
meinde in bestimmten Fällen von den allgemeinen 
Grundsätzen der Bürgerbeteiligung abweichen will, 
so bedarf es hierzu der Form eines Beschlusses. Der 
Hauptverwaltungsbeamte kann etwa nicht von sich 
aus eine derartige Entscheidung treffen. 

4. Zu Art. 1 Nr. 7 (§ 4 Abs. 3) : In Ziffer 4 hatte 
der Bundesrat begehrt, daß die Aufstellung und 
Änderung von Bebauungsplänen schon vor der An-
passung bestehender Flächennutzungspläne erfolgen 
können soll. Diesem für die von der Gemeinde- 
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reform erfaßten Gemeinden bedeutsamen Anliegen 
des Bundesrates hat sich der Vermittlungsausschuß 
in vollem Umfang angeschlossen. 

5. Zu Art. 1 Nr. 8 b (§ 5 Abs. 2) und Nr. 10 a 
(§ 9 Abs. 1): In Ziffer 5 hatte der Bundesrat geltend 
gemacht, daß die vom Bundestag beschlossene Fas-
sung den Oberbegriff „Grünfläche" entgegen dem 
geltenden Recht erheblich einschränkt. Der Vermitt-
lungsausschuß hat sich die Bedenken zu eigen ge-
macht, so daß es bei der bisherigen Rechtslage ver-
bleibt. 

6. Zu Art. 1 Nr. 9 b (§ 6 Abs. 4) : Der Bundestag 
hatte beschlossen, daß die Genehmigung eines Be-
bauungsplans als erteilt gilt, wenn die höhere Ver-
waltungsbehörde die Genehmigung nicht innerhalb 
einer bestimmten Frist unter Angabe von Gründen 
abgelehnt hat. Der Bundesrat begehrte in Ziffer 6, 
diese Genehmigungsfiktion zu streichen. Im Ver-
mittlungsausschuß war man sich darüber einig, daß 
sowohl die im Gesetzesbeschluß vorgesehene als 
auch die vom Bundesrat vorgeschlagene Lösung nicht 
frei von Bedenken sind. Für das Petitum des Bundes-
tags spricht das Interesse der Gemeinden an einer 
zügigen Bearbeitung durch die Genehmigungsbe-
hörden. Dagegen spricht die Befürchtung, daß eine 
solche Genehmigungsfiktion zur vorsorglichen Ab-
lehnung führt und das Widerspruchsverfahren mit 
der eigentlichen Sachklärung belastet wird, womit 
letztlich keine Zeit für die Gemeinde gewonnen 
wird. Mehrheitlich entschied der Vermittlungsaus-
schuß, es bei der Bundestagsfassung zu belassen. 

7. Zu Art. 1 Nr. 10 a (§ 9 Abs. 1) und zu Art. 1 
Nr. 11 (§ 9 a Abs. 6) : Die Ziffern 7 und 8 wurden im 
Vermittlungsausschuß nicht aufgenommen. Damit 
bleibt es bei der im Bundestagsbeschluß vorgesehe-
nen Entschädigungspflicht für die im Bebauungsplan 
vorgesehene Nutzung, wenn nicht innerhalb von 
6 Jahren die tatsächliche Bebauung möglich wird. 
Das bedeutet, daß Gemeinden einen Bebauungsplan 
ohne wirtschaftliche Nachteile nur dann beschließen 
können, wenn sie in der Lage sind, innerhalb dieser 
Zeit die notwendige Infrastruktur auch zu schaffen. 

8. Zu Art. 1 Nr. 12 (§ 11 Satz 4, 5) : Ziffer 9 des 
Bundesratspetitums, das eine Verweigerung der 
Genehmigung des Bebauungsplanes ermöglichen 
sollte, wenn die erforderliche Infrastruktur in abseh-
barer Zeit nicht geschaffen werden kann, wurde im 
Hinblick auf die in § 11 künftig vorgesehene Mög-
lichkeit, die Genehmigung unter Auflagen zu er-
teilen, nicht aufgenommen. 

9. Zu Art. 1 Nr. 15 (§ 13 a Abs. 1) : Unter Ziffer 10 
hatte der Bundesrat begehrt, daß die Grundsätze 
für soziale Maßnahmen erst in der Begründung des 
Bebauungsplanes aufgeführt werden müssen. Außer-
dem sollte, um der Praxis einen gewissen Spiel-
raum einzuräumen, diese Vorschrift als bloße Soll-
vorschrift ausgestaltet werden. Der Vermittlungs-
ausschuß hat sich im Wege eines Kompromisses 
dafür ausgesprochen, daß entsprechend den Vor-
stellungen des Bundesrates die genannten Grund-
sätze für soziale Maßnahmen erst in der Begrün-
dung des Bebauungsplanes aufgeführt werden. Hin-
gegen ist er dem Bundestag insoweit gefolgt, als 

diese Aufnahme dann zwingend vorgeschrieben 
wird. 

10. Zu Art. 1 Nr. 15 (§ 13 a Abs. 2 u. 4) und Art. 3 
(§ 5 Abs. 1): Das Anrufungsbegehren in Ziffer 11 be-
traf die Frage der Aufstellung und Durchführung 
eines Sozialplans in dem Fall, daß ein Bebauungs-
plan durch Dritte verwirklicht wird. Hierzu hatte der 
Bundesrat die Einfügung eines neuen Absatzes 4 in 
§ 13 a Bundesbaugesetz verlangt. Danach soll, wenn 
die Verwirklichung eines Bebauungsplanes durch 
einen anderen als die Gemeinde bevorsteht und die 
weiteren im Gesetz genannten Voraussetzungen vor-
liegen, die Gemeinde verlangen können, daß dieser 
andere im Einvernehmen mit ihr den Sozialplan 
aufstellt und durchführt. 

Bei den Beratungen im Vermittlungsausschuß 
wurde gegen die vom Bundesrat vorgeschlagene 
Formulierung „Verwirklichung eines Bebauungspla-
nes durch einen anderen als die Gemeinde" Beden-
ken erhoben, da befürchtet wurde, man könne diese 
Vorschrift auch so auslegen, daß ein gewöhnlicher 
einzelner Bauherr, der mit seinem Bauobjekt die 
Zielvorstellungen des Bebauungsplanes konkreti-
siert, mit der Aufstellung und Durchführung eines 
Sozialplanes belastet wird. 

Der Vermittlungsausschuß machte sich jedoch das 
Anrufungsbegehren des Bundesrates zu eigen, nach-
dem Einverständnis darüber erzielt worden war, 
daß nicht daran gedacht ist, bei einer Mehrzahl von 
einzelnen Bauherren diesen die Aufstellung und 
Durchführung eines Sozialplanes aufzuerlegen. Viel-
mehr ist an die Fälle gedacht, in denen besondere 
Härten für die Räumungspflichtigen entstehen und 
die Änderung des Bebauungsplanes ausschließlich 
im Interesse eines Bauträgers oder Begünstigten er-
folgt. Wer in derartigen Fällen den ausschließlichen 
Vorteil des neuen Bebauungsplanes für sich in An-
spruch nimmt, soll — davon ließ sich der Vermitt-
lungsausschuß in seinem Vorschlag leiten — auch 
für den Ausgleich der sozialen Härten Sorge tragen 
müssen. 

Auf die Ziffern 12, 13 und 14 des Anrufungsbe-
gehrens komme ich in meinem Bericht an späterer 
Stelle zu sprechen. 

11. Zu Art. 1 Nr. 34 (§ 35 Abs. 5) und Art. 1 Nr. 34 
(§ 35 Abs. 7) : Der Bundesrat hatte in Ziffern 15 und 
16 verlangt, den neu gefaßten § 35 Bundesbaugesetz 
betreffend das Bauen im Außenbereich in zwei Punk-
ten zu ändern. 

Zum einen hatte er Bedenken gegen die vorgese-
hene Ermächtigung, wonach die Landesregierung 
bestimmte Rechtsverordnungen über das Bauen im 
Außenbereich bei erhaltenswerten, das Bild einer 
Kulturlandschaft prägenden Gebäuden erlassen 
könne, da dies nicht rechtsverordnungsfähige Ein-
zelentscheidungen seien. 

Zum anderen begehrte der Bundesrat die Einfüh-
rung eines gesetzlichen Veräußerungsverbotes, um 
jenen Ländern entgegenzukommen, in denen es das 
Institut der öffentlich-rechtlichen Baulast nicht gibt. 
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Mit diesem Veräußerungsverbot soll gewährleistet 
werden, daß die mißbräuchliche Veräußerung von 
ausnahmsweise im Außenbereich genehmigten Bau-
ten auch in diesen Fällen verhindert wird. Beiden 
Anrufungsbegehren hat sich der Vermittlungsaus-
schuß angeschlossen. 

12. Zu Art. 1 Nr. 35 (§ 39 b Abs. 4) : Ebenso 
machte sich der Vermittlungsausschuß das Begeh-
ren des Bundesrates in Ziffer 17 zu eigen, wo-
nach ein näherer Hinweis auf die allgemeinen ver-
fassungsrechtlichen Voraussetzungen einer Enteig-
nung in den Fällen, in denen Bau- oder Pflanzgebote 
nicht eingehalten werden, gegeben werden soll. 

13. Zu Art. 1 Nr. 35 (§ 39 h Abs. 4) : In Zif-
fer 18 begehrte der Bundesrat, bezüglich der Auf-
stellung von Grundsätzen für soziale Maßnah-
men oder eines Sozialplans darauf zu verzichten, 
die Verfahrensform des förmlichen Beschlusses der 
Gemeinde zu verlangen. Nach Auffassung des Bun-
desrates soll sich das Verfahren ausschließlich nach 
Kommunalverfassungsrecht richten. Der Vermitt-
lungsausschuß hat sich dieser Auffassung ange-
schlossen. 

Ziffer 19 stelle ich in der Berichterstattung zurück. 

14. Zu Art. 1 Nr. 66 (§ 121 Abs. 2) : In Ziffer 20 
begehrte der Bundesrat, daß im Enteignungsver-
fahren dem Beteiligten die Kosten für einen Be-
vollmächtigten nur bis zur Höhe der Kosten 
eines Rechtsbeistandes und nicht der eines Rechts-
anwaltes erstattet werden. Auch hierin ist der Ver-
mittlungsausschuß dem Bundesrat gefolgt. 

15. Zu Art. i Nr. 72 a (§ 128 Abs. 3) : Hinge-
gen hat der Vermittlungsausschuß den Antrag 
des Bundesrates in Ziffer 21, bei Ortsdurchfahr-
ten von Bundesstraßen und Landesstraßen I. und 
II. Ordnung Erschließungsbeiträge nur für Gehwege 
und Parkplätze zu erheben, nicht aufgenommen. 

16. Zu Art. 1 Nr. 76 (§§ 136 Abs. 3, 142 Abs. 3, 193 
Abs. 2) : Hinsichtlich der Tätigkeit der Gutachteraus-
schüsse hat sich der Vermittlungsausschuß sämt-
lichen Vermittlungsbegehren des Bundesrates in 
Ziffer 22 angeschlossen. Danach sollen zum einen die 
Gutachterausschüsse keine zusätzlichen Aufgaben 
im Auftrag von Behörden wahrnehmen, sondern für 
Behörden nur im Rahmen des Vollzugs des Bundes-
baugesetzes und Städtebauförderungsgesetzes tätig 
werden. 

Getrennte Wertfeststellungen für Gebäude und 
Grundstücke sollen nur erfolgen, wenn dies auf-
grund von Vergleichspreisen möglich ist. 

Schließlich soll der Landesregierung ermöglicht 
werden, nicht nur für bestimmte Gebiete, sondern 
für das gesamte Landesgebiet an Stelle der jähr-
lichen Wertermittlung einen Zweijahresturnus ein-
zuführen, um etwa in Zeiten ruhigerer Wohnpreis-
entwicklung unnützen Verwaltungsaufwand zu ver-
meiden. 

17. Zu Art. 1 Nr. 78 a (§ 147 Abs. 1 a) : Dem Begeh-
ren des Bundesrates zu Ziffer 23, in dieser Vor-
schrift redaktionelle Klarstellungen vorzunehmen, 
ist der Vermittlungsausschuß ebenfalls gefolgt. 

18. Zu Art. 2 § 1 Nr. 12 a (§ 41 Abs. 3 und 8 a) 
und Art. 2 Abs. i Nr. 13 d und e (§ 43 Abs. 2) : Von 
dem zum Städtebauförderungsgesetz erhobenen Be-
gehren hat sich der Vermittlungsausschuß Ziffern 24 
und 25 zu eigen gemacht. Danach soll auch der Bau 
von Brücken, Unterführungen und Tunneln im Ge-
gensatz zum geltenden Recht als Ordnungsmaßnah-
me anerkannt werden, damit auch diese Baumaß-
nahmen im Rahmen des Städtebaues gefördert wer-
den können. Ferner soll bei der Gewährung von 
Förderungsmitteln bei Sanierungen hinsichtlich des 
vom Eigentümer zu tragenden Kostenanteils ledig-
lich auf diejenigen Mieteinnahmen abgestellt wer-
den, die unter Berücksichtigung des Sanierungs-
zwecks zu erreichen sind. Damit soll vermieden 
werden, daß durch die vom Staat zur Bedingung der 
Förderung gemachten hohen Mieten ein Vertrei-
bungseffekt bei sanierten Gebieten verursacht wird. 

19. Zu Art. 2 § 1 Nr. 18 (§ 72 Abs. 3 a), Art. 2 § 1 
Nr. 19 a (§ 85 Abs. 2) und Art. 2 § 1 Nr. 21 (§ 89) : 
Ziffern 26, 27 und 28 des Vermittlungbegehrens wur-
den nicht aufgenommen. 

20. Zu Art. 3 § 14 Abs. 4, zu Art. 4 und zu Art. 6: 
Hinsichtlich der Überleitungs- und Schlußvorschrif-
ten ist der Vermittlungsausschuß sämtlichen Begeh-
ren des Bundesrates zu Ziffern 30, 31 und 32 gefolgt. 

21. Zu Art. 1 Nr. 23 (§ 24 Abs. 1), Nr. 25 (§ 25 
Abs. 1) sowie zu Art. 1 Nr. 24 (§ 24 a), Nr. 26 
(§ 25 a), Nr. 27 (§ 26 Abs. 1, 2 und 4), Nr. 28 a (§ 27 
Abs. 1) und Nr. 29 (§ 28) — Vorkaufsrecht —: Ich 
komme jetzt entsprechend dem Ablauf der Beratung 
im Vermittlungsausschuß zu den Ziffern 12, 14 und 
19 des Vermittlungsbegehrens zurück. Nach dem Ge-
setzesbeschluß des Bundestages soll den Gemeinden 
ein allgemeines Vorkaufsrecht in allen Gebieten zu-
stehen, für die die Gemeinde die Aufstellung eines 
Bebauungsplanes beschlossen hat. Der Bundesrat 
begehrte, daß dieses allgemeine Vorkaufsrecht den 
Gemeinden nur in den Gebieten zustehen soll, für 
die ein Bebauungsplan beschlossen ist; andernfalls 
könnte die Gemeinde durch Planaufstellungsbe-
schlüsse unkontrolliert Vorkaufsrechte in weitestem 
Umfang begründen. Der Bundesrat begehrte weiter, 
daß dieses Vorkaufsrecht, soweit die Grundstücke 
nicht als Flächen für den Gemeindebedarf festgelegt 
sind, auf unbebaute oder untergenutzte Grundstücke 
beschränkt wird, da im übrigen bei ordnungsgemäß 
bebauten Grundstücken Sinn und Zweck für ein 
allgemeines Vorkaufsrecht nicht zu erkennen sei. 

Das Ergebnis der Erörterungen im Vermittlungs-
ausschuß ist ein Kompromiß, der dem Anrufungs-
begehren des Bundesrates im folgenden entgegen-
kommt. Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
ist das allgemeine Vorkaufsrecht für Grundstücke 
ausgeschlossen, die entsprechnd den vorhandenen 
baurechtlichen Festsetzungen bebaut sind und ge-
nutzt werden. Dieser Ausschluß des Vorkaufsrechts 
gilt allerdings nicht, wenn die auf dem Grundstück 
befindliche bauliche Anlage schwere Mängel oder 
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Mißstände im Sinne des § 39 a des Bundesbauge-
setzes aufweist, sofern nicht der Erwerber diese 
Mängel oder Mißstände in angemessener Frist be-
seitigen wird. 

Im übrigen ist der § 24 nicht geändert worden. 
Dabei muß gesehen werden, daß in Gebieten, für 
die die Gemeinde erst die Aufstellung eines Bebau-
ungsplanes beschlossen hat, das allgemeine Vor-
kaufsrecht ausgeschlossen ist, sofern nach dem Stand 
der Planungsarbeiten der Verwendungszweck des 
Grundstücks noch nicht mit ausreichender Sicher-
heit bestimmt werden kann. § 25 wird dem geänder-
ten § 24 angepaßt. Die §§ 24 a und 25 a bleiben 
unverändert. 

22. Zu Art. 1 Nr. 52 (§ 89 Abs. 3) : Da der Geset-
zesbeschluß gegenüber dem geltenden Recht Vor-
kaufsrechte der Gemeinde erweitert, begehrte der 
Bundsrat in Ziffer 19 weiterhin, daß diesem Umstand 
bei der Regelung der Rückveräußerung von Grund-
stücken durch die Gemeinde nach § 89 Abs. 3 des 
Bundesbaugesetzes Rechnung getragen wird. Nach 
Auffassung des Bundesrates ist sicherzustellen, daß 
bei der Rückveräußerung vorrangig Einzeleigentum 
und dem Eigentum nahestehende Rechte begründet 
werden. Außerdem begehrte der Bundesrat die 
Festlegung einer Mindestdauer für das Erbbau-
recht. Der Vermittlungsausschuß ist hinsichtlich der 
Wahl der in Betracht kommenden Rechtsform den 
Vorstellungen des Bundesrates in vollem Umfang 
gefolgt. Hinsichtlich der Mindestdauer für Erbbau-
recht hat er sich dem Anrufungsbegehren mit der 
Einschränkung angeschlossen, daß die begehrte 
Mindestdauer von 99 Jahren nur für die Fälle rei-
ner Wohnnutzung vorgeschrieben wird. 

23. Zu Art. 1 Nr. 23 (§ 24 Abs. 5), Nr. 46 (§ 60 a), 
Nr. 53 c (§ 95 Abs. 2), Nr. 54 (§ 96 a), Nr. 55 c 
(§ 100 Abs. 4), Nr. 69 und 70 (Überschriften), Nr. 74 
(§ 135 a—m), Nr. 75 (§ 143 b Abs. 1), Art. 2 (§ 5) 
und Art. 3 (§ 10 und 11 Abs. 3) : In den Ziffern 13 
und 29 geht es um den abgabenrechtlichen Teil der 
Bundesbaugesetznovelle, der kurz mit dem Stich-
wort „Einführung des Planungswertausgleichs" um-
schrieben werden kann. Dies ist der umstrittenste 
Teil des ganzen Gesetzes. Der Bundesrat begehrte, 
alle Vorschriften, die sich auf diese abgabenrecht-
liche Regelung beziehen, zu streichen. Die Argu-
mente für und wider die Einführung des Planungs -
wertausgleichs sind bekannt. Sie sind in beiden 
Häusern ausführlich erörtert worden. 

Der Bundesrat hatte seinerzeit vorgeschlagen, die 
Erfassung der Wertsteigerungen im Rahmen des 
geltenden Steuersystems vorzunehmen. Hierbei 
sollte an eine zeitnahe Einheitsbewertung ange-
knüpft werden. Die entsprechende bundesgesetz-
liche Regelung ist allerdings noch nicht in Sicht. 

In einer Änderung des Einkommensteuerrechts 
hatte der Bundesrat vorgeschlagen, die sogenannte 
Spekulationsfrist zu verlängern und damit zu einer 
Besteuerung spekulativer Grundstücksgewinne zu 
kommen. Die Spekulationsfrist sollte von zwei auf 
acht Jahre ausgedehnt werden. 

Bei den gegensätzlichen Standpunkten von Bun-
destag und Bundesrat war eine Einigung oder An-

näherung nicht möglich. Man verständigte sich dar-
auf, den Planungswertausgleich aus dem vorliegen-
den Gesetz zu streichen und auch die steuerrecht-
lichen Änderungen in diesem Gesetz nicht weiter 
zu verfolgen. 

Zu Art. 1 Nr. 30 (§ 28 a) : Im Zusammenhang mit 
den Regelungen über das Vorkaufsrecht steht § 28 a 
des Bundesbaugesetzes, den der Bundesrat unter 
Ziffer 13 mitangesprochen hatte. Wegen der Strei-
chung des abgabenrechtlichen Teils wird eine Um-
gestaltung dieser Vorschrift erforderlich. Nunmehr 
ist vorgesehen, daß bei Ausübung des Vorkaufs-
rechts durch die Gemeinde lediglich ein Preis in 
Höhe des Verkehrswertes des Grundstücks zu zah-
len ist. Der Verkäufer kann sich dem durch einen 
Rücktritt vom Vertrag entziehen und insofern ver-
meiden, daß er zu einem Preis an die Gemeinde 
verkaufen muß, der unter seiner ursprünglichen 
Vorstellung liegt. Das Rücktrittsrecht ist ausge-
schlossen, a) wenn das Vorkaufsrecht in den Fällen 
des § 24 Abs. 1 ausgeübt wird, zugleich der Erwerb 
des Grundstücks für die Durchführung des Bebau-
ungsplanes erforderlich ist und auch enteignet wer-
den könnte, b) wenn das Grundstück für die Durch-
führung der Umlegung nach den Vorschriften des 
ersten Abschnitts des vierten Teils des Bundesbau-
gesetzes benötigt wird. 

Damit ist, abgesehen von Ziffer b), eine Herab-
setzung des Kaufpreises nur in solchen Fällen mög-
lich, in denen auch enteignet werden könnte. Diese 
Rechtsauffassung des Vermittlungsausschusses hat 
der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau ausdrücklich bestätigt. 

Eine Ergänzung schlägt der Vermittlungsausschuß 
insofern vor, als die Kosten des Vertrages im Falle 
eines Rücktritts, die dem Verkäufer bereits ent-
standen sind, auf der Grundlage des Verkehrswer-
tes von der Gemeinde zu ersetzen sind. Der Ver-
mittlungsausschuß geht davon aus, daß es nur bil-
lig ist, wenn die Gemeinde diese Kosten trägt, da 
sie das Nichtzustandekommen des Vertrages ver-
ursacht hat. Jedoch soll sie nicht verpflichtet sein, 
Vertragskosten auch insoweit zu übernehmen, als 
ihnen überhöhte Grundstückspreise zugrunde lie-
gen. 

Meine Damen und Herren, ich bin damit am Ende 
dieses notwendigerweise etwas umfangreichen Be-
richtes. Ich muß noch ergänzen, daß der Vermitt-
lungsausschuß beschlossen hat, über die einzelnen 
Änderungen des Gesetzesbeschlusses gemeinsam 
abzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Schmitt-Vok-
kenhausen. 

Dr. Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe die Ehre, im 
Namen der SPD-Bundestagsfraktion zu erklären, daß 
die jetzt vorliegende Novellierung des Bundesbau-
gesetzes eine respektable Leistung ist. Die bau- und 
bodenrechtlichen Fortschritte dieser Novellierung 
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für Bürger und für Gemeinden liegen auf der Hand. 
Die Planungshoheit und die Planungsrechte der Ge-
meinden unter Einschluß städtebaulicher Entwick-
lungsziele sind wesentlich gestärkt und erweitert 
worden. 

Die SPD-Fraktion hat allen Grund, den Mitglie-
dern des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau des Deutschen Bundestages dafür zu 
danken, daß sie sich zum Anwalt der gemeindlichen 
Planungshoheit gemacht und die Änderungswünsche 
des Bundesrates zur Beschneidung der gemeind-
lichen Planungshoheit zurückgewiesen haben. 

Die Gemeinden wissen, daß sich der Bürger nicht 
als ungebetener Gast der örtlichen Planung behan-
deln läßt. Die erweiterten Vorschriften der Novelle 
über die Bürgerbeteiligung können daher von den 
Gemeinden im Interesse der Gesamtheit der Bürger 
praktiziert werden. Die besonderen sozialplaneri-
schen Schutzvorschriften für die von der Bauleit-
planung Betroffenen geben dem Bürger mehr Sicher-
heit. 

Ein besonderer Pluspunkt zugunsten der Gemein-
den ist das wesentlich erweiterte Vorkaufsrecht. 
Nachhaltig ist die Vorschrift zu begrüßen, nach der 
die Ausübung des Vorkaufsrechts zum Verkehrs-
wert durch die Gemeinde möglich sein soll. Der Ge-
meinde muß es möglich sein, überhöhte Forderun-
gen abzuwehren, auch wenn solche zwischen Ver-
käufer und Käufer vertraglich vereinbart sind. Das 
Rücktrittsrecht des Verkäufers sichert dessen Inter-
essen sehr stark, zumal die Gemeinde nach dem An-
trag des Vermittlungsausschusses die Kosten des 
Vertrages auf der Grundlage des Verkehrswertes zu 
übernehmen hat. 

Zu der Rechtsform bei der Privatisierung erworbe-
ner Grundstücke — § 89 Abs. 3 — hat der Vermitt-
lungsausschuß den Vorschlägen des Bundesrates 
teilweise zugestimmt. Übernommen wurde die neue 
Formulierung über die bei der Auswahl der Rechts-
form zu berücksichtigenden Wünsche und Gesichts-
punkte. Danach soll sich verdeutlichend — in ge-
wisser Weise nur in gedanklich umgekehrter Reihen-
folge wie der Entwurf der Bundesregierung; das muß 
ich einmal ausdrücklich betonen — die Rechtsform 
zunächst nach den Wünschen der zu berücksichtigen-
den Personen richten. Von den Wünschen kann ab-
gewichen werden, wenn die Durchführung des Be-
bauungsplanes eine andere Rechtsform erforderlich 
macht. Die Gemeinde darf also im Endergebnis, 
ebenso wie nach der Bundestagsfassung, keine 
Rechtsform wählen, die den städtebaulichen Erfor-
dernissen nicht entspricht. 

Darüber hinaus hat der Bundesrat vorgeschlagen, 
bei der Vergabe von Erbbaurechten Mindestlauf-
zeiten — grundsätzlich 99 Jahre, in Ausnahmefällen 
75 Jahre — vorzuschreiben. Nach Auffassung des 
Vermittlungsausschusses sollen diese Mindestlauf-
zeiten nur gelten, wenn Erbbaurechte für reine 
Wohnnutzungen vergeben werden. 

Von besonderer gesellschaftspolitischer Bedeutung 
für die Ballungsrandzonen und die ländlichen Räume 
ist der neue § 34 über das Bauen in den Innen-
bereichen. Es wird entscheidend darauf ankommen, 

daß die Absicht des Gesetzgebers nicht im Gestrüpp 
der Ministerialerlasse der Länder Einschränkungen 
erfährt. Ich möchte den Bundesrat nachdrücklich, 
Herr Kollege Jahn, besonders auf diesen Wunsch 
hinweisen. 

Schließlich werden die Gemeinden die städtebau-
lichen Gebote — wie Baugebot, Modernisierungs-
gebot, Abbruchgebot und Abbruchgenehmigung —
lebhaft begrüßen. 

Bedeutsam und im Interesse der Gemeinden ist 
auch die Beschleunigung und Vereinfachung des Ent-
eignungsverfahrens. Die Neuregelungen des Pla-
nungsschadensrechtes grenzen die Belange der All-
gemeinheit gegenüber dem schutzwürdigen Inter-
esse des einzelnen in fortschrittlicher Weise ab. In 
beiden Fällen werden Grundsatzforderungen der 
SPD erfüllt. 

Alles dies war auch von den kommunalen Spitzen-
verbänden immer wieder mit Nachdruck gefordert 
worden. Der nächste deutsche Bundestag wird aber 
die Bodenrechtsreform weiter vorantreiben müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie ist ein Dauerthema, solange um mehr Gerechtig

-

keit und um mehr Sicherheit gerungen werden muß. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und mehr Ver

-

waltung!) 

Die SPD-Fraktion dankt dem Kollegen Henke und 
allen anderen Kollegen im Ausschuß für ihren un-
ermüdlichen Einsatz. Sie dankt aber auch dem Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau, Karl Ravens, der mit seinen Mitarbeitern 
entscheidend nicht nur die Regierungsvorlage ge-
staltet, sondern darüber hinaus die Ausschußarbeit 
und die Arbeit des Parlamentes unterstützt hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch dem Vor

-

sitzenden des Ausschusses!) 

Diese praktizierte Beteiligung der Vertreter der 
Städte und Gemeinden bei den Einzelberatungen 
war besonders wesentlich und hat im Ausschuß für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau zu einer 
sehr fruchtbaren und guten Zusammenarbeit geführt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dank dem Vor

-

sitzenden!) 

— Beim Ausschuß gehört der Vorsitzende immer 
dazu. 

Die Gemeinden in der Bundesrepublik warten auf 
eine abgabenrechtliche Lösung zur Verhinderung 
spekulativer Bodenpreissteigerungen. Eine solche 
Regelung ist nicht nur notwendig für mehr Gerech-
tigkeit in diesem Lande. Die Abschöpfung der Bo-
denpreissteigerung ist auch notwendig, um den fi-
nanziell strapazierten Gemeinden — wie sie in den 
letzten Jahren unter diesen Entwicklungen gelitten 
haben, wissen Sie alle — die Finanzierung ihrer 
Gemeindebedarfseinrichtungen zu erleichtern. Die 
Verantwortung für den Fortfall des Planungswert-
ausgleichs trägt die Bundesratsmehrheit, der es nicht 
gelungen ist, eine glaubhafte Alternative für die 
Abschöpfung von planungsbedingten Bodenerwerbs-
steigerungen vorzulegen. 
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Ich bin ganz sicher, daß wir uns mit dieser Novel-

lierung des Bundesbaugesetzes bei den Bürgern 
bezüglich des Schutzes ihres Eigentums und bei den 
Gemeinden sehen lassen können. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Im 8. Deutschen Bundestag werden die offenen Fra-
gen von uns erneut zur Behandlung gebracht wer-
den. Der Gesetzgeber hat für Bürger und Gemeinden 
ein Werk geschaffen, auf das mit Recht große Hoff-
nungen im Hinblick auf Bürgerbeteiligung und kom-
munale Planung gesetzt werden. Die Novelle weist 
aber auch den Gemeinden gute Wege im Sinne des 
Europäischen Denkmalschutzjahres 1975 in eine 
gute Zukunft, auch für die Erhaltung der baukultu-
rellen Vergangenheit. 

Die SPD-Fraktion stimmt den Vorschlägen des 
Vermittlungsausschusses zu. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Schneider. 

Dr. Schneider (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Für die Fraktion der CDU/CSU 
habe ich die Ehre zu erklären: 

CDU und CSU haben am 11. März das Gesetz zur 
Änderung des Bundesbaugesetzes abgelehnt. Ihre 
Nein-Stimmen richteten sich gegen den abgaben-
rechtlichen Teil und gegen die unzulänglichen Be-
stimmungen über die Veräußerungspflicht der Ge-
meinden für die im Wege der Enteignung und der 
Ausübung des Vorkaufsrechts erworbenen Grund-
stücke. 

Die Vorschläge des Vermittlungsausschusses ha-
ben diese Einwendungen ausgeräumt. Erstens. Der 
Vermittlungsvorschlag enthält keinen abgabenrecht-
lichen Teil mehr. Zweitens. Die im Vermittlungs-
ausschuß erzielte Einigung über die Privatisierungs- 
und Reprivatisierungsverpflichtungen der Gemein-
den läßt nunmehr die sachliche und räumliche Er-
weiterung der gemeindlichen Vorkaufsrechte als 
vertretbar erscheinen. 

Die Unionsparteien mußten auf einer strengen 
und präzisen Fassung der gemeindlichen Veräuße-
rungspflichten bestehen; denn Enteignung und Vor-
kaufsrecht sind nach der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts mit ihrem Gemeinwohlzweck 
untrennbar verknüpft. Eine fiskalische Motivierung 
dieser Rechtsinstitute wäre mit dem Grundrecht der 
Eigentumsfreiheit nicht zu vereinbaren. 

CDU und CSU haben durch das Bundesbaugesetz 
bekräftigt, daß sie die Sozialpflichtigkeit des Eigen-
tums ernst nehmen, andererseits aber sind sie auch 
entschlossen, jedem Versuch entgegenzutreten, der 
offen oder versteckt darauf abzielt, die Eigentums-
freiheit, unsere privatrechtliche Eigentumsordnung 
in ihrem Wesensgehalt auszuhöhlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Für uns ist das Privateigentum ein Stück persön

-

licher Freiheit. Ohne freie Verfügungsmacht über 
das Eigentum an Grund und Boden gäbe es keine 

freie Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung, ohne 
Eigentumsfreiheit keine persönliche Freiheit des 
einzelnen. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU] : Sehr rich

-

tig!) 

Aufgabe und Zweck des Bundesbaugesetzes be-
stehen unter anderem auch darin, Inhalt und Schran-
ken des Eigentums an Grund und Boden zu bestim-
men. Die jetzige Gesetzesfassung mag da und dort 
Schwächen aufweisen, Wünsche offenlassen, dem 
einen zu viel, dem anderen zu wenig bringen. Es ist 
in der Tat ein Kompromiß, dem die CDU/CSU-Frak-
tion nach gründlicher Prüfung ihre Zustimmung ge-
ben zu können glaubt. 

Von den ursprünglichen Regierungsentwürfen zur 
heutigen Gesetzesfassung war ein weiter, steiler 
und steiniger Weg zurückzulegen. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Sehr 
wahr!) 

Elemente einer sozialistischen Eigentumsauffassung 
waren ebenso auszumerzen, 

(Zurufe von der SPD) 

wie es sich als notwendig erwies, die Rechtsvor-
schriften den Bedingungen und Erkenntnissen der 
Praxis anzupassen. Daß uns dabei die Vertreter der 
kommunalen Spitzenverbände sowie die Fachleute 
aus den Länderverwaltungen behilflich waren, soll 
hier noch einmal dankbar und anerkennend ver-
merkt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Waffen

-

schmidt [CDU/CSU]: Sehr richtig! Die kom

-

munalen Spitzenverbände waren Klasse!) 

Was die sozialistischen Elemente angeht, möchte 
ich nur einen Punkt konkret nennen, nämlich die 
normierte Ausschaltung der Baufreiheit in § 29 
Abs. 1 Satz 1 des ursprünglichen Entwurfs. Das habe 
ich gemeint. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Das hat 
Herr Vogel zu verantworten!) 

Das neue Bau- und Bodenrecht ist am Wohl der 
Allgemeinheit orientiert. Es wird rechtsstaatlichen 
Ansprüchen gerecht und kodifiziert im wesentlichen 
die Erkenntnisse, die im Laufe der letzten 16 Jahre 
in der kommunalen Praxis und der höchstrichter-
lichen Rechtsprechung mit dem geltenden Bundes-
baugesetz gewonnen werden konnten. 

Mitglieder meiner Fraktion haben zum Zustande-
kommen dieses Gesetzes prägende Beiträge gelei-
stet; viele neue Bestimmungen beruhen in ihren 
wesentlichen Teilen auf Anträgen der CDU/CSU-
Fraktion. Das gilt insbesondere für die Verknüpfung 
der Bauleitplanung mit der städtebaulichen Entwick-
lungsplanung, für die vorgezogene Bürgerbeteili-
gung und die Sozialplanung, die im Interesse aller 
Bürger erstmals in das allgemeine Bau- und Boden-
recht aufgenommen worden ist. 

Ein besonderes Anliegen meiner Fraktion waren 
die Vorschriften über die Erleichterung der Zulässig-
keit des Bauens im Innen- und Außenbereich, die 
vor allem für die bauliche Entwicklung in den länd- 
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lichen Gebieten von weittragender Bedeutung sein 
werden. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Das neue Baurecht trägt unverkennbar gemeinde-
freundliche Züge. In dieser Hinsicht hat sich keine 
Fraktion von der anderen übertreffen lassen. Was 
der Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen hierzu ge-
sagt hat, findet auch meine Zustimmung. Das neue 
Baurecht gibt den Gemeinden die rechtlichen Instru-
mente in die Hand, die sie in die Lage versetzen, 
Bauleitpläne zu beschließen und zu verwirklichen, 
die eine dem Wohl der Allgemeinheit entsprechen-
de, sozial gerechte Bodennutzung gewährleisten und 
dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu 
sichern. 

Das neue Bundesbaugesetz stellt die Fortentwick-
lung des Gesetzes dar, das heute vor genau 16 Jah-
ren, am 20. Mai 1960, in zweiter und dritter Lesung 
die Zustimmung des Deutschen Bundestages gefun-
den hat. Es ist ein Gesetz für die Bürger, die von 
den  Verantwortlichen in den Gemeinden kommunal-
politische Weitsicht, Mut und Klugheit verlangen, 
denen es unter anderem auch obliegt, die Eigen-
tumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung durch 
geeignete Bauleitplanung vorzubereiten und zu för-
dern. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU] : Sehr rich

-

tig!) 

Die Klugheit der Verantwortlichen in unseren 
Rathäusern wird sich besonders dort zu bewähren 
haben, wo es gilt, die erheblich erweiterten ge-
meindlichen Eingriffsinstrumentarien anzuwenden. 
Das Gespräch mit dem Bürger, den Eigentümern und 
allen sonstigen rechtlich oder tatsächlich Betroffe-
nen, muß jeder Anwendung oder auch nur Andeu-
tung von Zwangsmitteln vorangehen. Wer vom Bür-
ger im Interesse des Gemeinwohls Opfer verlangt, 
muß zuerst bereit sein, sein Vertrauen, seine bes-
sere Einsicht und freiwillige Zustimmung zu gewin-
nen. Die sehr wenigen Enteignungsverfahren legen 
für die Einsicht und soziale Aufgeschlossenheit der 
Haus- und Grundeigentümer ein rühmliches Zeug-
nis ab. Sie bestätigen auch, daß ein grundsätzliches 
Mißtrauen gegen sie unberechtigt und im Interesse 
einer wachsenden bürgerschaftlichen Solidaritäts-
gemeinschaft höchst schädlich ist. 

Die Gemeinden dürfen beim Gesetzesvollzug nicht 
vergessen, daß auch das Bundesbaugesetz im großen 
Rechtszusammenhang verstanden und gehandhabt 
werden muß. Wir bejahen den städtebaulich orien-
tierten Wohnungsbau und messen der menschen-
würdigen Wohnung in einem geordneten und ge-
sunden Wohnumfeld eine hohe soziale und vor 
allem familienpolitische Bedeutung bei. 

Das neue Bodenrecht grenzt das Planungsscha-
densrecht ein, es bringt Plangewährleistungsfristen, 
erweitert das gemeindliche Vorkaufsrecht rechtlich 
und räumlich und trennt das Enteignungs- vom Ent-
schädigungsverfahren. Der verfahrensrechtliche Ge-
staltungsrahmen des Art. 14 ist zugunsten der Ge-
meinden weitestgehend in Anspruch genommen 
worden. 

Das Gesetz bedeutet jedoch nur dann einen Fort-
schritt, wenn es den Bürgern, dem einzelnen Men-
schen, den Familien, den Sportvereinen, den Denk-
malschützern, den Mietern und Vermietern, den 
Bauwilligen zugute kommt, wenn es mehr Bürger-
beteiligung im Geiste der Gemeinwohlverantwor-
tung auszulösen vermag und schließlich dazu bei-
trägt, daß die gebaute Umwelt humaner, sicherer 
und gesünder sein wird. 

Städtebau und Wohnungsbau werden auch in Zu-
kunft ihren politischen Prioritätsrang nicht verlie-
ren. Städtebau läßt sich nicht kodifizieren. Der Ge-
setzgeber kann tote Rechtsnormen beschließen; ihre 
Anwendung bedarf jedoch der schöpferischen Ge-
staltungskraft derjenigen, die planen und bauen. 
Daneben handelt es sich hier auch um einen ökono-
mischen Prozeß von grandiosen Ausmaßen. Die Rah-
menbedingungen dafür schaffen nicht die Städte-
bau-, sondern die Wirtschafts- und Finanzpolitiker. 

CDU und CSU halten die erweiterten Einwir-
kungsmöglichkeiten der Gemeinden im Interesse 
einer geordneten städtebaulichen Entwicklung und 
Bodenmarktordnung für notwendig und haben sie 
im Verlauf der bisherigen Beratungen auch stets 
unterstützt. 

CDU und CSU gingen bei ihren Entscheidungen 
im Interesse einer Begrenzung der gemeindlichen 
Macht- und Einwirkungsbefugnis sowie einer brei-
ten Eigentumsstreuung des Bodeneigentums stets 
davon aus, daß die erweiterten Vorkaufs- und Ent-
eignungsrechte im Gegenzug strengen Privatisie-
rungs- und Reprivatisierungsverpflichtungen unter-
liegen müssen. Daß die Ausübung der Vorkaufs-
rechte selbst an rechtsstaatlich nachprüfbare Krite-
rien und Tatbestandsvoraussetzungen zu binden ist 
und einer eindeutigen Zweckbindung unterliegen 
muß, ist ein selbstverständliches Gebot unserer 
rechtsstaatlichen Ordnung. Wir begrüßen die Eini-
gung, die darüber im Vermittlungsausschuß erzielt 
werden konnte. 

So erfreulich es ist, daß sich nunmehr der Ver-
mittlungsausschuß hinsichtlich der Rechtsform der 
der Privatisierung unterliegenden Grundstücke dar-
auf geeinigt hat, daß grundsätzlich den Wünschen 
der Privatisierungsberechtigten mit der Maßgabe 
Rechnung zu tragen ist, daß der Übertragung vollen 
Eigentumsrechts ein eindeutiger Vorrang gegenüber 
eigentumsgleichen Rechten zukommt, so bedauer-
lich ist es, daß es erst der Anrufung des Vermitt-
lungsausschusses durch den Bundesrat bedurfte, um 
diese nach unserem Verfassungsverständnis nur 
folgerichtige Regelung zu erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei realistischer Haltung der Koalition hätte diese 
Einigung bereits im Bundestag am 11. März 1976 
möglich sein müssen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist typisch!) 

Diese Feststellung gilt nicht weniger hinsichtlich 
des zweiten und eigentlichen Streitpunktes der vor-
liegenden Baugesetznovelle, nämlich der Aus-
gleichsbetragsregelung. Die Vermutung liegt nahe, 
daß das Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats 



17380 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 245. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Mai 1976 

Dr. Schneider 
beim Bundesminister der Finanzen über Probleme 
und Lösungsmöglichkeiten einer Bodenwertzu-
wachsbesteuerung die Bundesregierung und die 
Koalition zu einem Neuüberdenken ihrer Vorstel-
lungen über die Ausgleichsbetragsregelung der Bau-
gesetznovelle bewogen hat. Das Urteil des Gutach-
tens über den sogenannten Planungswertausgleich, 
dessen Verfasser sicher nicht in dem Verdacht einer 
parteipolitischen Einseitigkeit stehen, ist eindeu-
tiger und vernichtender, als es je von der CDU/CSU 
oder sonst bisher in der Öffentlichkeit formuliert 
wurde. Ich kann es mir daher ersparen, noch einmal 
meine Einwendungen vom 11. März 1976 von dieser 
Stelle aus zu wiederholen und darf statt dessen 
auf die Ergebnisse dieses Gutachtens verweisen. 

Der Beirat fordert, daß auch die Ausgleichsabgabe 
bestimmten steuertechnischen Prinzipien genügt, 
z. B. den abgabepflichtigen Tatbestand eindeutig 
bestimmt und den vor allem bei Bewertungen un-
umgänglichen Ermessensspielraum in möglichst 
engen Grenzen hält. 

(Zuruf von der SPD: Deshalb hat die CDU/ 
CSU die Abgabe beschlossen!) 

Der Beirat meldet aber bereits zu diesem Punkt 
ernsthafte Bedenken an und kommt zu der Auffas-
sung, daß die Bewertungsprobleme, insbesondere 
zur Bestimmung der Eingangswerte, nicht gelöst 
sind. Er sagt hierzu das Gleiche, was wir alle und 
insbesondere ich immer dazu behauptet haben. Er 
stellt dazu fest — ich zitiere wörtlich —: 

Geht es doch dabei nicht nur um die an sich 
schon schwierige Aufgabe der Ermittlung von 
Verkehrswerten tatsächlich nicht gehandelter 
Grundstücke, sondern auch noch darum, diese 
Verkehrswerte für einen hypothetischen Fall 
— nämlich das Fehlen der Planänderungen 
bzw. entsprechender Absichten — zu berech-
nen. Mit dieser Aufgabe dürfte die zuständige 
Verwaltung schlechterdings überfordert sein. 

Der Beirat äußert weiter Zweifel, daß die Gut-
achterausschüsse in der Lage sind, eine sorgfältige 
Einzelbewertung durchzuführen. Er hält die Be-
wertungsprobleme selbst für den Fall nicht gelöst, 
daß sich die Anfangs- und Endwerte korrekt bestim-
men ließen, da sich nach seiner Ansicht nicht die 
planungsbedingten Wertsteigerungen von den son-
stigen Wertsteigerungen trennen ließen. Schließlich 
zweifelt der Beirat überhaupt daran, daß sich mit 
der Ausgleichsabgabe die damit verfolgten boden-
politischen Wirkungen zur Eindämmung der speku-
lativen Bodenpreisentwicklung erzielen ließen, und 
er widerspricht vor allem dem Argument der Be-
fürworter der Ausgleichsbetragsregelung, sie sei 
aus Gründen der Symmetrie und Gerechtigkeit die 
zwangsläufige Konsequenz aus der Entschädigung 
von Planungsverlusten. 

Das Gutachten des Beirates wurde im Dezember 
1975 abgeschlossen. Nach einer Presseverlautbarung 
des Bundesministers der Finanzen vom 18. März 
1976 soll es am 10. März 1976 überreicht worden 
sein. Die Bundesregierung hat es bisher nicht für 
nötig erachtet, die Ergebnisse des ihr sicher seit  

längerem bekannten Gutachtens den Fraktionen 
zur Verfügung zu stellen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie wußte warum!) 

Trotz wiederholter Anforderung hat die Bundesre-
gierung bisher dem federführenden Ausschuß für 
Bodenrecht noch nicht offiziell ein Exemplar des 
Gutachtens zur Verfügung gestellt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Das ist von unserer Fraktion her ausdrücklich zu 
kritisieren. 

Die CDU/CSU sieht sich in ihrer konsequent ab-
lehnenden Haltung zur Ausgleichsbetragsregelung 
nach den Vorstellungen der Bundesregierung durch 
das Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats in 
glänzender Weise bestätigt und begrüßt es daher 
ausdrücklich, daß die Koalition nunmehr auf Grund 
des Ermittlungsergebnisses ersatzlos auf den abga-
benrechtlichen Teil der Baugesetznovelle verzichtet. 
Die CDU/CSU hat ihre grundsätzliche Auffassung 
zu diesem ernsten Problem nicht zu korrigieren. So-
weit im Rahmen der gemeindlichen Bauleitplanung 
oder im Zuge der Neuordnung und Entwicklung ge-
meindlicher Gebiete Bodenwertsteigerungen auftre-
ten, kann deren Ermittlung und abgabenrechtliche 
Behandlung nur im Rahmen unserer steuerlichen Ge-
setzgebung geregelt werden. Alle bisherigen Mo-
delle, Lösungsversuche, Expertisen und sonstigen 
wohlgemeinten Empfehlungen erwiesen sich am 
Ende als nicht praktikabel. 

(Zuruf von der SPD: Sie machen Ihre eige

-

nen Vorschläge schlecht!) 

Die Unionsparteien haben das Scheitern einer 
abgabenrechtlichen Lösung nicht zu vertreten. 

(Doch! bei der SPD) 

Hier muß ich Ihnen, Herr Kollege Schmitt-Vocken-
hausen, widersprechen. Die Verantwortung dafür ist 
ausschließlich der Bundesregierung anzulasten, 

(Waltemathe [SPD] : Was?) 

denn sie hat es seit Jahren unterlassen, das Bewer-
tungsgesetz den rechtlichen und den tatsächlichen 
Erfordernissen anzupassen. Niemand bestreitet näm-
lich, daß die Bewertungsfrage nur mittels eines neu-
en Bewertungsrechts zu beantworten sein wird. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Nur auf der Grundlage einwandfreier, rechtsstaatli-
chen Ansprüchen genügender Bemessungsgrundla-
gen kann das überaus komplizierte Problem der 
Bodenbesteuerung zweckmäßig und gerecht gelöst 
werden. Überschneidungen, Doppelbelastungen, 
Hemmnisse gegen eine breitgestreute Eigentums-
und Vermögensbildung sind auszuräumen und zu 
vermeiden. 

Daß sich Koalition und Bundesregierung für unse-
ren Vorschlag, die Spekulationsfrist in § 23 des Ein-
kommensteuergesetzes von zwei auf acht Jahre zu 
verlängern, nicht erwärmen konnten, ist bezeich-
nend für die Unentschlossenheit und Widersprüch-
lichkeit, mit der im Regierungslager Reformpolitik 
betrieben wird. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 245. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Mai 1976 	17381 

Dr. Schneider 

Der Deutsche Städtetag stellt in einer Erklärung 
fest, daß ohne den abgabenrechtlichen Teil wesent-
liche Abschnitte des Gesetzes nicht mehr tragbar 
wären. In dem Aufkommen aus den Ausgleichsbe-
trägen sah der Städtetag eine Art Vorteilsausgleich 
für die zusätzlichen gemeindlichen Leistungen und 
Ausgaben beim Vollzug der neuen Bestimmungen 
im Bundesbaugesetz. Dagegen ist einzuwenden: 

Erstens. Der Ausgleichsbetrag wurde während 
der Beratungen niemals als Instrument zur Verbes-
serung der gemeindlichen Finanzlage gefordert oder 
gewertet. 

Zweitens. Selbst wenn der von der Koalition be-
schlossene abgabenrechtliche Teil in Kraft träte, 
brächte er wegen des gleichzeitig entstehenden Ver-
waltungs- und Organisationsaufwandes keine nen-
nenswerten Beträge. 

Drittens — und das ist ganz wesentlich —: Der 
Regierungsentwurf sah den Stichtag 1. Februar 1976 
vor; bis zu. diesem Termin eingetretene Bodenwert-
steigerungen sollten bei der Bemessung der Aus-
gleichsbetragsleistungen außer Ansatz bleiben. Min-
destens bis zum Jahre 1984/85 hätten die Gemeinden 
in Ansehung des großen Umfanges rechtlich qualifi-
zierten Baulandes und Bauerwartungslandes keinen 
Zufluß an Ausgleichsbeträgen zu erwarten gehabt. 
Die Gemeinden erleiden also aus dem Wegfall des 
abgabenrechtlichen Teils keine Einnahmeverluste. 

Der Vermittlungsausschuß empfiehlt eine Rege-
lung, die es den Gemeinden ermöglicht, den Kauf-
preis für die im Wege des Vorkaufsrechts erworbe-
nen Grundstücke auf der Basis des Verkehrswertes 
zu bemessen. Sofern das Grundstück auch enteignet 
werden könnte, soll der Kaufpreis auf der Basis der 
Enteignungsentschädigung berechnet werden. Dem 
Verkäufer wird für diesen Fall ein Rücktrittsrecht 
eingeräumt, das jedoch dann entfällt, wenn das 
Grundstück enteignet werden könnte. 

CDU und CSU haben bereits bei der Regelung 
der Enteignungsentschädigung bewiesen, daß sie 
bereit sind, den Gemeinden ein Instrument an die 
Hand zu geben, das es ihnen ermöglicht, in markt-
konformer Weise auf die Bodenpreisgestaltung Ein-
fluß zu nehmen und Spekulationsgewinne auszu-
schließen. Die CDU/CSU-Fraktion wird sich einer 
entsprechenden Regelung auch für das für die ge-
meindliche Bodenpolitik gegenüber dem Enteig-
nungsrecht ungleich bedeutungsvollere Vorkaufs-
recht nicht widersetzen. Ob die daran geknüpften 
Erwartungen eintreffen werden, mag die Erfahrung 
bestätigen. Unsere Zustimmung beruht auch auf der 
Annahme, daß das Vorkaufsrecht auf Verkehrswert

-

basis den freien Grundstücksmarkt in seiner markt-
wirtschaftlichen Funktion unberührt läßt. 

Schließlich begrüßen CDU und CSU die weiteren 
Empfehlungen des Vermittlungsausschusses, unter 
anderem zur Entwicklungsplanung, Bürgerbeteili-
gung und Sozialplanung, um nur einige zu erwäh-
nen, die zwar für die politische Bewertung und Ent-
scheidung von geringer Bedeutung sind, dafür aber 
um so wichtiger für das Funktionieren und Greifen 
der neuen baurechtlichen Bestimmungen in der Pra-
xis. 

Meine Damen und Herren, wir sind der Über-
zeugung, daß damit die Voraussetzungen für eine 
geordnete und gesicherte Entwicklung unserer Städte 
und Gemeinden nicht erst geschaffen werden — wie 
es von Koalitionsseite zu Beginn der Bodenrechts-
reformdiskussion immer wieder behauptet wurde -, 
sondern fortentwickelt und verbessert werden. Inso-
weit ist es nicht berechtigt, von einem Reformgesetz 
zu sprechen; denn wir haben nicht alte Formen wie-
derhergestellt, sondern auf der Grundlage alten 
Rechts und früherer Erfahrungen neues Recht ge-
schaffen. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir sind uns bewußt, daß wir mit diesem Gesetz 
eine Gesamtnovellierung des Bau- und Bodenrechts 
noch nicht erreicht haben. Das Änderungsgesetz be-
zieht das Erschließungsbeitragsrecht und das Umle-
gungsrecht nicht mit ein. Diese und andere Rechts-
bereiche werden den nächsten Bundestag zu be-
schäftigen haben. 

Andererseits kann nicht verkannt werden, daß die 
jahrelange Bodenrechtsdiskussion viel Unruhe ge-
stiftet und nicht unerheblich zu einer allgemeinen 
Verunsicherung in der Bevölkerung beigetragen hat. 
Ich glaube kaum, daß unser jetzt geschaffenes Bau-
und Bodenrecht in überschaubarer Zeit einer weite-
ren Inhalts- und Schrankenbestimmung bedarf. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Das ist der 
Unterschied!) 

Die Bodenrechtsdiskussion in unserem Lande muß 
nach der Verabschiedung dieses Gesetzes am heu-
tigen Tage zur Ruhe kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Waltemathe 
[SPD] : Sie wollen Ihre Parteitagsbeschlüsse 
vergessen machen! — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

— Verehrter Herr Kollege Waltemathe, jetzt hören 
Sie persönlich einmal ganz gut zu! 

Insbesondere aber halte ich weitergehende Ein-
griffe in unsere privatrechtliche Eigentumsordnung 
für mit den Grundprinzipien unserer in der Verfas-
sungswirklichkeit gewonnenen Staats- und Gesell-
schaftsordnung nicht vereinbar. 

Die Novelle zum Bundesbaugesetz hat ihren recht-
lichen und politischen Eigenwert. Sie darf nicht als 
Stufe zu einer Bodenreform verstanden oder miß-
braucht werden, die das Grundrecht der Eigentums-
freiheit nach Art. 14 des Grundgesetzes in seiner 
Substanz gefährden oder gar vernichten würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Böger. 

Dr. Böger (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Der abgaberechtliche 
Teil des Bundesbaugesetzes hat im Vermittlungs-
ausschuß keine allseits befriedigende Lösung ge-
funden. Die Vorstellung des vom Bundestag be-
schlossenen Gesetzes über eine ausgewogene Ab-
schöpfung planungsbedingter Bodenwertsteigerun- 
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gen mittels eines an die Gemeinde zu zahlenden 
Ausgleichsbetrages fand nicht die Zustimmung der 
Bundesratsmehrheit, die ihrerseits einer steuerrecht-
lichen Lösung den Vorzug geben wollte. Nun hatte 
auch die FDP ursprünglich eine steuerrechtliche Lö-
sung dieser Abschöpfung planungsbedingter Wert-
steigerung ins Auge gefaßt, die allerdings ganz 
anders konstruiert war als das, was der Bundesrat 
vorsah und dem von den Koalitionsparteien nicht 
zugestimmt werden konnte. Das Problem der Ab-
schöpfung von Bodenwertsteigerungen eines Grund-
stücks, die durch Investitionen der Gemeinde, d. h. 
auf Kosten der Allgemeinheit, entstehen, bleibt wei-
ter vorhanden und wird sicher den Bundestag in 
seiner nächsten Legislaturperiode beschäftigen. Die 
FDP, die dieses Problem sehr ernst nimmt, wird 
ihre Vorstellungen einer steuerrechtlichen Lösung 
dann wiederum, eingehend begründet, zur Diskus-
sion stellen. 

Aber auch ohne eine abgabenrechtliche Lösung 
bedeutet das Gesetz nach unserer Ansicht einen 
erfreulichen, allerdings auch dringend notwendigen 
Fortschritt für unser Bau- und Bodenrecht. Der pla-
nungsrechtliche Teil der Novelle zum Bundesbau-
gesetz, der nun in Kraft treten wird, bringt nämlich 
Regelungen, die für die weitere Entwicklung unse-
rer Städte und Gemeinden von wesentlicher Bedeu-
tung sind. 

Ohne auf Einzelheiten einzugehen, die bei der 
dritten Lesung des Gesetzes von allen Seiten aus-
führlich beleuchtet worden sind, stelle ich aus der 
Sicht meiner Fraktion mit Genugtuung fest, daß die 
Gemeinden durch das neue Gesetz nicht nur die 
erforderlichen Handhaben bekommen, um planen zu 
können, sondern durch die sogenannte Verwirk-
lichungsgebote in die Lage versetzt werden, ihre 
Planungen im Interesse der Gesamtheit der Bürger 
auch in die Tat umzusetzen. Durch die Ausweitung 
des Vorkaufsrechts wird den Gemeinden eine vor-
ausschauende Bodenpolitik ermöglicht. Dabei sind 
andererseits genügend Sicherheiten eingebaut, um 
zu verhindern, daß die Gemeinden, auch wenn sie 
wieder mehr Geld haben sollten als zur Zeit, sagen 
wir mal, übermütig werden und zu Lasten der pri-
vaten Eigentümer nun in ausgedehntem Umfang 
Grund und Boden horten. 

(Niegel [CDU/CSU] : Besteht diese Gefahr?) 

Ein von der FDP besonders erwünschtes Ziel ist 
im neuen Gesetz dadurch erreicht, daß die Bürger 
stärker und frühzeitiger als bisher an der Planauf-
stellung ihrer Gemeinde beteiligt werden. Auch die 
Vorschriften über die sozialen Maßnahmen, die ge-
troffen werden müssen, wenn durch die Verwirk-
lichung der Planung Härten auftreten, ist ein erfreu-
licher Fortschritt gegenüber dem bisherigen Rechts-
zustand. 

Die Trennung des Enteignungsverfahrens in ein 
Verfahren über den Grund der Enteignung und ein 
Verfahren über die Höhe der Entschädigung wird 
die jetzt oft bedauerlich langen Enteignungsverfah-
ren erheblich beschleunigen. 

Es ist bekannt, meine Damen und Herren, daß wir 
Freien Demokraten gegen das preislimitierte Vor

-

kaufsrecht Bedenken hatten. In diesem schwierigen 
Punkt konnten schon bei der endgültigen Fassung 
des Gesetzes und zuletzt auch auf Grund der Bera-
tungen im Vermittlungsausschuß sachliche und 
rechtliche Klarstellungen gefunden werden, die uns 
wesentlich erscheinen. Ich erwähne nur die Angabe 
des Verwendungszwecks bei Ausübung des Vor-
kaufsrechts durch die Gemeinde, die Beachtung des 
Wohls der Allgemeinheit, d. h. praktisch die Bin-
dung an die Enteignungsvoraussetzungen, die Preis-
limitierung auf der Basis des Verkehrswerts, schließ-
lich das Rücktrittsrecht und die Reprivatisierung. 
Letztere war allerdings unseres Erachtens bereits in 
dem Entwurf, der der dritten Lesung zugrunde lag, 
zufriedenstellend im Sinne der Beachtung des Eigen-
tumsgedankens geregelt worden. Wir halten die 
jetzt erfolgte Regelung für vertretbar, und zwar 
schon deshalb, weil sie das Entstehen von spekula-
tiven Grundstückspreisen zu verhindern vermag 
und damit zu einer Preisdämpfung beitragen wird. 

Wir sind davon überzeugt, daß sich das Bundes-
baugesetz in seiner neuen Gestalt für Bürger und 
Gemeinden günstig auswirken wird. Die FDP stimmt 
daher dem Vorschlag des Vermittlungsausschusses 
zum Bundesbaugesetz zu. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort zur Abgabe 
einer Erklärung hat der Kollege Niegel. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich mache es sehr kurz. Ich möchte nur 
sagen, daß ich auch diesem Kompromiß aus ord-
nungspolitischen Gründen meine Zustimmung nicht 
geben kann, da trotz allem ein preislimitiertes Vor-
kaufsrecht eingeführt wurde und in ihm noch die 
nahezu grenzenlose Ausdehnung des Vorkaufsrechts 
sowie ein nahtlos ineinander greifender Gebotska-
talog enthalten ist. Alle Bedenken, die gegen die 
Einführung eines Planungswertausgleiches sprechen, 
sprechen auch gegen ein preislimitiertes Vorkaufs-
recht. 

Im einzelnen verweise ich auf meine schriftliche 
Begründung, die ich als persönliche Erklärung zu 
Protokoll geben möchte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und Her-
ren, wird des weiteren das Wort gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen damit zur Abstimmung. Über den 
Antrag des Vermittlungsausschusses muß gemein-
sam abgestimmt werden. Wer diesem Antrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Mit großer Mehrheit ohne Enthaltungen angenom-
men. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes über Abgaben für das Einleiten von 

Anlage 2 
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Vizepräsident Dr. Jaeger 

Abwasser in Gewässer (Abwasserabgabenge-
setz — AbwAG) 
— Drucksachen 7/2272, aus 7/1088 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/5161 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Riedl (München) 

b) Bericht und Antrag des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 
— Drucksachen 7/5088, 7/5183 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Biechele 
Abgeordneter Konrad 
Abgeordneter Wolfgramm (Göttingen) 

(Erste Beratung 57./122. Sitzung) 

Ich danke den Berichterstattern — für den Haus-
haltsausschuß dem Abgeordneten Dr. Riedl (Mün-
chen), für den Innenausschuß den Abgeordneten 
Biechele, Konrad und Wolfgramm (Göttingen) — 
für ihre Berichte. 

Ich rufe in zweiter Beratung §§ 1 bis 18, Einlei-
tung und Überschrift sowie den Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 7/5238 
auf. Gehe ich richtig davon aus, daß Sie zuerst eine 
allgemeine Aussprache wünschen? 

(Lenders [SPD] : Ja!) 

— Das ist der allgemeine Wunsch. 

Dann eröffne ich in zweiter Lesung die allge-
meine Aussprache und erteile das Wort dem Ab-
geordneten Konrad. 

Konrad (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Entwurf des heute zur Beratung an-
stehenden Gesetzes über Abgaben für das Einleiten 
von Abwasser in Gewässer trägt deutlich die Spu-
ren vieler und tiefgreifender Kompromisse. Aus dem 
von der Bundesregierung eingebrachten besonderen 
Entwurf eines Abwasserabgabengesetzes und aus 
einer Reihe von Paragraphen des von der Fraktion 
der CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Vier-
ten Gesetzes zur Änderung des Wasserhaushalts-
gesetzes hat der Innenausschuß auf Grund der 
Empfehlungen seiner Arbeitsgruppe „Wassergeset-
ze" einen in vielfacher Hinsicht neuen Entwurf er-
arbeitet. Die Grundzüge, also der Abgabetatbestand, 
die Bewertungsgrundlage, ausgehend von der 
Schädlichkeit des Abwassers, und die Zweckbindung 
des Abgabeaufkommens für Maßnahmen zur Erhal-
tung oder Verbesserung der Gewässergüte, die sich 
schon im Regierungsentwurf finden, sind aber bei-
behalten worden. 

Das Abwasserabgabengesetz ist von Anbeginn in 
der Öffentlichkeit mit kritischen, teilweise sogar mit 
ausfallenden Äußerungen begleitet worden. Schon 
am 10. Oktober 1973 überschrieb die im Umwelt-
schutz besonders engagierte „Süddeutsche Zeitung", 
deren Sachkunde anzuerkennen ist, eine besorgte 
Betrachtung mit den Worten „Verhinderungskoali-

tion gegen Umweltschutzgesetze" . Heute sind noch 
deutlicher abwertende Kommentare zu lesen. Ich be-
schränke mich darauf, die „Zeitung für kommunale 
Wirtschaft" zu zitieren, die mit dem Willen, einen 
Scherz zu machen und dennoch im Bilde zu bleiben, 
die Überschrift „Gewässerschutz geht baden" bei-
steuert. 

Die Objektivität gebietet allerdings, anzumer-
ken, daß der Inhalt der vielen und im allgemeinen 
kritischen Stellungnahmen der Öffentlichkeit aus-
gewogener ist, als die Überschriften vermuten las-
sen. Ich muß aber schon hier und ganz allgemein 
darauf hinweisen, daß dem Inhalt und den Auswir-
kungen des Abwasserabgabengesetzes bei den jetzt 
im Vordergrund stehenden Äußerungen nicht immer 
Gerechtigkeit widerfährt. 

Bei der noch nicht lange zurückliegenden Verab-
schiedung des Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Wasserhaushaltsgesetzes ist schon darauf verwiesen 
worden, daß das sogenannte klassische Instrumenta-
rium der Wassergütewirtschaft dringend der Er-
gänzung durch eine Abwasserabgabe bedarf. Ohne 
eine solche müßten die Erlaubnisse zum Einleiten 
wesentlich strenger und damit ebenfalls kosten-
steigernder gefaßt werden, als es bei einer Kombi-
nation zwischen einer Erlaubnis unter Berücksichti-
gung der neuen Vorschrift des § 7 a des Wasser-
haushaltsgesetzes und einer Abwasserabgabe der 
Fall ist. Es besteht im Grunde genommen auch gar 
kein Streit darüber, daß sich die Abwasserabgabe 
marktkonform finanzieller Anreize bedient und nur 
wenig in einzelwirtschaftliche und innerbetriebliche 
Prozesse eingreift. Sie setzt Rahmenbedingungen 
und überläßt es dem Einleiter, wie er die Schädlich-
keit des Abwassers vermindert, um der Abgabe in 
möglichst großem Umfang zu entgehen. 

Es ist hier nicht der Ort und die Stunde, um im 
einzelnen auf die Gutachten des Rates von Sach-
verständigen für Umweltfragen einzugehen und 
sich mit ihnen und den Ergebnissen der Anhörungen, 
die sowohl der Innenausschuß im Jahre 1971 als 
auch das Bundesinnenministerium im Herbst 1973 
durchgeführt haben, zu beschäftigen. Es ist nichts un-
beachtet geblieben, was die Sachverständigen und 
die Verbände der von einer Abwasserabgabe be-
troffenen kommunalen und industriellen Unterneh-
mungen vorgebracht haben. Doch mußte bei der Be-
ratung nicht nur auf das Interesse der Bürger unse-
res Landes an sauberem Wasser und auf das Ko-
steninteresse der Betroffenen, sondern besonders auf 
die gegenwärtige wirtschaftliche Lage und die kon-
junkturellen Aussichten Bedacht genommen werden. 

Eine der ins Auge fallenden Veränderungen des 
vorliegenden Entwurfs gegenüber den früheren Ent-
würfen betrifft den Zeitpunkt, in dem die Abgabe 
zum erstenmal erhoben wird. Wenn es das Jahr 
1981 ist, so ist dieser auf den ersten Blick späte Ter-
min darauf zurückzuführen, daß die Abwasserab-
gabe nunmehr grundsätzlich an den Erlaubnisbe-
scheid anknüpft. Die Bundesländer müssen nicht nur 
ihre Wassergesetze dem neuen Wasserhaushalts-
gesetz und dem Abwasserabgabengesetz anpassen, 
sondern auch durch die Wasserbehörden die Um- 
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stellungen der Erlaubnisbescheide und soweit mög-
lich auch der Bewilligung vornehmen. 

Der neue § 4 des Entwurfs wiederum entspringt 
der Einsicht, daß der Verwaltungsaufwand bei den 
Ländern nur dann geringer gehalten werden kann, 
als ursprünglich zu erwarten war, wenn sich die 
Höhe der Abwasserabgabe in erster Linie nach dem 
Bescheid und nicht nach Messungen bestimmt. 

Daß aber 1981 entgegen früheren Vorstellungen 
die Abwasserabgabe mit 12 DM einsetzt und erst 
1986 die Höhe von 40 DM je Schadeinheit erreicht, 
entspricht zwar Anregungen aus der Wirtschaft, ist 
aber keineswegs von vornherein — jetzt muß auch 
ich mich einmal eines Bildes bedienen — ein Schlag 
ins Wasser. Wiederum unter Verzicht auf Zahlen-
beispiele beschränke ich mich auf die Feststellung, 
daß es Industriezweige gibt, bei denen wirksame 
Verminderungen der Schädlichkeit des Abwassers 
kostenmäßig pro Schadeinheit günstiger liegen als 
der erste Abgabesatz von 12 DM im Jahre 1981. 
Die Schere zwischen den Vermeidungskosten und 
der Abwasserabgabe öffnet sich in jedem darauf-
folgenden Jahr weiter. 

Dem Ihnen vorliegenden Bericht ist jedoch zu 
entnehmen, was ich nicht verschweigen will, daß im 
kommunalen Bereich die Reinigungskosten nur bei 
großen Anlagen niedriger sein werden als die Ab-
wasserabgabe. Gerade im kommunalen Bereich müs-
sen aber die Möglichkeiten im Auge behalten wer-
den, die sich wenigstens vorläufig noch aus den 
Finanzierungshilfen des ERP-Programms und der 
Gemeinschaftsaufgaben ergeben. 

Ich möchte mich, da sich der vorliegende Bericht 
über die Einzelheiten der Abgabevorschriften aus-
führlich äußert, auf diese wenigen grundsätzlichen 
Bemerkungen beschränken. Nur ein Wort möchte 
ich noch an die Adresse der Länder richten. Das 
Abwasserabgabengesetz ist ein Rahmengesetz. Ich 
unterlasse jede Klage darüber, daß es nicht zur 
Grundgesetzänderung und damit zu größerer Ein-
heitlichkeit nach innen und zu einer wirkungsvolle-
ren Vertretung der Ansichten der Bundesrepublik 
Deutschland nach außen gekommen ist. Die Länder 
haben es aber demgemäß jetzt in der Hand, den 
vorgegebenen Rahmen auszufüllen und insbeson-
dere den Wünschen der großen Abwasserverbände 
bei der Verwendung der Abwasserabgabe Rechnung 
zu tragen. Einmal mehr verabschieden wir heute 
ein Gesetz, das Zeugnis ablegt von den gemein-
samen Bemühungen im Hause und von den gemein-
samen Bemühungen des Bundes und der Länder im 
Umweltschutz. Es kommt nun darauf an, daß der 
Vollzug den Bemühungen im Gesetzgebungsver-
fahren nicht nachsteht. 

Damit bin ich bei der angenehmen Aufgabe an-
gekommen, Dank zu sagen. Es ist mehr als eine 
Geste der Höflichkeit, wenn ich zuerst die Vertreter 
der Bundesländer und der „Länderarbeitsgemein-
schaft Wasser" nenne. Wir in der Arbeitsgruppe 
„Wassergesetze" waren auf ihre sachkundige Mit-
arbeit schon deshalb sehr angewiesen, weil der 
Bundesrat selbst als Gesetzgebungsorgan keinen 
oder einen nur wenig hilfreichen Beitrag zum Ab

-

wasserabgabengesetz geleistet hatte. Der Dank er-
streckt sich selbstverständlich auf die Bundesregie-
rung und in besonders herzlicher Form auf die Da-
men und Herren der zuständigen Abteilung im 
Hause des Innenministers. Sie haben zuverlässig 
mit den Kollegen aus anderen Ministerien Zweifels-
fragen geklärt und in einer Art Fließbandarbeit 
Formulierungshilfen gefertigt, gelegentlich sogar in 
solchem Umfang angedient, daß die Mitwirkung 
und Mitverantwortung der Bundesregierung für 
unser Werk nie in Zweifel geraten konnte. Dann 
sollen auch die Mitarbeiter unseres Ausschusses, 
denen soviel abgefordert wurde, und mein Freund 
Otto Wittmann, der vielgeplagte Vorsitzende der 
Arbeitsgruppe, nicht vergessen werden. 

Das Abwasserabgabengesetz stellt einen vorläufi-
gen Abschluß im Recht der Wasserwirtschaft dar. 
Da mag es erlaubt und gerechtfertigt sein, an einen 
Beschluß des Bundesrates aus seiner Sitzung vom 
25. April 1952 zu erinnern. Er lautet: 

Die Bundesregierung wird ersucht, von ihrem 
Recht zum Erlaß von Rahmenbestimmungen auf 
dem Gebiet des Wasserhaushaltes gemäß Art. 75 
Nr. 4 GG baldmöglichst Gebrauch zu machen. 

Aus der Begründung dieses Beschlusses ist der letzte 
Satz interessant: 

Der Begriff „Rahmenvorschriften" soll so weit-
gehend wie verfassungsrechtlich irgend möglich 
gedeutet werden. 

An diese Richtschnur haben wir uns bei der Bera-
tung des Wasserhaushaltsgesetzes und des Abwas-
serabgabengesetzes gehalten, ohne die spätere Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 1. De-
zember 1954 aus den Augen zu verlieren. 

Es hat fast 25 Jahre gedauert, bis dem im Jahre 
1952 allgemeinen Verlangen nach einer möglichst 
bundeseinheitlichen Gesetzgebung für den Wasser-
haushalt voll entsprochen werden konnte. Nunmehr 
werden die Bürger der Bundesrepublik mit berech-
tigten Erwartungen darauf achten, wie sich die bei-
den  Gesetze dieses Jahres auf den Wasserhaushalt 
in der Bundesrepublik auswirken werden. 

Die sozialliberale Koalition hat ihren Beitrag ge-
leistet und steht dazu. Die SPD-Fraktion wird dem 
Gesetz zustimmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Biechele. 

Biechele (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! 

Das menschliche Leben in nahezu allen Einzel-
funktionen setzt voraus, daß Wasser in der er-
forderlichen Menge und Güte zur richtigen Zeit 
am richtigen Ort zur Verfügung steht. Dabei 
steigt mit dem Lebensstandard, d. h. durch viel-
fältigere und extensivere Wassernutzung, der 
Bedarf der Bevölkerung ständig. Für den Zeit-
raum 1950 bis 2000 ist mit einem jährlichen Zu-
wachs von 1,5 bis 2 % zu rechnen. Obwohl 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 245. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Mai 1976 	17385 

Biechele 
diese Rate hinter anderen Steigerungssätzen, 
z. B. im Energie- oder im Abfallbereich zurück-
bleibt, erfordert doch die naturgegebene Be-
grenzung des Wasserdargebots, insbesondere 
des für Versorgungszwecke bevorzugt geeigne-
ten Grundwassers, einen verstärkten Rückgriff 
auf die vorrangig durch Abwassereinleitungen 
stark belasteten Oberflächengewässer. So wird 
aus dem Mengenproblem der Versorgung ein 
Güteproblem der Gewässer. 

Diese Ausführungen lesen wir zur Einführung des 
Kapitels „Wasser" im „Umweltgutachten 1974", das 
der „Rat von Sachverständigen für Umweltfragen" 
dem Bundesminister des Innern vorgelegt hat. Mit 
der Drucksache 7/2802 vom 14. November 1974 wur-
de der Deutsche Bundestag über dieses erste wich-
tige Gutachten des Sachverständigenrats für Um-
weltfragen unterrichtet. 

Wir haben bei den Beratungen wichtiger, die Rein-
haltung der Gewässer betreffender Gesetze stets 
Gelegenheit gehabt, auf die Bedeutung und die Not-
wendigkeit des Gewässerschutzes hinzuweisen und 
nachdrücklich zu betonen, daß der Gewässerschutz 
heute das Hauptproblem der Wasserwirtschaft ist. 
Das tun die Sachverständigen in dem eben genann-
ten Gutachten mit besonderer Eindringlichkeit. Wir 
wissen, daß in der Zeit des Wirtschaftswachstums 
seit dem zweiten Weltkrieg ein erheblicher Rück-
stand gegenüber den progressiv wachsenden Rein-
halteanforderungen entstand. 

Mit dem Waschmittelgesetz und vor allem mit der 
Vierten Novelle zum Wasserhaushaltsgesetz haben 
wir die gesetzlichen Grundlagen des Gewässer-
schutzes erheblich verbessern können. Mit dem Ab-
wasserabgabengesetz, das wir heute in zweiter und 
dritter Lesung beraten und verabschieden, soll, da-
von gehen wir aus, eine wirksamere Reinhaltung 
der Gewässer erreicht werden. Dabei erwarten wir, 
daß die teilweise erheblichen Kosten zur Vermei-
dung, zur Beseitigung und zum Ausgleich von Ge-
wässerbelastungen gerechter verteilt werden. 

Für die Fraktion der CDU/CSU nehme ich zu den 
uns vorliegenden Beratungsunterlagen und -ergeb-
nissen wie folgt Stellung: 

Die Fraktion der CDU/CSU hat ihr Konzept einer 
Gewässerbenutzungsabgabe, das die Abwasserab-
gabe als Reinhalteabgabe mitenthielt, schon in ihrem 
Entwurf einer Vierten Novelle zum Wasserhaus-
haltsgesetz vom 16. September 1973 in den §§ 37 a 
bis 37 g — Drucksache 7/1088 — vorgelegt. Die Bun-
desregierung folgte mit ihrem Entwurf eines Ab-
wasserabgabengesetzes vom 18. Juni 1974 auf 
Drucksache 7/2272. 

Wir hatten es hier mit einer schwierigen Materie 
zu tun. Wir mußten Neuland betreten. Auch die 
Bundesregierung konnte mit ihrem Entwurf — dar-
auf wies ich in der ersten Beratung in der 122. Sit-
zung des Deutschen Bundestages am 10. Oktober 
1974 hin — diese Schwierigkeiten nicht meistern. 
Aus unserer Sicht ergaben sich ungelöste Probleme 
von zentraler Bedeutung, die folgende, von der 
Bundesregierung nicht oder nur unzureichend be-
antwortete Fragestellungen geradezu provozieren: 

Erstens. Wie sind die Auswirkungen der Abgabe 
und der jeweiligen Abgabenhöhe auf die deutsche 
Wirtschaft und für deren Wettbewerbsfähigkeit im 
nationalen und vor allem im internationalen Bereich 
zu beurteilen? Zweitens. Sind die Bestimmungen des 
Gesetzentwurfs EG-konform? Drittens. Wie hoch 
sind die mit der Erhebung der Abgabe verbundenen 
Personal- und Sachkosten? Werden Sie nicht das 
Aufkommen der Abwasserabgabe in unverhältnis-
mäßiger Weise aufzehren? 

Die uns vorliegenden Beschlüsse des Innenaus-
schusses, die praktisch ein weitgehend neu gefaßter 
Entwurf sind, enthalten neben Elementen des Regie-
rungsentwurfs der Fraktion der CDU/CSU wesent-
liche Modifikationen und Neuerungen. Beibehalten 
wurden insbesondere folgende Grundelemente des 
Regierungsentwurfs und des Entwurfs der Fraktion 
der CDU/CSU: 

Erstens der Abgabetatbestand, zweitens die Be-
wertungsgrundlage, ausgehend von der Schädlich-
keit des Abwassers, und drittens die Zweckbindung 
des Abgabenaufkommens für Maßnahmen zur Er-
haltung oder Verbesserung der Gewässergüte. 

Die Beschlüsse des Innenausschusses enthalten 
sachlich notwendige und teilweise neue Regelungen. 
Ich verweise in Kürze auf die wichtigsten Regelun-
gen. 

Erstens. Die Abwassereinleiter — das sind in 
erster Linie Gemeinden und Industrie — zahlen von 
1981 an eine Abwasserabgabe, die sich im Grund-
satz nach der Schädlichkeit des in die Gewässer ein-
geleiteten Abwassers richtet. 

Zweitens. Die Schädlichkeit wird unter Zugrunde-
legung der Abwassermenge, der absetzbaren Stoffe, 
der oxydierbaren Stoffe sowie der Giftigkeit des 
Abwassers in Schadeinheiten bestimmt. Eine Schad-
einheit entspricht etwa dem ungereinigten Abwasser 
eines Einwohners, bezogen auf ein Jahr. 

Drittens. Besonders positiv zu beurteilen ist, daß 
die Bewertung der Abgabenhöhe nach der Schmutz-
fracht erfolgt. 

Viertens. Auf Vorschlag der Bundesregierung ist 
vorgesehen, daß die Abgabepflicht am 1. Januar 
1981 mit einem Abgabesatz von je 12 DM für jede 
Schadeinheit beginnt. Er steigt stufenweise bis 1986 
auf 40 DM je Schadeinheit an. Durch das spätere 
Einsetzen der Abwasserabgabe und der vorgesehe-
nen Staffelung in Verbindung mit der Härteregelung 
nach § 9 Abs. 6 wird es den stärker belasteten 
Branchen der Wirtschaft grundsätzlich möglich sein, 
sich auf die Abgabe einzustellen. Wir gehen davon 
aus, daß mit diesen Regelungen die Existenzgefähr-
dung von Betrieben und damit verbunden die Ge-
fährdung von Arbeitsplätzen weitgehend vermieden 
werden. 

Fünftens. Die Werte für die Berechnung der 
Schadeinheiten sollen in der Regel dem die Einlei-
tung zulassenden wasserrechtlichen Bescheid ent-
nommen werden. Die Einhaltung des Bescheides 
muß überwacht werden. Dadurch werden eine en-
gere Verknüpfung der Abgabe mit dem allgemeinen 
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wasserrechtlichen Vollzug und eine erhebliche Ver-
minderung des Verwaltungsaufwandes erreicht. 

Sechstens. Die durch die Gewässerverschmutzung 
entstehenden Schäden müssen jetzt vom Einleiter 
mitgetragen werden. Insoweit wurde ein unerträg-
licher Sachverhalt — daß man Abwasser in Ge-
wässer einleiten kann, ohne zu deren Sanierung 
beizutragen — beseitigt und dem Verursacherprin-
zip Geltung verschafft. 

Siebtens. Die sachlich gebotenen Regelungen im 
Sinne der Zweckbestimmung dieses Gesetzes konn-
ten mit den Möglichkeiten der Rahmenkompetenz 
erreicht werden. Um Legendenbildungen vorzubeu-
gen, stelle ich fest, daß Kompetenzfragen, also die 
Frage der Übertragung der Vollkompetenz für den 
Wasserhaushalt auf den Bund, nur eine unterge-
ordnete Rolle gespielt haben. Das gilt für die Vierte 
Novelle zum Wasserhaushaltsgesetz, das gilt vor 
allem für die vorliegende Fassung des Abwasser-
abgabengesetzes. Hierzu verweise ich vor allen 
Dingen auf die entscheidenden Regelungen des § 9: 
Abgabepflicht, Abgabesatz. 

Die an die Abwasserabgabe geknüpfte Erwartung, 
daß durch ihre Erhebung allein ein wirtschaftlicher 
Anreiz geschaffen wird, um vor allem in erheblich 
größerem Umfang als bisher Kläranlagen zu bauen, 
ist fraglich. Ich verweise in diesem Zusammenhang 
auf die entsprechenden Ausführungen im Bericht 
des Innenausschusses auf Drucksache 7/5183. Sie 
wäre im erwarteten Umfang auch als fraglich zu 
bewerten gewesen, wenn die Abgabe früher und 
mit den vorgesehenen Sätzen erhoben würde. 

Gelegentlich ist die Frage gestellt worden, ob 
die vorgesehene Regelung der Staffelung der Ab-
gabe in fünf Stufen hinter entsprechenden Rege-
lungen im EG-Raum und in anderen europäischen 
Ländern zurückbleibe. Das ist nicht der Fall. Die 
niederländische und die französische Abgabe sehen 
eine jährliche Steigerung des Abgabensatzes vor. 
Die durch die Abgabe eintretende Belastung wird 
in der Bundesrepublik höher liegen als in vergleich-
baren europäischen Staaten. Vor allem muß darauf 
hingewiesen werden, daß die Gesamtkosten, die 
Kosten für Vermeidungsmaßnahmen plus Abwas-
serabgabe, in der Bundesrepublik weit höher lie-
gen als in allen anderen europäischen Ländern. Aus 
diesem Grund ist eine Erhöhung des Abgabensat-
zes, vor allem unter dem Aspekt der Wettbewerbs-
gleichheit, nur im Rahmen einer europäischen Har-
monisierung zu vertreten. In diesem Bereich sind 
erfreuliche Ansätze und erste Ergebnisse zu er-
kennen. 

Die Abwasserabgabe gewinnt ihre eigentliche 
Bedeutung im Zusammenhang mit dem zur Verfü-
gung stehenden wasserrechtlichen Instrumentarium, 
das durch Regelungen der Vierten Novelle zum 
Wasserhaushaltsgesetz erheblich verstärkt wurde. 
Ich verweise etwa auf die Möglichkeiten von Ein

-

leitungsverboten, Emissionsnormen, Reinhalteord-
nungen und Bewirtschaftungsplänen. 

Um die Abwasserabgabe zur vollen Wirkung zu 
bringen, ist es dringend geboten, öffentliche Mittel 
zielgerichtet zur Förderung des Baus von Abwasser

-

behandlungsanlagen einzusetzen. Das tat der Bund 
bisher mit den ERP-Mitteln, die zur Förderung von 
Abwasserbehandlungsanlagen zur Verfügung ste-
hen, und mit einer Reihe von Förderprogrammen, 
so im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" und 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes". 
Das taten die Länder mit ihren Programmen und 
den damit verbundenen großen finanziellen Auf-
wendungen. 

Es kommt darauf an, eine optimale Bündelung der 
Gewässerschutzmaßnahmen der Länder und des 
Bundes zu erreichen. Gerade das Beispiel der Rein-
haltung des Bodensees zeigt, daß sich die Kräfte 
der Länder und des Bundes zu einer einzigartigen 
Gewässerschutzmaßnahme zusammenfassen lassen, 
wo es darum geht, die Reinhaltung des größten 
Trinkwasserspeichers Europas, der für über 3 Mil-
lionen Menschen Trinkwasser liefert, weiter zu 
fördern und zu stabilisieren. 

Das Schwerpunktprogramm Bodensee des Lan-
des Baden-Württemberg wurde wirkungsvoll durch 
das Rhein-Bodensee-Sanierungsprogramm des Bun-
des ergänzt und verstärkt. Die Gewässergüte des 
Bodensees hat sich in den letzten Jahren vor allem 
im Uferbereich deutlich verbessert. 

Diese Programme sollten weiterlaufen. Baden

-

Württemberg hat sein Schwerpunktprogramm Bo-
densee um drei Jahre verlängert. Es wäre sehr 
wünschenswert, wenn der Bund mit seinem Pro-
gramm das gleiche täte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bevor ich zum Ende komme, muß ich mich mit 
einem Wort an den Bundesminister des Innern wen-
den. Herr Professor Maihofer, Sie sagten in Ihrer 
Replik auf die Rede des Kollegen Dr. Riedl am 
12. Mai 1975 während der Haushaltsdebatte folgen-
des: 

Dazu kommt die Novelle zum Wasserhaushalts-
gesetz, die wir gegen den entschiedenen Wi-
derstand der Opposition durchgesetzt haben. 
Dazu kommt das Abwasserabgabengesetz, das 
wir — auch wenn es heute auf eine Teillösung 
zurückgeführt ist — ebenfalls nur gegen den 
entschiedenen Widerstand der Opposition in 
dieser Gestalt durchsetzen konnten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren und 
Herr Minister, diese Behauptungen sind falsch. Die 
Vierte Novelle zum Wasserhaushaltsgesetz wurde 
sowohl in den Beratungen der Arbeitsgruppe Was-
sergesetze im Innenausschuß als auch im Plenum 
des Deutschen Bundestages einstimmig verabschie-
det. Dies gilt mit einer Einschränkung auch für das 
Abwasserabgabengesetz. Mir ist unerklärlich, wie 
Sie davon sprechen konnten, daß diese Gesetze ge-
gen den entschiedenen Widerstand der Opposition 
durchgesetzt werden mußten. Ich muß diese — er-
lauben Sie mir die Formulierung — verletzende 
Behauptung, die den eigentlichen Sachverhalt gera-
dezu auf den Kopf stellt, entschieden zurückweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Im übrigen habe ich Ihnen, Herr Minister, diese Be-
hauptung eigentlich gar nicht zugetraut. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU] : Das hat ihm 
einer aufgeschrieben!) 

Die Fraktion der CDU/CSU hat aus ihrer Verant-
wortung für einen modernen und wirksamen Ge-
wässerschutz ihren wichtigen Beitrag für die jet-
zige Vorlage zur Abwasserabgabe geleistet. 

Auch ich darf in diesem Zusammenhang ein kur-
zes Wort des Dankes an all jene richten, die uns 
in diesen Beratungen mit ihrem Sachverstand maß-
geblich unterstützt haben. Das sind die Vertreter 
der Länder, das sind die Vertreter der Bundesregie-
rung, vor allem des federführenden Ressorts, und 
das sind natürlich auch die Mitarbeiter des Innen-
ausschusses. 

Wir bedauern, daß unsere Vorstellungen einer 
Gewässerbenutzungsabgabe nicht mehr beraten wer-
den konnten. Wir sehen auch einige erhebliche 
Schwächen der Vorlage. Wir beklagen die Unaus-
gewogenheit und Ungleichheit der Regelungen des 
§ 7: Pauschalierung bei der Einleitung von ver-
schmutztem Regenniederschlagswasser. Wir haben 
hierzu einen Änderungsantrag auf Drucksache 7/5238 
vorgelegt, der anschließend von Herrn Kollegen 
Kiechle begründet wird. 

Wir stimmen trotz dieser Bedenken dem Gesetz-
entwurf zu. Wir tun dies, weil wir uns in der Sorge 
um eine menschenwürdige Umwelt von nieman-
dem übertreffen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wolfgramm. 

(Stücklen [CDU/CSU] : In der Kürze liegt 
die Würze!) 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP) : Urteilen Sie nach-
her, Herr Kollege Stücklen! 

Herr Präsident! Meine Damen, meine Herren! Das 
vorliegende Gesetz zur Abwasserabgabe füllt die 
entsprechenden Positionen des Wasserhaushaltsge-
setzes aus und arrondiert in diesem Bereich das Um-
weltprogramm der Bundesregierung. Die vielfälti-
gen Bemühungen, auf administrative Weise in den 
letzten Jahren der weiteren Verschmutzung unserer 
Gewässer vorzubeugen, waren, wenn wir einmal 
vom Beispiel des Bodensees absehen, schon von die-
sem Ansatz her nicht immer erfolgreich. Auch von 
daher war es dringend notwendig, das Abwasser-
abgabengesetz vorzulegen. Eine Vielzahl von Kom-
munen und Industriebetrieben sehen nach wie vor 
ihre Verantwortung im Bereich des Gewässerschut-
zes eben nicht und tragen dazu bei, daß sich die-
jenigen, die bereits Maßnahmen zur Klärung der 
Abwässer ergriffen haben, düpiert fühlen müssen. 

Die Abwasserabgabe soll erreichen, daß durch die 
Anreizwirkung der Abgabesätze für jede Schadein-
heit eine finanzielle Abwägung bei den Kommunen 
und Betrieben mit dem Ziel eintritt, statt der Ab-
gabe Kläranlagen zu errichten. Darüber hinaus sol-

len der Stand der Abwasserreinigungstechnik ver-
bessert und abwasserarme Produktionsverfahren an-
geregt werden. Der Wettbewerbsvorteil derjenigen, 
die Gewässer bisher ohne eigene Kläranlagenauf-
wendungen verschmutzten, soll damit abgebaut wer-
den. 

Die vorliegende Fassung des Gesetzentwurfs er-
füllt diese Forderung leider nur begrenzt. Die jetzi-
ge Fassung enthält, genau wie es beim Wasserhaus-
haltsgesetz der Fall ist, nur eine Rahmenregelung. 
Ich verweise an dieser Stelle noch einmal intensiv 
darauf, daß die Freien Demokraten immer wieder 
die konkurrierende Gesetzgebung im Bereich des 
Wasserrechts gefordert haben und weiter fordern 
werden, um hier zu bundeseinheitlichen klaren Re-
gelungen zu kommen. Wir werden nicht müde wer-
den, der Opposition vorzuhalten, daß sie entgegen 
ihrer Wahlaussage von 1972 im Bunde mit den von 
ihr regierten Ländern im Bundesrat diese von ihr 
versprochene Vollkompetenz dem Bund weiter ver-
weigert, und wir fordern sie auf, dieses Versprechen 
nun wenigstens in der nächsten Legislaturperiode 
zu verwirklichen. Genau dies, Herr Kollege Biechele, 
hat Herr Minister Maihofer immer wieder gefordert, 
und genau dies war Gegenstand seiner Ausführung 
in der erwähnten Rede. 

Der gefundene Kompromiß des Abwasserabgaben-
gesetzes kumuliert in der Frage, ob die Anreizwir-
kung bei der langen abgabefreien Anlaufzeit und 
dem niedrigen Beginn des Abgabesatzes wirksam 
genug ist, das Ziel zu erreichen. Lassen Sie es mich 
ganz offen sagen, meine Damen, meine Herren: Die 
jetzt getroffene Abgabenregelung erfüllt die Ziel-
vorstellungen nur begrenzt. Viele engagierte Exper-
ten im Umweltbereich sind dieser Meinung, und es 
scheint, daß die Abwägung der Auswirkungen auf 
die betroffenen Industriezweige und damit die Ar-
beitsplatzsicherung und die Wettbewerbssituation 
gegenüber dem Ausland hinsichtlich der Umwelt-
schutzinteressen hier einseitig ausgefallen ist. 

An dieser Stelle erhebt sich für uns die Frage: 
Wollen wir dieses Gesetz so, wie es Ihnen vorliegt? 

(Dr. Miltner [CDU/CSU] : Lehnen Sie es ab?) 

Wir meinen bei allen Bedenken und bei aller Kritik, 
die wir teilen: ja. Wir schaffen mit der Abwasser-
abgabenregelung ein Instrumentarium, das die be-
reits verabschiedete Novellierung zum Wasserhaus-
haltsgesetz systematisch ergänzt und von dem neben 
seiner wenn auch langfristigen Anreizwirkung auch 
ein politischer Impuls ausgehen wird, ein Impuls an 
die gewählten Vertreter der Kommunen, der Kom-
munalparlamente und ihrer Verwaltungen, auf dem 
Gebiet der Abwasserklärung die notwendigen 
Schritte nicht mehr hinauszuzögern. 

In diesem Zusammenhang appelliere ich an die 
Kommunen, nicht so lange zu warten, bis irgend-
wann einmal ein weiteres Konjunkturprogramm die 
Schaffung von Kläranlagen mit zusätzlichen Krediten 
fördert, wie es das letzte getan hat, sondern bereits 
jetzt das Notwendige zu tun und die jetzt dafür 
bereitgestellten Mittel der Bundesregierung und der 
Länder zu nutzen. Wenn Sie so wollen also: erst 
Kläranlagen und dann Rathäuser. 
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Dasselbe gilt für die Wirtschaft. Auch hier kann es 
nicht angehen, daß die maßvollen Anreize, wenn ich 
sie einmal so bezeichnen darf, die mit diesem Gesetz 
beschlossen werden, dazu führen, daß die Wirtschaft 
glaubt, die Abgabe der Kläranlage vorziehen zu 
können. 

Meine Damen und Herren, das Gesetz ist ein 
Schritt in die richtige Richtung. Er ergänzt unser 
Wasserrecht und das Netz im Rahmen der Europä-
ischen Gemeinschaft. 

Herr Kollege Biechele hat hier den Änderungs-
antrag der Opposition eingebracht. Lassen Sie mich 
dazu gleich einige Anmerkungen machen. Die Freien 
Demokraten werden dem Änderungsantrag nicht zu-
stimmen. Die Belastung der Gewässer durch ver-
schmutztes Niederschlagswasser ist erheblich. 10% 
des gesamten Schmutzwasseranteils schlagen sich 
hier nieder. Die Belastung geschieht kumulativ stoß-
weise. Gerade bei den vorhandenen Kanalisationen 
— und die anderen werden durch § 7 nicht betrof-
fen — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ja das 
Ungerechte!) 

ist dieser Verschmutzungsgrad einfach nicht hinzu-
nehmen. 

Wir sind der Meinung, daß zusätzlich mit § 7 ein 
Anreiz für die Schaffung der in diesem Bereich ganz 
besonders notwendigen Rückhalteanlagen gegeben 
wird, den wir nicht herausnehmen wollen. Wir wer-
den einer weiteren Verwässerung des Gesetzes nicht 
zustimmen. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Freien Demokraten werden die Entwicklung 
auf dem Gebiet der Abwasserabgabe kritisch und 
genau verfolgen. Ich meine, wir dürfen nicht zögern, 
bei weiterer günstiger wirtschaftlicher Entwicklung 
eine Novellierung der Abgabensätze und der An-
laufzeiten in der nächsten Legislaturperiode vorzu-
sehen, um so mehr, sollte das eintreten, was die 
Umweltschützer befürchten, nämlich daß der Bau 
von Kläranlagen zugunsten der Entrichtung der Ab-
gabe verschleppt wird. 

Ich darf diese unsere politische Zukunftsvorstel-
lung mit Brillat-Savarin, dem Altmeister der franzö-
sischen Kochkunst, umschreiben, der einmal gesagt 
hat: Eine gute Nachspeise ist in der Lage, die Fehler 
des Hauptgerichtes zu verdecken. 

Die FDP-Fraktion stimmt dem vorliegenden Ge-
setz zu. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister des Innern. 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des Innern: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das Ab-
wasserabgabengesetz ist ein weiteres wichtiges 
Umweltgesetz, wird es doch durch Einführung eines 
neuartigen Instrumentariums wesentlich dazu bei-
tragen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Bürokratie 
zu vermehren!) 

eine unserer wichtigsten Lebensgrundlagen, das 
Wasser, stärker zu schützen als bisher. — Wenn 
schon Bürokratie, dann ausschließlich eine solche 
der Länder, wenn Sie das Gesetz gelesen haben soll-
ten. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU] : Ja, ist das 
keine?) 

Die Bundesrepublik Deutschland gehört zu den 
Staaten mit einem reichen Wasserschatz. Sie ge-
hört aber auch zu den Staaten mit einer großen 
Beanspruchung des Wasserhaushalts, bedingt durch 
hohe Bevölkerungsdichte, hohen Lebensstandard 
und starke wirtschaftliche Nutzung. Nur durch ver-
stärkten Schutz können unsere Gewässer als natür-
liche Lebensgrundlage und für vielfältige Nutzungs-
ansprüche erhalten werden. Ein weiter steigender 
Wasserverbrauch bringt einen erhöhten Schmutz-
wasseranfall mit sich. Verstärkte Reinigungsanstren-
gungen sind deshalb erforderlich, allein schon, um 
die Belastung unserer Gewässer nicht noch weiter 
ansteigen zu lassen, mehr aber noch, um sie Schritt 
für Schritt abzubauen. 

Die 1969 gebildete sozialliberale Bundesregierung 
hat von Beginn an den Gewässerschutz zu einem 
Schwerpunkt ihrer Politik gemacht und in ihrem 
Umweltprogramm von 1971 umfassende Maßnah-
men zur Sanierung unserer Gewässer gefordert. Im 
Gegensatz zur Luftreinhaltung, Lärmbekämpfung 
und Abfallbeseitigung konnte jedoch, zu unserem 
Bedauern, auf dem Gebiet des Wasserhaushalts die 
konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des Bun-
des nicht erreicht werden, obwohl noch vor den 
Wahlen 1972 — ich wiederhole es — SPD, FDP und 
CDU übereinstimmend die Vollkompetenz gefordert 
hatten. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Die CSU nicht!) 

— Sie als einzige nicht. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Wir wissen auch, 
warum!) 

Leider ist die CDU aus diesem Verband Gleich-
gesinnter später ausgeschert. Die Erneuerung des 
wasserrechtlichen Instrumentariums wurde dadurch 
mit einer Hypothek belastet. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Weil wir diesen Widerstand der Opposition ge-
gen eine Vollregelung nicht überwinden konnten, 
blieb das unter dieser Voraussetzung Erreichbare 
— das ist doch einfach die Wahrheit — weit hinter 
den Notwendigkeiten zurück. Hier und nirgendwo 
sonst liegt in der Tat der Grund für meine Klage 
über die Haltung der CDU/CSU. Alles, was wir 
unter diesen Voraussetzungen am Ende dann in der 
Tat gemeinsam geschafft haben, ist eben weit von 
den Zielen entfernt, die wir uns jedenfalls in der 
sozialliberalen Koalition gesteckt hatten. 

Dennoch — das ist die andere Seite der Medaille, 
und die möchte ich ebenso klar herausheben — ist 
durch die Gesetzgebung in dieser Legislaturperiode: 
Waschmittelgesetz, Vierte Novelle zum Wasser-
haushaltsgesetz und nun das Abwasserabgaben-
gesetz, zumindest der Rahmen für ein modernes 
wasserrechtliches Instrumentarium geschaffen wor- 
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den, dessen Ausfüllung nun den Ländern obliegt, 
die auch für einen konsequenten Vollzug zu sorgen 
haben. 

Als letztes der im Umweltprogramm angekündig-
ten Gesetze zur Reinhaltung unserer Gewässer steht 
nun dieses Abwasserabgabengesetz zur Verabschie-
dung an. Durch das Gesetz sollen die Kostenlasten 
für die Vermeidung, die Beseitigung und den Aus-
gleich von Gewässerbelastungen gerechter verteilt 
und ein weiteres Instrument für eine wirksamere 
Reinhaltung der Gewässer zur Verfügung gestellt 
werden. Neben dem klassischen Instrumentarium 
der administrativen Maßnahmen setzen wir nun 
einen auf wirtschaftliche Anreize abzielenden öko-
nomischen Hebel an. 

Nach dem Gesetz zahlen die Einleiter von Abwas-
ser eine Abgabe, die sich nach der Menge und der 
spezifischen Schädlichkeit des Abwassers richtet. 
Wer die Gewässer wenig verschmutzt, zahlt weni-
ger; wer sie stark verschmutzt, zahlt mehr. Damit 
wird zusätzlich zu den bisherigen verwaltungsmäßi-
gen Maßnahmen ein wirtschaftlicher Anreiz geschaf-
fen, die Schädlichkeit des Abwassers zu vermindern. 
Die verursachergerecht aufgebrachten Gelder stehen 
den Ländern zu und sind für die Gewässerreinhal-
tung zweckgebunden. Sie fließen damit in den Wirt-
schaftskreislauf zurück und werden als gezielte In-
vestitionen mit dazu beitragen, zukunftssichere 
Arbeitsplätze zu erhalten oder gar zu schaffen. 

Nun zu der entscheidenden Frage. Nach dem 
Gesetzentwurf beginnt die Abgabepflicht im Jahre 
1981. Die Abgabehöhe ist zeitlich gestaffelt und er-
reicht ihre letzte Stufe — das sind 40 DM je Schad-
einheit und Jahr — im Jahre 1986. Beides — Beginn 
der Abgabepflicht und Erreichen der Endstufe — 
erscheint den Kritikern als zu spät. Für beides gibt 
es jedoch gute Gründe. Ich möchte diese noch ein-
mal in aller Deutlichkeit herausstellen. 

Eine Staffelung der Abgabe, die schon im Regie-
rungsentwurf vorgesehen war, wie sie der Rat von 
Sachverständigen für Umweltfragen vorgeschlagen 
hat und wie sie sich auch, wie gerade Herr Kollege 
Konrad hervorgehoben hat, in ausländischen Ab-
gabesystemen findet, ist zweckmäßig, um zunächst 
diejenigen Abwasserableiter zur Verringerung der 
Schädlichkeit des Abwassers anzureizen, bei denen 
die Kosten hierfür im Verhältnis zum Erfolg beson-
ders gering sind. Diejenigen, bei denen die Kosten 
höher sind, werden erst später durch diese Incentive-
Methode angereizt. Hiermit wird erreicht, daß sich 
die erforderlichen Maßnahmen zur Verringerung 
der Schädlichkeit kontinuierlich auf eine Reihe 
von Jahren verteilen. So wird ein Nachfrageschub 
mit seinen unerwünschten Folgen, wie einer diskon-
tinuierlichen Kapazitätsausweitung, weitgehend ver-
mieden. 

Folgende Gründe waren im wesentlichen maß-
gebend, die Abgabepflicht nicht vor 1981 beginnen 
zu lassen. 

Erstens. Angesichts der Tatsache, daß die volle 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes auf dem Ge-
biet des Wasserhaushalts nicht erreichbar war — 
insoweit hat das schon Auswirkungen, Herr Kollege 

Biechele —, konnte das Abwasserabgabegesetz lei-
der nur rahmenrechtlichen Charakter haben. Das 
bedeutet aber, daß den Ländern — denn sie müssen 
es vollziehen — mehr Zeit zur Ergänzung und Aus-
füllung dieses Rahmens durch landesrechtliche Vor-
schriften gegeben werden mußte, als bei einer Voll-
regelung durch den Bund erforderlich gewesen wäre. 
Das ist die einfache Wahrheit. 

Zweitens. Nach dem vorliegenden Entwurf wird 
die Abgabepflicht an die in den wasserrechtlichen 
Bescheiden festgelegten Werte angebunden. Dadurch 
wird eine Menge Meß- und Verwaltungsaufwand 
erspart. Das ist — alles hat in der Welt eine Vorder-
und eine Rückseite — die andere Seite, die man 
durchaus würdigen muß. Dies erfordert aber zu-
gleich eine gewisse Vorlaufzeit für die Umstellung 
der Bescheide. 

Drittens. Bei einer schwer vorausschätzbaren mit-
telfristigen Konjunkturentwicklung erscheint es 
wirtschaftspolitisch zweckmäßig und umweltpolitisch 
vertretbar, eine zusätzliche Belastung der Abwasser-
ableiter nach der jetzt zu Ende gehenden rezessiven 
Phase erst nach einer gewissen Vorlaufzeit vorzu-
sehen. Ich erinnere daran, wie eindringlich Industrie 
und Kommunen ihre wirtschaftlichen Bedenken 
vorgetragen haben und dabei vom Bundesrat nach-
haltig unterstützt worden sind. 

Der Beginn der Abgabepflicht im Jahre 1981 be-
deutet aber keineswegs, daß bis dahin nichts ge-
schehen wird. Manche, denen die Zahlung einer 
hohen Abgabe vom Beginn der 80er Jahre an droht, C 
werden dennoch die erforderlichen Maßnahmen zur 
Reinigung der Abwässer und Umstellungen im Pro-
duktionsprozeß bei ihren nächsten Investitionsvor-
haben vorsorglich mit einplanen, da sie nur so 
kostensparend zu verwirklichen sind; denn wer hier 
nicht bei irgendeiner anstehenden Investitionsmaß-
nahme diese Neuerungen mit unterbringt, der wird 
später hierfür doppelt und dreifach zahlen. Auch das 
ist eine Tatsache. 

Die Kritik zum Abwasserabgabengesetz betrifft 
fast ausschließlich diesen — sicher wichtigen — 
Einzelpunkt. Doch sollten wir über diesem das 
Ganze nicht vergessen. Wichtiger als jede Einzelheit 
erscheint mir, daß es gelingen wird, dieses von vie-
len schon totgesagte Abwasserabgabengesetz — 
manche wissen, was ich damit sage — noch in die-
ser Legislaturperiode zu verabschieden. 

(Konrad [SPD] : Das ist mehr als ein leben

-

der Leichnam!) 

Wichtig ist die Verabschiedung des Gesetzes 
jetzt, um den Weg vorzugeben, den der Gewässer-
schutz in Zukunft gehen wird. Im Abwasserabgaben-
gesetz wird der Begriff der Schädlichkeit neu be-
stimmt, auch schwer abbaubare und giftige Stoffe 
werden mit erfaßt. Das wird auch für den Vollzug 
der übrigen Wassergesetze Maßstäbe setzen. Die 
daraufhin erfolgende Umstellung der wasserrecht-
lichen Bescheide wird in vielen Bereichen der Ansatz 
für die Sanierung der Abwasserverhältnisse über-
haupt werden. 
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Wichtig ist die Verabschiedung des Gesetzes jetzt, 

um den Abwassereinleitern klare Maßstäbe an die 
Hand zu geben, die sie befähigen, ihre Gewässer-
schutzmaßnahmen in die richtige Richtung zu ent-
wickeln. 

Wichtig ist die Verabschiedung des Gesetzes jetzt 
auch, damit wir endlich auch für diese Seite des 
Gewässerschutzes eine bundeseinheitliche Regelung 
haben, die die erforderliche Weiterentwicklung der 
Umweltschutzregelungen der Europäischen Gemein-
schaft in unserem Sinne mitbestimmen kann. 

Wichtig ist die alsbaldige Verabschiedung des 
Gesetzes aber vor allem deswegen, weil es eine 
ganz neue Motivation für Gewässerschutzmaßnah-
men begründet. Das will ich abschließend noch mit 
einigen Worten verdeutlichen: 

Dieses Gesetz wird dazu beitragen, die Ober-
lieger-Mentalität zu brechen, die über das Abwasser 
denkt: „Was weg ist, ist weg; was schert mich der 
Schaden des Unterliegers?" In Zukunft wird nicht 
mehr derjenige am besten dastehen, der ein mög-
lichst großes Verschmutzungsprivileg genießt, d. h. 
von den Abwasserbehörden möglichst geringe Ein-
leitungsbedingungen oder -auflagen erreicht hat; in 
Zukunft wird jeder Einleiter durch die Zahlung der 
Abgabe am eigenen Geldbeutel spüren, daß und in 
welchem Umfang er das Allgemeingut Wasser in 
Anspruch nimmt. 

In Zukunft wird aber auch jeder, der Maßnahmen 
zur Verminderung der Schädlichkeit des Abwassers 
trifft, in seiner Kostenrechnung eine vorteilhafte 
Veränderung — nämlich die Ersparnis der Abgabe 
— feststellen. Die Abwasserabgabe wird denjenigen 
ermutigen und gegenüber ihren Konkurrenten finan-
ziell entlasten, die wirklich etwas für die Gewässer-
reinhaltung tun. 

Mit diesem neuen ökonomischen Anreizsystem 
der Abwasserabgabe wird insbesondere in dem Be-
reich der Produktion, in dem es laufend Umstellun-
gen gibt, die „ökologische Vernunft" schon früh-
zeitig und im vorentscheidenden Planungsstadium 
mit ins Kalkül gebracht. Die Abwasserabgabe ist 
unserer am Markt orientierten Wirtschaftsordnung 
angemessener und gesamtwirtschaftlich günstiger 
als die andernfalls erforderliche Verschärfung des 
normativen Systems von Geboten und Verboten. 
Um kein Mißverständnis aufkommen zu lassen: Ein 
Freikaufen durch Leistung der Abwasserabgabe wird 
es nicht geben, wo sonst nicht hinnehmbare Ge-
wässerbelastungen entstehen würden. Vielmehr wird 
hier das klassische Instrumentarium der Gewässer-
schutzgebote und -verbote greifen — das wird viel-
fach übersehen —, bis hin nicht nur zu den regio-
nalen und nationalen, sondern auch zu den europä-
ischen Emissionsnormen des Gewässerschutzes. 

Mit dem Abgabeaufkommen wird in Zukunft ein 
von den Verursachern aufgebrachtes Geldvolumen 
von nicht unerheblichem Umfang zur Verfügung ste-
hen, das zweckgebunden für die Gewässerreinhal -
tung verwendet wird und auch, soweit dies umwelt-
und wirtschaftspolitisch geboten ist, zur finanziellen 
Unterstützung derjenigen verwendet werden kann, 
die für die Abwasserreinigung investieren. Weitere 

Mittel des Bundes und der Länder aus verschiede-
nen Programmen — wie etwa die 500 Millionen DM 
allein im letzten Investitionsprogramm oder die 
150 Millionen DM im Bodenseesanierungsprogramm, 
dessen Verlängerung auch die Bundesregierung prüft 
— stehen zur Verfügung. Die Gewährung von Fi-
nanzhilfen ist dort angebracht, wo angemessene 
Eigenleistung nicht ausreicht. Mit Nachdruck warne 
ich jedoch davor, daß sich die Oberlieger-Mentalität 
in eine Beihilfe-Mentalität verwandelt, die Investi-
tionen zur Verringerung der Schädlichkeit nur dann 
vorsieht, wenn diese auch bezuschußt werden. Denn 
es ist ja gerade der Sinn dieses neuen Instruments 
und Konzepts der Abwasserabgabe, hier einen ande-
ren Weg zu öffnen. 

Ich möchte weiter warnen vor dem Mißverständ-
nis, als bedeute die starke Betonung wirtschaftlicher 
Gesichtspunkte durch die Abwasserabgabe eine to-
tale Ökonomisierung des Gewässerschutzes. Von ihr 
bleiben alle bisherigen administrativen Konzepte un-
berührt. 

Ich gehe davon aus, daß Investitionen zur Ver-
ringerung der Schädlichkeit des Abwassers auch 
dann durchgeführt werden, wenn bei ganz spitzer 
Berechnung Nichtstun billiger sein sollte. Ich ver-
traue darauf, daß die Einleiter ihre Entscheidungen 
nicht kurzsichtig nach rein rechnerischem Vorteil aus-
richten, sondern ihre nicht nur wirtschaftspolitische, 
sondern auch umweltpolitische Verantwortung ernst 
nehmen. 

(Beifall bei der FDP) 

Denn das werden Sie ja niemandem einreden: daß 
es heute noch einen Unternehmer gibt, der nur wirt-
schaftspolitisch und nicht zugleich auch immer um-
weltpolitisch denkt und sich aktiv für die Reinhal-
tung der Gewässer engagiert. 

Unter diesen Voraussetzungen wird auch dieses 
sehr maßvolle Abwasserabgabengesetz — das wage 
ich vorauszusagen — ein wirksames Gesetz werden. 
Hieran müssen alle ein Interesse haben, auch und 
gerade die Abwassereinleiter. Denn sollte sich das 
mit der Abwasserabgabe geschaffene ökonomische 
Anreizsystem als nicht zureichend wirksam erwei-
sen, wäre dies Anlaß, über die Höhe der Abgabe-
sätze neu nachzudenken. Ohnehin muß gegebenen-
falls eine Anpassung der Abgabe an erhebliche Än-
derungen des Kostenbildes für Reinhaltemaßnahmen 
vorbehalten bleiben. Das ist eine bare Selbstver-
ständlichkeit, die wir ja auch bei anderen Umwelt-
schutzgesetzen kennen. 

Unter allen diesen Erwägungen setze ich mich 
auch als Bundesinnenminister für die Verabschiedung 
dieses vom Parlament neugefaßten Gesetzes ein, für 
dessen sachverständige Beratung ich allen beteilig-
ten Experten, im besonderen der Arbeitsgruppe des 
Deutschen Bundestages ebenso wie der Länder-
arbeitsgemeinschaft Wasser, ausdrücklich danke. 

Es wird sich, wie die ausländischen, insbesondere 
die soeben schon zitierten französischen Erfahrungen 
zeigen, im Gesamtzusammenhang des klassischen 
mit diesem modernen Instrumentarium des Gewäs-
serschutzes als wirksamer erweisen, als manche 
Skeptiker heute meinen. Ich darf dabei insbesondere 
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auch auf die unlängst verabschiedete Europäische 
Gewässerschutzkonvention ENV 131 mit ihrem 
Emissionsnormenkonzept, vor allem aber auch auf 
das soeben nach jahrelangen Verhandlungen abge-
schlossene Rheinschutzabkommen, hinweisen. 

Entscheidend aber ist, daß diese ökonomischen 
Hebel überhaupt geschaffen und angesetzt werden. 
Auch wem Beginn und Höhe der Abgabesätze unzu-
reichend erscheinen mögen — da gibt es ja Kritiker 
inner- und außerhalb des Parlaments —, der möge 
bedenken, daß Ökonomie auch hier nicht nur eine 
Frage der Quantität, sondern auch der Psychologie 
ist. Denn es wird für den Einleiter, ob aus Kommu-
nen oder Industrie, der als Verschmutzer Abwasser-
abgabe zu zahlen hat, nicht nur eine ökonomische 
Frage sein, ob er Abwasserabgabezahler ist, sondern 
bei dem erfreulich gewachsenen Umweltbewußtsein 
unserer Bevölkerung auch eine psychologische, die 
er sich auch unter Umweltgesichtspunkten wohl 
überlegen wird. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Schmitt

-

Vockenhausen) 

Die Bundesregierung hat, wie aus ihrem Gesetz-
entwurf zu ersehen ist, weiterreichende und schär-
fer greifende Regelungen angestrebt. Sie sind, wie 
die Beratungen gezeigt haben, derzeit mit einer 
bloßen Rahmenkompetenz nicht erreichbar. Wer 
nicht in einer Alles-oder-Nichts-Haltung das den-
noch Erreichte in Frage stellen will — und das wol-
len wir nicht —, sollte diesem Gesetz seine Zustim-
mung geben. Darum bitte ich Sie. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, damit ist die allgemeine Aus-
sprache in der zweiten Beratung beendet. 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU auf der Drucksache 7/5238 auf. Das Wort 
dazu hat der Herr Abgeordnete Kiechle. 

KieChle (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Mit dem vorliegenden 
Abwasserabgabengesetz wird der Versuch unter-
nommen, einen Beitrag zur Reinhaltung und zur 
Verbesserung der Qualität unserer Gewässer zu 
leisten. Einerseits soll die Androhung von erheb-
lichen finanziellen Konsequenzen die Bereitschaft 
der Kommunen, Abwasserreinigungsanlagen zu er-
richten, fördern, andererseits sollen finanzielle Mit-
tel beschafft werden, diese Anlagen — zusätzlich — 
zu bezuschussen. In langer und sicherlich sorgfäl-
tiger Beratung wurde versucht, ein möglichst wirt-
schaftlich tragbares, den Zweck des Gesetzes er-
füllendes und im Rahmen des Möglichen perfektes 
Abgabeneinzugssystem zu finden. 

Im Zusammenhang mit dieser Perfektion hat das 
vorliegende Abwasserabgabengesetz einen § 7, der 
mehr als ein Schönheitsfehler ist. Dieser § 7 bezieht 
Niederschlagswasser in die Kategorie Abwasser ein. 
Unabhängig von der Tatsache, daß die Nieder-
schlagswasser auf dem Weg vom Himmel zur Erde 
mehr oder weniger verschmutzt werden können: 

Niederschlagswasser ist im Verständnis unserer 
Bürger niemals Abwasser. Insoweit ist der § 7 ein 
Fremdkörper im Gesetz. 

Das Niederschlagswasser wird im Gesetz mit einer 
Abgabe belegt. Damit wäre eine Art Regensteuer 
geboren. Gegen diese Regensteuer möchte ich mich 
namens der Fraktion der CDU/CSU wenden und das 
folgendermaßen begründen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Erstens. Wer nach Maßgabe dieses Gesetzes Re-
genwasser in eine Kanalisation einleitet, muß be-
zahlen. Wer das Regenwasser in ein Gewässer 
direkt einleitet — unter Umgehung einer Kanalisa-
tion —, bezahlt nicht. Hier fühlen sich die Bürger 
ungleich behandelt. 

Zweitens. Die Gemeinden haben die Verwaltungs-
kosten für den Abgabeneinzug zu tragen und das 
Aufkommen an das Land abzuführen. Von dort 
kommt das Geld in Form von Zuschüssen wieder 
zurück. Das ist ein teurer Vorgang mit viel Verwal-
tungsaufwand und hohen Reibungsverlusten. 

Drittens. Das Abwasserabgabengesetz ist als 
Einstieg in das Verursacherprinzip gedacht. Für Nie-
derschläge, meine Damen und Herren, gibt es keine 
Verursacher. Auch kann man nicht davon ausgehen, 
daß der einzelne Bürger das Regenwasser ver-
schmutzt. Kein Bürger kann und wird sich dafür ver-
antwortlich fühlen, daß auf seinem Hausdach oder 
seiner befestigten Hoffläche geringe Mengen Ruß, 
Staub oder Ähnliches liegen und mit dem Regen ab-
gewaschen werden. 

Damit stellt sich die Frage, ob der Gesetzgeber 
dem Bürger dieses Gesetz einsichtig und verständ-
lich machen kann. Wir haben davon auszugehen, 
daß diese Niederschlagswasserabgabe bei unseren 
Bürgern als Regensteuer angesehen wird; das kann 
von uns niemand verhindern. Niemandem kann 
dieser Passus einleuchtend gemacht werden. Er ist 
auch für niemanden plausibel. Wie soll ein Mitbür-
ger, meine Damen und Herren, der vielleicht an 
einem Bittgang um Regen teilnahm, der für seinen 
Schreber- oder Hausgarten, seine Acker und Wie-
sen sehnsüchtig auf Regen wartete, diese Regen-
steuer begreifen? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

„Wasser ist die Voraussetzung für Leben", hat hier 
heute schon jemand gesagt, der Wasserkreislauf al-
so ein Lebenskreislauf. Wir alle sind auf diesen 
Kreislauf in Form von Regen angewiesen. Wir kön-
nen ihn aber als solchen nicht direkt beeinflussen, 
wir können ihn nur erhoffen — zur rechten Zeit 
und am rechten Ort. Wir sollten ihn also auch nicht 
besteuern. Hoffnungen sollten alle ohne Staatsbe-
teiligung haben dürfen. 

In diesem § 7 des Gesetzentwurfs stößt bürokra-
tischer Gebührenerfindungsgeist auf gesunden Men-
schenverstand. Meine Damen und Herren, ich war 
einige Jahre Gemeinderat und stelle mir nun vor, 
dieses Gesetz müßte, wie geplant, vollzogen werden, 
der Bürgermeister würde in der Sitzung erklären, 
12 °/o der Einwohner unserer Gemeinde sind als 
Schadeinheiten zu betrachten und dann wieder auf 
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die Gesamtzahl der Einwohner umzulegen, unser 
Regenwasser, genannt Niederschlagswasser, wird 
nunmehr abgabepflichtig. Es wäre ein Glücksfall, 
wenn die Gemeinderäte nur in ungläubiges Geläch-
ter ausbrechen würden. Es könnte auch sein, sie 
würden von Kiel bis Oberstdorf unisono ihrem Her-
zen durch wenig schmeichelhafte Äußerungen Luft 
machen. Ich als Gemeinderatsmitglied wüßte, was 
ich dazu sagen würde. 

Käme es zu einer Verabschiedung des § 7, hätte 
sich der Deutsche Bundestag lächerlich gemacht und 
die Staatsverdrossenheit gefördert. Beides können 
wir nicht wollen. Deswegen beantrage ich namens 
der Fraktion der CDU/CSU, den § 7 des Abwasser-
abgabengesetzes ersatzlos zu streichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, der Ernährungsaus-
schuß des Deutschen Bundestages, der sozusagen 
der Natur am nächsten steht, hat in  seiner  Sitzung 
am 7. April 1976 einstimmig diese Streichung vor-
geschlagen. Die Fraktion der CDU/CSU hat nach 
einer entsprechenden und, wie ich zugebe, nicht 
ganz humorlosen Debatte großes Verständis für 
Machbares und Zumutbares gegenüber unseren Mit-
bürgerinnen und Mitbürgern bewiesen und diesen 
Streichungsantrag von einem Gruppenantrag zum 
Fraktionsantrag erhoben. Jetzt sollte dieser vor-
liegende Antrag auch die Zustimmung des Hauses 
finden. Damit würde nämlich verhindert, daß aus 
einer vorläufigen Panne ein Malheur wird. 

Ich möchte mich ausdrücklich an alle Mitglieder 
dieses Hauses, das sich ja das Hohe Haus nennt, 
wenden. Ich sage nicht „meine Kolleginnen und 
Kollegen Abgeordneten", nein, ich sage „meine 
Kolleginnen und Kollegen Volksvertreter", stim-
men Sie bitte dem Änderungsantrag auf Drucksache 
7/5238 der Fraktion der CDU/CSU zu, damit der Re-
gen in Deutschland weiterhin über Gute und Böse, 
Gerechte und Ungerechte, Junge und Alte, Rote, 
Gelbe und Schwarze, Kleine und Große, Wahlkämp-
fer und Wähler, Wahlsieger und Wahlunterlegene 
niedergehen kann wie bisher, nämlich unbesteuert. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, das Wort hat der Abgeordnete 
Konrad. 

Konrad (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich habe seit einigen Jahren das Vergnü-
gen, dem Herrn Kollegen Kiechle in Nesselwang am 
Dreikönigstag zu begegnen, und ich weiß genau, 
daß die geladenen Gäste bei einem Empfang, als er 
einmal später kam, darüber rätselten, ob er einer 
der Heiligen Drei Könige sei und gegebenenfalls, 
welcher. 

(Zurufe) 

Nach dem, wie er hier heute vorgetragen hat, muß 
ich sagen, er rechtfertigt den Ruf, den er dort in der 
engeren Heimat genießt. Ich bedauere, daß ich sa-
gen muß, auch bei einer so liebenswürdig vorge-
brachten Begründung kann die Fraktion der SPD 
dem Antrag nicht zustimmen. 

Der Ansatzpunkt ist ganz einfach falsch. Hätten 
wir bei uns Verhältnisse, wie sie beispielsweise 
Falstaff einmal in einem Lied besingt — „und der 
Regen, der regnet jeglichen Tag" —, dann könnte 
man darüber reden, daß man den Regen nicht be-
steuern sollte, wie Sie das ausdrücken. Wir haben 
es hier aber mit Niederschlagswasser zu tun. 

(Heiterkeit und Zurufe bei der CDU/CSU 
— Kiechle [CDU/CSU] : Das ist doch das

-

selbe!) 

— Herr Kollege Kiechle, ich kann mir nicht vorstel-
len, daß Sie, wenn Sie durch die Flur wandeln — 
ob als einer der Heiligen Drei Könige oder nicht —, 
im Niederschlagswasser stehen. 

(Erneute Heiterkeit) 

Nein, Sie stehen im Regen. Schon der Begriff „Nie-
derschlagswasser" zeigt ganz deutlich, daß es darum 
geht, die schußartigen Niederschläge, 

(Heiterkeit — Zurufe von der CDU/CSU) 

die nämlich, wie der Herr Kollege Wolfgramm aus-
geführt hat, für Vorfluter und für Abwasseranla-
gen so gefährlich sind, mit einer Abgabe zu belegen. 
In § 7 Abs. 2 ist ganz deutlich gesagt: wer Rück-
haltevorrichtungen anbringt, der entgeht der Ab-
wasserabgabe. Die Länder haben ohnehin die Mög-
lichkeit, diese Abgabe zu ermäßigen oder sie fallen-
zulassen. 

Dann möchte ich noch eines sagen: Wenn pauscha-
liert wird auf 12 % der Einwohner, dann muß man 
bedenken, wenn überhaupt rückwärts umgelegt 
wird, 

(Große Heiterkeit und Zurufe) 

daß zu dem Niederschlagswasser, das durch die 
öffentliche Kanalisation abgeleitet wird, auch die 
Einleitungen der Gewerbebetriebe kommen. Auf die 
Einwohner würden also keineswegs die 12 % um-
gelegt werden. Da Sie, Herr Kollege Kiechle, aus der 
Landwirtschaft kommen, muß ich Sie auch noch ein-
mal darauf aufmerksam machen, daß dadurch, daß 
nur auf die Zahl der Einwohner abgestellt wird, der 
ganze Schmutz, der in der Landwirtschaft anfällt 
und auch mit dem Niederschlagswasser wegge-
schwemmt wird, ebenfalls nicht kostenerhöhend 
wirkt. 

Wir können dem Antrag nicht zustimmen. Wir 
nehmen ihn mit der gebotenen Gelassenheit entge-
gen. Wir wollen dann sehen, wie das Ergebnis aus-
sieht. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich hoffe, daß die Heiterkeit 
weiter anhält. Das erleichtert die Abwicklung der 
Verhandlungen. 

Ich gehe davon aus, daß wir uns einig sind, daß 
wir über sämtliche Punkte des Änderungsantrages 
geschlossen abstimmen können. — Wer dem An-
trag zustimmt, den bitte ich um das Zeichen. — Ge-
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Bei einer 
Stimmenthaltung ist der Antrag mit sehr großer 
Mehrheit abgelehnt. 
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) Wir kommen nunmehr zur Abstimmung in der 

zweiten Beratung. Ich rufe §§ 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 
10, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 17, 18, Einleitung und Über-
schrift auf. Wer dem Gesetzentwurf in der zweiten 
Beratung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? — Eine Stimmenthaltung und eine Reihe von 
Gegenstimmen. — Damit ist der Gesetzentwurf in 
der zweiten Beratung angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein. 

Zu einer Erklärung zur Abstimmung hat zunächst 
der Abgeordnete Dr. Gruhl das Wort. 

Dr. Gruhl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich habe für meine 
Person das folgende vorzutragen und befinde mich 
dabei in völliger Übereinstimmung mit allen Fach-
leuten der Wasserwirtschaft. 

Wir behandeln heute nicht irgendein Problem, 
sondern ein Problem, welches die Lebensgrundlage 
von uns allen ausmacht, die Versorgung mit Wasser 
und vor allem mit Trinkwasser in der Zukunft. 

Seit Jahren waren die Fachleute und besonders 
die Betreiber der Trinkwasserwerke darüber einig, 
daß die künftige Versorgung in größter Gefahr ist. 
Bereits in den vergangenen Jahren hatten die Was-
sergewinnungsbetriebe am Rhein größte Mühe, aus 
dem Uferfiltrat, wie es so schön heißt, mit allen 
Kunstgriffen noch trinkbares Wasser aufzubereiten. 

Das liegt daran, daß unsere Oberflächengewäs-
ser, die Flüsse, mit einer steigenden Schmutzfracht 
beladen werden, die diese nicht mehr bewältigen 
können. Dabei hatten wir in den letzten Jahren den 
Vorteil hoher Wasserführung und rückläufiger Ein-
leitungen auf Grund der Konjunkturlage. Sollte sich 
letztere ändern und Trockenjahre dazukommen, 
werden katastrophale Versorgungsschwierigkeiten 
eintreten. 

Daß die Kosten für das Wasser ständig steigen, 
ist unvermeidlich. Die Frage ist nur, wo sie auf-
gebracht werden sollen: bei der immer teurer wer-
denden Aufbereitung von Trinkwasser — und damit 
von allen Bürgern — oder bei der Reinigung der 
Abwässer — und damit von denjenigen Industrie-
betrieben und Kommunen, die ihre Abwässer im-
mer noch nicht oder nur höchst mangelhaft klä-
ren —? Es geht also darum, ob die Verursacher her-
angezogen werden oder Schuldige und Unschuldige 
gleichermaßen bestraft werden. 

Der heutige Zustand ist ungerecht! Ein Teil der 
Kommunen und Industriebetriebe reinigt die Ab-
wässer vorbildlich; andere tun überhaupt noch 
nichts. Wenn sich alle so verhalten hätten wie diese 
Verschmutzer, dann wäre die Wasserversorgung 
in unserem Lande schon längst zusammengebro-
chen. Sie funktioniert nur noch auf Grund der Gut-
willigkeit der einen, auf deren Buckel die anderen 
skrupellos reiten und damit seit Jahrzehnten einen 
finanziellen Vorteil erzielen. Schon die Gerechtig-

keit gebietet es, ihnen diesen Vorteil nun endlich 
zu entziehen. 

Wo Gesetze, behördliche Gebote und alle Er-
mahnungen bisher wirkungslos geblieben sind, 
sollte nun der handgreifliche finanzielle Druck die 
Verschmutzer veranlassen, endlich in den 80er Jah-
ren dieses Jahrhunderts ihre Schmutzwässer zu 
klären. Dieser ökonomische Hebel wirkt aber nur, 
wenn die Abgabe mindestens so hoch, wie die tat-
sächlichen Kosten der Klärung betragen, möglichst 
aber höher angesetzt wird. Sobald die Abgabe 
für Abwässer auch nur etwas niedriger ist als der 
voraussichtliche Kläraufwand, ist die Kalkulation 
für jeden Unternehmer einfach: Er kommt billiger 
davon, wenn er die Abgabe zahlt und die Abwässer 
nicht klärt. 

(Zuruf: Er kann gezwungen werden!) 

Das Gesetz sollte eine Anreizwirkung haben. Aus 
dem Anreiz wird damit ein negativer Anreiz, genau 
das ist bei der heutigen Vorlage der Fall. 

Nach den Feststellungen der Wasserfachleute ist 
der Reinigungsaufwand für eine Schadeinheit im 
Jahr jetzt auf mindestens 40 DM anzusetzen. Die 
ursprüngliche Regierungsvorlage wollte 1976 mit 
25 DM beginnen und 1980 die bewußten 40 DM er-
reichen. Auf dieser Basis haben wir in der Arbeits-
gruppe „Abwassergesetze" des Innenausschusses 
monatelang beraten. 

Aber ganz plötzlich überraschte uns — zumin-
dest mich — die Bundesregierung am 6. März mit 
einer völlig neuen Vorlage. Jetzt sollte die Abwas-
serabgabe nicht 1976, sondern erst 1981 beginnen, 
und dies nicht etwa mit 40 DM und auch nicht mit 
wenigstens 25 DM, sondern mit ganzen 12 DM. Erst 
bis 1986 sollte sie langsam auf diese 40 DM steigen. 
Also: eine wirksame Abgabe erst in zehn Jahren 
mit sechs Jahren Verspätung? 

(Zuruf des Abg. Konrad [SPD]) 

— Nein, auch das nicht! Denn bei der ständigen 
Geldentwertung werden diese 40 DM 1986 eine 
effektive Belastung von noch weniger als 25 DM 
darstellen. 

Insgesamt gesehen ist die Abgabe damit bis 1986 
auf ein Drittel ihrer geplanten Höhe reduziert wor-
den. 

Man kann den heutigen Gesetzentwurf auch nicht 
als Kompromiß bezeichnen, der sozusagen eine 
33°/oige Wirksamkeit habe. Er hat vielmehr eine 
negative Anreizwirkung, nämlich die, nicht zu klä-
ren und sich durch Zahlung der Gebühr sozusagen 
auch moralisch freizukaufen. Bisher waren die Ein-
leiter von ungeklärten Abwässern wenigstens mit 
dem Makel belastet, die Gesetze nicht einzuhalten. 
Nun werden sie darauf verweisen können, daß der 
Staat selber die gesetzliche Möglichkeit, sich frei-
zukaufen, anbietet. Dies ist eine Art modernen 
Ablaßhandels zu Billigstpreisen. Dementsprechend 
hat ja auch Professor Scholder, Mitglied des „Rats 
von Sachverständigen für Umweltfragen" der Bun-
desregierung, diese Abgabe als eine Art „Hunde-
steuer" bezeichnet. 

(Konrad [SPD]: Au, au!) 



17394 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 245. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Mai 1976 

Dr. Gruhl 
Herr Kollege Wolfgramm, Sie haben ausgeführt, 

es komme auf den Nachtisch an. Ich glaube, auf 
den Nachtisch kommt es dann überhaupt nicht mehr 
an, wenn man sich schon beim Hauptgericht den Ma-
gen vergiftet hat. 

Ich muß leider feststellen: Mir ist bisher kein Fall 
bekannt, in dem eine Regierung ihre eigene Vor-
lage so schamlos im Stich gelassen hat wie hier und 
so schnell dem Druck einer Verschmutzungslobby 
nachgegeben hat, einer Lobby, die ihren unerlaub-
ten Vorteil, den sie Jahrzehnte hatte, auf Kosten 
der Gesamtbevölkerung behalten möchte. 

Die Begründung für diese skandalöse Umkehrung 
ins Negative lautet: Man könne in der derzeitigen 
Konjunkturlage der Wirtschaft keine neue Abgabe 
zumuten. Das ist eine völlig absurde Begründung. 
Denn die Abgabe soll ja erst 1981 einsetzen und 
erst in zehn Jahren ihre volle Höhe erreichen. Wer 
weiß, wie dann die Konjunkturlage ist! Wir stehen 
doch angeblich vor einem herrlichen Aufschwung! 
Wie kann man die gegenwärtige Konjunkturlage als 
Maßstab für eine Abgabe zugrunde legen, die erst 
1986 einigermaßen wirksam wird? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Gruhl, auch bei großzügiger Auslegung 
dessen, was eine Erklärung zur Abstimmung nach 
§ 59 unserer Geschäftsordnung ist, müßten Sie jetzt 
aber zu Ende kommen! 

Dr. Gruhl (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich hatte 
mich vorhin bei der Wortmeldung ausdrücklich zur 
Sache gemeldet. Mir ist nicht bekannt, warum das 
hier falsch gelaufen ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Auch ich 
kann Ihnen leider nicht sagen, warum das so ge-
kommen ist. Mir war das so gesagt worden. Ich 
habe deshalb schon Ihre Wortmeldung zu einer Er-
klärung als Wortmeldung zu einer Erklärung zur 
Abstimmung behandelt und vorgezogen, um Ihnen 
die Chance zu geben, etwas mehr zu sagen. Aber 
jetzt wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie zum Ende 
kämen. 

Dr. Gruhl (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich komme 
sofort zum Schluß. 

Gerade bei der jetzigen Arbeitslosigkeit wäre 
ein Bau von Kläranlagen von allen Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen die sinnvollste. Ein solches Pro-
gramm wäre zukunftsträchtig und auch rein ökono-
misch effektiver als die gewohnte Streuung von 
Geldern zur Förderung der Konjunktur in Bereiche, 
wo sie entweder unwirksam bleiben oder das Ge-
genteil erreichen, weil damit in den Betrieben wei-
tere Rationalisierungsmaßnahmen finanziert werden 
mit der Folge, daß danach noch weniger Arbeits-
plätze vorhanden sind. 

Gerade für die Abwasserklärung gilt: Umwelt-
schutz schafft Arbeitsplätze. 

Ich hätte diesem Gesetz nur zustimmen können, 
wenn eine Verkürzung der Fristen und eine wesent-

liche Erhöhung der Abgabesätze beschlossen wor-
den wären. In dieser Form, wo es nur zu der Anreiz-
wirkung kommt, weiterhin nicht zu klären, muß ich 
diesen Entwurf ablehnen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das Wort 
hat der Abgeordnete Vohrer. 

Dr. Vohrer (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn ich meine Zustimmung zum Ab-
wasserabgabengesetz nicht geben kann, so hängt 
das nicht mit der strittigen Diskussion zum § 7 zu-
sammen. Während einigen Kollegen das Gesetz zu 
weit geht, bin ich gegenteiliger Ansicht, daß es 
nämlich seine umweltpolitische Zielsetzung in der 
jetzigen, verstümmelten Fassung nicht erreicht. 

Obwohl das Gesetz vom methodischen Ansatz her 
eine konsequente Anwendung des Verursacherprin -
zips darstellt, ist zu befürchten, daß die Höhe der 
Abgabe je Schadeinheit und die Termine für seine 
Inkraftsetzung das gewünschte Ziel nicht erreichen 
lassen. Während der Regierungsentwurf davon aus-
ging, daß die Abwasserabgabe ab 1976 mit 25 DM 
je Schadeinheit in Kraft gesetzt werden soll und 
am 1. Januar 1980 angehoben wird — diesem Ent-
wurf hätte ich meine Zustimmung gegeben —, wird 
die jetzt auf Druck des Bundesrates zustande ge-
kommene Lösung nicht annähernd dieselbe Wirkung 
erreichen. 

Geht man realistischerweise davon aus, daß sich 
die Unternehmer gewinnorientiert verhalten, so ent-
sprechen die für 1981 veranschlagten 12 DM je 
Schadeinheit einer realen Kaufkraft zu diesem Zeit-
punkt von rund 9 DM bei einer unterstellten Infla-
tionsrate von 5 °/o jährlich. Im Zieljahr 1986 ent-
sprechen die 40 DM noch einem Wert von etwa 
24 DM realer Kaufkraft. Das wird dazu führen, daß 
sich ein gut Teil der Unternehmen nicht zu einer 
aktiven Verbesserung der Abwässer einsetzt, son-
dern eher bereit ist, die relativ niedrigen Kosten für 
die Schadstoffe abzuführen. Dadurch wird die Gefahr 
groß, daß ordnungspolitisch wesentlich schärfere 
Mittel wie Gebote und Verbote zur Ergänzung des 
Instrumentariums herangezogen werden müssen. 

Wer die alarmierenden Äußerungen der Sachver-
ständigen kennt, die die Umweltprobleme des Rheins 
untersuchten — ein Gutachten, das allen Kollegen 
im Hause als Drucksache zugänglich ist —, kann sich 
der in diesem Gutachten angedeuteten Warnung 
nicht verschließen. Ich darf zitieren: 

Falls die Abwasserabgabe verspätet oder in ab-
geschwächter Form in Kraft tritt, müßte zur 
Sicherung der Trinkwasserversorgung des 
Rheingebietes die Abgabenlösung unter Beibe-
haltung des Verursacherprinzips durch Instru-
mente aus dem Bereich der administrativen Ein-
griffe wie Einleitungsverbote und Immissions-
normen vorübergehend ergänzt oder gar ersetzt 
werden. Diese sind allerdings nicht nur ord-
nungspolitisch problematisch, sie sind auch hin-
sichtlich ihrer ökonomischen Effizienz und ihrer 
praktischen Durchsetzbarkeit der Abgabenlö-
sung unterlegen. 
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Dr. Vohrer 
Lassen Sie mich deshalb zusammenfassen: Ich be-

grüße den methodischen Ansatz der Abwasserab-
gabe und habe ihm auch aus abgabenrechtlicher Sicht 
als konsequente Anwendung des Verursacherprin-
zips im Finanzausschuß zugestimmt. Ich möchte in 
diesem Zusammenhang auch darauf hinweisen, daß 
die von den Kollegen Häfele und Zeitel immer wie-
der ins Spiel gebrachte Staatsquote als Indikator für 
Sozialismus in diesem Lande eine absurde Idee ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was hat das da

-

mit zu tun?) 

— Genau deshalb erkläre ich es; vielleicht warten 
Sie noch einen Moment. — Die Abwasserabgabe be-
weist nämlich, daß durch ihre Anwendung die 
Staatsquote neuerlich angehoben wird. Die volks-
wirtschaftlichen Kosten dieser Maßnahme für die 
Produzenten betragen jedoch lediglich 30 bis 50 % 
der Kosten einer Lösung mit gesetzlichen Mindest-
werten, die sich dann aber nicht in den Staatsquoten 
und in den Staatsausgaben niederschlagen würden 
und die in stärkerem Maße interventionistischen 
Charakter hätten und somit den marktwirtschaft-
lichen Ablauf behindern würden. Um die marktwirt-
schaftliche Ordnung nicht durch solche interventio-
nistischen Eingriffe im Rahmen des Umweltschutzes 
zu gefährden, setze ich mich dafür ein, daß der Um-
weltschutz durch das Verursacherprinzip geregelt 
wird, jedoch in einer Weise, bei der die umwelt-
politische Zielsetzung erreicht wird. 

Da dies für den vorliegenden Gesetzentwurf nicht 
gilt, kann ich ihm auch nicht zustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, wir kommen zur Abstimmung 
in der dritten Beratung. Wer dem Gesetzentwurf 
in der dritten Beratung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Ich danke Ihnen. — 
Gegenprobe! — Gegen sieben Stimmen. Enthaltun-
gen? — Meine Damen und Herren, das Gesetz ist 
in der dritten Beratung gegen sieben Stimmen und 
ohne Enthaltungen angenommen worden. 

Darf ich feststellen, daß die zu den Gesetzent-
würfen eingegangenen Petitionen und Eingaben für 
erledigt erklärt werden? — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die heutige Tagesordnung erweitert werden um die 
erste Beratung des von den Fraktionen der SPD, der 
CDU/CSU und der FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Diätengesetzes 
1968 — Drucksache 7/5247 —. — Das Haus ist da-
mit einverstanden; die Tagesordnung ist erweitert. 

Ich rufe nunmehr die Punkte 6 a und b auf: 

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Bur-
ger, Braun, Dr. Hammans, Geisenhofer, Frau 
Dr. Neumeister, Schröder (Lüneburg), Frau 
Hürland, Rollmann, Frau Schleicher, Kroll-
Schlüter und der Fraktion der CDU/CSU ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Gesetzes über die Errichtung einer 
Stiftung „Hilfswerk für behinderte Kinder" 
— Drucksache 7/5062 —  

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federführend) 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

b) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD, FDP eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Errichtung einer Stiftung „Hilfswerk für be-
hinderte Kinder" 
— Drucksache 7/5121 

—Überwersungsvorschiag des Allestenrates: 

Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Zur Begründung des Gesetzentwurfs Drucksache 
7/5062 hat Herr Abgeordneter Prinz zu Sayn-Witt-
genstein-Hohenstein das Wort. 

Prinz zu Sayn -Wittgenstein -Hohenstein (CDU/CSU) : 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf 
hiermit den von der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
am 13. April 1976 eingebrachten Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung des Gesetzes über die Errich-
tung einer Stiftung „Hilfswerk für behinderte Kin-
der" begründen. 

Dieser Gesetzentwurf zielt darauf ab, die an con-
tergan-geschädigte Kinder zu zahlenden monatlichen 
Renten einmalig um 30 % anzuheben. Seit Verab-
schiedung des Gesetzes über die Errichtung einer 
Stiftung „Hilfswerk für behinderte Kinder" im Jahr 
1971 sind die Lebenshaltungskosten ständig ange-
stiegen. Es ist daher erforderlich, die in der Zwi-
schenzeit eingetretene Geldentwertung durch eine 
einmalige Anhebung der Renten auszugleichen. 

Da in den Jahren 1971 bis 1975 auf Grund der ver-
fehlten Wirtschaftspolitik der Bundesregierung eine 
Erhöhung der Lebenshaltungskosten von 30,7 % ein-
getreten ist und für 1976 weitere 5 % zu erwarten 
sind, ist die einmalige Anhebung der Renten um 
30 % gerechtfertigt. Die Anhebung liegt damit im-
mer noch unter der Gesamtinflationsrate. 

Bereits in der Vergangenheit hat meine Fraktion 
die Bundesregierung wiederholt aufgefordert, im 
Hinblick auf die inflationäre Entwicklung die not-
wendigen Leistungsverbesserungen vorzunehmen, 
um die drohende Verschlechterung des wirtschaft-
lichen und sozialen Besitzstandes der contergan-
geschädigten Kinder zu vermeiden. Seit Jahren ver-
folgt nämlich die CDU/CSU mit Aufmerksamkeit 
und Sorge die Auswirkungen der Inflation auf die 
Sozialleistungen. Ein besonderes Augenmerk wid-
mete die CDU/CSU in diesem Zusammenhang den 
Opfern der Contergan-Katastrophe, da schon bald 
offenbar wurde, daß die bei der Errichtung der Stif-
tung „Hilfswerk für behinderte Kinder" gemachten 
Versprechungen der Bundesregierung nicht einge-
halten wurden. Außerdem erwiesen sich die Erwar-
tungen, daß weitere Geldgeber das Stiftungskapital 
aufstocken würden, als trügerisch. 

Deshalb hat die CDU/CSU schon am 29. April 1974 
mit einer Kleinen Anfrage — Bundestagsdrucksache 
7/2050 — zahlreiche kritische Fragen zu diesem 
Problembereich gestellt, die aber von der Bundes-
regierung nur ausweichend beantwortet wurden. 
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Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
Im folgenden Jahr habe ich dann mit dem Bundes-

minister für Jugend, Familie und Gesundheit, Frau 
Dr. Focke, eine umfangreiche Korrespondenz geführt 
mit dem Ziel, Kapital bzw. Erträge der Stiftung für 
die notwendige Anpassung der Leistungen an die 
anspruchsberechtigten Kinder zu verwenden. Diese 
Überlegungen wurden vom Bundesminister für Ju-
gend, Familie und Gesundheit mit dem Hinweis ab-
gelehnt, es dürften nur Erträge aus dem Stiftungs-
vermögen Verwendung finden. Außerdem teilte die 
Stiftung auf Rückfrage der Fraktion mit, daß der 
durch Zinserträge aufgelaufene Kapitalbestand von 
etwa 8 Millionen DM durch eine Vielzahl von Förde-
rungsvorhaben auf etwa 3,5 Millionen DM zurück-
gegangen sei. Die Stiftung hielt es zudem nicht für 
realistisch, die Renten der Kinder aus den für die 
Durchführung institutioneller Vorhaben vorgesehe-
nen Mitteln zu finanzieren. 

Als dann noch der CDU/CSU-Fraktion bekannt 
wurde, daß der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit, Frau Dr. Focke, mit Schreiben vom 
15. Dezember 1975 an den Bundesverband der Eltern 
körpergeschädigter Kinder e. V. mitgeteilt hatte — 
ich zitiere wörtlich —, „daß die Bundesregierung 
nach nochmaliger Prüfung zur Zeit keine Möglich-
keit sieht, über die an die Stiftung ,Hilfswerk für 
behinderte Kinder geleistete Einlage von 100 Mil-
lionen DM hinaus weitere Bundesmittel zum Zwecke 
einer Leistungsverbesserung zur Verfügung zu stel-
len," 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

haben mich die Gesundheits- und Sozialpolitiker der 
Fraktion gebeten, die vorliegende Initiative vorzu-
bereiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie wurde am 6. April 1976 von der CDU/CSU offi-
ziell beschlossen. 

Mit Entschiedenheit weise ich daher den Vorwurf 
des Abgeordneten Glombig (SPD) zurück, mit dem 
Gesetzentwurf wolle die Opposition nur einen 
„Schaufenstereffekt" erzielen. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Nach den mehrfachen Absagen durch den zustän-
digen Minister zeugt es von besonderem Zynismus, 
wenn derselbe Abgeordnete sich zu der diffamie-
renden Behauptung versteigt, hier werde mit dem 
Schicksal dieser Kinder Wahlkampf betrieben. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Der Gesetzentwurf ist vielmehr die logische Konse-
quenz der intensiven Bemühungen der CDU/CSU 
um eine inflationsbedingte Anpassung der Renten, 
für die wir alle den Kindern seit 1972 im Wort 
standen. 

Ebenso entschieden muß ich die Unterstellung des 
Herrn Glombig zurückweisen, die CDU/CSU habe 
sich 1971 bei den Beratungen und der Beschlußfas-
sung des Stiftungsgesetzes völlig passiv verhalten. 
Richtig ist vielmehr, daß die notwendigen Ände-
rungen des von der Regierung vorgelegten Gesetz-
entwurfes damals durch gemeinsame Anträge aller 
Fraktionen vorbereitet und durchgesetzt werden 
konnten. Ein auf Seriosität bedachter Politiker wie 

Herr Glombig sollte nicht so leichtfertig mit der 
Wahrheit umgehen. Ich erkläre an dieser Stelle für 
die CDU/CSU mit Nachdruck, daß wir es begrüßen, 
daß letztlich alle Fraktionen des Bundestages zu 
einer in der Zielsetzung übereinstimmenden Aktion 
zusammengefunden haben. 

Trotzdem muß die Bundesregierung sich den Vor-
wurf gefallen lassen, durch ständige Ausflüchte die 
Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation der 
contergangeschädigten Kinder in Kauf genommen 
zu haben. Denn immerhin hatte im November 1972 
bereits der damalige Justizminister und heutige 
Parlamentarische Geschäftsführer der SPD-Fraktion 
Gerhard Jahn in einem Rundschreiben an die Eltern 
der geschädigten Kinder die Zusage gemacht, daß 
eine Anpassung erfolgen werde, wenn die Leistungen 
dem Ziel des Gesetzes, den Kindern eine wirksame 
und dauerhafte Hilfe zu gewähren, nicht mehr ent-
sprächen. 

Wenn nun Herr Kollege Glombig im nachhinein 
glaubt, daß es sich bei der Initiative der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion lediglich um einen sogenannten 
Schaufenstereffekt handelt, so sei ihm erwidert, daß 
es sich bei dem Anliegen, Leistungsverbesserungen 
für diesen Personenkreis zu erzielen, doch wohl um 
eine sozialpolitisch längst überfällige Notwendigkeit 
handelt. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Diese Reaktion der SPD zeigt nur zu deutlich, wie 
peinlich ihr die Tatsache ist, daß sie erst durch die 
Initiative meiner Fraktion gezwungen wurde, sich 
sozialpolitischen Notwendigkeiten zu beugen. 

Ursprünglich hatten wir auch beabsichtigt, im 
Gesetzentwurf ein rechtliches Problem zu regeln. 
Hinsichtlich des Inkrafttretens des Gesetzes ist näm-
lich festzuhalten, daß entgegen der Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs vom 13. Februar 1975 das Ober-
landesgericht Köln im Vorlagebeschluß vom 30. Mai 
1975 verfassungsrechtliche Bedenken dahin gehend 
angemeldet hat, ob der Gesetzgeber den Bundes-
justizminister ermächtigen kann, von sich aus den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens zu bestimmen. Um die 
gegenwärtig bestehende Rechtsunsicherheit bis zur 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zu be-
seitigen, wäre es angezeigt, im Interesse der be-
rechtigten Personen eine Klarstellung im Hinblick 
auf das Inkrafttreten des Gesetzes vorzunehmen. 
Wir werden darüber noch im Ausschuß zu sprechen 
haben. 

Im übrigen sollten wir uns alle darüber im klaren 
sein, daß es sich bei den Leistungsverbesserungen 
für die contergangeschädigten Kinder nicht darum 
handeln sollte, auf ein sogenanntes Erstgeburtsrecht 
zu pochen, sondern darum, sozialpolitisch notwen-
dige Maßnahmen im Interesse des betroffenen Per-
sonenkreises unbürokratisch und möglichst schnell 
durchzusetzen, damit eine weitere wirtschaftliche 
und soziale Verschlechterung vermieden wird. Für 
meine Fraktion spreche ich die Erwartung aus, daß 
das Gesetz zügig in den zuständigen Ausschüssen 
beraten wird, damit es noch in dieser Legislatur-
periode verabschiedet werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, damit ist die Vorlage auf Druck-
sache 7/5062 begründet. Zur Begründung des Gesetz-
entwurfs auf Drucksache 7/5121 erteile ich dem Ab-
geordneten Glombig das Wort. 

Glombig (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege zu Sayn-Wittgenstein, wir 
werden am Schluß meiner Ausführungen zur Be-
gründung des Antrags der Koalition feststellen, ob 
Ihre Aufregung berechtigt gewesen ist oder nicht. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: Ihre Presseerklärung!) 

Ich stimme mit Ihnen grundsätzlich überein: Wir 
sollten eine Sache wie diese nicht auf dem Rücken 
der behinderten Kinder austragen. Wir sollten hier 
nicht unsere politischen Süppchen kochen. Aber ich 
glaube, Ihnen nachweisen zu können, daß Sie die-
sen Versuch gemacht haben. 

Lassen Sie mich nun zu der Begründung unseres 
Antrags kommen. Herr Präsident, ich wäre dankbar, 
wenn Sie mir auch die Möglichkeit gäben, gleich-
zeitig zu dem Antrag der CDU/CSU Stellung zu 
nehmen, weil wir uns damit eine Diskussionsrunde 
ersparen. 

Die Eltern der contergangeschädigten Kinder hat-
ten im April 1970 mit der Herstellerfirma des Schlaf-
mittels Contergan, der Firma Chemie Grünenthal, 
einen Vergleich abgeschlossen, wonach sich die Fir-
ma Chemie Grünenthal verpflichtete, zur vergleichs-
weisen Regelung aller denkbaren Ansprüche einen 
einmaligen Abfindungsbetrag in Höhe von 100 Mil-
lionen DM zu zahlen. Die Verteilung sollte durch 
ein Treuhändergremium erfolgen. Sie sollte auf der 
Grundlage der Wertungsmaßstäbe der Gerichte für 
die Bemessung eines Schmerzensgeldes durchgeführt 
werden. Die Gewährung lebenslanger Renten war 
nicht vorgesehen; der Betrag hätte hierzu auch gar 
nicht ausgereicht. 

Um die betroffenen Kinder insgesamt besserzu-
stellen, hat die Bundesregierung von sich aus damals 
weitere 50 Millionen DM zugunsten der Contergan-
opfer zur Verfügung gestellt. Die Mittel der Firma 
Chemie Grünenthal und die Einlage der Bundes-
regierung wurden in die Stiftung „Hilfswerk für be-
hinderte Kinder" eingebracht. Die gesetzliche Lösung 
brachte gegenüber der ursprünglich vorgesehenen 
Vergleichslösung eine Reihe von Vorteilen, die ich 
im Interesse einer Klärung auch der Vorwürfe, die 
hier eben erhoben wurden, noch einmal herausstel-
len muß. 

Erstens. Es werden nicht nur die von der Firma 
Chemie Grünenthal zur Verfügung gestellten Mittel 
verteilt, sondern zusätzlich die 50 Millionen DM zu-
züglich Zinsen, die der Bund aus Haushaltsmitteln 
zur Verfügung gestellt hat. 

Zweitens. Nach dem Vergleich könnte nur ein 
Teil der betroffenen Kinder Leistungen erhalten. In 
den Fällen, in denen Sozialhilfeträger und Sozial-
versicherungsträger Leistungen an die Kinder er-
bracht haben und aus diesem Grunde Forderungen 
gegen die Firma Chemie Grünenthal erhoben, ginge 

der bei der Durchführung des Vergleichs mögliche 
Rückgriff zu Lasten der Kinder. Das Gesetz ermög-
licht dagegen ungekürzte Leistungen an alle conter-
gangeschädigten Kinder, indem es derartige Forde-
rungen zum Erlöschen bringt. 

Drittens. Leistungen aus dem Vergleich wären 
nicht steuerlich privilegiert. Dagegen bestimmt das 
Gesetz ausdrücklich, daß die Leistungen auf Grund 
des Gesetzes in jedem Fall einkommensteuerfrei 
sind und Ansprüche aus solchen Leistungen nicht 
zum sonstigen Vermögen gerechnet werden. 

Viertens. Leistungen aus dem Vergleich wären 
im Rahmen von Unterhaltsleistungen und von öf-
fentlichen Leistungen im vollen Umfang nach den 
allgemeinen gesetzlichen Vorschriften zu berück-
sichtigen. Das Gesetz enthält dagegen insoweit eine 
besonders günstige Sonderregelung. Es stellt sicher, 
daß die Leistungen echte Zusatzleistungen sind. Sie 
können weder Rückforderungsansprüche der Sozial-
leistungsträger in der Vergangenheit erbrachter Lei-
stungen begründen, noch dürfen sie grundsätzlich 
bei der Bemessung von Unterhaltsleistungen und 
von Leistungen der öffentlichen Hand berücksichtigt 
werden. 

Fünftens. Während der Vergleich lediglich eine 
einmalige Kapitalabfindung vorsah, bietet das Ge-
setz den Kindern neben einer Kapitalentschädigung 
eine lebenslange Rente. Diese Rente kann bei Vor-
liegen bestimmter Voraussetzungen für einen lan-
gen Zeitraum, nämlich zweimal 15 Jahre, kapitali-
siert werden. 

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen

-

stein [CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das ist 
noch Antragsbegründung. 

Glombig (SPD) : Dieses differenzierte und flexible 
Leistungsgesetz trägt den sozialen Belangen nach 
unserer Auffassung am besten Rechnung. — Ich 
werde doch wohl zur Ausgangslage des Ergänzungs-
gesetzes, also auch noch einmal auf die Grundlagen 
des ursprünglichen Gesetzes eingehen können! Sonst 
ist der Antrag, den wir hier vorlegen, überhaupt 
nicht zu verstehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege zu Sayn-Wittgenstein, das muß ich 
schon deshalb wegen tun, weil Sie uns quasi Vor-
würfe machen, wir hätten versucht, auf dem Rücken 
der behinderten Kinder ein politisches Süppchen zu 
kochen. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Der Regierung wegen ihrer 

Äußerungen!) 

— Lassen Sie mich das in Ruhe hier ausführen. Ich 
glaube, das ist schon richtig. 

Sechstens. Neben den persönlichen Leistungsan-
sprüchen nach Teil II des Gesetzes haben die Conter-
gankinder an den Förderungsmaßnahmen, die das 
Gesetz in seinem Teil III für die Gesamtheit der be-
hinderten Kinder vorsieht, gleichberechtigten Anteil. 
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Glombig 
An dieser Stelle erscheint es mir angebracht, auch 

von uns aus noch einmal kurz auf die Rechtsproble-
matik einzugehen, denn Sie haben das auch getan. 
In der Tat: der Bundesgerichtshof hat am 13. Februar 
1975 ein bemerkenswertes Urteil zur Frage der An-
spruchsberechtigung und Entschädigung der Conter-
ganopfer und zur Gültigkeit des Stiftungsgesetzes 
gefällt. Der Bundesgerichtshof hat bei dem zugrunde 
liegenden Rechtsstreit festgestellt: Die öffentlich-
rechtliche Lösung des Stiftungsgesetzes hat die pri-
vatrechtliche Lösung verdrängt. Wille und Absicht 
des Gesetzgebers sei es gewesen, die privatrecht-
liche Lösung durch eine gesetzliche Regelung der 
Entschädigung zu ersetzen. Diese gesetzliche Lösung 
sei wirksam. Ansprüche aus dem Vergleich seien 
deshalb nicht mehr existent. In der gesetzlichen 
Regelung liege keine Enteignung im Sinne des 
Art. 14 des Grundgesetzes. Das Stiftungsgesetz sei 
ein Umformungsgesetz, da es lediglich den Inhalt 
des Eigentums regele und sich somit in den Grenzen 
des Art. 14 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes halte. 
Es handle sich um eine Art Zwangsvergleich. Selbst 
wenn durch die gesetzliche Regelung im Extremfall 
einige Kinder schlechtergestellt würden als durch 
den Vergleich, berühre dies die Wirksamkeit des 
Gesetzes nicht. 

Die Kläger haben — das soll nicht verschwiegen 
werden — gegen dieses Urteil Verfassungsbe-
schwerde eingelegt. Es ist zu erwarten, daß das Bun-
desverfassungsgericht noch in diesem Jahr eine Ent-
scheidung trifft. Von dieser Entscheidung wird es 
abhängen, ob der Treuhänder Dr. Schreiber die noch 
in seiner Verfügungsmacht befindlichen 50 Millio-
nen DM an die Stiftung herauszugeben hat. Ich er-
wähne das nur deswegen, weil ich meine, daß das 
ein ganz besonders trübes Kapitel in der Geschichte 
der Wiedergutmachung von Schäden contergange-
schädigter Kinder ist. 

(Beifall bei der SPD und FDP) 

Der Bundesverband der Eltern körpergeschädigter 
Kinder fordert nun seit längerer Zeit immer wieder 
eine Erhöhung der Renten unter Hinweis auf den in 
den letzten Jahren eingetretenen Geldwertverlust 
und die von dem damaligen Bundesjustizminister 
abgegebene Erklärung, daß eine Anpassung der Ren-
ten erfolgen werde, wenn die vorgesehenen Leistun-
gen dem Ziel des Gesetzes, den Kindern eine wirk-
same und dauerhafte Hilfe zu gewähren, nicht mehr 
entsprächen. Diese Zusage wollen wir jetzt einlösen, 
da die Voraussetzungen dafür gegeben sind. Die 
Eltern der contergangeschädigten Kinder haben dem 
Gesetzesvorschlag der sozialliberalen Koalition auf 
dem Vorwege bereits grundsätzlich zugestimmt. Ich 
zitiere aus dem Schreiben des Bundesverbandes der 
Eltern Contergangeschädigter Kinder an seine Mit-
glieder vom 5. Mai 1976. Es heißt dort: 

Wenn auch die in Aussicht gestellte Anhebung 
der Renten um 25 % 

— 30 % sind natürlich immer besser als 25 %; dar-
über kann es keinen Streit geben — 

zum 1. Juli oder 1. August 1975 nicht ganz unse

-

ren Wünschen entspricht, so müssen wir uns 
doch bei der Bundesregierung bedanken, daß 

sie das mit dem Brief vom 3. November 1972 
durch den damaligen Justizminister Jahn für die 
Bundesregierung abgegebene Versprechen ein-
löst, die Renten anzupassen. 

Meine Damen und Herren, diesem Dank gegenüber 
der Bundesregierung möchte ich mich gern bei die-
ser Gelegenheit anschließen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Koalitionsfraktionen beantragen daher, das 
Stiftungskapital der Stiftung in Teil II des Gesetzes 
um weitere 50 Millionen DM aufzustocken und da-
mit die Voraussetzung für eine Rentenanhebung um 
durchschnittlich 25 % zu schaffen. Dieses Gesetz 
soll spätestens am 1. August 1976 in Kraft treten. 

Wenn dieser Antrag erst jetzt gestellt wird, so 
hat dies einmal seinen Grund darin, daß die Haus-
haltslage des Bundes bisher eine solche Entschei-
dung nicht zugelassen hat. Eine Anhebung der Ren-
ten für contergangeschädigte Kinder hätte sich zu 
einem früheren Zeitpunkt mit den Absichten des 
Haushaltsstrukturgesetzes nicht vereinbaren lassen. 
Zum anderen halten es die Koalitionsfraktionen 
nicht zuletzt im Hinblick auf das neue Arzneimittel-
gesetz für gerechtfertigt, noch einmal einen grö-
ßeren Betrag aus Bundesmitteln zur Verfügung zu 
stellen, da im neuen Arzneimittelrecht die Entschä-
digung möglicher Opfer von Arzneimittelschäden 
ausdrücklich auch für den Fall geregelt wird, daß 
dem Hersteller keine Schuld nachgewiesen werden 
kann. 

Die Leistungen des Bundes für contergangeschä-
digte Kinder erreichen damit den gleichen Betrag, 
den die Firma Chemie Grünenthal seinerzeit im 
Vergleichswege den Betroffenen zur Verfügung ge-
stellt hat, nämlich 100 Millionen DM. 

Der Antrag der CDU/CSU nun, meine Damen und 
Herren, unterscheidet sich von unserem Antrag 
durch eine Erhöhung der Renten um 30 %  statt 25 % 
und durch die Verpflichtung des Bundes, der Stif-
tung in jedem Haushaltsjahr die benötigten Mehr-
aufwendungen in Höhe von 3,5 Millionen DM zu-
sätzlich zur Verfügung zu stellen. Der Antrag der 
SPD/FDP-Koalition sieht dagegen — wie gesagt — 
eine einmalige Erhöhung der Einlage des Bundes um 
50 Millionen DM vor. 

Die CDU/CSU-Fraktion — das müssen Sie sich 
vorhalten lassen — hat die Frage, wie die von ihr 
geforderte Rentenerhöhung finanziert werden soll, 
völlig offengelassen. Mit der Forderung, der Bund 
möge der Stiftung alljährlich die benötigten Mittel 
in Höhe von 3,5 Millionen DM zusätzlich zur Ver-
fügung stellen, hat sich die CDU/CSU die Sache 
doch wohl — so meine ich — zu einfach gemacht. 
Sie hat nämlich weder Streichungsvorschläge an 
anderer Stelle unterbreitet — das ist doch ganz 
interessant im Zusammenhang mit den Vorwürfen 
von Ihrer Seite, dieser Staat sei ein Selbstbedie-
nungsladen —, noch hat sie gesagt, wie die benötig-
ten Mittel sonst beschafft werden sollen. Ihr Finan-
zierungsvorschlag zeigt wenig Weitsicht, wie ich 
meine. Zu seiner Realisierung für die weitere Ren-
tenlaufzeit von etwa 55 Jahren — bezogen auf eine 
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Glombig 
Lebenserwartung der Kinder von 70 Jahren, davon 
müssen wir ausgehen, unter Berücksichtigung des 
jetzigen Durchschnittsalters von 15 Jahren — wären 
ca. 190 Millionen DM erforderlich. 

Bei dieser Sachlage muß es sich die CDU/CSU 
tatsächlich gefallen lassen, Herr Kollege zu Sayn-
Wittgenstein, in den Verdacht zu geraten, einen 
Schaufensterantrag gestellt zu haben. Das habe ich 
mit meiner Bemerkung gemeint, nichts anderes. 

Der Antrag der Koalitionsfraktionen, der demge-
genüber vorsieht, daß der Bund eine einmalige Ein-
lage in die Stiftung in Höhe von 50 Millionen DM 
leistet, führt hingegen dazu, daß dieser Betrag bei 
einer angenommenen langfristigen Durchschnittsver-
zinsung des Kapitals von 6 °/o ausreicht, um die vor-
geschlagene 25°/oige Rentenerhöhung für die wei-
tere Rentenlaufzeit sicherzustellen. Die benötigten 
zusätzlichen Mittel werden auf dem Kreditmarkt be-
schafft. Das bedeutet, daß die Erhöhung der Renten 
nicht zu Lasten anderer Sozialleistungen geht, und 
darauf kam es uns an. 

Mit dem Gesetz über die Stiftung „Hilfswerk für 
behinderte Kinder" ebenso wie mit dem jetzt vor-
liegende Gesetz über die Aufstockung des Stiftungs-
kapitals und die Erhöhung der Leistungen wird ein 
Stück der sozialpolitischen Hypothek bewältigt  — 
so  meine ich hier anmerken zu dürfen —, die die 
sozialliberale Koalition im Jahre 1969 vorgefunden 
hat. Damals gab es kein Arzneimittelrecht, das sol-
chen Arzneimittelkatastrophen vorbeugt 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Leider auch heute noch nicht!) 

und eine Entschädigungsregelung vorsieht; diese 
Lücke ist mit der Reform des Arzneimittelrechts ge-
schlossen worden, wenn - das ist allerdings eine 
sehr wichtige Voraussetzung, die ich hier anspre-
chen möchte — die von CDU und CSU regierten 
Bundesländer im Bundesrat nicht auch dagegen noch 
eine Blockade errichten. 

Im Jahre 1969 gab es nicht nur keine ausreichen-
den gesetzlichen Regelungen zur Verhütung und 
Entschädigung von Arzneimittelschäden; es gab auch 
praktisch keine sozialpolitischen Leistungen für be-
hinderte Kinder — ich will das, was ich in der vori-
gen Woche dazu gesagt habe, jetzt noch einmal un-
terstreichen —, d. h. natürlich über die Leistungen 
des Bundessozialhilfegesetzes hinaus. Vor diesem 
Hintergrund müssen das Stiftungsgesetz und der 
jetzt vorliegende Gesetzentwurf gesehen werden. 

Rehabilitationsleistungen waren bis 1969 be-
schränkt auf die Kriegs- und Arbeitsopfer sowie auf 
diejenigen Behinderten, die bereits eine Erwerbstä-
tigkeit ausgeübt und dadurch Zugang zum Schutz 
der Sozialversicherung hatten. Die von Kindheit 
oder früher Jugend an Behinderten waren praktisch 
von diesen Leistungen ausgeschlossen und allein 
auf die Leistungen der Sozialhilfe angewiesen. 

Zum Schluß die Bemerkung, daß sich dieser Hin-
tergrund seitdem wesentlich verändert hat. Darüber 
freuen wir uns sehr. Aus diesem Grunde ist die ge-
setzliche Regelung zur Entschädigung der conter-
gangeschädigten Kinder als ein einmaliger Sonder

-

fall mit der jetzigen Einlösung des Versprechens 
aus dem Jahre 1972 als abgeschlossen anzusehen. 
Im übrigen werden wir alles in unseren Kräften 
Stehende tun, um auch die contergangeschädigten 
Kinder an der weiteren sozialpolitischen Entwick-
lung zur Erreichung des Ziels der sozialen Gerech-
tigkeit für alle behinderten Kinder in diesem Lande 
in ausreichender Weise teilhaben zu lassen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das Wort 
hat Frau Abgeordnete Lüdemann. 

Frau Lüdemann (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich hatte mir eine längere Rede 
vorbereitet, aber ich glaube, in Anbetracht der fort-
geschrittenen Zeit und auch in Anbetracht dessen, 
was Herr Kollege Glombig eben gesagt hat — er hat 
nämlich eigentlich all das gebracht, was ich auch 
bringen wollte —, sollte ich mich jetzt nur noch 
ganz kurz fassen. 

(Beifall) 

— Und ich hoffe, Sie machen es mir nach, Herr 
Kollege Hammans. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Frau Kol-
legin, er hat nachher noch die Möglichkeit dazu; 
er hat sich nämlich zu Wort gemeldet. 

Frau Lüdemann (FDP) : Das weiß ich, und weil er 
mir so tollen Beifall spendet, meine ich, er sollte 
diesem Beispiel folgen. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU] : Ich werde mich 
revanchieren!) 

Meine Damen und Herren, beide Gesetzentwürfe 
haben im Grunde dasselbe Ziel, und ich meine, wir 
sollten in den Ausschüssen nun versuchen, daß 
auch die Opposition die Überzeugung gewinnt, daß 
unser Vorschlag mit der Einbringung der 50 Mil-
lionen DM und der daraus resultierenden Rente 
für die Kinder der bessere Weg ist. Wir haben das 
gleiche Ziel, aber wir Freien Demokraten glauben, 
daß wir zur Erreichung dieses Zieles den besseren 
Weg und auch die besseren Mittel haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich schlage Ihnen vor, daß wir 
die Vorlagen an den Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit — federführend —, an den Aus-
schuß für Arbeit und Sozialordnung — mitbera-
tend und an den Haushaltsausschuß gemäß § 96 
der Geschäftsordnung überweisen. — Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr den Zusatzpunkt der Tages-
ordnung auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD, CDU/CSU und FDP eingebrachten Ent-
wurfs eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Diätengesetzes 1968 
— Drucksache 7/5247 — 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht. 

Ich schlage Ihnen vor, den Gesetzentwurf an den 
Innenausschuß und an den Haushaltsausschuß ge-
mäß § 96 der Geschäftsordnung zu überweisen. — 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch; es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf. 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Fünften Ge-
setzes über die Erhöhung von Dienst- und 
Versorgungsbezügen in Bund und Ländern 
(Fünftes Bundesbesoldungserhöhungsgesetz) 
— Drucksache 7/5192 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht. 
Ich schlage Ihnen vor, die Vorlage an den Innenaus-
schuß — federführend — und an den Haushaltsaus-
schuß — mitberatend und gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung — zu überweisen. — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr die Punkte 8 und 9 der Tages-
ordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Gebühren des Patentamts 
und des Patentgerichts 
— Drucksachen 7/3939, 7/4023 — 

Bericht und Antrag des Rechtsausschusses 
(6. Ausschuß) 
— Drucksache 7/5178 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Dr. Rehlen 
Abgeordneter Dr. Wittmann (München) 

(Erste Beratung 184. Sitzung) 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkommen 
vom 27. November 1963 zur Vereinheitlichung 
gewisser Begriffe des materiellen Rechts der 
Erfindungspatente, dem Vertrag vom 19. Juni 
1970 über die internationale Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Patentwesens und dem 
Übereinkommen vom 5. Oktober 1973 über 
die Erteilung europäischer Patente (Gesetz 
über internationale Patentübereinkommen) 
— Drucksache 7/3712 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/5180 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Simon 

b) Bericht und Antrag des Rechtsausschusses 
(6. Ausschuß) 

— Drucksache 7/5179 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Dr. Rehlen 
Abgeordneter Dr. Wittmann (München) 

(Erste Beratung 178. Sitzung) 

Meine Damen und Herren, ich danke den Bericht-
erstattern für die vorgelegten Berichte. 

Wir kommen zur zweiten Beratung des Gesetzes 
über die Gebühren des Patentamts und des Patent-
gerichts. Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Frak-
tionen der SPD und der FDP auf der Drucksache 
7/5214 vor. Ich schlage vor, daß Frau Abgeordnete 
Dr. Rehlen diesen Antrag begründet und dann gleich 
in der allgemeinen Aussprache zur zweiten Beratung 
spricht und daß Herr Abgeordneter Dr. Wittmann 
entsprechend verfährt. — Das Haus ist damit ein-
verstanden. Frau Abgeordnete, Sie haben das Wort. 

Frau Dr. Rehlen (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Ihnen vorliegende Änderungs-
antrag der Fraktionen der SPD und der FDP strebt 
eine durchschnittliche Erhöhung der Gebühren des 
Patentamts und des Patentgerichts um 68 % an, und 
zwar mit Wirkung vom 1. November 1976. 

Mit der Annahme dieses Antrags wird der Regie-
rungsentwurf wiederhergestellt. Diese zugegebener-
maßen kräftige Gebührenerhöhung ist erforderlich, 
um die Gebühren des Patentamts und des Patent-
gerichts wieder kostendeckend zu gestalten. Die 
Alternative zu kostendeckenden Gebühren wären 
Kürzungen im Haushalt des Bundesjustizministe-
riums. In finanzwirksamen Gesetzen der vergange-
nen Monate, angefangen beim Haushaltsstruktur-
gesetz bis zu dem soeben verabschiedenen Bundes-
haushalt sind verschiedenen Gruppen der Bevölke-
rung finanzielle Belastungen oder Einschränkungen 
staatlicher Leistungen auferlegt worden. Es be-
stünde die Gefahr, daß diese Tendenz auch auf 
den bisher ausgesparten Bereich von Patentamt und 
Patentgericht übergreift. Dies muß nach Auffassung 
der Koalitionsfraktionen gerade im Interesse der 
Erfinder und der innovationsfreudigen Bereiche der 
deutschen Wirtschaft vermieden werden. 

In den Ausschußberatungen haben wir uns davon 
überzeugen können, daß die Rationalisierungsbe-
mühungen des Patentamts sehr erfolgreich waren. 
Trotz gestiegenem Prüfstoff konnten seit 1972 mehr 
als 10 v. H. aller Personalstellen eingespart wer-
den. Rationalisierungsmaßnahmen durch Einnahme-
verbesserungen werden auf Grund einiger gesetzli-
cher Änderungen möglich sein, die wir aus syste-
matischen Gründen in das Ratifikationsgesetz zu den 
internationalen Patentübereinkommen geschrieben 
haben. 

Weitere Anpassungen des patentamtlichen Ver-
fahrens an die Möglichkeiten der elektronischen 
Datenverarbeitung müssen ernsthaft und beschleu-
nigt geprüft werden. Soweit gesetzliche Bestimmun-
gen einer rationellen Handhabung des Verfahrens 
beim Patentamt, also der Verwaltung der Datenbe-
stände, entgegenstehen, müssen gesetzestechnische 
Änderungen erfolgen. 
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Frau Dr. Rehlen 
Dennoch: Die derzeitige Finanzierungslücke von 

73 Millionen DM kann gegenwärtig nur durch die 
vorgeschlagene Anhebung der Gebühren gedeckt 
werden. Diese Einschätzung der Lage teilt auch der 
Haushaltsausschuß, der sowohl am 16. Oktober 1974 
als auch am 22. Januar 1976 einstimmig entsprechend 
beschlossen hat. An dieser Stelle möchte ich mei-
nem Kollegen Alo Hauser von der CDU/CSU-Frak-
tion dafür danken, daß er eine sachgerechte Haltung 
des Haushaltsausschusses jenseits parteipolitischer 
Gegensätze zustande gebracht hat. 

Der Änderungsantrag geht vom Prinzip der Ko-
stendeckung aus, das seit Bismarck, genauer seit 
1877, aufrechterhalten wurde. Das Kostendeckungs-
prinzip ist das Äquivalent für den Schutz, den die 
Erfindung und ihre wirtschaftliche Verwertung ge-
nießen. 

Die letzte allgemeine Gebührenerhöhung hat 1955, 
also vor 21 Jahren, stattgefunden. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Vor der 
sozialliberalen Koalition!) 

1968, noch zur Zeit der Großen Koalition, wurden 
einzelne Gebühren, u. a. aus verwaltungstechnischen 
Gründen, erhöht und einige neue Gebührenarten 
eingeführt. Die Notwendigkeit, die Gebühren nach 
einer so langen Periode an die staatlichen Kosten 
anzupassen, liegt auf der Hand. Die Bundesrepu-
blik steht mit der Erhöhung der Gebühren für Patent-
amt und Patentgericht übrigens nicht allein. Auch 
das niederländische Parlament befaßt sich mit einer 
kräftigen Erhöhung. Vergleicht man die deutschen 
Patentgebühren mit denjenigen anderer Länder, so 
liegen wir, selbst nach der Erhöhung unserer Ge-
bühren, deutlich im Mittelfeld. 

In den Beratungen haben wir uns insbesondere 
auch mit der Frage auseinandergesetzt, wie die 
Interessen der Einzelerfinder sowie die Interessen 
der besonders auf den Schutz ihrer Erfindungen an-
gewiesenen mittelständischen Betriebe gewahrt 
werden können. Die Leistungen gerade dieses Krei-
ses hat erst kürzlich wieder der April-Bericht der 
Deutschen Bundesbank hervorgehoben. Die Lizenz-
bilanz der Unternehmen ohne maßgebliche auslän-
dische Kapitalbeteiligung ist mit mehr als 300 Mil-
lionen DM positiv. Dies macht deutlich, daß die 
Fähigkeit zur Innovation und zum technischen Fort-
schritt in der deutschen Wirtschaft nach wie vor ver-
ankert ist. 

Nach Aufstellungen des Patentamtes stammen 
mehr als 50 v. H. der Anmeldungen von Anmeldern, 
die mehr als neun Patente pro Jahr anmelden. Dies 
können in aller Regel nur größere Unternehmen. 
Wenn man weiterhin berücksichtigt, daß nach einer 
Untersuchung des Ifo-Instituts bereits jede zweite 
Patentanmeldung aus dem Ausland stammt, kann 
man verstehen, warum eine ausschließlich auf die 
Interessen der Einzelerfinder und mittelständischen 
Betriebe abgestellte Gebührenstruktur nur zu einem 
„Gießkanneneffekt" führen würde. Dies wurde u. a. 
auch in dem vom Rechtsausschuß veranstalteten 
Hearing deutlich. 

Die Bundesregierung hat sich deshalb schon vor 
einiger Zeit zu flankierenden Maßnahmen entschlos-

sen, die insgesamt eine stärkere und gezielte Ent-
lastung bringen, als dies durch den Verzicht auf 
eine kostendeckende Gebührenerhöhung möglich 
wäre. In erster Linie ist hier die Fraunhofergesell-
schaft zur Förderung der angewandten Forschung zu 
nennen, aber auch die Arbeitsgemeinschaft indu-
strieller Forschungseinrichtungen und die Deutsche 
Wagnisfinanzierungsgesellschaft. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Dem 
Bundestag liegt ein weiterer und, wie ich meine, 
langfristig weitaus wichtigerer Gesetzesvorschlag 
im Bereich des Patentwesens vor, nämlich die Ratifi-
kation von drei internationalen Patentübereinkom-
men, die die Bundesrepublik verpflichten, sich der 
internationalen Vereinheitlichung des Patentrechts 
und des Patenterteilungsverfahrens anzuschließen. 
Diese Abkommen finden in anderen, wirtschaftlich 
relevanten Rechtsgebieten — leider — noch keine 
Parallele. 

Darüber hinaus ist für die Bundesrepublik von 
erheblicher politischer Bedeutung, daß das Euro-
päische Patentamt seinen Sitz in München haben 
wird. Damit wird die Bundesrepublik zum ersten 
Mal Sitz einer großen internationalen Behörde. 

Die Bundesrepublik wird als erstes Land die drei 
internationalen Patentübereinkommen ratifizieren. 
Über die spezielle Bedeutung für den internatio-
nalen gewerblichen Rechtsschutz hinaus ist der Be-
schluß des Bundestages als Impuls und Ermuti-
gung für die weitere Vertiefung der europäischen 
Zusammenarbeit gemeint. Europa wird nicht durch 
Resolutionen, sondern durch Gesetze gebaut. Des-
halb haben die Fraktionen von SPD und FDP im 
Rechtsausschuß auch darauf verzichtet, die in den 
Abkommen gegebenen Möglichkeiten zu nationalen 
Vorbehalten auszuschöpfen. Dies wird vermeiden, 
daß im Rechtsgebiet der Bundesrepublik die Vor-
schriften über Verfahren und Reichweite nationaler 
Patente von den internationalen Bestimmungen in 
grundsätzlichen Punkten abweichen. 

Dies gilt auch für zwei Punkte, die in der Dis-
kussion eine besondere Rolle gespielt haben. Ich 
meine den Wegfall der Bestimmungen über die 
Neuheitenschonfrist und über die Ausstellungsprio-
rität. Beides sind Vorschriften des deutschen Pa-
tentrechts, die dem Erfinder das Testen seiner Er-
findung auf dem Markt erleichtern, bevor er sich 
der Mühe unterzieht und die Kosten aufbringt, die 
mit der Anmeldung beim Patentamt verbunden sind. 
Die internationalen Patentübereinkommen sind 
Kompromisse. Neuheitenschonfrist und Ausstel-
lungspriorität sind anderen Patentrechten unbe-
kannt und konnten deshalb von der deutschen De-
legation nicht durchgesetzt werden. Das Ratifika-
tionsgesetz kommt den Erfindern und den mittel-
ständischen Unternehmen insofern entgegen, als 
Neuheitenschonfrist und Ausstellungspriorität erst 
zu dem Zeitpunkt wegfallen, wenn das Straßburger 
Abkommen in Kraft tritt, diese Rechtsanpassung 
also zwingend geboten ist. 

Der Wegfall der Neuheitenschonfrist und der Aus-
stellungspriorität ist, so bedauerlich es sein mag, 
nicht zu vergleichen mit den Vorteilen, die die 
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internationalen Patentübereinkommen gerade für 
Einzelerfinder und mittelständische Wirtschaft mit 
sich bringen: 

Erstens. Die Kosten für einen internationalen 
Patentschutz liegen erheblich niedriger als die Ko-
sten einer vergleichbaren Zahl nationaler Patente. 
Großunternehmen verfügten immer schon über 
Ressourcen, um ihre Erfindungen durch eine Viel-
zahl nationaler Patente zu sichern und zu vertei-
digen. Diese Chance erhalten erst jetzt alle, die 
Erfindungen international anmelden. 

Zweitens. Beim Europäischen Patentamt in Mün-
chen wird eine technologische Dokumentation auf-
gebaut, die den Informationsvorsprung großer Un-
ternehmen abbauen hilft. 

Die Patentübereinkommen schaffen die materiel-
len Voraussetzungen zur Erweiterung der europä-
ischen Zusammenarbeit. Sie fordern weitere kon-
krete Schritte geradezu heraus, z. B. auf dem Gebiet 
der Industriepolitik und der Förderung des Tech-
nologietransfers. Gerade auf diesen Gebieten liegen 
aber auch die Antworten, welche die weltwirtschaft-
lichen Strukturbrüche und die Vorgänge auf den 
Rohstoffmärkten der letzten Jahre von uns ver-
langen. Die Ratifikation dieser Abkommen stellt 
somit einen für die wirtschaftlichen Chancen Euro-
pas wichtigen strategischen Schritt in die richtige 
Richtung dar. 

Ich bitte Sie namens der Fraktionen der SPD und 
der FDP, dem Antrag über die Patentamtgebühren 
und den Gesetzentwürfen zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Wittmann (München). 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! 
Wider besseres Wissen stellt jetzt die Koalition im 
Auftrage der Bundesregierung den Antrag, die Re-
gierungsvorlage zu dem Gesetz über die Patent-
gebühren wiederherzustellen. Diese Erhöhung der 
Patentgebühren im 68,5 °/o geht gegen die Erfinder, 
gegen die kleinen und mittleren Unternehmen, wi-
derspricht der einmütigen Entscheidung der Wirt-
schaftsminister der Länder, widerspricht der Emp-
fehlung des Wirtschaftsausschusses des Deutschen 
Bundestages, widerspricht der Stellungnahme des 
Bundesrates, widerspricht der Auffassung des Deut-
schen Patentamts, ausgedrückt durch seinen Präsi-
denten im Hearing, und widerspricht jeder wirt-
schaftlichen und technologischen Vernunft gerade 
in unserer jetzigen Zeit. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig!) 

Es ist ja sehr merkwürdig, daß im Rechtsausschuß 
die Koalition zugestimmt bzw. sich enthalten hat. 

(Gnädinger [SPD] : Entspricht aber dem 
einstimmigen Beschluß des Haushaltsaus

schusses!) 

— Dazu werde ich kommen, Herr Kollege Gnädin-
ger. Dem Haushaltsausschuß ist, wenn ich es ein-
mal vorsichtig ausdrücken darf, durch Unterlassen 
bestimmter Hinweise die Entscheidung abgenötigt 
worden. Wenn der Haushaltsausschuß richtig infor-
miert worden wäre, wäre manches vielleicht anders 
gelaufen. Ich komme darauf zu sprechen. 

(Zurufe von der SPD) 

Herr Kollege Gnädinger, warum hat sich denn Ihre 
Fraktion im Rechtsausschuß plötzlich der Stimme 
enthalten? Sie haben plötzlich auch gesehen, daß 
in diesem Gesetzentwurf einiges ist, was eben so 
nicht geht. Warum hat die FDP bei der Änderung 
des Gesetzentwurfs mit uns gestimmt, nachdem er 
gescheitert war? Sie wissen das sehr genau. Ich 
würde sagen, Sie waren im Rechtsausschuß etwas 
hilflos. Um so widersinniger ist es jetzt zu beantra-
gen, die Regierungsvorlage wiederherzustellen. 

Meine Damen und Herren, dem Haushaltsausschuß 
wurde vorgemacht, er müsse totale Kostendeckung 
herstellen, was im Rahmen des Patentwesens an 
Kosten oder Nachfolgekosten einschließlich Bei-
hilfen und Pensionen anfällt, was bei keiner Be-
hörde der Fall ist. Man hat den Haushaltsausschuß 
nicht auf Einsparungsmöglichkeiten hingewiesen, 
die wir im Rechtsausschuß erst auf Antrag der CDU/ 
CSU zu dem Gesetz über die Patentübereinkommen 
geschaffen haben. Die Bundesregierung hat den 
Haushaltsausschuß nicht darauf hingewiesen, daß 
es Möglichkeiten gibt, auf anderen Gebieten, z. B. 
durch die Eröffnung der Patentdokumentation, Ein-
nahmen neu zu erschließen. Sie hat insbesondere I 
den Haushaltsausschuß nicht darauf hingewiesen, 
wie sich das Verhalten der Patentanmelder gestal-
ten wird, wenn eine so drastische Gebührenerhö-
hung kommen wird, und sie hat den Haushaltsaus-
schuß ferner nicht darauf hingewiesen, welche Fol-
gen dies für die internationale Leistungs- und Wett-
bewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft haben 
kann. Sie hat den Haushaltsausschuß auch nicht 
darauf hingewiesen, welche Strukturveränderungen 
auch für das Deutsche Patentamt durch die Schaf-
fung des Europäischen Patentamts entstehen. So ist 
die wahre Lage. So kam der Beschluß des Haushalts-
ausschusses zustande. 

Meine Damen und Herren, Patente sind nicht nur 
für Großunternehmer da. Die Einzelerfinder machen 
einen sehr hohen Anteil aus, und zwar vor allem die 
Arbeitnehmer als Einzelerfinder in den Unterneh-
men. Der Nutzen aus den Patenten ist auch nicht 
nur für Unternehmer, sondern für die Allgemeinheit 
da. Der Bundeskanzler erklärte noch am 10. Juni 
1975 vor dem Deutschen Ingenieurtag in Augsburg: 

Heute steht unser Land vor neuen großen Her-
ausforderungen. Wir müssen all unsere tech-
nische, aber auch unsere organisatorische Lei-
stungsfähigkeit brauchen in einer Zeit, die durch 
tiefgreifende Veränderungen in den weltwirt-
schaftlichen Beziehungen charakterisiert ist. 

Er sagte weiter: 

Längerfristig wird es darauf ankommen, daß 
wir auf der Grundlage neuen technischen Wis- 
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sens industrielles Neuland erschließen. Basis-
innovationen, die im Unterschied zu Verbesse-
rungsinnovationen ganz neue Wege gehen, 
sind ihrer Natur nach sehr stark risikobehaftet 
und versprechen nicht unbedingt einen schnel-
len Erfolg. In erster Linie haben jedoch diese 
Basisinnovationen die entscheidenden Durch-
brüche ausgelöst. 

Es geht um die Frage, inwieweit man bei dieser 
Gebührenhöhe gerade dort, wo die Gebühren den 
Tropfen ausmachen, der das Kostenfaß in den Be-
trieben zum Überlaufen bringt, noch dazu bereit ist, 
Patente anzumelden. 

Auch bei der Hannover-Messe hat Bundesminister 
Matthöfer auf die Wichtigkeit der Technologie hin-
gewiesen. Bundesminister Friderichs bezeichnete die 
Innovation als Basis der Erhaltung von 22 Millionen 
Arbeitsplätzen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Gestatten 
Sie eine Zwischenfrage der Frau Kollegin Dr. Reh-
len? 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU): Bitte schön! 

Frau Dr. Rehlen (SPD) : Herr Kollege, können Sie 
mir bestätigen, daß es durch die Fraunhofer-Gesell-
schaft möglich ist 

(Dr. Wittmann [München] [CDU/CSU] : Ich 
komme gleich darauf!) 

— vielleicht darf ich den Satz zu Ende führen 
daß Einzelerfinder und kleine und mittlere Unter-
nehmen kostenlos zu Patenten kommen. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Ich danke 
Ihnen, gnädige Frau. Sie haben selbst von flankie-
renden Maßnahmen für Einzelerfinder, kleinere und 
mittlere Unternehmen gesprochen. Sie geben den Ein-
zelerfindern und den kleinen Unternehmen mit die-
sen Maßnahmen Steine statt Brot. Wir haben ein 
Armenrecht im Patentgesetz vorgesehen. Wir haben 
die verschiedensten Förderungsmöglichkeiten und 
Förderungsprogramme des Bundes. Aber glauben 
Sie, daß jemand Geld geben wird, ohne vorher ge-
prüft zu haben, ob er das Patent für nützlich oder 
unnütz hält? Das ist praktisch geistige Investitions-
kontrolle, die Sie hier einführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist wieder das Typische: daß man selektiert, 
den einzelnen und den Kleinen in die Abhängigkeit 
vom Staat bringt, vom Staat her das Geld durch die 
Gebühren einnimmt und dann nach Beliebigkeit und 
nach politischem Gesicht entscheidet, ob dieser 
Mann würdig ist, einen Zuschuß des Staates zu er-
halten. 

Das wollen wir vermeiden. Wir wollen die Frei-
heit des Einzelerfinders und die Freiheit des kleinen 
und des mittleren Unternehmens erhalten. Darum 
geht es. Auch eine Frage von Freiheit statt Sozia-
lismus! 

(Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Dr. Wittmann, gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage der Frau Abgeordneten Dr. Rehlen? 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Frau Dr. Rehlen (SPD) : Herr Kollege Wittmann, 
können Sie — — 

(Dr.  Schäfer [Tübingen] [SPD] : Die Ellbogen

-

freiheit wollen Sie!) 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Sind nur Sie 
still, Herr Kollege Schäfer; sind nur Sie still! 

(Weiterer Zuruf des Abg. Dr. Schäfer [Tü

-

bingen] [SPD]) 

— Sonst muß ich Ihnen einmal aus der Vergangen-
heit etwas nachblättern. Das juckt mich schon lange! 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sie ungezo

-

gener Jüngling! — Glocke des Präsidenten) 

— Danke schön! Schönen Dank, Herr Präsident! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eine Unver

-

schämtheit! — Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : 
Da können Sie nachgucken! Aber bei allen!) 

— Aus unserer Zusammenarbeit — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Wir sind 
bei einer Zwischenfrage der Frau Abgeordneten 
Rehlen. Der Abgeordnete Wittmann läßt sie offen-
sichtlich zu. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent, haben Sie die Ausdrücke gehört? Ich hoffe es! 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich habe 
überhaupt keine Ausdrücke gehört. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Aber die 
Stenographen werden sie zur Kenntnis nehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Wir wer-
den sehen, ob im Protokoll etwas festgehalten ist. 
— Bitte! 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Danke schön! 

Frau Dr. Rehlen (SPD) : Herr Kollege Wittmann, 
bestätigen Sie mir, daß im Hearing auf meine Frage 
über die Fraunhofer-Gesellschaft alle anwesenden 
Verbände mit Ausnahme des Deutschen Erfinder-
verbands sich positiv über die Arbeit dieser Institu-
tion geäußert haben? 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Verehrte 
Frau Kollegin, um diese Frage geht es doch nicht! 
Sondern es geht um die Frage, daß man Einzel-
erfinder und kleine und mittlere Unternehmen von 
Dritten in ihrer Erfindungskraft immer mehr ab-
hängig macht. Um diese Frage geht es doch! 

Nun, meine Damen und Herren, die Ausschuß-
fassung des Gesetzes sieht eine von allen Beteilig- 
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ten als maßvoll empfundene Gebührenerhöhung um 
zirka 40 % vor. Dabei muß man all das einrechnen, 
was wir an Einsparungen oder an neuen Gebühren 
erreicht haben, zum Beispiel durch die von der CDU/ 
CSU beantragte und dann auch angenommene Er-
öffnung der Patentdokumentation. 

Man mag entgegenhalten, daß im Jahr 1955 die 
Gebühren auch einmal sehr kräftig erhöht worden 
sind. Nun, da lagen der Krieg und die Nachkriegs-
zeit dazwischen, und das Patentwesen wurde neu 
geordnet. Das war ein völlig anderer Sachverhalt. 

Die Folgen werden nun sein, daß weniger An-
meldungen eingehen und daß sofort Prüfungsantrag 
gestellt wird, das Amt also zunächst überlastet wird. 
Und wenn auf Grund der niedrigeren Zahl von An-
meldungen dann weniger Arbeit ist, werden sogar 
eines Tages Arbeitsplätze gefährdet sein. Das wird 
mit dieser Gebührenerhöhung eintreten. 

Die Bundesregierung hatte ja schon lange Zeit, 
einmal das hundert Jahre alte Patentgesetz darauf-
hin zu überprüfen, welche Verfahrensverbesserun-
gen möglich sind, um zu Einsparungen zu kommen. 
Das wurde unterlassen. Man hat nicht einmal daran 
gedacht. Man wollte ja zunächst auch die Verbesse-
rungen abwehren, die wir im Zusammenhang mit 
dem Patentübereinkommen beantragt haben. 

Mit der Überleitung in das europäische Patent-
recht werden noch viele Probleme auf das Deutsche 
Patentamt zukommen — nicht zuletzt im Zusammen-
hang mit der Erhaltung qualifizierter Prüfer in die-
sem Deutschen Patentamt. Deshalb würde ich es 
sehr begrüßen, wenn man bei einer sich bietenden 
und finanzpolitisch vertretbaren Gelegenheit, falls 
das Haushaltssicherungsgesetz etwas abgemildert 
wird, die bereits gewährten, aber dann zurückge-
nommenen Stellenhebungen für das qualifizierte 
Personal vornimmt, um hier Gerechtigkeit walten zu 
lassen. 

Ich habe nun das Vergnügen, mich einem etwas 
angenehmeren Thema zuzuwenden, nämlich die Fest-
stellung zu treffen, daß jetzt endlich ein noch unter 
Konrad Adenauer von dem CSU-Justizminister Fritz 
Schäffer begonnenes europäisches Einigungswerk 
auf dem Gebiet des Patentwesens dem Deutschen 
Bundestag zur Entscheidung vorliegt. 

Ich möchte bei der Gelegenheit allen Beteiligten 
für die langwierige, schwierige und manchmal mit 
Rückschlägen verbundene Arbeit danken, eine Ar-
beit, die vor allem der ehemalige Präsident des 
Deutschen Patentamts, Herr Dr. Haertel, geleistet hat, 
der sich auch durch Rückschläge nicht entmutigen 
ließ. 

Ich möchte auch einem Mann danken, der leider 
seit 1. Januar dieses Jahres nicht mehr unter uns 
weilt: dem langjährigen Staatssekretär im Bundes-
justizministerium Dr. Walter Strauß, auf dessen 
Initiative eigentlich die Überlegungen zurückgehen, 
die nunmehr zum Europäischen Patentamt führen. 

Wir sind froh, daß diese europäische Behörde nach 
Deutschland kommt. Als Bayer und als Münchner 
darf ich darüber hinaus sagen: Wir sind froh, daß 
der Standort dieses Amtes trotz mancher Schwierig

-

keiten, die wir in München haben, dort sein wird. 
Aber der ehemalige Oberbürgermeister Münchens 
wird sicherlich dazu beitragen, daß diese Schwierig-
keiten bereinigt werden, daß dieses Amt baulich in 
die Münchner Stadt paßt, daß das Klima für die 
Menschen in dieser Stadt erträglich bleibt, d. h. sich 
durch diesen Standort nicht Mieten und Preise un-
nötig erhöhen. 

Lassen Sie mich noch auf einen anderen Gesichts-
punkt hinweisen. Mit diesen Übereinkommen und 
mit dem in der nächsten Legislaturperiode noch zu 
verabschiedenden Vereinheitlichungsabkommen von 
Luxemburg werden wir praktisch ein supranationa-
les Patentrecht schaffen. Es wird der Entscheidung 
dieses Hauses weitgehend entzogen sein und nur 
auf Staatenkonferenzen geändert werden können. 
Vielleicht wäre es denkbar — das sollten wir über-
legen —, als erste Kompetenz des Europäischen Par-
laments den gewerblichen Rechtsschutz vorzusehen; 
denn in allen Staaten, ob es die USA sind, Deutsch-
land oder die Schweiz ist, war der gewerbliche 
Rechtsschutz eine der ersten Gesetzesmaterien, die 
einem zentralen Parlament überantwortet wurden. 

Auf Antrag der CDU/CSU wurde auch erreicht, 
daß manche Schwierigkeiten, die für die Patent

-

anmelder im Rahmen der Anpassung des deutschen 
Rechts an das europäische Patentrecht auftraten, be-
seitigt wurden. Frau Kollegin Rehlen hat die Ein-
zelheiten schon genannt. 

Diese Übereinkommen sind in einer vielleicht 
düsteren Stunde Europas ein ermutigendes Zeichen, 
daß Europa doch wird, wenn wir auf einzelnen 
konkreten Gebieten vorankommen. Für uns kann 
ich sagen, daß wir diese europäische Behörde mit 
ihren internationalen Bediensteten in Deutschland 
willkommen heißen. 

Namens meiner Fraktion beantrage ich, den Än-
derungsantrag der SPD und FDP zu dem Gesetz 
über die Patentgebühren abzulehnen und es bei der 
Fassung des Ausschusses zu belassen. Im übrigen 
beantrage ich auch namens meiner Fraktion, den 
Patentübereinkommen und dem dazu gehörenden 
Gesetz zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Erhard (Bad Schwalbach). 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich weiß genau, 
daß ich mich jetzt zu einer Zeit gemeldet habe, wo 
wir unter Ausschluß der Öffentlichkeit diskutieren. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU] : Das gibt es nicht 
im Deutschen Bundestag!) 

Das halte ich für gut, weil wir uns auf diese Weise 
frei von dem sonst uns möglicherweise beschleichen-
den Affekt unterhalten können. Im Protokoll wer-
den meine Ausführungen selbstverständlich enthal-
ten sein; das weiß ich, Herr Präsident. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege, ich muß Sie darauf aufmerksam machen, daß 
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wir uns in einer öffentlichen Sitzung befinden, von 
der auch Protokolle angefertigt werden. Insoweit 
sind Ihre Bemerkungen sicher nicht zutreffend. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent, darüber bin ich mir völlig im klaren. Ich danke 
Ihnen aber gleichwohl für den Hinweis. 

Warum habe ich mich jetzt zu Wort gemeldet? 

(Gnädinger [SPD]: Das fragen wir uns auch!) 

Weil mich das Verfahren, das hier deutlich wird, 
dazu veranlaßt. 

Wir haben § 1 des Gesetzes im Rechtsausschuß mit 
Mehrheit abgelehnt. Damit hätte das Gesetz sterben 
müssen. Wir waren diejenigen, die Ihnen in dieser 
Situation angeboten haben, einen Kompromiß zu 
suchen. Dann haben wir auf Vorschlag des stellver-
tretenden Fraktionsvorsitzenden Metzger im Rechts-
ausschuß einen Kompromiß — unter dieser Über-
schrift! — zustande gebracht. Sie haben die Sitzung 
unterbrochen und gesagt: Kompromiß. 

Darauf haben wir gesagt: Wir wollen an sich nur 
eine Gebührenerhöhung von rund 33 °/o, die sach-
lich gerechtfertigt ist; denn das hätte eine Gebühren-
deckung bezüglich der Kosten ausgemacht. Da Sie 
das auf keinen Fall wollten, haben wir erklärt, wir 
seien auch zu einem Kompromiß von 40 °/o bereit. 
Nach genaueren Berechnungen des Ministeriums be-
tragen, wie ich das eben erfragt habe, die Gebühren-
erhöhungen im Schnitt 37 °/o. 

(Dr. Wittmann [München] [CDU/CSU] : Die 
Einsparungen müssen Sie auch berücksich

-

tigen!) 

Und Sie haben gesagt: Jawohl. Verständlicherweise 
haben Sie dem nicht zugestimmt, sondern sich als 
Kompromiß der Stimme enthalten. Dafür hat jeder 
Verständnis, wenn sich eine Seite, um nicht gegen 
die eigene Regierung stimmen zu müssen, im Aus-
schuß als Fraktion der Stimme enthält. Gegen einen 
solchen Kompromiß ist gar nichts einzuwenden. 

Aber einen Kompromiß im Ausschuß, den wir an-
geboten haben, dazu zu mißbrauchen, im Plenum als 
Fraktion etwas gänzlich anderes zu machen, ist ein 
Verfahren, welches das Kooperieren in den Aus-
schüssen, im Parlament und unter den Fraktionen 
zerstört. Das machen Sie und nicht wir. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das machen Sie — natürlich ist das ein kleiner 
Fisch , um prohibitive Gebühren festzusetzen. 
„Prohibitiv" heißt, daß viele Leute ausgeschlossen 
und so arm gemacht werden, daß sie den Staat wie-
der in Anspruch nehmen müssen, wenn sie ihre 
Patentanmeldungen vornehmen. Da kommt ja die 
Kostenerhöhung über die andere Seite ohnehin wie-
der herein. 

Das machen Sie, um die Beihilfen, die an die Rich-
ter des Bundespatentgerichts zu zahlen sind, durch 
die Gebühren des Patentamts abzudecken. Ich kann 
nur sagen: Wenn wir so weitermachen, dann wird 
in der ordentlichen Gerichtsbarkeit überhaupt nie-
mand mehr in der Lage sein, sein Recht irgendwo 
in unserem sozialen Rechtsstaat zu erstreiten, weil 

dann überhaupt kein Mensch mehr so viel Geld 
hat, um die gesamten Gehälter, Pensionen, Beihilfen 
usw. der Richter und des sonstigen Personals der 
Ämter bezahlen zu können. 

So kann es nicht weitergehen, wenn wir einen 
sozialen Rechtsstaat behalten wollen. Aber das Ent-
scheidende ist für mich, daß man sich auf eine Frak-
tion eigentlich verlassen können muß. Bisher war 
ich der Meinung, in Verfahrensfragen könnten wir 
uns aufeinander verlassen. Die SPD verläßt auch 
diesen Pfad, nur um ihren Willen durchzusetzen, nur 
um Macht auszuüben. 

Ich sage nur: So werden Sie keine wirklich funk-
tionsfähige Demokratie erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das Wort 
hat Herr Abgeordneter Gnädinger. 

Gnädinger (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich muß zu meinem Be-
dauern feststellen, daß die Darstellung, die Herr 
Erhard über den Ablauf der Sitzung des Rechtsaus-
schusses gegeben hat, nicht ganz exakt ist. 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD] : Sehr wahr! — 
Widerspruch bei der CDU/CSU] 

Er hat auf die Erklärung meines Fraktionskollegen 
Metzger hingewiesen. Die erste Bemerkung von 
Herrn Metzger war, daß wir uns im Rechtsausschuß 
angesichts einer Mehrheit der CDU/CSU der Stimme 
enthalten vorbehaltlich der Entscheidung der beiden 
Koalitionsfraktionen. 

(Widerspruch des Abg. Erhard [Bad Schwal

-

bach] [CDU/CSU]) 

— Vorbehaltlich der Entscheidung der beiden Koali-
tionsfraktionen; so ist es im Protokoll des Rechts-
ausschusses nachzulesen. Die Koalitionsfraktionen 
sind nach Abschluß der Rechtsausschußsitzung zu der 
Überzeugung gekommen, daß wir den Regierungs-
entwurf aufrechterhalten. Deshalb legen wir hier 
diesen Änderungsantrag vor. 

Zweitens verstehe ich überhaupt nicht, Herr Er-
hard, was Sie bezüglich des Prinzips der Kosten-
deckung gesagt haben. Dieses Prinzip ist gerade vom 
Haushaltsausschuß durch Abstimmung zweimal ein-
stimmig bestätigt worden. 

(Dr. Wittmann [München] [CDU/CSU] : Un

-

ter falschen Voraussetzungen!) 

— Ich glaube, Sie sollten Ihre Fraktionskollegen, die 
im Haushaltsausschuß sind, durch solche Reden hier 
nicht in dieser Weise disqualifizieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Wittmann [München] [CDU/CSU] : Wir sind 

betrogen worden!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das Wort 
hat der Herr Bundesminister der Justiz. 

Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
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Nachdem Sie mit einiger Anstrengung den Eindruck 
erweckt haben, es gehe hier um Freiheit oder So-
zialismus — um Ihren mißglückten Slogan zu zi-
tieren —, oder Sie den Eindruck erweckt haben, 
es gehe um die Grundfragen der Kooperation zwi-
schen den Fraktionen, dürfen wir jetzt wieder auf 
den Boden der tatsächlichen Vorlage zurückkehren. 

(Thürk [CDU/CSU] : Sie sollten das als Ju-
stizminister ruhig ernster nehmen! — Ge-
genruf des Abg. Dr. Arndt [Hamburg] 
[SPD] : Das kann man nicht ernst nehmen!) 

— Ich bitte Sie, Herr Kollege Thürk. Wenn man 
den Debatten über viele Stunden folgt, dann ist man 
durchaus bereit, Heiteres wie die Ausführungen 
des Herrn Kollegen Kiechle oder auch des Kolle-
gen Konrad heiter zu nehmen. Aber Dinge, wie sie 
eben vorgetragen wurden, kann man deswegen 
noch lange nicht ernst nehmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es geht um zwei verbundene Vorlagen, um eine 
Routineangelegenheit — — 

(Reddemann [CDU/CSU] : Seien Sie mal vor

-

sichtig! Ihre eigene Partei nimmt Sie ja 
nicht ernst! Wie können Sie dann andere 

beschimpfen?!) 

— Ach, Herr Reddemann, Sie haben heute Ihr Soll 
doch wirklich schon übererfüllt. Es gibt ja ein paar 
Leute, die nach Hause gehen wollen. Verlängern 
Sie die Dinge nicht noch! 

(Reddemann [CDU/CSU] : Dann setzen Sie 
sich hin! Sie halten uns hier nämlich auf!) 

— Herr Reddemann, das hängt nicht von Ihnen ab, 
ob ich mich hinsetze. So weit sind wir noch nicht 
hier in diesem Parlament. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der SPD 
zur CDU/CSU) 

Es geht um zwei Vorlagen, die zwar die gleiche 
Rechtsmaterie betreffen, die aber in keinem inne-
ren Zusammenhang stehen. Einmal geht es um die 
Erhöhung der nationalen Patentgebühren, zum an-
deren um die schon erwähnten internationalen Pa-
tentübereinkommen, insbesondere um das euro-
päische Patentübereinkommen. 

Die erste Vorlage hat Routinecharakter. Natür-
lich freut sich niemand über Gebührenerhöhungen. 
Allerdings ist dies seit Gründung der Bundesrepu-
blik erst die zweite allgemeine Erhöhung der Pa-
tentgebühren. Allen bisherigen Erhöhungen lag das 
vernünftige Prinzip zugrunde, die Gebühren jeweils 
so zu bemessen, daß sie ausreichten, die gesamten 
Kosten der administrativen und der judikativen 
Einrichtungen auf dem Gebiete des Patentwesens 
zu decken. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Ich wür

-

de vorschlagen, das Bundesjustizministe

-

rium auf Gebührenbasis zu betreiben!) 

— Lieber Herr Kollege Lenz, das ist eine durchaus 
originelle Anregung, die Sie zum Antrag erheben 
sollten. Das Justizministerium würde dabei wesent

-

lich besser fahren als bei der gegenwärtigen Rege-
lung. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Dann müßten wir 
aber einen anderen Minister haben!) 

Der mit knapper Mehrheit gefaßte Beschluß des 
Rechtsausschusses würde mit diesem Prinzip bre-
chen. Er würde einen nicht unerheblichen Teil der 
Kosten, nämlich rund 34 Millionen DM, dem Steuer-
zahler aufbürden. Für eine solche Mehrbelastung 
des Steuerzahlers gibt es aber keinerlei einsichti-
gen Grund. Vor allem — dies ist schon dargelegt 
worden — verfangen weder verfassungsrechtliche 
noch volkswirtschaftliche Argumente. Auch die Be-
hauptung, die freien Erfinder oder die mittelständi-
schen Unternehmen würden erdrosselt, hält der Prü-
fung in keiner Weise stand. Übrigens freue ich 
mich, daß sich der Kollege Wittmann mit der Wen-
dung von der geistigen Investitionskontrolle in den 
Kreis der sehr freien Erfinder eingereiht hat. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
der FDP) 

Nur cirka 50 % aller Patentanmeldungen stammen 
aus dem inländischen Bereich. Die andere Hälfte 
kommt aus dem Ausland. Insoweit können also freie 
Erfinder oder mittelständische Unternehmer von 
Gebührenerhöhungen gar nicht betroffen sein. Wei-
tere rund 30 % aller Patentanmeldungen stammen 
von deutschen Großunternehmen. Das bedeutet also, 
daß insgesamt für mehr als 80 % aller Anmeldun-
gen, Herr Kollege Wittmann, der von Ihnen vorge-
tragene Gesichtspunkt überhaupt keine Rolle spielt. 

(Dr. Wittmann [München] [CDU/CSU] : Was 
ist mit Arbeitnehmererfindungen?) 

Entscheidender ist aber, daß die vom Rechtsaus-
schuß vorgeschlagene Beschränkung der Gebühren-
erhöhung bei der einzelnen Patentanmeldung in 
dem Verfahrensabschnitt bis zur Patenterteilung für 
den einzelnen ganze 50 DM und für die Laufzeit 
des Patentes von insgesamt 20 Jahren im Jahres-
durchschnitt ganze 135 DM ausmachen würde. An-
gesichts dieser Zahlen — 12 DM bzw. 50 DM bzw. 
135 DM — löst sich die Behauptung von der Erdros-
selung der freien Erfinder und der mittelständischen 
Unternehmungen in nichts auf. Ich wäre fast ver-
sucht, Ihnen, lieber Herr Kollege Wittmann, wenn 
ich an Ihre Argumente und Begründungen denke, 
den Slogan entgegenzuhalten: „Wahrheit oder Witt-
mann" oder, wenn Sie wollen, auch „Wahrheit statt 
Wittmann" — in diesem Punkt und in dieser Be-
ziehung. 

(Dr. Wittmann [München] [CDU/CSU] : Das 
entspricht Ihrer Primitivität! — Reddemann 
[CDU/CSU] : Wollen Sie ernst genommen 
werden? — Dr. Wittmann [München] [CDU/ 

CSU]: Das ist Ihre typische Arroganz!) 

— Lieber Kollege Wittmann, meine Damen und Her-
ren von der Opposition, ich wundere mich, daß Sie 
gegen halb zehn Uhr aus einer Lethargie, die über 
weite Stunden des heutigen Tages festzustellen war, 
bei den Patentgebühren plötzlich erwachen. An-
scheinend wollen Sie Erfolge, die Ihnen an anderer 
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Stelle versagt geblieben sind, auf der Ebene von 
130-Mark-Beträgen erreichen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich glaube, das wird nicht gehen. 

Übrigens: auch nach der Gebührenerhöhung ma-
chen die staatlichen Abgaben nach internationalen 
Erfahrungen nur einen Bruchteil der Kosten aus, die 
anläßlich der Anmeldung eines Patents entstehen. 
Nach einer in der Schweiz durchgeführten Berech-
nung entfallen von dem Gesamtaufwand für eine 
nationale Patentanmeldung 73 °/o auf Anwaltskosten, 
17 °/o auf Übersetzungen und sonstige Nebenkosten 
und nur ganze 10 °/o auf die staatlichen Gebühren. 
Die Verhältnisse werden bei uns nicht wesentlich 
anders sein. 

Dann noch eine letzte Bemerkung zur Frage der 
Gebührenerhöhung. Ich sagte, dies sei die zweite 
seit Gründung der Bundesrepublik. Die erste Gebüh-
renerhöhung ist von der CDU/CSU-Regierung im 
Jahre 1955 durchgeführt worden. 

(Dr. Wittmann [München] [CDU/CSU] : Seit 
1936!) 

— Richtig. Sie betrug für einen Zeitraum von 20 Jah-
ren, in dem die Gebühren nicht erhöht wurden, 
67 %. Wir erhöhen jetzt nach 21 Jahren um 68,5 %. 
Da möchte ich nun wirklich wissen, wo Ihre Logik 
bleibt. 

(Dr. Wittmann [München] [CDU/CSU] : Die 
„Logik" liegt darin, daß Krieg, Nachkriegs

-

zeit und Währungsreform dazwischen

-

lagen!) 

Die Logik, daß für die Erfinder und die Unterneh-
men im Jahre 1955 in der Zeit des Wiederaufbaus 
eine Erhöhung um 67 % leichter erträglich gewesen 
sei als die Erhöhung heute im .Jahre 1976 um 68 %, 
ist geradezu abstrus und widerlegt sich selber. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Redde

-

mann [CDU/CSU] : Die Erfinder werden das 
mit Freude hören, Herr Vogel!) 

Ich begrüße deshalb für die Bundesregierung, daß 
ein Abänderungsantrag der Koalitionsfraktionen ge-
stellt worden ist. Ich befürworte seine Annahme 
und fordere die Koalition auf, in diesem Punkt kei-
nesfalls hinter der seinerzeitigen Erhöhung durch 
die heutige Opposition zurückzubleiben. Das ist nur 
erreichbar, indem Sie diesen Antrag annehmen. 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, im Gegensatz zu der soeben behandelten 
Materie hat das europäische Patentübereinkommen 
eine weit über den heutigen Tag hinausreichende 
Bedeutung. Auch wer mit Superlativen eher spar-
sam umgeht, kann dieses Übereinkommen getrost 
als ein Jahrhundertwerk bezeichnen. Lassen Sie 
mich die drei Umstände, die diese Bewertung recht-
fertigen, noch einmal kurz hervorheben. 

Erstens. Das neue einheitliche Patenterteilungs-
verfahren gilt für 16 europäische Länder mit 300 Mil-
lionen Einwohnern und einem Bruttosozialprodukt 
von 3 860 Milliarden DM im letzten Jahr. Für dieses 
gesamte Gebiet, das größte Wirtschaftsgebiet, das 
es gibt, erteilt künftig e i n Amt, nämlich das euro-

päische Patentamt, ein Patent, das Schutzwirkungen 
in allen beteiligten Ländern nach deren nationalem 
Recht entfaltet. Eine derart weitreichende Wirkung 
eines übernationalen Rechtsakts ist ohne Beispiel. 
In allen vergleichbaren Fällen der Vergangenheit 
war entweder das Anwendungsgebiet wesentlich 
kleiner oder die nationale Wirkung von einer na-
tionalen Zulassung im Einzelfall abhängig. 

Zweitens. In einem Zeitpunkt, in dem die euro-
päische Integration eher stagniert, wird damit auf 
dem Wege zur Rechtseinheit Europas ein großer 
Fortschritt erzielt; ein Fortschritt, der um so höher 
zu bewerten ist, weil er mit einer Vereinheitlichung 
des materiellen Rechts verbunden ist und nicht nur 
die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, 
sondern auch zahlreiche Nichtmitglieder umfaßt. 
Einmal mehr, meine Damen und Herren, sind damit 
die oft gescholtenen Juristen, und zwar in diesem 
Fall sogar Spezialisten des Patentrechts, Bahnbre-
cher einer vernünftigen Entwicklung geworden. 

Drittens. Mit dem Europäischen Patentamt erhält 
die Bundesrepublik erstmals eine zentrale euro-
päische Institution. Der hohe Stand des deutschen 
Patentwesens wird damit ebenso anerkannt wie das 
besondere Engagement der Bundesrepublik für das 
Zustandekommen des Vertragswerks. Ich selber 
— ich bitte, mir die Bemerkung zu gestatten — 
empfinde darüber hinaus besondere Genugtuung 
darüber, daß München Sitz dieses Amtes und der 
ersten europäischen Einrichtung dieser Größenord-
nung auf dem Boden der Bundesrepublik wird. 

Ich möchte auch im Namen der Bundesregierung 
allen, die am Zustandekommen dieses Vertrags-
werks mitgewirkt haben, sehr herzlich danken, und 
ich möchte meiner Genugtuung darüber Ausdruck 
geben, daß wir als Sitzland mit Ihrem heutigen Be-
schluß in den Stand versetzt werden, als erste dieses 
Abkommen zu ratifizieren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
bitte Sie um Zustimmung in zweiter und dritter Be-
ratung bzw. in der Schlußabstimmung sowohl zu 
dem Gesetzentwurf über die Gebühren des Patent-
amts und des Patentgerichts als auch zu dem Ge-
setzentwurf über internationale Patentübereinkom-
men. Im übrigen wird — um noch eine versöhnliche 
Schlußbemerkung anzuhängen — über die Höhe der 
Patentgebühren in Zukunft der Verwaltungsrat des 
Europäischen Patentamtes entscheiden, so daß wir 
dieser Sorge zu einem erheblichen Teil enthoben 
sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
in der zweiten Beratung § 1 auf. Hierzu liegt auf 
Drucksache 7/5214 ein Änderungsantrag vor. Er zielt 
auf eine Änderung der Anlage zu § 1 ab. Wer dem 
Antrag zustimmen will, den bitte ich um das Zei-
chen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Der  Antrag ist angenommen. 

Wer § 1 in der nunmehr geänderten Fassung zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
- Die Gegenprobe. — Stimmenthaltungen? — § i 
ist damit angenommen. 
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Ich rufe die §§ 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, sowie Ein-

leitung und Überschrift auf. Wer den aufgerufenen 
Bestimmungen in zweiter Beratung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Es ist so beschlos-
sen. Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter Bera-
tung gebilligt. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. — Das Wort wird nicht begehrt. 

Wer dem Gesetzentwurf in der dritten Beratung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erhe-
ben. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Da-
mit ist der Gesetzentwurf über die Gebühren des 
Patentamts und des Patentgerichts in dritter Bera-
tung gebilligt. 

Ich gehe davon aus, daß das Haus des Antrag des 
Ausschusses, die zu dem Gesetzentwurf eingegan-
genen Petitionen und Eingaben für erledigt zu er-
klären, zustimmt. — Ich höre keinen Widerspruch. 
Es ist so beschlossen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die 
Vorlage unter Punkt 9 der Tagesordnung: Gesetz 
über internationale Patentübereinkommen. Ich rufe 
zur zweiten Beratung und Schlußabstimmung Art. 
1, 2, 3, 4, 5, 6, 6 a, 7, 8, 9 sowie Einleitung und 
Überschrift auf. Wer dem Gesetzentwurf zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Gegenstimmen? — Keine Gegenstimmen. Stimm-
enthaltungen? — Keine Stimmenthaltungen. — Da-
mit ist das Gesetz über internationale Patentüber-
einkommen vom Deutschen Bundestag einstimmig 
gebilligt worden. 

In Ziffer 2 des Ausschußantrages wird beantragt, 
die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen 
und Eingaben für erledigt zu erklären. Ich gehe da-
von aus, daß das Haus dem entspricht. — Ich höre 
keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU betr. Hilfsmaßnahmen für die Opfer der 
Erdbebenkatastrophe in Norditalien 
— Drucksache 7/5170 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß 

Ich stelle fest, daß das Wort hierzu nicht begehrt 
wird. 

Es wird vorgeschlagen, den Antrag dem Auswär-
tigen Ausschuß — federführend — und dem Haus-
haltsausschuß zur Mitberatung zu überweisen. — 
Ich höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Ausschusses für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung (1. Ausschuß) 

betr. Einspruch des Dr. Richard Bünemann, 
Plön (Holstein), vom 5. Dezember 1975 gegen 
seine Nichtberufung als Listenbewerber 
— Drucksache 7/5185 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Klein (Göttingen) 

Ich frage den Berichterstatter, Herrn Kollegen Dr. 
Klein (Göttingen), ob er eine Ergänzung des Be-
richtes wünscht. — Das ist nicht der Fall. Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. 

Wer dem Antrag des Ausschusses zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Es ist einstimmig 
so beschlossen. 

Ich rufe die Punkte 12 bis 14 der Tagesordnung 
auf: 

12. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (10. Ausschuß) zu dem von der 
Bundesregierung zur Unterrichtung vorge-
legten Vorschlag der EG-Kommission für eine 
Verordnung des Rates zur Festlegung ge-
meinsamer Normen für den Wassergehalt in 
Schlachtkörpern von gefrorenen und tiefge-
frorenen Hühnern, Hähnen und Hähnchen 
— Drucksachen 7/4500, 7/4917 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Sauter (Epfendorf) 

13. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (10. Ausschuß) zu den von der 
Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg-
ten Vorschlägen der EG-Kommission für eine 
fünfte Entscheidung des Rates über die 
Gleichstellung von Feldbesichtigungen von 
Saatgutvermehrungsbeständen in dritten 
Ländern 

fünfte Entscheidung des Rates über die 
Gleichstellung von in dritten Ländern erzeug-
tem Saatgut 

Entscheidung des Rates zur Änderung der 
zweiten Entscheidung 75/370/EWG über die 
Gleichstellung von in dritten Ländern erzeug-
ten Pflanzkartoffeln 
— Drucksachen 7/4675, 7/5144 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Ritgen 

14. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Jugend, Familie und Gesund-
heit (13. Ausschuß) zu den von der Bundes-
regierung zur Unterrichtung vorgelegten Vor-
schlägen der EG-Kommission für eine 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 2133/74 zur Auf-
stellung allgemeiner Regeln für die Bezeich-
nung und Aufmachung der Weine und der 
Traubenmoste 

Richtlinie des Rates zur vierten Änderung 
der Richtlinie 73/241/EWG zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für 
zur Ernährung bestimmte Kakao- und Schoko-
ladeerzeugnisse 

Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Konfitüren, Gelee, Marmeladen und Maronen-
krem 

Richtlinie des Rates zur dritten Änderung der 
Richtlinie des Rates vom 26. Januar 1965 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über die spezifischen Reinheits-
kriterien für konservierende Stoffe, die in 
Lebensmitteln verwendet werden dürfen 
— Drucksachen 7/3952, 7/3967, 7/4012, 7/4196, 
7/5168 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Hammans 

Der Herr Abgeordnete Dr. Hammans hat um das 
Wort zu einer Ergänzung des vorgelegten Berichts 
gebeten. Bitte, Herr Abgeordneter, Sie haben das 
Wort. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Bitte, gestatten 
Sie mir zunächst eine Bemerkung zu dem, was Herr 
Erhard vorhin bezüglich der Öffentlichkeit gesagt 
hat. Er sprach über das Fernsehen im Deutschen Bun-
destag, und es lohnt sich in der Tat, darüber nach-
zudenken, warum Fernsehaufnahmen im britischen 
Parlament nach wie vor nicht möglich sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie haben 
zweifellos den Rahmen Ihrer Berichterstattung be-
reits gesprengt; aber fahren Sie bitte fort. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Diese vier Vorschläge, 
zu denen ich Berichterstatter bin, zeigen einmal 
mehr, wie schwer der Weg nach Europa ist, wie die 
Schwierigkeiten im Detail liegen. Das neue deutsche 
Weingesetz war ein Musterbeispiel dafür, was der 
deutsche Verbraucher hinnehmen muß, wenn auf 

europäischer Ebene ein Gesetz gemacht wird, das 
dem deutschen Level nicht entspricht. Es kam mir 
darauf an, hier als Berichterstatter darauf hinzu-
weisen, daß auch in diesen vier Vorschlägen erneut 
Verschlechterungen gegenüber dem deutschen gel-
tenden Gesetz kommen werden. Es ist wenig tröst-
lich, daß deutsche Erzeuger vielleicht in Zukunft we-
niger aufwendig produzieren können. Der deutsche 
Verbraucher wird sich mit schlechterer Qualität in 
Lebensmitteln begnügen müssen. Dies ist bedauer-
lich, und ich meine, daß wir die Bundesregierung 
und unsere Verhandlungspartner in Zukunft noch 
mehr bitten sollten, alles daran zu setzen, damit in 
Brüssel in Zukunft solche Ergebnisse vermieden wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. Das Wort zur Aus-
sprache wird offensichtlich nicht begehrt. Ist das 
Haus damit einverstanden, daß wir der Einfachheit 
halber über die aufgerufenen Tagesordnungspunkte 
gemeinsam abstimmen? — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Aus-
schußanträge auf den Drucksachen 7/4917, 7/5144 
und 7/5168. Wer den Vorschlägen zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Damit sind die 
Vorlagen gebilligt. 

Wir stehen am Ende der heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Mittwoch, den 2. Juni 1976, 13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.48 Uhr) 

Berichtigung 

244. Sitzung, Seite V, rechte Spalte, ist bei Anlage 19 
zu streichen: 

MdlAnfr A61 14.05.76 Drs 07/5188 

Engelsberger CDU/CSU 

Bei Anlage 20 ist einzufügen: 

MdlAnfr A63 14.05.76 Drs 07/5188 

Dr. Becher (Pullach) CDU/CSU 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Achenbach * 	 20. 5. 
Dr. Ahrens ** 	20. 5. 
Dr. Aigner 	 20. 5. 
Dr. Artzinger * 	20. 5. 
Blumenfeld 	 20. 5. 
Dr. Böger 	 20.5. 
Conradi 	 20. 5. 
Dr. Corterier * 	20. 5. 
Dreyer 	 20. 5. 
Engelsberger 	 20. 5. 
Entrup 	 20. 5. 
Flämig * 	 20. 5. 
Frehsee * 	 20. 5. 
Gerlach (Emsland) * 	20. 5. 
Haase (Fürth) *** 	20. 5. 
Härzschel * 	20. 5. 
Dr. Hupka 	 20. 5. 
Hussing 	 20. 5. 
Dr. Jahn (Braunschweig) * 	20. 5. 
Dr. Klepsch 	 20. 5. 
Dr. Köhler (Duisburg) 	 20. 5. 
Dr. Kreile 	 20. 5. 
Lange * 	 20. 5. 
Lautenschlager * 	20. 5. 
Lemmrich *** 	 20. 5. 
Lücker * 	 20. 5. 
Memmel * 	 20. 5. 
Mick 	 20. 5. 
Dr. Müller (München) *** 	20. 5. 
Mursch * 	 20. 5. 
Peter 	 20. 5. 
Roser 	 20. 5. 
Richter *** 	 20. 5. 
Schmidt (Kempten) *** 	 20. 5. 
Schmidt (München) * 	20. 5. 
Frau Schroeder 	 20. 5. 
Dr. Schwörer * 	20. 5. 
Dr. Schulz (Berlin) * 	 20. 5. 
Seefeld * 	20. 5. 
Seibert 	 20. 5. 
Springorum * 	 20. 5. 
Dr. Sprung 	 20. 5. 
Dr. Starke (Franken) * 	 20. 5. 
Suck * 	20. 5. 
Dr. h. c. Wagner (Günzburg) 	20. 5. 
Walkhoff * 	20. 5. 
Frau Dr. Walz * 	 20. 5. 
Wende 	 20. 5. 
Walther 	 20. 5. 

*) für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 
**) für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen 

Versammlung des Europarates 
***) für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuro-
päischen Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Erklärung 

des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) nach § 59 GO 
zur Abstimmung über den Antrag des Vermittlungs-
ausschusses zu dem Gesetz zur Änderung des Bun-
desbaugesetzes - Drucksache 7/5204 - 

Die Novelle zum Bundesbaugesetz hat nunmehr 
das Vermittlungsverfahren hinter sich. Bei der Be-
urteilung dieser Novelle in der jetzigen Fassung 
sind Vor- und Nachteile gegeneinander abzuwägen. 
Die Novelle bringt zweifellos Verbesserungen auf 
dem Gebiet des Bauens im Innenbereich und im 
Außenbereich (§§ 34 und 35). So ist es der CDU/CSU 
im Ausschuß gelungen - und ich habe mich dafür 
besonders eingesetzt -, daß gegen den Widerstand 
zahlreicher SPD-Mitglieder im § 35 - Bauen im 
Außenbereich 

erweiterte Möglichkeiten für Nutzungsänderun-
gen, bauliche Erweiterungen oder Ersatzbauten 
und z. T. nachträgliche Errichtungen von Alten-
teilerhäusern 

geschaffen wurden. 

Ferner ist zu begrüßen, daß im Vermittlungsaus-
schuß der umstrittene Planungswertausgleich gestri-
chen wurde, gegen dessen Einführung ich von An-
fang an auf allen Ebenen gekämpft habe. 

Ich kann aber trotzdem aus ordnungspolitischen 
Gründen dem jetzigen Kompromiß des Vermitt-
lungsausschusses meine Zustimmung nicht geben, da 
in ihm ein preislimitiertes Vorkaufsrecht, die nahezu 
grenzenlose Ausdehnung des Vorkaufsrechts sowie 
ein nahtlos ineinandergreifender Gebotskatalog noch 
enthalten sind. 

Alle Bedenken, die gegen die Einführung eines 
Planungswertausgleiches sprechen, sprechen auch 
gegen ein preislimitiertes Vorkaufsrecht. Für weite 
Teile des Gemeindegebietes steht künftig den Ge-
meinden ein Vorkaufsrecht zu. Ein preislimitiertes 
Vorkaufsrecht bedeutet für diese Gebiete die Ein-
führung einer Preiskontrolle, die zu einem teilwei-
sen Preisstopp führen kann. Dies ist ein unvertret-
barer Einbruch in die marktwirtschaftliche Ordnung. 

Ein preislimitiertes Vorkaufsrecht führt zu einer 
Verunsicherung und Lähmung des Grundstücksver-
kehrs. Auch wenn ein Rücktrittsrecht des Verkäufers 
eingeräumt wird, dürfte er bei Anwendung des 
preislimitierten Vorkaufsrechts keinen Käufer mehr 
finden, da der Markt praktisch ausgeschaltet wird. 
Außerdem wird die Bewertungsbürokratie eine nicht 
zu verantwortende Ausdehnung bzw. Aufblähung 
erfahren. Die sozialistischen Bodenreformer sehen 
ein preislimitiertes Vorkaufsrecht als einen Schlüs-
sel für ihre Zielsetzungen an, zumal Minister Ravens 
dieser Tage erklärte, für die SPD seien ihre Ziele 
nicht vom Tisch. Das preislimitierte Vorkaufsrecht 
ist ein Stück „Salamitaktik" mit Hebelwirkung in 
Richtung „sozialistisches Bodenrecht". Die Einfüh-
rung des preislimitierten Vorkaufsrechts stellt einen 
Planungswertausgleich durch die Hintertüre dar. 
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Außer den ordnungspolitischen Gründen sprechen 
auch rechtspolitische Gründe dagegen. Wegen der 
Preislimitierung rückt das Vorkaufsrecht an die Ent-
eignung heran, ohne daß die Kriterien für die Ent-
eignung erfüllt sein müssen. Eine klare Abgrenzung 
zwischen Enteignung und Vorkaufsrecht wird ver-
wischt. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Schlei auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Dollinger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Frage A 45) : 

Trifft es zu, daß der Bundeskanzler die  Meinung vertreten hat, 
der bessere Auftragseingang bei der Automobilindustrie sei eine 
Dauererscheinung, so daß die Betriebsräte für die Einrichtung 
neuer Arbeitsplätze zu sorgen hätten, statt der Leistung von 

Überstunden zuzustimmen, und wenn ja, aus welchen Tatsachen 
oder auf Grund welcher sachverständiger Äußerungen kommt er 
dazu? 

Die Äußerung des Bundeskanzlers ist in der Fra-
gestellung nicht richtig wiedergegeben. 

Der Bundeskanzler hat in seiner Rede auf der 
zentralen Kundgebung des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes am 1. Mai in München die Betriebs-
räte aufgefordert, überall dort, wo sie — die Be-
triebsräte nämlich —, wie z. B. in der Automobil-
industrie, den Eindruck gewinnen, daß der Auftrags-
eingang dauerhaft ansteigt, gemeinsam mit ihren 
Geschäftsleitungen dafür zu sorgen, „daß dann auch 
neue Dauerarbeitsplätze eingerichtet und nicht 
dauernd Überstunden eingelegt werden!". 

Es wurde damit keine Branchenprognose abgege-
ben. Der Hinweis auf die Automobilwirtschaft bezog 
sich also auf den Eindruck, der bei den Beteiligten 
selbst besteht. Der Bundeskanzler hat deshalb fol-
gerichtig und in aller Freundlichkeit die Beteiligten 
auf ihre Rechte und Pflichten im Rahmen der Perso-
nalplanung gemäß § 92 Betriebsverfassungsgesetz 
aufmerksam gemacht. 

Anlage 4 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Mündliche Frage 
des Abgeordneten Dr. Wittmann (München) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Frage A 46) : 

In welcher Auflage und in welchen Staaten wird die Farb-
druckschrift des Bundespresse- und Informationsamts „Bundes-
republik Deutschland" im Ausland verteilt, und warum hat man 
darin verzichtet, Deutschland als Ganzes entsprechend der Ver-
fassung und dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
31. Juli 1973 darzustellen? 

Das Bildheft „Bundesrepublik Deutschland" ist in 
einer Auflage von 250 000 Exemplaren in elf Spra-
chen erschienen. Die Broschüre wird in den Ländern 
verteilt, die sich nach Auffassung unserer Auslands-
vertretungen dafür eignen. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage:  

Zu den zentralen Aufgaben der Öffentlichkeits-
arbeit im Ausland gehört die Information über die 
Bundesrepublik Deutschland in ihren verschiedenen 
Lebensbereichen. Dieser Informationsaufgabe dient 
die Broschüre. Aus dieser Aufgabenstellung ergibt 
sich auch die Beschränkung der Darstellung auf die 
Bundesrepublik Deutschland. Ich vermag weder dem 
Grundgesetz noch dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts zum Grundlagenvertrag vom 31. Juli 1973 
eine Verpflichtung zu entnehmen, in jedem Einzel-
fall in derartige Darstellungen die DDR oder die 
Gebiete des Deutschen Reiches in den Grenzen von 
1937 einzubeziehen. 

Es steht für mich allerdings außer Zweifel, daß 
es zu den Aufgaben der politischen Öffentlichkeits-
arbeit im Ausland gehört, auch das Verhältnis der 
Bundesrepublik Deutschland zur DDR in geeigneter 
Form zu behandeln. In der Broschüre, nach der Sie 
fragen, ist das auf Seite 24 geschehen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Mündlichen Fra-
gen des Abgeordneten Dr. Zimmermann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Fragen A 47 und 48) : 

Trifft es zu, daß das Presse- und Informationsamt der Bundes-
regierung gegen unbequeme Redakteure und Meinungsäußerun-
gen katholischer Kirchenzeitungen so vorgegangen ist, wie dies 
in der „Deutschen Tagespost" vom 30. April 1976 dargestellt ist, 
und wenn ja, hält die Bundesregierung dieses Vorgehen für 
angemessen und rechtmäßig, und bis zu welchem Ergebnis oder 
Zeitpunkt gedenkt sie diese Aktion fortzusetzen? 

Welche „Stellungnahmen" sind gegebenenfalls seit Anord-
nung der Aktion bis zum Erscheinen des genannten Artikels an 
welche Kirchenzeitungen geschickt worden, und wer hat dazu 
jeweils die Weisung erteilt? 

Es gibt keine Aktion des Presse- und Informations-
amtes gegen Redakteure und Meinungsäußerungen 
der Kirchenpresse, wie es in dem Artikel der „Deut-
schen Tagespost" unterstellt wird. 

Ich möchte diesen Artikel nicht weiter bewerten. 
Sieht man von der polemischen Verpackung ab, 
bleibt die gänzlich unsensationelle Nachricht, daß 
das Presse- und Informationsamt in den letzten 
Monaten einige Leserbriefe an Bistumsblätter und 
andere konfessionell gebundene Presseorgane ge-
schrieben hat. In diesen Briefen wurde zu solchen 
Themen der Bundespolitik, die in diesen Blättern 
behandelt worden sind, die Auffassung der Bundes-
regierung dargelegt. 

Es ist jahrzehntelange Praxis, daß das Presse-
und Informationsamt der Bundesregierung im Sinne 
seines Auftrags, die Bürger über die Politik der 
Bundesregierung zu informieren, in Leserbriefen zu 
Themen der Regierungspolitik, die in Zeitungen und 
Zeitschriften behandelt worden sind, Stellung nimmt. 
Eine „Aktion" gibt es also nicht — das würde mei-
nem Verständnis von Pressefreiheit widerspre-
chen —, es gibt damit weder ein Datum für den 
Beginn noch für das Ende. 
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Da die katholische Presse in letzter Zeit einzelne 
bundespolitische Themen besonders breit behandelt 
hat, wurden seit Dezember 1975 insgesamt 17 Leser-
briefe an Bistumsblätter und andere katholische 
Presseorgane geschrieben. Davon sind acht abge-
druckt worden. Falls der Wunsch besteht, kann eine 
Aufstellung über die Briefe zugeleitet werden. 

Zu Ihrer Frage, wer jeweils die „Weisung" zu 
einem Brief erteilt, kann ich sagen, daß dafür, das 
entspricht dem Geschäftsverteilungsplan des Presse-
amtes, der Leiter der Abteilung „Inland" oder sein 
Vertreter zuständig ist. Der wöchentliche „Spiegel 
der Kirchenpresse", der ähnlich wie Nachrichten-
spiegel und Kommentarübersichten seit vielen Jah-
ren zusammengestellt wird, dient in erster Linie der 
Unterrichtung der Abteilungsleitung. Diese leitet 
ihn an Fachreferate nur dann weiter, wenn zu ein-
zelnen Artikeln eine Reaktion des Amtes erforder-
lich scheint. 

Anlage 6 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Mündliche Frage 
des Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5188 Frage A 49) : 

Welche. Gründe waren bestimmend, daß die  Bundesregierung 
den in Friedland eintreffenden Aussiedlern eine Broschüre „Will-
kommen in der Bundesrepublik Deutschland" überreicht, in der 
einmal die DDR in der gleichen grauen barbe wie das Aasland 
und zum anderen die Oder-Neiße-Gebiete nicht nur nicht in ihrer 
ganzen geographischen Ausdehnung, sondern die Städte zuerst 
mit ihren polnischen Benennungen dargestellt werden, so daß 
den Aussiedlern ein unzutreffendes Bild von ganz Deutschland 
geboten wird? 

Die im Lager Friedland eintreffenden Aussiedler 
werden mit Informationsmaterial ausgestattet, das 
ihnen das Einleben in ihrer neuen Umgebung er-
leichtern soll. Hierzu gehört u. a. auch die Broschüre 
„Willkommen in der Bundesrepublik Deutschland". 
Wer sie in der Hand gehabt hat, wird zugeben, daß 
sie in übersichtlicher Form auf leicht lesbare Weise 
und auf kurzem Raum unseren Staat und seine Le-
bensverhältnisse beschreibt. Es handelt sich nicht 
um eine amtliche Dokumentation, sondern um ein 
Projekt eines Münchener Verlags. Die Broschüre 
wurde mit Unterstützung des Presseamtes während 
der Olympischen Spiele im Jahre 1972 an Besucher 
aus aller Welt verteilt und wird seitdem, weil es 
Anklang gefunden hat, aktualisiert für ähnliche 
Zwecke verwendet. 

Naturgemäß kann eine solche Broschüre, die ledig-
lich mit Unterstützung des Presseamtes erarbeitet 
worden ist, nicht allen Informationsansprüchen ge-
nügen. Die Kenntnisse der Umsiedler über die Le-
bensverhältnisse in der Bundesrepublik Deutschland 
sind nicht immer auf aktuellem Stand. Die Broschüre 
soll diese Informationslücke bei der Ankunft der 
Aussiedler füllen, ohne sie zu überfordern. Klar ist 
dabei, daß eine Unterrichtung über die für Außen-
stehende komplizierten deutschen Rechtspositionen 
nicht Aufgabe dieser Broschüre sein kann. 

Fünf Karten veranschaulichen Themen, die mit 
Worten nur umständlich zu erklären sind, wie Bun

-

desländer, Bevölkerungsdichte, die TEE- und Inter-
city-Strecken der Deutschen Bundesbahn und die 
Bundesautobahnen. Zur Verdeutlichung ist die Fläche 
der Bundesrepublik Deutschland, um deren Lebens-
verhältnisse es geht, farblich hervorgehoben, das 
übrige Gebiet ist aus eben diesem Grund einfarbig 
gehalten. Der Einfärbung kommt, wie bei allen 
thematischen Karten, weder rechtliche noch politi-
sche Bedeutung zu. 

Die sechste Karte im Anhang zeigt einen Aus-
schnitt aus der Europa-Karte, die die geographische 
Situation der Bundesrepublik Deutschland erkenn-
bar machen soll, in die die Aussiedler oder Besucher 
kommen. Inhalt der Broschüre ist — wie bereits die 
Gliederung erkennen läßt —, was man wissen muß, 
um sich in unserem Lande bewegen zu können. Daß 
unsere Geschichte und die politische Lage berück-
sichtigt worden sind, weisen die Seiten 10 bis 15 aus. 
Eine Karte der verwendeten Art ist ungeeignet, die 
rechtliche Position in Bezug auf die Wiedervereini-
gung wiederzugeben. Ihr kommt, wie ich bereits 
sagen konnte, keine politische oder rechtliche Be-
deutung zu. 

Anlage 7 

Antwort 

des Staatsekretärs Bölling auf die Mündlichen Fra-
gen des Abgeordneten Freiherr von Fircks (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen A 50 und 51): 

Warum wird in der an die Aussiedler amtlich verteilten Bro-
schüre „Willkommen in Deutschland" bei der Darstellung von 
Verfassung, Aufbau und Grundgesetz mit keinem Wort  erwähnt, 
daß das gesamte deutsche Volk aufgefordert bleibt, in freier 
Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands zu voll-
enden und den Verfassungsauftrag nach innen wachzuhalten und 
nach außen beharrlich zu vertreten? 

Warum wird in der an die Aussiedler amtlich verteilten Bro-
schüre die Bundesrepublik Deutschland als „neuer Staat" bezeich-
net und verschwiegen, daß ihr Staatsgebiet als nicht abtrenn-
barer Teil zum einheitlichen Staatsgebiet „Deutschland" (Deut-
sches Reich) gehört, nachdem „mit der Errichtung der Bundes-
republik Deutschland nicht ein neuer westdeutscher Staat ge-
gründet, sondern ein Teil Deutschlands neu organisiert" wurde? 

Zu Frage A 50: 

Sinngemäß gilt meine Antwort auf die Frage von 
Herrn Abgeordneten Dr. Hupka auch für Ihre Frage. 

Zwar trifft es zu, daß in der Broschüre „Willkom-
men in der Bundesrepublik Deutschland" bei der 
Darstellung von Verfassung, Aufbau und Grund-
gesetz nicht die in der Präambel zum Grundgesetz 
enthaltene Forderung nach Wiedervereinigung des 
deutschen Volkes wörtlich wiedergegeben ist. Die-
ser Gedanke ist jedoch auf Seite 14 in dem Kapitel 
„Deutsche Politik heute" berücksichtigt. Hier heißt 
es bei den Ausführungen über den Grundvertrag 
zwischen den beiden deutschen Staaten u. a.: 

„Das Vertragswerk hält die Wiedervereinigung 
Deutschlands offen. Auch jetzt ist die DDR für die 
Bundesrepublik Deutschland kein Ausland. Bis zu 

einer Friedensregelung bestehen die Rechte und 
Verantwortlichkeiten der Vier Mächte für Deutsch-
land als Ganzes und Berlin fort." 
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Diese Formulierung trägt der in der Präambel 
zum Grundgesetz enthaltenen Forderung nach Wie-
dervereinigung des deutschen Volkes Rechnung. 

Zu Frage A 51: 

In dem Kapitel „Verfassung und Aufbau", Seite 16 
der Broschüre, heißt es wörtlich: 

„Im September konstituierten sich nach freien, 
allgemeinen und geheimen Parlamentswahlen in der 
Bundeshauptstadt Bonn die Organe des neuen Staa-
tes: Bundestag, Bundesrat, Bundespräsident und 
Bundesregierung." 

Das ist eine Formulierung, die gegenüber dem NS-
Regime den demokratischen, rechtsstaatlichen — 
eben den in diesem Sinne „neuen" Charakter der 
Bundesrepublik Deutschland unterstreicht. Die 
Feststellung des Bundesverfassungsgerichts vom 
31. Juli 1973, daß die Bundesrepublik nicht als „ein 
neuer westdeutscher Staat gegründet" worden ist, 
wird durch diese Formulierung in der Broschüre 
selbstverständlich nicht berührt. 

Anlage 8 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Mündlichen Fra-
gen des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen A 52 und 53) : 

Ist es mit dem Grundgesetz vereinbar oder entspricht es viel-
mehr nur der polnischen Propaganda, wenn in der vom Presse-
und Informationsamt der Bundesregierung für die Verteilung 
an die Aussiedler aufgelegten Broschüre (Willkommen in der 
Bundesrepublik Deutschland) in den deutschen Ostgebieten pol-
nische Ortsbezeichnungen verwendet werden, obwohl das Bun-
desverfassungsgericht verbindlich für alle Staatsorgane festge-
stellt hat, daß den Ostverträgen „nicht die Wirkung beigemes-
sen werden kann ..., die Gebiete östlich von Oder und Neiße 
aus der rechtlichen Zugehörigkeit zu Deutschland entlassen und 
der territorialen sowie personalen Hoheitsgewalt der Sowjet-
union end Polens endgültig unterstellt" zu haben? 

Ist es mit dem Grundgesetz vereinbar, wenn in einer Karte 
dieser Broschüre entsprechend der polnischen Propaganda die 
Grenzen Deutschlands nicht so dargestellt werden, wie es im 
Einklang mit der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vom 31. Juli 1973 und 7. Juli 1975 steht, wonach die Gebiete 
östlich von Oder und Neiße aus der rechtlichen Zugehörigkeit zu 
Deutschland nicht entlassen sind und alle Staatsorgane der Bun-
resrepublik Deutschland verpflichtet werden, alle Rechtspositio-
nen des ganzen Deutschland nach innen wachzuhalten und nach 
außen beharrlich zu vertreten? 

Was den Zweck der Broschüre betrifft, so be-
ziehe ich mich auf meine Antwort auf die Frage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Hupka. Zusätzlich 
weise ich darauf hin, daß die Karten unterschied-
lichen Aufgaben dienen: z. B. Übersicht über Bun-
desländer, Bevölkerungsdichte oder Straßennetz. 
Deshalb ist die Art der Darstellung unterschied-
lich. Die Karten sind in diesem Sinne Gebrauchs-
karten, die ja nach ihrer Funktion geographische 
oder andere Gegebenheiten darstellen sollen. 

In der Frage der polnischen Ortsbezeichnungen, 
denen die deutschen beigestellt sind, vermag ich 
keine Verletzung des Grundgesetzes zu sehen; ge-
wiß ist darin auch kein Hinweis zu finden, daß die 
Bundesregierung beabsichtigt, die Gebiete östlich 
der Oder und Neiße aus der rechtlichen Zugehörig-
keit zu Deutschland zu entlassen. 

Zu Ihrer Frage nach der Kennzeichnung der 
Grenzlinien in Deutschland verweise ich auf die 
Auskünfte, die Staatsminister Wischnewski am 
7. April 1976 auf die entsprechenden Fragen von 
Mitgliedern des Deutschen Bundestages gegeben 
hat. 

Er hat — zusammenfassend — erklärt, daß Land-
karten, die einem allgemeinen Informationszweck 
dienen, entsprechend der allgemein anerkannten 
Völkerrechtslehre und internationalen Praxis nicht 
den Inhalt eines förmlich niedergelegten zwischen-
staatlichen Vertrages — wie z. B. des deutsch-pol-
nischen Vertrages vom 7. 12. 1970 — ändern kön-
nen, also keinen präjudiziellen Charakter haben. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Schlei auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Engelsberger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Frage A 61) : 

Treffen Pressemeldungen zu, daß Bundeskanzler Schmidt in 
einem Interview mit dem amerikanischen Nachrichtenmagazin 
„Time" die mögliche kommunistische Regierungsbeteiligung in 
Italien oder Frankreich verglichen hat mit der Position von Kom-
munisten als Minister oder höhere Regierungsbeamte in Portu-
gal und Island, und wenn ja, teilt die Bundesregierung die 
Meinung, daß ein solcher Vergleich auf Grund der wesentlich 
größeren politischen und wirtschaftlichen Bedeutung Italiens 
oder Frankreichs nicht zutreffend ist? 

Der Bundeskanzler hat nicht die in ihrer natio-
nalen Bedeutung durchaus unterschiedlichen kom-
munistischen Parteien miteinander gleichgesetzt. Er 
hat vielmehr unter Hinweis auf das Beispiel Portu-
gal und Island deutlich gemacht, daß die Leistungs-
fähigkeit der demokratischen Kräfte eines Landes 
in dem die kommunistische Partei Regierungsbeteili-
gung erreicht hat, nicht unterschätzt werden darf. 

Die ernste Sorge, die eine Regierungsbeteiligung 
einer kommunistischen Partei in einem europäischen 
Partnerland der Bundesregierung bereiten würde, 
wird durch den von Ihnen wiedergegebenen Inter-
viewteil nicht relativiert. Der Bundeskanzler hat 
vielmehr in den weiteren Ausführungen anläßlich 
desselben Interviews, die allerdings in Ihre Frage-
stellung nicht aufgenommen worden sind, dargelegt, 
daß er in keiner Regierung eines EG-Partners die 
kommunistische Partei erleben möchte. 

Anlage 10 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schweitzer (SPD) 
(Drucksache 7/5188 Frage A 66) : 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung getroffen und 
wird sie noch treffen, um ihrerseits dazu beizutragen, daß ge-
rade aus Anlaß der 200jährigen Wiederkehr der Unabhängig-
keitserklärung der Vereinigten Staaten unsere enge Verbunden-
heit mit unserem wichtigsten Verbündeten vor der Öffentlichkeit 
in der Bundesrepublik Deutschland sichtbar zum Ausdruck 
kommt? 
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Der Aufruf des Präsidenten der Vereinigten Staa-
ten an die Bundesregierung vom 2. Juli 1972, sich 
an Veranstaltungen zum Gedenken an die amerika-
nische Revolution von 1776 zu beteiligen, hat in 
der Bundesrepublik Deutschland ein breites Echo 
hervorgerufen. Die über 4 000 Aktivitäten von Bun-
desländern, Städten und Gemeinden, Organisatio-
nen und von einzelnen Bürgern deuten auf das 
enge und tiefverwurzelte Verhältnis zu Amerika 
hin. Nach dem Motto der 200-Jahr-Feier  from 

 people to people" gibt es kein spektakuläres Ein-
zelgeschenk der Bundesregierung, sondern ein brei-
tes Spektrum von Beiträgen aus den verschieden-
sten Bereichen. Ich kann nur einzelne Beiträge bei-
spielhaft erwähnen: 

1. Die neu gegründete „John J. McCloy-Stiftung” 
soll jungen Politikern, Vertretern freier Berufe, jun-
gen Gewerkschaftlern und Vertretern von Arbeit-
geber-Verbänden Informationsreisen und die Teil-
nahme an Seminaren ermöglichen. 

2. Im akademischen Bereich wurden eine Gast-
professur (an der Georgetown University, Washing-
ton) und ein Lehrstuhl (an New School for Social 
Research, New York) eingerichtet, die sich mit den 
deutsch-amerikanischen Beziehungen befassen. 

3. Um die deutsch-amerikanische Zusammenar-
beit im Zeitalter der Raumfahrt zu demonstrieren, 
wird dem neu errichteten Luft- und Raumfahrt

-

Museum in Washington ein hochmoderner Planeta-
riumsprojektor geschenkt, der u. a. auch zur Simu-
lation von Raumfahrten benutzt werden kann. Das 
Planetarium wird durch den Herrn Bundeskanzler 
am 15. Juli 1976 eingeweiht. Bei dieser Feierstunde 
wird auch die Komposition „Sirius" von Professor 
Stockhausen uraufgeführt. 

4. Neben diesen offiziellen Beiträgen hat die Bun-
desregierung eine Reihe von weiteren Maßnahmen 
vorbereitet, so die Entsendung der Deutschen Oper 
Berlin im letzten Jahr, verschiedene Publikationen 
und Ausstellungen, Teilnahme des Schulschiffes der 
Bundesmarine „Gorch Fock" an der Opsail 1976 und 
die Herausgabe eines Sonderpostwertzeichens mit 
dem Kopfbild von Carl Schurz am 13. Mai dieses 
Jahres. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Immer (Altenkirchen) 
(SPD) (Drucksache 7/5188 Frage A 88) : 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, in Zukunft steuer-
lich abzugsfähige Raumgrößen und Einrichtungen im Bereich der 
Arztpraxen zu pauschalieren, weil dadurch bei Ärzten und 
Finanzbehörden der Verwaltungsaufwand erheblich verringert 
werden könnte? 

Abschnitt 14 der Einkommensteuer-Richtlinien 
— EStR —, die von der Bundesregierung mit Zu-
stimmung des Bundesrates erlassen worden sind, 
gibt nähere Anweisungen an die Finanzverwaltung, 
unter welchen Voraussetzungen ein Grundstück oder 

ein Grundstücksteil zu einem Betriebsvermögen zu 
rechnen ist. Diese Ausführungen gelten auch für die 
Zugehörigkeit von Grundstücken zu einer Arzt-
praxis. 

Weitere Anweisungen sind in Abschnitt 164 b 
EStR enthalten. Danach ist der Nutzungswert der 
Räume eines Einfamilienhauses, die der Eigentümer 
selbst zu Wohnzwecken nutzt, nach § 21 a EStG fest-
zustellen. Die auf die übrigen Räume — also z. B. 
die Praxisräume — entfallenden Einkünfte sind da-
gegen nach den allgemeinen Grundsätzen zu ermit-
teln. 

Anweisungen, in denen steuerlich abzugsfähige 
Raumgrößen festgelegt werden, können nach Auf-
fassung der Bundesregierung nicht gegeben werden. 
Die Verhältnisse bei den einzelnen Ärzten sind zu 
unterschiedlich. Ein Arzt, der ein großes Labor mit 
vielen Angestellten unterhält, hat einen anderen 
Raumbedarf als ein Arzt, der nur eine Sprechstun-
denhilfe beschäftigt. 

Der Bedarf an Einrichtungsgegenständen ist bei 
den einzelnen Ärzten ebenfalls sehr unterschiedlich. 
Nach Auffassung der Bundesregierung würde daher 
eine Pauschalierungsregelung auch in diesem Be-
reich keine ins Gewicht fallende Verminderung des 
Verwaltungsaufwands herbeiführen. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Rollmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage A 92) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die deutsche 
Automobilindustrie dazu zu veranlassen, daß das ,,Sicherheits-
paket" ohne besonderen Aufpreis zur Grundausstattung der Pkw 
in Zukunft gehört, zumal die Neuwagenpreise in den letzten 
Jahren um  mehr als 20 % gestiegen sind? 

Über den Begriff „Sicherheitspaket" besteht keine 
einheitliche Auffassung. Im Straßenverkehrsrecht 
wird er nicht verwendet. Soweit Teile oder Ausrü-
stungsgegenstände von Kraftfahrzeugen von der 
Bundesregierung als für die Verkehrssicherheit not-
wendig erachtete werden, wird dies durch die Stra-
ßenverkehrszulassungsordnung (StVZO) zwingend 
vorgeschrieben. Die Einführung neuer Sicherheits-
elemente erfolgt jeweils nach genauer Prüfung und 
und hat heute nur noch dann Aussicht auf eine 
wirksame Verbreitung in der Praxis, wenn sie im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaften mitgetra-
gen wird. Harmonisierte Ausrüstungsvorschriften 
der EG gewinnen immer mehr an Bedeutung und 
werden die rein nationalen Bestimmungen zurück-
drängen. An der Schaffung der harmonisierten EG-
Vorschriften arbeitet die Bundesregierung intensiv 
mit. Es versteht sich von selbst, daß bei den oft un-
terschiedlichen Interessen der Mitgliedstaaten man-
cher Kompromiß geschlossen werden muß. Alles was 
von der Automobilindustrie über die bestehenden 
Sicherheitsvorschriften hinaus an Ausrüstungsele-
menten für den Pkw zusätzlich angeboten wird, ist 
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eine Sache des Wettbewerbs auf einem hart um-
kämpften Markt. 

Das gilt auch für die Preisgestaltung. In diesen 
Wettbewerb kann die Bundesregierung nicht ein-
greifen. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Jens (SPD) (Druck-
sache 7/5188 Fragen A 93 und 94) : 

Hält die Bundesregierung die jetzt vollzogenen erneuten 
Preiserhöhungen für Vergaserkraftstoffe - bei denen die Aral 
AG als Vorreiter auftrat — auf zum Teil über eine DM für ge-
rechtfertigt, und wenn nein, was gedenkt sie dagegen zu tun? 

Was kann nach Ansicht der Bundesregierung generell gegen 
Preissteigerungen auf Märkten unternommen werden, auf denen 
der Preiswettbewerb überhaupt nicht oder nur unzureichend 
funktioniert? 

Zu Frage A 93: 

Die jüngste Benzinpreiserhöhung ist unter Ver-
braucheraspekten und aus stabilitätspolitischen 
Überlegungen sicher nicht zu begrüßen. 

Auf der anderen Seite gibt es Gründe, die die 
Mineralölindustrie für die Preiserhöhung ins  Feld 

 führen kann. Sie weist vor allem auf ihre nach wie 
vor ungenügende Ertragslage hin, für die insbeson-
dere auch der starke Anstieg der Rohöleinstands-
kosten seit 1973'74 verantwortlich sei. Ausreichende 
Erträge sind jedoch Voraussetzung für die von der 
Mineralölindustrie zu tätigenden erheblichen Inve-
stitionen, die dazu beitragen, unsere zukünftige 
Energieversorgung zu sichern. 

Die gegenwärtigen Benzinpreissteigerungen sind 
darüber hinaus nicht auf die Bundesrepublik be-
schränkt, sondern auch in anderen Ländern zu ver-
zeichnen, insbesondere auf dem für unsere Versor-
gung wichtigen Rotterdamer Markt. Dies hat dazu 
geführt, daß bereits von Importeuren auf Schwie-
rigkeiten einer preisgerechten Versorgung in Rotter-
dam hingewiesen wurde. 

Zu den Gründen für diesen Preisanstieg gehört 
das international beschränkte Benzinangebot. Dieses 
ist zurückzuführen auf die gegenwärtig geringe Raf-
finerieauslastungsmöglichkeit, für die der schlechte 
Absatz der bei der Rohölverarbeitung neben Benzin 
anfallenden Heizöle verantwortlich ist. Zu einer 
Verminderung des Angebots von Fahrbenzin trägt 
darüber hinaus die Belebung der Chemie-Konjunk-
tur und die dadurch verstärkte Nachfrage nach Roh-
benzin bei, das nicht nur als Chemie-Rohstoff, son-
dern gleichzeitig als Grundprodukt für die Herstel-
lung von Vergaserkraftstoffen dient. 

Wie europäische Preisvergleiche der letzten Zeit 
zeigen, liegt die Bundesrepublik trotz allem bei den 
Tankstellenpreisen für Benzin immer noch in einer 
relativ günstigen Position. Daran dürften auch die 
jetzt vorgenommenen Preiserhöhungen kaum etwas 
ändern. 

Aus diesen Gründen sah sich auch das Bundes 
kartellamt bisher lediglich veranlaßt, bei Mineralöl-
unternehmen Daten zur neuen Preisstruktur, insbe-
sondere zu den regional unterschiedlichen Tankstel-
lenpreisen zu erfragen. 

Zu Frage A 94: 

Gegen mißbräuchliche Preisfestsetzungen, die von 
marktbeherrschenden Unternehmen vorgenommen 
werden, steht dem Bundeskartellamt das Instrument 
der kartellrechtlichen Mißbrauchsaufsicht zur Ver-
fügung. Darüber hinausgehende behördliche Preis-
kontrollbefugnisse lehnt die Bundesregierung ab, 
vor allem weil — wie alle Beispiele zeigen — solche 
Kontrollen bei großem administrativen Aufwand 
nicht effizient sind. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Büchler (Hof) (SPD) 
(Drucksache 7/5188 Fragen A 95 und 96): 

Treffen Zeitungsmeldungen zu, daß die Bundesregierung in 
jüngster Zeit 17 zentrale Einrichtungen des Bundes errichtet hat 
und keine davon in den Randgebieten der Bundesrepublik 
Deutschland? 

Um welche Einrichtungen des Bundes kann es sich dabei ge-
gebenenfalls handeln, und in welchen Städten wurden sie an-
gesiedelt? 

Zu Frage A 95: 

Zeitungsmeldungen, wonach die Bundesregierung 
in jüngster Zeit 17 Zentraleinrichtungen des Bundes 
errichtet hat, sind der Bundesregierung nicht be-
kannt. Sie sind in jedem Fall unzutreffend. In den 
letzten zwei Jahren sind lediglich das Umweltbun-
desamt in Berlin (1974) und das Bundesamt für 
Finanzen in Bonn (1975) geschaffen worden. Das 
Bundesamt für Finanzen ist aus einer Zusammen-
fassung mehrerer Dienststellen im Bonner Raum 
entstanden. 

Zu Frage A 96: 

Im Bundesraumordnungsbericht 1974 (Bundestags-
drucksache 7/3582) findet sich eine Aufstellung „Be-
absichtigte Verlagerung und Neugründung von Bun-
deseinrichtungen". Sie könnte die Quelle der von 
Ihnen zitierten Zeitungsmeldung sein. Diese Auf-
stellung bezieht sich indessen nicht nur auf zentrale, 
sondern auch auf regionale Stellen. In den dort auf-
geführten Fällen handelt es sich überwiegend um 
die Umorganisation bestehender Einrichtungen und 
um Verlagerungen innerhalb desselben Raumes. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Schulze-Vorberg 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen A 97 und 98) : 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 245. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Mai 1976 	17417 

Hat die Bundesregierung die Interessen der deutschen Kugel

-

lagerindustrie in Brüssel mit dein erforderlichen Nachdruck ver-
treten, und kann sie ein Zwischenergebnis ihrer Bemühungen 
in Brüssel gegen Dumpingangebote vorlegen? 

Trifft es zu, daß der Bundeskanzler gesagt hat, „Preise haben 
gefälligst auf dem Umweg über den Markt die Kosten zum 
Ausdruck zu bringen. Und wenn die Kosten nicht gleich sind, 
dürfen die Preise nicht gleich sein. Ein Markt, auf dem die 
Preise gleich sind, obwohl die Kosten verschieden sind, da soll 
die Produktion mit zu hohen Kosten aus dem Markt herauskon-
kurriert werden. Und das darf nicht durch staatliche Planung 
— national wie international — verhindert werden." („Wirt-
schaftswoche vom 7. Mai 1976), und wenn ja, welche Konsequen-
zen ergeben sich nach Auffassung der Bundesregierung daraus 
für die Kugellagerindustrie in der Bundesrepublik Deutschland? 

Zu Frage A 97: 

Die Bundesregierung ist über die Problematik, die 
sich aus den Importen von Kugellagern insbeson-
dere aus Japan ergibt, seit langem unterrichtet. Ob 
diese Einfuhren im Einzelfall oder in größerem Um-
fang zu Dumping-Preisen erfolgen, ist aufgrund des 
bislang bekannten Tatsachenmaterials umstritten. 

Da handelspolitische Abwehrmaßnahmen gegen 
Dumping-Praktiken allein in die Zuständigkeit der 
EG-Kommission fallen, haben die Herstellerver-
bände in den Mitgliedsländern der Gemeinschaft in 
einem Memorandum die Auswirkungen der Ein-
fuhren aus Japan dargestellt. Sie haben gebeten, 
daß handelspolitische Abwehrmaßnahmen zum 
Schutze der Industrie in der Gemeinschaft eingelei-
tet werden. 

Das Memorandum ist am 14. Mai in Brüssel von 
Vertretern der Herstellerverbände übergeben wor-
den. Die Kommission wird sich mit dem Anliegen zu 
befassen haben. Die Bundesregierung wird im Rah-
men von Konsultationsgesprächen Gelegenheit ha-
ben, die Interessen der deutschen Kugellagerindu-
strie in Brüssel zu vertreten. 

Zu Frage A 98: 

Die in der „Wirtschaftswoche" vom 7. Mai 1976 
wiedergegebenen Äußerungen des Herrn Bundes-
kanzlers schließen nach den EWG-Vorschriften zu-
lässige Maßnahmen gegen Dumping-Preise nicht 
aus. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Fuchs (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage B 8) : 

Trifft es zu, daß das Geburtendefizit sich 1975 weiter vergrö-
ßert hat, und zu welchen Schlußfolgerungen gibt dies — be-
jahendenfalls — der Bundesregierung Anlaß? 

Das Geburtendefizit hat sich im ersten Viertel-
jahr 1976 erstmals seit mehreren Jahren nicht weiter 
vergrößert, sondern ist im Vergleich zu der entspre-
chenden Entwicklung des Vorjahres sogar kleiner 
geworden (1. Vierteljahr 1976: —40 600; 1. Viertel-
jahr 1975: —53 600) . 

Im einzelnen liegen dieser Entwicklung folgende 
statistische Angaben zugrunde: 

Nach den Ergebnissen der vom Statistischen Bun-
desamt und den Statistischen Landesämtern durch-
geführten Statistik der Bevölkerungsbewegung be-
trug die Zahl der Lebendgeborenen im ersten Vier-
teljahr 1976 rd. 152 400; im gleichen Zeitraum des 
Vorjahres wurden 150 500 Lebendgeborene regi-
striert. Bei der Zahl der Geburten ist somit im Un-
terschied zu der Entwicklung der vorangegangenen 
Jahre ein Anstieg um +1,3 % festzustellen. 

Die Zahl der Gestorbenen betrug im ersten Vier-
teljahr 1976 193 000 und lag damit um rd. 5,4 % 
unter der entsprechenden Vergleichszahl des Jahres 
1975 (204 000 Gestorbene). 

Die Bundesregierung sieht in dieser Entwicklung 
noch kein Anzeichen für eine grundsätzliche Ände-
rung des generativen Verhaltens. Das geringere 
Geburtendefizit resultiert aus der Tatsache, daß 
die starken Geburtsjahrgänge aus den Jahren um 
1960 in das heiratsfähige Alter gelangen. Hinsicht-
lich der Gründe des langfristig beobachteten Ge-
burtenrückgangs sowie der daraus abzuleitenden 
Schlußfolgerungen geht die Bundesregierung nach 
wie vor von den in ihrer Antwort auf die Große 
Anfrage zur Situation der Kinder in Deutschland 
(Drucksache 7/3340, Fragen 1 und 2) dargelegten 
Auffassung aus. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage B 10) : 

Ist es nach Auffassung der Bundesregierung als De-facto-
Zensur ein verfassungswidriger Eingriff in die Pressefreiheit, 
wenn sich das technische Personal von Zeitungen, wie geschehen, 
weigert, ihm mißliebige Kommentare abzudrucken, und wenn ja, 
wird die Bundesregierung im Rahmen ihres Verantwortungs-
bereichs gegebene Möglichkeiten nutzen, durch entsprechende 
Maßnahmen oder Initiativen das Recht des Journalisten und 
Redakteurs sowie des Lesers auf freie Information sicherzu-
stellen? 

Tarifpolitische Arbeitskämpfe im Pressebereich 
sind verfassungsrechtlich legitim. Dabei muß hinge-
nommen werden, daß die Veröffentlichung von In-
formationen und Meinungen beeinträchtigt wird. 
Das gilt grundsätzlich auch für sogenannte Schwer-
punktstreiks. 

Wenn Drucker und Setzer bei Verfolgung Ihrer 
Interessen Meinungsäußerungen von Verlegern und 
Redakteuren in Zeitungen verhindern, ist das unter 
arbeitsrechtlichen Gesichtspunkten zu würdigen. Da-
bei kann der Wunsch des technischen Personals, 
sich gegen einen als Angriff empfundenen Artikel 
zur Wehr zu setzen, arbeitsrechtliche Pflichten nicht 
aufheben. Ein solches Ziel müßte auf presserecht-
lichem Wege, z. B. durch Gegendarstellung, ver-
folgt werden. 

Die Bundesregierung hält nach den Erfahrungen 
in den letzten Wochen die bestehende Rechtsord-
nung für ausreichend und sieht deshalb keinen An-
laß für weitere gesetzliche Maßnahmen. Sie ver-
traut hier auf das Verantwortungsbewußtsein der 
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Tarifparteien im Pressewesen, die Presse-, Informa-
tions- und Meinungsfreiheit als ein konstituierendes 
Element eines freiheitlich-demokratischen Staates zu 
bewahren. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Kreile (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage B 13) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß erhebliche private Kapi-
talmittel, die derzeit allein aus steuerlichen Gründen in wirt-
schaftlich oft fragwürdige Objekte (z. T. im Ausland) fließen, 
zur Finanzierung dringend notwendiger Investitionen im Kom-
munalbereich (z. B. Umweltschutzanlagen) zur Verfügung gestellt 
würden, wenn der Verwirklichung entsprechender Finanzierungs-
modelle nicht steuerliche Hemmnisse entgegenstünden, und ist 
die Bundesregierung bereit, Vorschläge zum Abbau dieser 
steuerlichen Hemmnisse zu machen? 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, 
daß steuerliche Hemmnisse für die Anlage von Ka-
pital in kommunalen Investitionen bestehen. Sie be-
sitzt keine Anhaltspunkte dafür, daß private Kapi-
talmittel von wirtschaftlich oft fragwürdigen Ob-
jekten weg in kommunale Investitionen gelenkt 
würden, wenn besondere steuerliche Anreize für 
derartige Beteiligungen gewährt würden. Sie hat es 
immer abgelehnt, kommunalen Investitionen, für 
die privates Kapital mobilisiert werden soll, beson-
dere Steuervergünstigungen einzuräumen. Hieran 
hält die Bundesregierung aus verfassungsrechtlichen 
und steuersystematischen Gründen fest. 

Maßstab für die Beurteilung von Investitionsmaß-
nahmen müssen die für alle geltenden steuerlichen 
Vorschriften sein, z. B. § 7 d EStG für Umweltschutz-
maßnahmen. Daß sich auch die Modelle zur Finan-
zierung kommunaler Anlagen im Rahmen der all-
gemein geltenden Vorschriften halten müssen, kann 
die Bundesregierung nicht als steuerliches Hemmnis 
ansehen. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage B 14) : 

Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung gegen die 
Zurückweisung deutschen Alkohols an der französischen Grenze 
und gegen die Preisdifferenz Inlandpreis Frankreich 4,12 fr. 
zu 1,12 fr. bei Export in die Bundesrepublik Deutschland? 

Die EG-Kommission hat am 12. April 1976 auf 
Veranlassung der Bundesregierung gegen Frank-
reich ein Vertragsverletzungsverfahren nach Artikel 
169 des EWG-Vertrages eingeleitet. 

Der französische Exportpreis wird seit dem 15. 
April 1976 durch eine von der EG-Kommission fest-
gesetzte Ausgleichsabgabe auf das deutsche Preis-
niveau heraufgeschleust. Das wird voraussichtlich 
dazu führen, daß die Einfuhren aus Frankreich 
merklich zurückgehen. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Schäfer (Appenweier) 
(SPD) (Drucksache 7/5188 Frage B 15) : 

Ist es zutreffend, daß die Obstverschlußbrennereien im Ver-
gleich zu den anderen Verschlußbrennereien als Folge der jüngst 
vom Bundestag beschlossenen Branntweinsteuernovelle steuer

-

lich benachteiligt werden, wenn ja, wie wirkt sich diese Be-
nachteiligung aus, und was gedenkt die Bundesregierung zur 
Behebung dieses Tatbestands zu unternehmen? 

Es trifft nicht zu, daß Obstverschlußbrennereien 
im Vergleich zu Verschlußbrennereien, die andere 
Rohstoffe verarbeiten, steuerlich benachteiligt sind. 

Das am 18. März 1976 beschlossene Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über das Branntweinmono-
pol sieht für Alkohol zu Trinkzwecken einen ein-
heitlichen Steuersatz von 1 650 DM pro Hektoliter 
reiner Alkohol vor. Das bedeutet, daß der Brannt-
wein aus Obstverschlußbrennereien steuerlich ge-
nauso hoch belastet ist wie z. B. der Branntwein 
aus einer kornverarbeitenden Verschlußbrennerei. 

Selbstvermarktende Kornbrennereien erhalten 
von der Bundesmonopolverwaltung einen Zuschuß, 
der gewährt wird, weil Kornalkohol durch Erzeu-
gungskontingente und andere einschränkende Re-
gelungen eng an das Monopol gebunden ist und 
wegen seiner monopolbedingt hohen Kosten mit 
eingeführtem Agraralkohol nicht konkurrieren 
kann. Seit dem 23. Februar 1976 ist es nämlich 
möglich, preiswerten Alkohol aus anderen EG-Staa-
ten einzuführen, nachdem der Europäische Gerichts-
hof durch Urteile vom 17. Februar 1976 die bishe-
rigen Einfuhrbeschränkungen für unzulässig erklärt 
hat. Die Beihilfemaßnahmen für die Kornbrenner 
gleichen im Prinzip den Unterschied zwischen dem 
von der Bundesmonopolverwaltung errechneten 
kostendeckenden Erzeugerpreis und auf dem freien 
Markt erzielbaren Preis aus. 

Beihilfemaßnahmen ähnlicher Art kommen für 
den Branntwein aus Obstverschlußbrennereien nicht 
in Frage. Dieser Branntwein hat in der Vergangen-
heit keinen monopolrechtlichen Beschränkungen un-
terlegen und steht auch in keiner unmittelbaren 
Konkurrenz mit eingeführtem Agraralkohol. Obst-
branntwein aus EG-Staaten konnte bisher schon frei 
eingeführt werden. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Fragen B 16 und 17): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, den Straßengüterverkehr 
erneut steuerlich zu belasten, und ist in diesem Zusammenhang 
an die Neuauflage des Leber-Pfennigs bzw. der Straßengüter

-

verkehrsteuer gedacht? 

Wann ist mit der Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
in bezug auf den Straßengüterverkehr und der dazu in Aus-
sicht genommenen Durchführungsverordnung zu rechnen, und ist 
für deutsche Unternehmer im Hinblick auf die Wettbewerbs-
verzerrungen die Zahlung einer sehr hohen Kraftfahrzeugsteuer 
zu vertreten? 
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Die Bundesregierung beabsichtigt gegenwärtig 
nicht, die Ende 1971 ausgelaufene Straßengüterver-
kehrsteuer wieder einzuführen oder den Straßen-
güterverkehr zusätzlich mit einer anderen spezifi-
schen Abgabe zu belasten. 

In der Frage einer Änderung des Kraftfahrzeug-
steuergesetzes hat ein Meinungsaustausch zwischen 
dem Bundesminister der Finanzen und der Konfe-
renz der Landesfinanzminister in den vergangenen 
Monaten zu folgendem Ergebnis geführt: 

Eine grundlegende Reform der Kraftfahrzeug-
steuer läßt sich nach übereinstimmender Ansicht 
in dieser Legislaturperiode nicht mehr verwirk-
lichen. Deshalb soll als vordringliche Vorwegmaß-
nahme das geltende Bescheidverfahren verbessert 
werden. Hierzu ist Anfang Mai 1976 eine Bund-
Länder-Arbeitsgruppe unter Federführung des Bun-
desministers der Finanzen eingesetzt worden. Art 
und Umfang der in Betracht kommenden Maßnah-
men hängen weitgehend von den Besprechungs-
ergebnissen der Arbeitsgruppe ab. Beabsichtigt sind 
im wesentlichen verfahrensmäßige Vereinfachungen 
und Verbesserungen. Diese Vorwegmaßnahmen soll-
ten zu Beginn der nächsten Legislaturperiode dem 
Bundestag zugeleitet werden können. 

In diesem Zusammenhang ist auch noch offen, ob 
schon jetzt durch eine Änderung der Kraftfahrzeug-
steuer-Durchführungsverordnung die Besteuerung 
ausländischer über die DDR einfahrender Fahrzeuge 
ermöglicht werden soll. 

Eine Senkung der Kraftfahrzeugsteuer für Nutz-
fahrzeuge kann nicht in Aussicht gestellt werden. 
Eine auf den grenzüberschreitenden Verkehr be-
schränkte Vergünstigung ließe sich nicht mit dem 
EWG-Recht vereinbaren. Eine allgemeine Senkung 
würde nach Ansicht der Bundesregierung zu einer 
nicht tragbaren Verschiebung der Wettbewerbsver-
hältnisse zwischen den Binnenverkehrsträgern füh-
ren und ließe sich haushaltswirtschaftlich nicht ver-
treten. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Seiters (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage B 18) : 

Welche Vorstellungen bestehen innerhalb der Bundesregierung 
hinsichtlich der Bewertung landwirtschaftlicher Wohnteile für die 
nächste Hauptfeststellung der Einheitswerte bzw. hinsichtlich 
einer Bewertung landwirtschaftlicher Wohnhäuser als Grundver-
mögen, und wenn ist mit der nächsten Hauptfeststellung zu rech-
nen? 

1. Wohnhäuser bzw. Wohnteile von Betrieben der 
Land- und Forstwirtschaft sollten auch zukünftig 
nach den gleichen Grundsätzen bewertet werden 
wie vergleichende Gebäude beim Grundvermögen. 
So wurde auch bei der Hauptfeststellung der Ein-
heitswerte des Grundbesitzes auf den 1. Januar 1964 
verfahren. Dies erscheint im Hinblick auf die 
Gleichmäßigkeit der Bewertung und der sich dar-
aus ergebenden steuerlichen Folgen geboten. 

Es kann zunächst dahingestellt bleiben, ob die 
Werte für die landwirtschaftlichen Wohngebäude 
auch in Zukunft als Teil des landwirtschaftlichen 
Einheitswerts festgestellt werden, der sich nach 
geltendem Recht aus Wirtschaftsteil und Wohnteil 
zusammensetzt. Als Alternative könnte in Betracht 
gezogen werden, die landwirtschaftlichen Wohn-
gebäude als besondere wirtschaftliche Einheiten 
des Grundvermögens zu bewerten. 

2. Die Einheitswerte 1964 sind erst zum 1. Januar 
1974 steuerlich wirksam geworden. Der Zeitpunkt 
der nächsten Hauptfeststellung steht daher noch 
nicht fest. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Röhling (SPD) 
(Drucksache 7/5188 Fragen B 19 und 20) : 

Hat die Bundesregierung die Absicht, über ihre bisherigen 
Bemühungen hinaus dafür Sorge zu tragen, daß die im Jahre 1975 
erneut um rund 20 % auf 9,9 Milliarden DM gestiegenen Steuer-
rückstände abgebaut werden? 

Wie hoch beziffert die Bundesregierung den Zinsverlust, der 
dem Bund, den Ländern und den Gemeinden dadurch entsteht, 
daß in 1975 fällig gewesene Steuern in Höhe von 9,9 Milliarden 
DM nicht entrichtet worden sind? 

Die Bundesregierung beobachtet das ständige An-
steigen der Steuerrückstände mit großer Sorge, sieht 
jedoch kaum eine Möglichkeit, von sich aus unmittel-
bar Maßnahmen zur Bekämpfung dieser Entwicklung 
einzuleiten. Die Verwaltung einschließlich der Bei-
treibung der Besitz- und Verkehrsteuern ist Sache 
der Länder und insoweit der unmittelbaren Einfluß-
nahme durch den Bundesminister der Finanzen ent-
zogen. 

Der Bundesfinanzminister hat bereits im vergan-
genen Jahr die Länderfinanzminister (-senatoren) auf 
das bedrohliche Ansteigen der Steuerrückstände im 
Jahre 1974 hingewiesen und gebeten, den Ursachen 
dieser Entwicklung nachzugehen und nach Möglich-
keiten ihrer Bekämpfung zu suchen. Erst vor kurzem 
hat der Bundesfinanzminister dieses Thema auf der 
Finanzministerkonferenz am 29. April 1976 in Berlin 
wiederum angesprochen. 

Nach Auffassung der Konferenzteilnehmer ist das 
Ansteigen der Steuerrückstände insbesondere auf 
die konjunkturelle Entwicklung des vergangenen 
Jahres zurückzuführen. Dem weiteren Anstieg der 
Steuerrückstände soll durch geeignete Maßnahmen 
der Länder entgegengewirkt werden. Die Sitzungs-
teilnehmer waren ferner der Auffassung, daß in den 
Steuerrückständen keine nennenswerten Haushalts-
reserven für die kommenden Jahre gesehen werden. 

Die Frage nach dem durch die Steuerrückstände 
bei Bund, Ländern und Gemeinden entstehenden 
fiktiven Zinsverlust läßt sich außerordentlich schwer 
beantworten. Von den gesamten Rückständen in 
Höhe von 9,9 Milliarden DM entfallen auf gestun-
dete Beträge 1,697 Milliarden DM und auf ausge-
setzte Beträge 2,268 Milliarden DM. Für die danach 
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verbleibenden sogenannten echten Steuerrückstände 
in Höhe von 5,943 Milliarden DM sind für jeden an-
gefangenen Monat der Säumnis Säumniszuschläge in 
Höhe von monatlich 1 % verwirkt. Dies entspräche 
einem Zinssatz von rd. 13 % im Jahr. Vergleicht man 
diesen Zinssatz mit den derzeitigen Kreditzinsen von 
etwa 8 % im Jahr, würde sich bei einer Gegenrech-
nung mit den Säumniszuschlägen nominell für die 
Steuerberechtigten kein Zinsverlust, sondern ein 
Zinsgewinn ergeben. Hierbei muß jedoch berück-
sichtigt werden, daß ein großer Teil der verwirkten 
Säumniszuschläge ebenso wie ein großer Teil der 
Steuerrückstände voraussichtlich nicht wird beige-
trieben werden können. 

Auf die gestundeten oder ausgesetzten Beträge 
entstehen nach geltendem Recht regelmäßig weder 
Säumniszuschläge noch Zinsen. Der auf diese Be-
träge entfallende Zinsverlust kann auf etwa 300 bis 
400 Millionen DM beziffert werden. In diesem Zu-
sammenhang ist darauf hinzuweisen, daß nach der 
Abgabenordnung 1977 generell auf gestundete Be-
träge sowie auf Beträge, deren Vollziehung ausge-
setzt ist, künftig Zinsen erhoben werden. 

Abschließend gestatten Sie mir nochmals den Hin-
weis, daß es verfehlt wäre, die Rückstände und ggf. 
Zinsverluste als eine Art „Haushaltsreserve" anzu-
sehen, wie dies hin und wieder geschieht. Die Rück-
stände sind nicht kurzfristig zu realisieren. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift

-

lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen B 21 und 22) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Belastung 
von Sportunterricht in Sportvereinen mit Umsatzsteuer eine er-
hebliche Behinderung des Breitensports darstellt, und ist die 
Bundesregierung bereit, die Umsatzsteuerfreiheit nach § 4 Nr. 22 
UStG auch auf derartige Veranstaltungen auszudehnen? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Umsatzsteueranfall 
im Fall einer Erweiterung der Umsatzsteuerfreiheit nach § 4 
Nr. 22 UStG auf Sportunterricht in den Sportvereinen? 

Soweit Leistungen von Sportvereinen durch Mit-
gliedsbeiträge abgegolten werden — was die Regel 
ist — unterliegen diese Leistungen nicht der Umsatz-
steuer. Ihre Anfrage betrifft daher wohl nur Lei-
stungen, für die Sonderentgelte erhoben werden. Die 
Frage wird mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder erörtert. Das Ergebnis werde ich Ihnen mit-
teilen. 

Anlage 25 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Ey (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5188 Frage B 23) : 

Trifft es zu, daß — wie in der FAZ vom 22. April 1976 gemel-
det — Herr Brandt während seiner Amtszeit als Bundeskanzler 
das Engagement der Hessischen Landesbank bei der völlig über-
schuldeten Genfer Privatbank „Banque de Crédit International" 
sehr befürwortete? 

Die Meldung der FAZ vom 22. April 1976 ist nicht 
zutreffend. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 7/5188 Frage B 24) : 

Was kann die Bundesregierung tun, um für den Fall, daß die 
EG ihre Entscheidung auf Einführung des internationalen Ein-
heitensystems im medizinischen Bereich nicht revidieren sollte, 
sicherzustellen, gegebenenfalls durch Übergangsvorschriften, daß 
es nicht zu Verwirrungen und Kostensteigerungen führt? 

Auf Vorschlag der Bundesregierung wird in der 
EG-Richtlinie über Einheiten im Meßwesen die Über-
gangsfrist für das Auslaufen einiger Einheiten — 
u. a. der zur Blutdruckmessung — vom 31. Dezember 
1977 bis zum 31. Dezember 1979 verlängert werden. 
Dabei soll die EG-Kommission vom Ministerrat den 
Auftrag erhalten, sofort mit der Weltgesundheits-
organisation in Genf Verbindung aufzunehmen mit 
dem Ziel, im Bereich der Medizin eine einheitliche 
Anwendung des Internationalen Einheitensystems 
vorzubereiten und durchzusetzen. Sollte dazu die 
Übergangsfrist bis Ende 1979 nicht ausreichen, kann 
eine weitere Verlängerung in Betracht kommen. Der 
Ministerrat wird sich auf jeden Fall vor Ende 1979 
mit weiteren Auslauffristen für Einheiten befas-
sen müssen, die in Zukunft aufzugeben sind. 

Die aus Kreisen der Medizin befürchteten Ver-
wirrungen oder Kostensteigerungen können auch 
deshalb nicht auftreten, weil für den Bereich der 
Blutdruckmessung zunächst bis Ende 1985 vorge-
sehen ist, daß die Meßgeräte sowohl nach den alten 
als auch nach den neuen Einheiten anzeigen können. 
Dies geschieht durch Einführung einer doppelten 
Ableseskala. Darüber wurde, wie ich Sie schon mit 
Schreiben vom 12. März 1976 unterrichtete, eine 
Einigung mit den Kreisen der Medizin anläßlich 
einer Anhörungsbesprechung am 13. Januar 1976 im 
Bundesministerium für Wirtschaft erzielt. Die Ein-
führung von Doppelskalen wird erst dann erfolgen, 
wenn die Übergangsfrist für die alte Einheit im Be-
reich der Blutdruckmessung, also vorerst der 31. De-
zember 1979, abgelaufen ist. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatsserketärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schwörer (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage B 25) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die ländlichen Gebiete 
bei den Darlehen für Abwasserbeseitigung aus dem ERP-Ver-
mögen benachteiligt sind, weil es nur für Kläranlagen und nicht 
für die Sammler Darlehen gibt, und ist die Bundesregierung 
gegebenenfalls bereit, die Richtlinien für die Vergabe von ERP-
Mitteln zugunsten der ländlichen Räume zu ändern, weil ein 
Hinweis auf Möglichkeiten der regionalen Förderung nicht stich-
haltig wäre, da Mittel aus diesem Programm für diese Zwecke 
nur in geringem Umfang vorhanden sind und ausschließlich für 
die Erschließung von Industriegelände eingesetzt werden? 

Die Bundesregierung hat seit dem Jahr 1971 die 
ERP-Darlehen für den Umweltschutz erheblich ver-
stärkt; trotzdem reichen die Mittel nicht aus, um 
den Bedarf für Abwasserreinigungsanlagen auch nur 
annähernd zu decken. Im Interesse einer möglichst 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 245. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Mai 1976 	17421* 

effizienten Verwendung der leider zu knappen Mit-
tel müssen die ERP-Darlehen auf den Bau von Klär-
anlagen konzentriert werden. Dabei haben natur-
gemäß die Gebiete mit starker Wasserverschmut-
zung Vorrang. In ländlichen Gebieten dürfte dieses 
im allgemeinen weniger zutreffen. 

In diesem Sinne hat Ihnen Herr Minister Fride-
richs bereits am 12. März 1976 geschrieben. Er hat 
dabei aber auch darauf hingewiesen, daß im Pro-
gramm zur Stärkung von Bau- und anderen Investi-
tionen vom 27. August 1975 aus konjunkturellen 
Gründen eine Ausnahme von dem eingeschränkten 
Verwendungszweck zugelassen wurde. Aus den für 
das Konjunkturprogramm bereitgestellten 500 Mil-
lionen DM ERP-Mitteln konnten auch Sammler und 
Kanalisationen berücksichtigt werden. Die Länder 
haben im großen Umfang derartige Projekte in das 
Programm einbezogen. 

Abwasserbeseitigungsanlagen wurden und wer-
den daneben aus Mitteln der Gemeinschaftsabgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
finanziert. Ich kann mich daher Ihrem Einwand nicht 
anschließen, die GA-Mittel würden ausschließlich 
für die Erschließung von Industriegelände eingesetzt 
und stünden für die Abwasserbeseitigung nur in ge-
ringem Umfang zur Verfügung. Vielmehr werden 
für diesen Zweck erhebliche Beträge bereitgestellt. 
Im 5. Rahmenplan (Drucksache 7/4742 S. 13 Tz 3.1.4 
und S. 139 Ziff. 5 der Ubersicht) sind speziell zum 
Ausbau der kommunalen Infrastruktur rd. 360 Mil-
lionen DM vorgesehen. Allerdings obliegt es den 
Ländern, die in Betracht kommenden Objekte nach 
ihrer Dringlichkeit auszuwählen. 

Ich darf Sie um Verständnis bitten, daß sich die 
Bundesregierung im Interesse einer möglichst effi-
zienten Verwendung der für Umweltschutzmaßnah-
men bestimmten ERP-Mittel leider nicht in der Lage 
sieht, die Finanzierung von Sammlern in das Ab-
wasserreinigungsprogramm einzubeziehen. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatsserketärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Klein (Göttingen) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Frage B 26) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, im Hinblick 
auf behördlich bisher nicht aufgegriffene Fälle eines Mißbrauchs 
der Marktmacht von Presseunternehmen auf die Kartellbehörden 
im Sinne einer schärferen Handhabung der Mißbrauchsaufsicht 
gegenüber marktbeherrschenden Unternehmen im Pressebereich 
einzuwirken, und welchen Gebrauch beabsichtigt sie gegebenen-
falls von solchen Möglichkeiten zu machen? 

Marktbeherrschende Stellungen von Presseverla-
gen sind im wesentlichen im regionalen und lokalen 
Bereich anzutreffen. Die Verfolgung der mißbräuch-
lichen Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stel-
lung der regional und lokal tätigen Presseunterneh-
men fällt nicht in die Zuständigkeit des Bundes-
kartellamtes, sondern ist regelmäßige Aufgabe der 
Kartellbehörden der Länder (§ 44 GWB). Das Bun-
deskartellamt ist an den Verfahren der Landes-
kartellbehörden beteiligt. 

Zur Zeit ist bei der Landeskartellbehörde Nord-
rhein-Westfalen ein Mißbrauchsverfahren gemäß 
§ 22 GWB gegen die WAZ-Verlagsgruppe anhängig. 
Diese Zeitungsgruppe hat auf dem überwiegenden 
Teil der Lokalmärkte im Ruhrgebiet eine markt-
beherrschende Stellung sowohl auf dem Anzeigen

-

als auch auf dem Lesermarkt. Nach Auffassung der 
Landeskartellbehörde besteht der Verdacht, daß 
diese Zeitungsgruppe ihre marktbeherrschende Stel-
lung dazu ausnutzt, gegenüber den verbliebenen 
Wettbewerbern eine gezielte Verdrängungsstrategie 
zu betreiben. Das Bundeskartellamt unterstützt im 
Rahmen seiner Verfahrensbeteiligung die Landes-
kartellbehörde. 

Im übrigen hat das Bundeswirtschaftsministerium 
bereits auf der Tagung der Kartellreferenten des 
Bundes und der Länder im Oktober 1974 auf das Pro-
blem mißbräuchlicher Verhaltensweisen im Presse-
wesen hingewiesen und eine Intensivierung der 
durch die Zweite GWB-Novelle verbesserten Miß-
brauchsaufsicht über marktbeherrschende Unterneh-
men angeregt. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Müller (Mülheim) (SPD) 
(Drucksache 7/5188 Fragen B 27 und 28) : 

Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung angesichts der 
fortdauernden Schwierigkeiten in der Energieversorgung aus 
den vom amerikanischen Kongreß im Dezember vergangenen 
Jahres verabschiedeten „Energy Policy and Conservations Act", 
mit dem Energieeinsparungen durch Absenkungen des Kraftstoff-
verbrauchs bis zu 40 % erzielt werden sollen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Regierung der 
Republik Italien Verhandlungen mit ihren nationalen Auto-
mobilherstellern aufgenommen hat, um die wie in den Ver-
einigten Staaten von Amerika angestrebten Ergebnisse zu er-
zielen, und erscheint es nicht sinnvoll, die verschiedenen natio-
nalen Bemühungen durch ein abgestimmtes gemeinsames Vor-
gehen innerhalb der Europäischen Gemeinschaft zu bündeln? 

Zu Frage B 27: 

Der Energieverbrauch von Kraftfahrzeugen wird 
von einer Anzahl grundverschiedener Einflußfak-
toren bestimmt. So kann der Kraftstoffverbrauch 
allein infolge unterschiedlichen Fahrverhaltens bis 
zu 50 °/o schwanken. Mit dem vom amerikanischen 
Kongreß beschlossenen „Energy Policy and Con-
servation Act" sollen im Verkehrsbereich vor allem 
konstruktive Verbesserungen von Automotoren 
und eine Verringerung ihrer durchschnittlichen 
Größe erreicht werden. Jeder Automobilhersteller 
muß folgende Standards einhalten: 

Modelljahr 1978 18 miles per gallon =13 1/100 km 
Modelljahr 1979 19 miles per gallon =12,4 1/100 km 
Modelljahr 1980 20 miles per gallon =11,8 1/100 km 
Modelljahr 1985 27,5 miles per gallon = 8,61/100 km 

Von diesen Standards können Ausnahmen vor-
gesehen werden, wenn ein Hersteller nachweisen 
kann, daß sie mit „vernünftiger Technologie" nicht 
erreichbar sind. 



17422* 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 245. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Mai 1976 

Der von den USA für 1980 angestrebte Ver-
brauchswert von 11,8 1/100 km wird von den in der 
Bundesrepublik hergestellten Automobilen im ge-
wogenen Mittel schon heute unterschritten. Die Her-
steller arbeiten an weiteren konstruktiven Verbesse-
rungen, nicht zuletzt deshalb, weil der Benzinpreis 
in der Bundesrepublik höher ist als in den USA und 
damit einem niedrigeren Benzinverbrauch als Ver-
kaufsargument wachsende Bedeutung zukommt. Die 
Bundesregierung sieht daher z. Z. keinen Anlaß, 
Energieverbrauchsstandards für Automobile gesetz-
lich festzulegen. Sie fördert Energieeinsparungen im 
Verkehrsbereich vor allem durch Informationen der 
Autofahrer über energiesparendes Fahrverhalten, 
durch die Empfehlung von Richtgeschwindigkeiten, 
durch Verbesserung der öffentlichen Verkehrsmittel 
und der Verkehrsinfrastruktur sowie durch die 
Unterstützung von Forschung und Entwicklung für 
einen rationellen Energieeinsatz im Verkehr. 

Zu Frage B 28: 

Die Bundesregierung hält eine Bündelung der ver-
schiedenen nationalen Bemühungen durch ein abge-
stimmtes gemeinsames Vorgehen innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaften für sehr sinnvoll. Die 
Energieeinsparung im Verkehrsbereich ist daher 
wie die rationelle Energienutzung insgesamt Gegen-
stand intensiver Koordinierung innerhalb der Euro-
päischen Gemeinschaft. 

Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft 
hat am 4. Mai 1976 fünf Empfehlungen an die Mit-
gliedstaaten zur rationellen Energienutzung verab-
schiedet, von denen zwei den Verkehrsbereich be-
treffen: 

Die „Empfehlung über rationelle Nutzung der von 
Straßenfahrzeugen verbrauchten Energie durch Ver-
besserung des Fahrverhaltens" empfiehlt u. a. 

— den Herstellern, Privatwagen mit Vorrichtungen 
auszustatten, durch die der Fahrer über das wirt-
schaftlichste Fahrverhalten informiert wird, und 
in die Betriebsanleitungen klare Anweisungen 
zur regelmäßigen Einstellung von Zündung und 
Vergaser aufzunehmen; 

— den Mitgliedstaaten, die Fahrzeugtypen einem 
standardisierten Treibstoffverbrauchstest zu 
unterziehen. 

Die „Empfehlung über die rationelle Nutzung der 
im Personennahverkehr verbrauchten Energie" sieht 
vor allem Maßnahmen zur Verbesserung der öffent-
lichen Verkehrsmittel und der Verkehrsinfrastruk-
tur vor. 

Nähere Einzelheiten können dem „Ersten periodi-
schen Bericht über das Aktionsprogramm der Ge-
meinschaft im Bereich der rationellen Energienut-
zung" (Bundestagsdrucksache 7/4700) entnommen 
werden. 

Die Bundesregierung prüft in welchem Umfange 
die vorgenannten Empfehlungen in der Bundes-
republik umgesetzt werden können. Sie setzt sich 
für eine Fortsetzung und Intensivierung der in der 
EG abgestimmten Bemühungen ein. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Frage B 29) : 

Wie gedenkt die Bundesregierung bei der Vergabe öffent-
licher Aufträge auch die im Lebensmittelbereich schwer ringenden 
Betriebe des Zonenrandgebiets mit ihren gefährdeten Arbeits-
plätzen als bevorzugten Bewerber mit Mehrpreisstaffel anzu-
erkennen? 

Die Richtlinien für die bevorzugte Berücksichti-
gung von Personen und Unternehmen aus dem Zo-
nenrandgebiet und aus Berlin bei der Vergabe öf-
fentlicher Aufträge gelten grundsätzlich auch für 
Aufträge für Lebensmittel. Unternehmen der Le-
bensmittelbranche können danach in den Genuß der 
Mehrpreisstaffel kommen, sofern die Vorausset-
zungen der §§ 3 oder 4 dieser Richtlinien vorliegen. 

Bei den Beschaffungen für die Bundeswehr und 
den Bundesgrenzschutz, die den überwiegenden An-
teil an den gesamten öffentlichen Aufträgen an 
Lebensmitteln ausmachen, liegen jedoch besondere 
Verhältnisse vor. Für die Beschaffung steht nur ein 
festgelegter Verpflegungssatz zur Verfügung, des-
sen Gegenwert von den Verpflegungsteilnehmern 
getragen werden muß. Dem Wehrpflichtigen wird 
die Verpflegung in Höhe dieses Satzes unentgeltlich 
als Naturalbezug zur Verfügung gestellt, dem Be-
rufssoldaten und dem Soldaten auf Zeit wird er als 
Sachbezug in die Dienstbezüge angerechnet. Da 
über das festgelegte Verpflegungsgeld hinaus keine 
Haushaltsmittel vorgesehen sind, können bevorzug-
ten Bewerbern keine Mehrpreise nach den genann-
ten Richtlinien zugestanden werden. 

Die Naturalkosten für die Tagesverpflegung 
eines Soldaten betragen zur Zeit 4,00 DM. Diese 
Kosten sind aufgrund der im Bundesgebiet gegebe-
nen Preissituation errechnet worden. Der Haushalts-
ausschuß des Deutschen Bundestages hat dem zu-
gestimmt. 

Eine Vergabe von Lebensmitteln zu höheren Prei-
sen als es der Verpflegungssatz zuläßt, würde zu-
nächst zu Lasten des Soldaten gehen. Eine andere 
Möglichkeit, Firmen aus dem Zonenrandgebiet künf-
tig bevorzugt zu behandeln, bestünde darin, die zu-
sätzlichen Mehrkosten aus dem Bundeshaushalt zu 
bestreiten. 

Bei den für den Bundesgrenzschutz aufzuwenden 
Beträgen handelt es sich um Mittel der Verpfle-
gungsteilnehmer. Auch für diese kommt eine An-
wendung der Richtlinie für die bevorzugte Berück-
sichtigung von Personen und Unternehmen aus dem 
Zonenrandgebiet nicht in Betracht. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Wernitz (SPD) (Druck-
sache 7/5188 Frage B 30) : 

Ist die Bundesregierung bereit, bei künftig anstehenden Zins-
senkungen der ERP-Kredite, insbesondere beim ERP-Gemeinde-
programm, angesichts der angespannten Haushaltslage der Ge-
meinden den Zinssatz unter 6 % zu senken? 
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In Ergänzung meiner mündlichen Antwort vom 
7. Mai 1976 (zur Drucksache 7/5094, Frage A 37) 
beantworte ich namens der Bundesregierung Ihre 
weitere Anfrage nach einer künftigen Senkung der 
Zinsen im ERP-Gemeindeprogramm wie folgt: 

Sofern die Entwicklung der Kapitalmarktzinsen 
und damit die Refinanzierungsbedingungen künftig 
eine nochmalige Verbesserung der Zinsen für ERP-
Darlehen zuläßt, wird die Bundesregierung auch 
das Gemeindeprogramm angemessen berücksich-
tigen. Ob dann allerdings eine zusätzliche Bevor-
zugung der Gemeindeinvestitionen vertretbar wäre, 
erscheint mir angesichts der schwierigen Kosten-
lage unserer kleinen und mittleren Gewerbebe-
triebe zumindest aus heutiger Sicht fraglich. Mit 
einem Zinssatz von 6 % bei einer Auszahlung von 
100 % liegen die Konditionen der ERP-Gemeinde-
darlehen bereits auf dem Niveau der Vorzugskon-
ditionen für das Zonenrandgebiet, bei denen das für 
Darlehen an Gewerbebetriebe bestehende Disagio 
mit in Rechnung gestellt werden muß. Während der 
Beratungen des ERP-Wirtschaftsplans in der „Ar-
beitsgruppe ERP" des Wirtschaftsausschusses des 
Bundestages ist empfohlen worden, bei einer evtl. 
weiteren Zinssenkung zu prüfen, ob zunächst das 
Disagio gestrichen werden kann. 

Ich darf Ihnen für Ihr Verständnis danken, daß 
Konditionenänderungen bei ERP-Darlehen nicht in 
raschen Schritten, sondern erst dann vorgenommen 
werden sollten, wenn die Refinanzierung nicht zu 
sehr belastet wird. Nur auf diese Weise kann das 
Volumen der ERP-Programme mittels Kreditaufnah-
men am Kapitalmarkt so verstärkt werden, daß 
die Förderung kontinuierlich fortgesetzt und im 
Einzelfall die Investition mit einem möglichst ho-
hen ERP-Anteil finanziert werden kann. Dies ist 
für das Gemeindeprogramm besonders wichtig, in 
dem die Mitfinanzierung aus ERP-Mitteln stets hö-
her als in anderen Programmen lag. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage B 31) : 

Kann die Bundesregierung Meldungen bestätigen, daß Schweine 
unter Zollverschluß aus der DDR nach Holland und von dort in 
die Bundesrepublik Deutschland verkauft werden, und welche 
Auswirkung könnte eine solche Praktik auf Markt und Markt-
statistik in der Bundesrepublik Deutschland haben? 

Es trifft zu, das Schweine aus der DDR im Transit-
weg durch die Bundesrepublik Deutschland nach 
den Niederlanden verbracht worden sind. 

Exporte aus der DDR in Länder der EG werden 
mit Ausnahme der Bezüge der Bundesrepublik 
Deutschland in den anderen Mitgliedstaaten als 
Drittinlandseinfuhren behandelt, d. h., diese Einfuh-
ren werden unter Erhebung von Abschöpfungsbeträ-
gen zum freien Verkehr in der Gemeinschaft abge-
fertigt. Für Waren, die sich im freien Verkehr der 
Gemeinschaft befinden, gibt es keine innergemein

-

schaftlichen Beschränkungen. Insoweit ist eine Kon-
trolle des Warenursprungs der Einfuhren von 
Schweinen aus den Niederlanden nicht möglich. Es 
liegen jedoch keine Anhaltspunkte darüber vor, daß 
die aus der DDR stammenden Schweine aus den 
Niederlanden in die Bundesrepublik verkauft wer-
den. 

Die Einfuhr von Schweinen aus den Niederlanden 
hat sich in den ersten vier Monaten dieses Jah-
res auf rund 550 000 Stück verringert gegenüber 
609 000 Stück im Vergleichszeitraum des Vorjahres. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Seiters (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage B 32) : 

Sieht die Bundesregierung die Gefahr, daß durch eine perfek-
tionierte Umweltschutzgesetzgebung Initiativen im landwirt-
schaftlichen Sektor auf sinnvolle Erweiterung landwirtschaftlicher 
Betriebe blockiert werden, und in welcher Form gedenkt man, 
die Beeinträchtigung des landwirtschaftlichen Bereichs entschädi-
gungsgemäß auszugleichen? 

Die Umweltschutzgesetzgebung in der Bundesre-
publik Deutschland zeichnet sich dadurch aus, daß 
sie sich in der Regel auf breite Mehrheiten über 
alle Parteigrenzen hinweg, häufig sogar auf ein-
stimmige Beschlüsse der gesetzgebenden Körper-
schaften, stützen kann. Dabei hat eine sorgfältige 
Abwägung zwischen den Erfordernissen des Um-
weltschutzes und den wirtschaftlichen Auswirkun-
gen, wobei auch speziell die landwirtschaftlichen 
Belange berücksichtigt werden, stattgefunden. Ich 
erinnere dazu beispielsweise an die erst kürzlich 
abgeschlossenen Beratungen des Gesetzentwurfs 
über Naturschutz und Landschaftspflege im Ernäh-
rungsausschuß des Deutschen Bundestages. Nach 
Ansicht der Bundesregierung werden durch die 
schon geschaffene und die noch in Vorbereitung be-
findliche Umweltschutzgesetzgebung die Initiativen 
im landwirtschaftlichen Sektor auf sinnvolle Erwei-
terung landwirtschaftliche Betriebe nicht blockiert. 

Wenn durch die Umweltschutzgesetzgebung Auf-
lagen zur Vermeidung, Verminderung oder zum 
Ausgleich von Umweltbelastungen geschaffen wer-
den, dann sind die zu ihrer Beachtung möglicher-
weise notwendigen Aufwendungen grundsätzlich 
vom Verursacher dieser Umweltbelastungen zu tra-
gen. Das Verursacherprinzip ist im nationalen Be-
reich — wiederum nach mehrheitlicher Auffassung 
aller Parteien — in der EG und auch im internatio-
nalen Bereich als wirkungsvolles Instrument der 
Umweltpolitik anerkannt. Um Anpassungsschwie-
rigkeiten zu vermeiden, gewährt die Bundesregie-
rung jedoch Finanzierungshilfen. Im landwirtschaft-
lichen Bereich können z. T. auch Investitionen zu-
gunsten des Umweltschutzes im Rahmen des Ein-
zelbetrieblichen Förderungsprogramms gefördert 
werden. Für eine weitergehende Entschädigungsre-
gelung zum Ausgleich gesetzlicher Auflagen, die 
Sie mit Ihrer Frage wohl ansprechen wollten, be-
steht kein Anlaß. Eine solche Regelung, die zur 
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Folge hätte, daß Unterlassungen von Umweltbe-
lastungen entschädigt würden, wäre außerdem aus 
der Sicht der Bundesregierung nicht vertretbar. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Carstens (Emstek) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/5188 Frage B 33) : 

Hat die Bundesregierung dafür Hinweise, daß der französischen 
Landwirtschaft aus nationalen Mitteln ein teilweiser Ausgleich 
für den von der EG beschlossenen „Beimischungszwang" von 
Magermilchpulver bei Futtermitteln gezahlt wird, und wenn ja, 
wird sie ähnliche Maßnahmen ergreifen? 

Ihre Anfrage betrifft offensichtlich die vom EG-
Agrarministerrat beschlossene sogenannte Kautions-
regelung, die den Ankauf denaturierten Magermilch-
pulvers sichern soll. 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen 
darüber vor, daß die französische Landwirtschaft 
aus nationalen Mitteln auch nur teilweise einen 
Ausgleich für die aus der erwähnten Kautionsrege-
lung erwachsenden Mehrkosten der Fütterung er-
hält. 

Die Bundesregierung wird das Problem im Auge 
behalten. Die Gewährung nationaler Beihilfen wäre 
sicher nicht gemeinschaftskonform und würde von 
der Bundesregierung nicht hingenommen werden 
können. 

Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Schwörer (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen B 34 und 35) : 

Hat sich nach Meinung der Bundesregierung das Gesetz über 
die Schülerunfallversicherung bewährt, trotz der enormen Kosten-
steigerung (bis zum 8fachen des Betrags von 1971), die die Etats 
der Gemeinden belastet? 

Ist mit einem weiteren großen Anstieg der Beiträge für die 
Gemeinden zu rechnen, und ist die Bundesregierung bereit, ge-
gebenenfalls Maßnahmen zu ergreifen, die einer weiteren Ko-
stenexplosion Einhalt gebieten? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß auch 
die Ausdehnung des Unfallversicherungsschutzes auf 
Schüler, Studenten und Kinder in Kindergärten zu 
den wesentlichen Leistungen der Sozialpolitik in den 
vergangenen Jahren gehört. Das machen nicht zu-
letzt die ständig steigenden Aufwendungen insbe-
sondere für die Unfallverhütung, Heilverfahren, Re-
habilitation und Renten deutlich. Im Jahre 1972 be-
trugen die Gesamtaufwendungen der Schüler-Unfall-
versicherung rd. 75 Millionen DM. Diese sind für 
1975 auf 168 Millionen DM oder auf das 2,3fache 
des Betrages von 1972 gestiegen. Das Jahr 1971 ist 
zu Vergleichszwecken nicht geeignet, weil die Schü-
ler-Unfallversicherung erst am 1. April 1971 in Kraft 
getreten ist und Aufwendungen nur für den Zeit-
raum von 9 Monaten entstanden sind. Die Kosten

-

erhöhung hängt damit zusammen, daß sich die Zahl 
der gemeldeten Unfälle, die 1972 rd. 540 000 betrug, 
im Jahre 1975 auf rd. 681 000 erhöht hat und auch 
die Fallkosten der medizinischen und beruflichen Re-
habilitation in dieser Zeit ständig gestiegen sind. 

Wie die Beitragsbelastung der Gemeinden — und 
damit komme ich zu Ihrer zweiten Frage — sich in 
Zukunft entwickeln wird, ist von einer Reihe Fak-
toren abhängig, auf die die Bundesregierung keinen 
unmittelbaren Einfluß nehmen kann. So kommt es 
entscheidend auf die Zahl und Schwere der Unfälle 
an, aber auch darauf, in welchem Ausmaß die Kosten 
für medizinische und berufliche Rehabilitation stei-
gen. Die Kostenentwicklung im Bereich der medizi-
nischen und beruflichen Rehabilitation hängt zu ei-
nem wesentlichen Teil auch von Vereinbarungen 
der Verbände der Versicherungsträger und der 
Ärzteschaft ab. Obwohl die Bundesregierung auf 
diese Vereinbarungen unmittelbar ebenfalls keinen 
Einfluß nehmen kann, wirken sich ihre allgemeinen 
Bemühungen zur Kostendämpfung im Gesundheits-
wesen auch hier positiv aus. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Härzschel (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Fragen B 36 und 37) : 

Wieviel Unfälle mit tödlichem Ausgang hat es im Jahr 1975 
im häuslichen Bereich und in der Freizeit gegeben, und wie hat 
sich diese Zahl im Verhältnis zu früheren Jahren entwickelt? 

Was hat die Bundesregierung in den vergangenen Jahren zu-
sätzlich zur Unfallverhütung und -aufklärung in diesem Bereich 
getan? 

Die Ermittlung der tödlichen Unfälle im Bereich 
Heim und Freizeit stützt sich auf die Erhebungen 
einiger statistischer Landesämter. Die dort erfaßten 
Unfallzahlen können aber auf das gesamte Bundes-
gebiet hochgerechnet werden. Für das Jahr 1975 sind 
die Erhebungen der Landesämter noch nicht abge-
schlossen. Damit ist erst im Herbst 1976 zu rechnen. 

In den Vorjahren betrug die Zahl der tödlichen 
Unfälle aufgrund von Hochrechnungen rund: 

1974 	10 700 
1973 	11 500 
1972 	10 900 
1971 	10 800 
1970 	11 000 
1969 	11 100 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich, daß die 
Bundesregierung wegen der weitgehend fehlenden 
Rechtsgrundlagen nur begrenzte Möglichkeiten der 
unmittelbaren Einflußnahme auf die Unfallsituation 
im häuslichen Bereich hat. Die vorhandenen Mög-
lichkeiten zur Unfallverhütung wurden jedoch voll 
genutzt. 

Auf dem Gebiet des Maschinenschutzes ist die 
sicherheitstechnische Normung bei den Haushalts-, 
Bastel-, Sport- und Spielgeräten — für Spielzeug 
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auch auf europäischer Ebene — mittlerweile voll 
angelaufen. Regeln und Richtlinien mit sicherheits-
technischem Inhalt und eine ausreichende Zahl un-
abhängiger Prüfstellen, die für den Haushalt und 
für die verschiedenen Freizeitbeschäftigungen be-
stimmte Maschinen und Geräte sicherheitstechnisch 
abnehmen können, sind vom Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung bezeichnet worden. Von 
der freiwilligen Prüfmöglichkeit wird auf Betreiben 
des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialord-
nung von den Herstellern und Einführern von Haus-
halts-, Bastel-, Sport- und Spielgeräten zum Nutzen 
der Verbraucher zunehmend Gebrauch gemacht. Die 
Kontrollen sind verschärft worden. Allein in den 
letzten Jahren durften 426 in sicherheitstechnischer 
Hinsicht mangelhafte Maschinen und Geräte für den 
häuslichen Bereich aufgrund von behördlichen Un-
tersagungsverfügungen nach dem Maschinenschutz-
gesetz nicht mehr ausgestellt oder in den Verkehr 
gebracht werden. Über die Auswirkungen der Maß-
nahmen auf dem Gebiet des Maschinenschutzes fin-
den sich im einzelnen Ausführungen im letzten Un-
fallverhütungsbericht der Bundesregierung (Druck-
sache 7/4668 S. 71 ff.), auf die ich hiermit hinweisen 
möchte. 

Auch durch die Beauftragung der Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Unfallforschung in Dortmund 
mit dem Unfallschutz in Heim und Freizeit, konnte 
das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung im positiven Sinne auf die Unfallsituation in 
den Haushalten und bei den Freizeitbeschäftigungen 
einwirken. In der Zwischenzeit hat die Bundes-
anstalt den häuslichen Bereich nicht nur in ihr Un-
fallforschungsprogramm einbezogen — erste Ergeb-
nisse liegen vor —, sondern auch ihren aktiven Bei-
trag bei der Verbesserung der sicherheitstechnischen 
Verhältnissen, z. B. in Kindergärten, geleistet. Da-
neben arbeitet die Bundesanstalt bei der Erstellung 
von sicherheitstechnischen Regeln und bei der Auf-
klärung der Öffentlichkeit über die Möglichkeit der 
Unfallverhütung im Heim und in der Freizeit mit. 

Über die vielfältigen Bemühungen um mehr 
Sicherheit im häuslichen Bereich enthält der ge-
nannte Unfallverhütungsbericht über die Jahre 1974/ 
1975 (S. 106 ff.) einen ausführlichen Beitrag. Daraus 
wird auch ersichtlich, welche Bedeutung die Bundes-
regierung der Unfallverhütung in diesem so wich-
tigen Bereich beimißt. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vocken-
hausen (SPD) (Drucksache 7/5188 Frage B 38) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, daß der mit 
der Novellierung des Tarifvertragsgesetzes (TVG) bekundete 
Wille nach sozialer Absicherung des in § 12 e TVG umrissenen 
Personenkreises, der in einem arbeitnehmerähnlichen Verhältnis 
stehenden freien journalistischen Mitarbeiter von Tageszeitun-
gen, auch verwirklicht wird, und sieht sie gegebenenfalls in 
einer Einschaltung einer Bundesschiedsstelle unter Beachtung der 
Bestimmungen des Tarifvertragsrechts und des Prinzips der 
Tarifhoheit der Sozialpartner eine Möglichkeit dazu? 

Der seit dem 1. November 1974 geltende § 12 a 
des Tarifvertragsgesetzes hat Selbständigen und 
freiberuflich Tätigen, die von ihren Auftraggebern 
wirtschaftlich abhängig und einem Arbeitnehmer 
vergleichbar sozial schutzbedürftig sind und daher 
vom Gesetz als arbeitnehmerähnliche Personen be-
zeichnet werden, einen Weg zur kollektiven Selbst-
hilfe eröffnet. Dadurch haben namentlich die in 
einem arbeitnehmerähnlichen Verhältnis stehenden 
freien journalistischen Mitarbeiter von Tageszeitun-
gen die Möglichkeit erhalten, ihre Beschäftigungs-
bedingungen und damit auch ihre soziale Sicherung 
durch Tarifvertrag zu regeln. § 12 a Tarifvertrags-
gesetz konnte freilich nur die — in ihm näher be-
zeichneten — Voraussetzungen für den Abschluß 
solcher Tarifverträge schaffen. Es liegt nun in der 
Hand der betreffenden Personengruppen, mit den 
im Rahmen der Tarifautonomie den Sozialpartnern 
zum Ausgleich ihrer Interessen zur Verfügung ste-
henden Mitteln, d. h. durch Verhandlungen und not-
falls durch Ausübung von Druck und Gegendruck, 
zum Abschluß von Tarifverträgen zu gelangen. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß es in dem 
von Ihnen angesprochenen Bereich bisher noch nicht 
zum Abschluß von Tarifverträgen gekommen ist. Sie 
bedauert dies, ist jedoch der Auffassung, daß die 
gegenwärtigen, nicht nur in diesem Bereich auf-
getretenen Anfangsschwierigkeiten, die unter ande-
rem bei der Abgrenzung des zu erfassenden Per-
sonenkreises aufgetreten sind, in absehbarer Zeit 
durch die zuständigen Tarifpartner überwunden 
werden können. In diesem Zusammenhang ist auf 
die zwischen dem Hessischen Journalistenverband 
und dem Hessischen Rundfunk auf der Grundlage 
des § 12 a Tarifvertragsgesetz geschlossenen Tarif-
verträge hinzuweisen. 

Die Bundesregierung sieht insbesondere in der 
Einrichtung einer Bundesschiedsstelle kein wirk-
sames Mittel, um die sozialpolitische Zielsetzung 
des § 12 a Tarifvertragsgesetz zu fördern. Die Auf-
stellung von Schieds- und Schlichtungsregelungen ist 
in erster Linie Aufgabe der Tarifvertragsparteien. 
Mit Rücksicht auf die durch Art. 9 Abs. 3 Grundge-
setz gewährleistete Tarifautonomie können diesbe-
zügliche Regelungen immer nur subsidiär gelten, 
d. h., wenn die betreffende staatliche Stelle von den 
beteiligten Tarifparteien angerufen wird. Deshalb 
haben die wenigen bestehenden Regelungen dieser 
Art, wie das Kontrollratsgesetz Nr. 35 und einige 
Landesgesetze, die jeweils eine staatliche Schlich-
tung auf Landesebene vorsehen, auch bisher keine 
praktische Bedeutung erlangt. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Seiters (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage B 39) : 
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Gibt es innerhalb der Bundesregierung Überlegungen, in be-
stimmten Härtefällen — bei einem Unfalltod des landwirtschaftli-
chen Unternehmers müssen Ehefrau und unverheiratete Kinder 
an die Krankenversicherung höhere Unternehmerbeiträge entrich-
ten als vorher — Beihilfen des Staates zur Krankenversicherung 
zu zahlen, und wird auch in Zukunft das Witwenaltersgeld nur 
dann unabhängig vom Alter der Witwe gezahlt werden, wenn 
der verstorbene Ehemann altersgeldberechtigt war? 

Die Witwen und die Waisen eines landwirtschaft-
lichen Unternehmers sind, wenn das landwirtschaft-
liche Unternehmen auf ihre Rechnung geht, als land-
wirtschaftliche Unternehmer in der Krankenver-
sicherung der Landwirte versicherungspflichtig. Sie 
haben Beiträge nach den Beitragsklassen zu ent-
richten, die durch die Satzung der landwirtschaft-
lichen Krankenkasse nach dem Einheitswert des 
Unternehmens, dem Arbeitsbedarf oder einem an-
deren angemessenen Maßstab festgesetzt werden. 
Das gilt auch für den Fall, daß die Witwe und die 
Kinder Mitunternehmer sind. 

Wäre in dem von Ihnen geschilderten Fall allein 
die Witwe landwirtschaftliche Unternehmerin im 
Sinne des Gesetzes über die Krankenversicherung 
der Landwirte (KVLG) und daher versicherungs-
pflichtig, kämen für den Krankenversicherungs-
schutz der Kinder z. B. folgende Möglichkeiten in 
Betracht: 

Unter den Voraussetzungen des § 32 KVLG be-
steht für unterhaltsberechtigte Kinder Anspruch 
auf Familienhilfe, ohne daß ein besonderer Beitrag 
entrichtet zu werden braucht. 

Wären die Kinder dagegen mitarbeitende Fami-
lienangehörige nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 KVLG, unter-
lägen sie der Versicherungspflicht in der Kranken-
versicherung der Landwirte. Die Beiträge für diesen 
Personenkreis sind von den landwirtschaftlichen 
Unternehmern aufzubringen. Sie betragen zwei Drit-
tel des Unternehmerbeitrags, für mitarbeitende ver-
sicherungspflichtige Familienangehörige, die als 
Auszubildende beschäftigt sind, ein Drittel des 
Unternehmerbeitrags. 

In der Altershilfe für Landwirte haben Witwen 
Anspruch auf Altersgeld, wenn der verstorbene 
Ehegatte schon Altersgeld bezogen hatte; darüber 
hinaus besteht ein solcher Anspruch, wenn die 
Witwe 60 Jahre alt oder aber erwerbsunfähig ist. 
Den besonderen Verhältnissen in der Landwirt-
schaft wird in der Altershilfe dadurch Rechnung 
getragen, daß eine Witwe die Möglichkeit hat, nach 
dem Tode ihres Mannes durch Zahlung eigener Bei-
träge die etwa noch fehlenden beitragsrechtlichen 
Voraussetzungen für ein Witwenaltersgeld zu er-
fülllen. Die Beiträge des Verstorbenen und die Bei-
träge der Witwe werden zusammengerechnet. 

Diese Regelung ist anläßlich der in der Alters-
hilfe für Landwirte in den vergangenen Jahren er-
folgten Änderungen ausführlich erörtert worden; 
der Gesetzgeber hat danach von einer Änderung 
abgesehen. Als besonders regelungsbedürftig sind 
die Fälle jüngerer Witwen mit zu versorgenden Kin-
dern angesehen worden. Um hier eine sozialpoli-
tisch gebotene Hilfe zu gewähren, ist inzwischen in 
der Altershilfe für Landwirte ab 1. Januar 1975 das 
Waisengeld eingeführt worden. 

Anlage 39  

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Müller (Mülheim) 
(SPD) (Drucksache 7/5188 Frage B 40) : 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Zahl arbeitsloser 
Schwerbehinderter gemessen an der allgemeinen Entwicklung 
der Arbeitslosigkeit unverhältnismäßig stark zugenommen hat 
und die Tendenz sich immer mehr verstärkt, daß Unternehmen 
sich durch Freistellungsanträge davon freikaufen, Schwerbehin-
derte zu beschäftigen, und was gedenkt die Bundesregierung zu 
unternehmen, um dieser Entwicklung entgegenzuwirken? 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Zah-
len standen Anfang April 1976 etwa 900 000 regi-
strierte Schwerbehinderte im Erwerbsleben. Aus-
gehend von dieser Zahl beträgt die Arbeitslosen-
quote bei den Schwerbehinderten Ende April knapp 
4,1 Prozent. Der Vergleich mit der zu diesem Stich-
tag festgestellten allgemeinen Arbeitslosenquote 
von 4,8 Prozent zeigt, daß die Arbeitslosigkeit der 
Schwerbehinderten noch deutlich unter der allge-
meinen Arbeitslosigkeit liegt. 

Es ist jedoch zutreffend, daß in der letzten Zeit 
die Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter ansteigt. 
Während diese am Jahresende 1975 noch bei 31 938 
lag, betrug sie Ende April 1976 36 737. Dagegen 
ist die allgemeine Arbeitslosigkeit im gleichen Zeit-
raum von 1 223 396 auf 1 093 693 gesunken. 

Eine Analyse des vorhandenen Zahlenmaterials 
zeigt allerdings, daß dieser Anstieg der Arbeits-
losigkeit bei Schwerbehinderten überwiegend dar-
auf zurückzuführen ist, daß im ersten Quartal die-
ses Jahres die Zahl der nach dem Schwerbehinder-
tengesetz neu anerkannten Schwerbehinderten die 
Rekordhöhe von 106 067 erreicht hat. Nach den bis-
herigen Erfahrungen der Bundesregierung ist davon 
auszugehen, daß die arbeitslosen Behinderten in 
stärkerem Umfang als die beschäftigten Behinderten 
sich amtlich als Schwerbehinderte anerkennen las-
sen, weil sie sich dadurch bessere Aussichten auf 
Vermittlung in einen Dauerarbeitsplatz verspre-
chen. 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß der 
Abbau der Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter ein 
vordringliches Anliegen darstellt. Die Bundesregie-
rung hat daher schon vor einiger Zeit gemeinsam 
mit dem Beirat für die Rehabilitation die mit der 
Durchführung des Schwerbehindertengesetzes be-
trauten Stellen und die Arbeitgeber aufgefordert, 
die in diesem Gesetz enthaltenen Möglichkeiten 
voll zugunsten der Schwerbehinderten auszuschöp-
fen. So sind die Hauptfürsorgestellen gebeten wor-
den, strenge Maßstäbe im Kündigungsschutzverfah-
ren zugunsten der Schwerbehinderten anzulegen. 
Die Bundesanstalt für Arbeit ist gebeten worden, 
nachhaltig auf die Erfüllung der Beschäftigungs-
pflicht zu achten. An die Arbeitgeber wurde ap-
pelliert, daß sie auch in einer schwierigen Beschäf-
tigungssituation nicht auf die Ausgleichsabgabe aus-
weichen, sondern ihrer Beschäftigungspflicht nach-
kommen. Weitere Einzelheiten sind der Antwort 
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Burger, Maucher u. a. vom 21. Ja-
nuar 1976 (Bundestagsdrucksache 7/4608) zu ent-
nehmen. 
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Die in Ihrer Frage als vorhanden unterstellte 
Möglichkeit, als Arbeitgeber von der Beschäfti-
gungspflicht freigestellt zu werden, ist im Schwer-
behindertengesetz nicht vorgesehen. Insbesondere 
entbindet die Zahlung der Ausgleichsabgabe die 
Arbeitgeber nicht von der Pflicht, Schwerbehinderte 
entsprechend der vorgeschriebenen Pflichtquote zu 
beschäftigen. Unabhängig hiervon hat die Bundes-
regierung aber auch keine Anhaltspunkte dafür, daß 
die Arbeitgeber in verstärktem Umfange ihre 
Schwerbehinderten-Pflichtplätze nicht besetzen. Erst 
wenn die zur Zeit noch laufende Erhebung der Bun-
desanstalt für Arbeit abgeschlossen ist, können Aus-
sagen darüber gemacht werden, in welchem Umfang 
die Arbeitgeber ihrer Beschäftigungspflicht nachge-
kommen sind. Dies wird frühestens im Spätsommer 
dieses Jahres möglich sein. 

Die Bundesregierung hofft im übrigen zuversicht-
lich, daß die von ihr und der Deutschen Bundesbank 
eingeleiteten konjunkturwirksamen Maßnahmen 
und die flankierenden arbeitsmarktpolitischen Maß-
nahmen sich auch günstig auf die Beschäftigungs-
situation der Schwerbehinderten auswirken wird. 

Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage der Abgeordneten Frau Schleicher (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Frage B 41) : 

Trifft es zu, daß die Gefahr besteht, in Zukunft werde bald 
jeder fünfte statt wie derzeit jeder zehnte hörgeschädigt sein, 
und welche Schlußfolgerungen sind — bejahendenfalls - daraus 
für die Lärmschutzgesetzgebung zu ziehen? 

Genaue Angaben über die Zahl der durch den 
Lärm am Arbeitsplatz gefährdeten Arbeitnehmer 
gibt es nicht. Die bekannten Schätzungen beruhen 
auf Aussagen der Gewerbeaufsicht und der Berufs-
genossenschaften, die seit 1970 in verstärktem Maße 
die Lärmarbeitsplätze erfassen und überwachen. Da-
nach muß damit gerechnet werden, daß über 2 Mil-
lionen Arbeitnehmer in Bereichen arbeiten, in denen 
der Lärm zu Gehörschäden führen kann, wenn keine 
Schutzmaßnahmen getroffen werden. Bei diesen Zah-
len geht man davon aus, daß die Arbeitnehmer 
ständig einem Lärm ausgesetzt sind, der zu einem 
Beurteilungspegel von 90 dB (A) führt. Die Fachwelt 
hält diesen 90-dB(A)-Wert für die gerade noch ver-
tretbare Lärmgrenze. Legt man den von vielen Sei-
ten vorgeschlagenen, aus arbeitsmedizinischer Sicht 
wünschenswerten, Grenzwert von 85 dB (A) zu-
grunde, ist mit einer höheren Zahl von gefährdeten 
Arbeitnehmern zu rechnen. Genaue Angaben hier-
über sind allerdings nicht bekannt. 

Die Lärmschutzgesetzgebung hat aus der Entwick-
lung der zunehmenden Lärmschwerhörigkeit bereits 
die Konsequenzen gezogen. Im Jahre 1970 wurde 
vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
eine Lärmschutzrichtlinie und im Jahre 1974 von 
den Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung 
eine „Unfallverhütungsvorschrift Lärm" erlassen. Ab 
1. Mai 1976 ist die Arbeitsstättenverordnung in 

Kraft, die zum ersten Mal Lärmgrenzwerte verbind-
lich vorschreibt. Danach sind als oberste Grenze für 
die typischen Lärmarbeitsplätze 85 dB (A) vorge-
schrieben. Dieser Wert darf nur dann um 5 dB (A) 
überschritten werden, wenn er nach der betrieblich 
möglichen Lärmminderung zumutbarerweise nicht 
einzuhalten ist. Zur Abwendung anderer möglicher 
gesundheitlicher Beeinträchtigungen sind darüber 
hinaus für überwiegend geistige Tätigkeiten 55 dB 
(A) und für einfache oder überwiegend mechanisierte 
Bürotätigkeiten 70 dB (A) als Grenzwerte vorge-
schrieben. 

Zur Verbesserung des Lärmschutzes werden seit 
1973 aus dem Bundeshaushalt Forschungsmittel für 
Projekte zum Schutz vor Lärm am Arbeitsplatz ver-
geben; dabei werden sowohl Grundprobleme des 
Lärmschutzes erforscht als auch Untersuchungen 
finanziert, wie bestimmte Maschinentypen leiser ge-
baut werden können. 

Ergänzende Einzelheiten sind im Unfallverhü-
tungsbericht '76 (Bundestagsdrucksache 7/4668) ent-
halten. 

Anlage 41 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Schmidt auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Benz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Fragen B 42 und 43) : 

Hat die Bundesregierung geprüft, ob ein Erwerb des Verwal-
tungsgebäudes des Badischen Gemeindeversicherungsverbands für 
die Unterbringung des Kreiswehrersatzamts vernünftiger ist und 
dem Gebot der Sparsamkeit der öffentlichen Haushalte ent-
spräche, als ein Neubau auf einem in Aussicht genommenen 
Grundstück, das sechs Kilometer von der Statdmitte entfernt 
liegt? 

Bis wann ist mit einer Entscheidung über das Angebot des 
Badischen Gemeindeversicherungsverbands zu rechnen? 

Die Eignung des Verwaltungsgebäudes des Badi-
schen Gemeindeversicherungsverbandes für die Un-
terbringung des Kreiswehrersatzamtes Karlsruhe 
wurde geprüft. 

Es ist funktionsgerechter und wirtschaftlicher, das 
Kreiswehrersatzamt Karlsruhe zusammen mit ande-
ren Einrichtungen und Anlagen der Bundeswehr in 
dem geplanten und für die Bundeswehrfachschule 
bereits begonnenen Neubau auf dem hierfür erwor-
benen Gelände an der Büchiger Allee unterzu-
bringen. 

Die Entscheidung, daß bei dieser Sachlage ein 
Erwerb der angebotenen Liegenschaft des Badi-
schen Gemeindeversicherungsverbandes nicht vor-
gesehen ist, wurde bereits getroffen. 

Anlage 42 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Schmidt auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Löher (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage B 44) : 
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Trifft es zu, daß Fahrzeuge der Bundeswehr vorsätzlich 
„schrottreif" demoliert wurden, wie in der Zeitung „Express" 
vom 26. April 1976 gemeldet wurde, und welche Maßnahmen 
wurden bejahendenfalls ergriffen, um die aufgetretenen Dienst-
pflichtverletzungen zu ahnden sowie ähnliche Vorkommnisse 
künftig auszuschalten? 

Die Meldung der Zeitung „Express" vom 26. April 
1976 geht vermutlich auf einen Artikel im „Spiegel" 
vom gleichen Datum zurück. Die hier geschilderte 
Beschädigung von Krädern bei der 1. Kompanie des 
Transportbataillons 801 entspricht den Tatsachen. 

Die Kräder wurden im Juli 1975 zur Aussonderung 
vorgeschlagen, konnten jedoch nicht als aussonde-
rungswürdig bezeichnet werden. Vermutlich weil die 
benötigten Ersatzteile wegen eines Engpasses nicht 
vorhanden waren, wurde der Versuch unternommen, 
die Kräder so zu beschädigen, daß ihre Aussonde-
rung möglich wurde. Bei einem erneuten Versuch, 
die Aussonderung zu erreichen, wurde die mutwil-
lige Beschädigung entdeckt und aktenkundig ge-
macht. 

Das Bataillon hat unverzüglich disziplinare Maß-
nahmen gegen zwei beteiligte Soldaten ergriffen. 
Als dem Territorialkommando Nord, als aufsichts-
führender Kommandobehörde, die mutwillige Be-
schädigung bekannt wurde, wurden im Januar 1976 
durch den Rechtsberater umfangreiche Ermittlungen 
eingeleitet. Sie haben den Zweck, den Initiator und 
alle Beteiligten zu ermitteln. 

Durch zwischenzeitliche Entlassungen gestalten 
sich die Untersuchungen zeitraubend, sie werden 
jedoch bald abgeschlossen sein. 

Erst dann können endgültige strafrechtliche bzw. 
disziplinare Würdigungen erfolgen. 

Die Tatsache, daß die mutwilligen Beschädigun-
gen im Rahmen der dienstlichen Überprüfungen 
entdeckt worden sind, erste Disziplinarmaßnahmen 
sofort ergriffen wurden und die zuständige Kom-
mandobehörde eine eingehende Untersuchung be-
reits vier Monate vor der Zeitungsmeldung ange-
ordnet hat, zeigt, daß die bestehenden Befehle und 
dienstlichen Kontrollen ausreichen, ähnlichen Vor-
kommnissen vorzubeugen. 

Anlage 43 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Schmidt auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Werner (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Fragen B 45 und 46) : 

Trifft es zu, daß das Arbeitsamt Göppingen — wie die „Neue 
Württembergische Zeitung" vom 22. April 1976 gemeldet hat  — 
in  einem Bericht festgestellt hat, daß jungen Männern nach Ab-
schluß ihrer Ausbildung trotz zum Teil guter Leistungen der Ar-
beitsplatz gekündigt wird, wenn sie noch ihren Wehrdienst ah-
leisten müssen, und wenn ja, wie bewertet die Bundesregierung 
diese Feststellung? 

Hat die Bundesregierung entsprechende Meldungen — u. a. im 
Zusammenhang mit dem von der CDU/CSU eingebrachten Ge-
setzentwurf zum Ausbau des Kündigungsschutzes für Wehr-
pflichtige — auch aus anderen Teilen des Bundesgebiets erhal-
ten, und welche Maßnahmen will sie gegen diese Entwicklung 

ergreifen? 

Es ist richtig, daß Fälle bekanntgeworden sind, in 
denen Berufsanfänger im Anschluß an ihre Berufs

-

ausbildung offensichtlich deshalb keinen unbefriste-
ten Arbeitsvertrag erhalten haben, weil sie noch 
ihren Grundwehrdienst leisten müßten. Eine Kündi-
gung durch den Arbeitgeber liegt in diesen Fällen 
nicht vor, weil das Berufsausbildungsverhältnis auf 
einem befristeten Ausbildungsvertrag beruht und 
mit dem Abschluß der Berufsausbildung automatisch 
endet. Eine Verpflichtung, mit dem Ausgebildeten 
einen unbefristeten Anschluß-Arbeitsvertrag zu 
schließen, besteht für den Arbeitgeber nicht. Andern-
falls wäre der Arbeitgeber gezwungen, Arbeitneh-
mer einzustellen, für die er unter Umständen keine 
Beschäftigung hat. Dies hätte zur Folge, daß die 
Betriebe nur so viele Auszubildende einstellen wür-
den, wie sie nach abgeschlossener Lehre selbst wei-
terbeschäftigen könnten — was zu einer weiteren 
Verringerung der ohnehin schon knappen Ausbil-
dungsplätze führen würde. Eine derartige Verpflich-
tung wäre im übrigen mit der bestehenden Vertrags-
freiheit nicht vereinbar. 

Für Ausgebildete, die noch ihren Wehrdienst lei-
sten müssen, gilt insoweit keine Sonderregelung. 
Gleichwohl prüft die Bundesregierung seit längerer 
Zeit, welche gesetzlichen Maßnahmen unter Ab-
wägung aller Interessen es vermeiden, daß Arbeit-
geber unter dem Eindruck der noch ausstehenden 
Wehrpflichtzeit den Abschluß eines Arbeitsvertra-
ges ablehnen. 

In dem von der CDU/CSU-Fraktion eingebrachten 
Entwurf zur Änderung des Arbeitsplatzschutzgeset-
zes ist allgemein eine Erweiterung des Kündigungs-
schutzes für wehrpflichtige Arbeitnehmer, nicht aber 
das besondere Problem der ungedienten Berufs-
anfänger angesprochen. Die Prüfungen hierzu sind 
noch nicht abgeschlossen. 

Anlage 44 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Schmidt auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5188 Frage B 47) : 

Trifft es zu, daß die vom Bundesverteidigungsministerium ge-
troffene Entscheidung, das geplante Sanitätsdepot in Zülpich-
Rövenich zu errichten, endgültig aufgegeben worden ist, und 
wenn ja, welche Gründe waren dafür maßgebend? 

Die Planung für den Neubau eines Sanitätsdepots 
bei Zülpich-Rövenich ist endgültig aufgegeben wor-
den, da das Depot in Euskirchen verbleibt. 

Maßgebend für diese Entscheidung war, daß 

— die Kapazitätsforderung für das Depot von 3 000 t 
auf 1 000 t herabgesetz wurde, 

— das in Euskirchen vorhandene bundeseigene Ob-
jekt „Bertha-Hütte" weiter genutzt werden wird 
und sich der Umfang des Neubaues verringert, 

— dadurch rd. 15 Millionen DM Haushaltsmittel ein-
gespart werden und 

— die Zivilbediensteten am Ort verbleiben können. 
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Anlage 45 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Schmidt auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Wolfgramm (Göt-
tingen) (FDP) (Drucksache 7/5188 Fragen B 48 
und 49) : 

Trifft es zu, daß — wie kürzlich in Presseberichten geschildert 
wurde — Bundeswehrmotorräder zum Zwecke der Ausmusterung 
mutwillig zerstört wurden, und wenn ja, sieht die Bundesregie-
rung dies als Einzelfall an oder sind ihr weitere Fälle bekannt? 

Ist die Bundesregierung bereit, in dem konkreten Fall alle 
disziplinar- und strafrechtlichen Mittel auszuschöpfen und etwai-
gen ähnlichen Fällen in geeigneter Weise vorzubeugen? 

Presseberichte nach denen Bundeswehrmotor-
räder zum Zwecke der Aussonderung mutwillig zer-
stört wurden, treffen zu. Dieser Fall muß jedoch als 
Einzelfall gewertet werden. 

Die fraglichen Kräder waren im Juli 1975 zur Aus-
sonderung vorgeschlagen, konnten aber nicht als 
aussonderungswürdig bezeichnet werden. Da die 
benötigten Ersatzteile fehlten, wurde der Versuch 
unternommen, die Kräder durch mutwillige Zer-
störungen unbrauchbar und damit aussonderungs-
würdig zu machen. Bei dem folgenden Vorschlag 
zur Aussonderung wurde die mutwillige Beschädi-
gung aber entdeckt und aktenkundig gemacht. 

Das Transportbataillon 801 hat in diesem Zusam-
menhang unverzüglich disziplinare Maßnahmen ge-
gen zwei beteiligte Soldaten ergriffen. Die aufsichts-
führende Kommandobehörde, Territorialkommando 
Nord, hat nach Bekanntwerden im Januar 1976 in 
diesem Zusammenhang umfangreiche Ermittlungen 
eingeleitet und den Rechtsberater mit den Gesamt-
ermittlungen beauftragt. Diese Untersuchungen ge-
stalteten sich zeitraubend, da beteiligte Soldaten in-
zwischen aus der Bundeswehr ausgeschieden sind. 

Strafrechtliche bzw. disziplinarische Würdigun-
gen sind erst nach Abschluß der Ermittlungen mög-
lich. 

Die Tatsache, daß die mutwilligen Beschädigun-
gen im Rahmen dienstlicher Überprüfungen ent-
deckt worden sind, bereits zu diesem Zeitpunkt dis-
ziplinarische Maßnahmen ergriffen wurden und ein-
gehende Untersuchungen von der aufsichtsführen-
den Kommandobehörde bereits vier Monate vor den 
Presseberichten ihren Anfang nahmen, zeigt, daß 
die praktizierten Befehle und dienstlichen Kontrol-
len ausreichen, derartigen Vorkommnissen vorzu-
beugen. 

Anlage 46 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Schmidt auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Gölter (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5188 Frage B 50) : 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestätigen, nach 
denen Aerospatiale von der Regierung in Paris beauftragt wor-
den sei, mit ihren deutschen Partnern VFW-Fokker und Messer-
schmidt-Bölkow-Blohm die Serienfertigung des deutsch/französi-
schen Militärtransporters Transall C - 160 in einem Umfang von 
zunächst 75 Maschinen wieder anlaufen zu lassen, und wird die 
Bundesregierung dieserhalb mit der französischen Regierung 
Kontakt aufnehmen? 

Pressemeldungen, nach denen Aérospatial einen 
Auftrag von der französischen Regierung zur Ver-
handlung mit den Firmen VFW-Fokker und MBB 
über die Wiederaufnahme der Fertigung von zu-
nächst 75 Flugzeugen des Typs Transall C-160 er-
halten habe, können nicht bestätigt werden. 

Die Bemühungen der am bilateralen Programm 
Transall C-160 beteiligten Firmen um eine Wieder-
aufnahme der Serienfertigung gehen auf eine Fir-
meninitiative zur Auslastung der Kapaziäten in der 
Luft- und Raumfahrtindustrie zurück. Die Firmen 
halten eine Wiederaufnahme der Serienfertigung 
nur bei einer Stückzahl von mindestens 75 Flug-
zeugen für vertretbar. 

Kontaktgespräche der Präsidenten des deutsch-
französischen Arbeitsausschusses Transall C-160 mit 
den Firmen haben stattgefunden. Die französische 
Seite hat dabei ihre Überlegungen über eine mög-
liche Nachbeschaffung von etwa 25 Flugzeugen von 
dem Ergebnis der Exportbemühungen und von der 
Wirtschaftlichkeit der Wiederaufnahme der Serien-
fertigung abhängig gemacht. Da Ergebnisse konkre-
ter Verkaufsgespräche von den interessierten Fir-
men bislang nicht nachgewiesen werden konnten, 
müssen die Möglichkeiten einer Fertigungswieder-
aufnahme sorgfältig abgewogen werden. Dies gilt 
um so mehr, als ein Bedarf an weiteren Flugzeugen 
des Typs Transall C-160 seitens der Bundeswehr 
nicht besteht und auch die französische Luftwaffe 
einen sogenannten Initialauftrag nicht in Aussicht 
gestellt hat, so daß die Abdeckung der erheblichen 
Anlaufkosten, für die eine Mittelbereitstellung nicht 
erwartet werden kann, nicht gesichert sein dürfte. 

Anlage 47 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Schmidt auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Würtz (SPD) 
(Drucksache 7/5188 Fragen B 51 und 52) : 

Trifft es zu, daß sich die Flugzeugführer des Jagdgeschwaders 
71 „Richthofen" anläßlich eines Dienstbesuchs des kommandie-
renden Generals der Luftflotte so verhalten haben, wie von der 
Bildzeitung vom 5. Mai 1976 geschildert, und wenn ja, wie be-
urteilt die Bundesregierung dieses Verhalten? 

Wurden in diesem Zusammenhang Ermittlungen angestellt 
bzw. Disziplinarmaßnahmen ergriffen? 

Die von Ihnen zitierte Pressemeldung entspricht 
nicht den Tatsachen. Richtig ist vielmehr folgender 
Sachverhalt: 

Während seiner fliegerischen Inübungshaltung 
beim Jagdgeschwader 71 Richthofen hielt sich der 
Kommandierende General der Luftflotte, General-
leutnant Krupinski, in der Nacht vom 9. zum 10. De-
zember 1975 mit mehreren Offizieren des Geschwa-
ders, darunter dem Kommodore, Oberst Rentel, zu 
einem zwanglosen Umtrunk im Offiziersheim auf. 
Gegen 02.00 Uhr morgens führte dieser Kreis im 
Nebenraum der Bar eine lebhafte Diskussion über 
verschiedene Themen, darunter auch das „Tactical 
Fighter Concept", die von den in der Bar anwesen-
den Offizieren mitgehört werden konnte. Als wäh- 
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rend der Diskussion zwei Offiziere ihre Gläser zu 
Boden fallen ließen, wurde dies als alkoholbedingte 
Reaktion gewertet. Eine demonstrative Absicht war 
jedenfalls weder für Generalleutnant Krupinski 
noch Oberst Rentel erkennbar. 

Richtigerweise maßen sie daher dem Vorfall keine 
besondere Bedeutung bei. 

Die zerbrochene Lanze ist Oberst Rentel bei an-
derer Gelegenheit von seinem Ordonnanzoffizier 
überreicht worden. 

Es wurden daher in diesem Zusammenhang weder 
Ermittlungen angestellt noch Disziplinarmaßnahmen 
ergriffen. 

Anlage 48 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vocken-
hausen (SPD) (Drucksache 7/5188 Frage B 84) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die für 
Demonstrativbauvorhaben vorgesehenen Mittel, die nur für 
Neubauten eingesetzt werden können, über eine Änderung der 
Richtlinien auch für Forschungsvorhaben, die die Schaffung von 
sozialem Wohnraum in bestehenden alten Stadtkernen durch ent-
sprechenden Umbau von vorhandenen Gebäuden zum Gegen-
stand haben, einzusetzen? 

Bei den im Rahmen der angewandten Ressortfor-
schung meines Hauses durchgeführten Demonstrativ-
bauvorhaben steht die Förderung von Neubauvor-
haben im Mittelpunkt. 

Die Förderung des Umbaus von Wohnräumen ist 
jedoch nach den geltenden wohnungsbau- und haus-
haltsrechtlichen Bestimmungen grundsätzlich nicht 
ausgeschlossen. 

Im einzelnen darf ich hierzu auf folgendes hinwei-
sen: 

Die im Einzelplan meines Hauses (Einzelplan 25 
für Demonstrativbauvorhaben ausgewiesenen Dar-
lehensmittel unterliegen der Rückflußbindung des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes (II. WoBauG) und 
dürfen demgemäß nur zur Förderung von Maßnah-
men zugunsten des sozialen Wohnungsbaues einge-
setzt werden. 

Nach der Legaldefinition von § 2 II. WoBauG ist 
auch der Ausbau bestehender Gebäude dem Woh-
nungsbau zuzurechnen. 

Gemäß § 17 II. WoBauG ist unter Ausbau der 
unter wesentlichem Bauaufwand durchgeführte Um-
bau von Wohnräumen zu verstehen, wenn die 
Wohnräume infolge Änderung der Wohngewohn-
heiten nicht mehr für Wohnzwecke geeignet sind 
und den veränderten Wohngewohnheiten angepaßt 
werden sollen. 

Nach einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
aus dem Jahre 1971 ist bei einem Umbau der Bau-
aufwand den Kosten nach dann als wesentlich anzu-
sehen, wenn er etwa ein Drittel des für eine ver-
gleichbare Neubauwohnung erforderlichen Aufwan-
des erreicht. An das Erfordernis der Änderung der 

Wohngewohnheiten werden von der Rechtsprechung 
großzügige Maßstäbe angelegt. 

Aus den vorstehenden Darlegungen wird deutlich, 
daß es der Prüfung des Einzelfalles vorbehalten 
bleiben muß, ob die — nur begrenzt verfügbaren — 
Haushaltsmittel für Demonstrativbauvorhaben auch 
zur Förderung von Umbauten eingesetzt werden 
können. Bei Umbaumaßnahmen im Rahmen von 
Demonstrativbauvorhaben muß jeweils eine for-
schungsrelevante Aufgabenstellung im Vordergrund 
stehen. 

Abschließend möchte ich darauf hinweisen, daß für 
den Umbau und ähnliche Maßnahmen mit den in 
meinem Einzelplan ausgebrachten Haushaltsmitteln 
für Modernisierungszwecke u. U. geeignetere Instru-
mente zur Verfügung stehen. 

Anlage 49 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift-
liche Frage der Abgeordneten Frau Funcke (FDP) 
(Drucksache 7/5188 Frage B 85) : 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, sich erneut für 
eine notwendige Beschleunigung bei der Erteilung von Bauge-
nehmigungen im Interesse der Bauherren und der Beschäftigung 
im Baugewerbe nachdrücklich einzusetzen? 

Die Gesetzgebung über das Baugenehmigungsver-
fahren liegt in der Kompetenz der Länder, die Durch-
führung der Verfahren obliegt den Ländern und Ge-
meinden. Die Bundesregierung hat sich deshalb an-
läßlich der letzten Programme zur Belebung der Kon-
junktur im Interesse der Bauherren und der Bauwirt-
schaft erneut an die Länder und kommunalen Spit-
zenverbände gewandt mit der Bitte, nach Möglich-
keit für eine Beschleunigung der Verfahren Sorge zu 
tragen. Länder und kommunale Spitzenverbände ha-
ben ihre Unterstützung zugesagt. Kurzfristig geht es 
dabei um die Ausschöpfung aller Möglichkeiten, die 
die Organisation eines geeigneten Verwaltungs- und 
büromäßigen Verfahrensablaufs bietet. Die hierfür 
getroffenen und noch zu treffenden Maßnahmen 
mußten und müssen die bestehende Haushalts- und 
Personalsituation berücksichtigen. 

Darüber hinaus erörtert der Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau gemeinsam 
mit den für das Bauwesen zuständigen Landesres-
sorts, welche praktikablen Möglichkeiten für eine 
Reform des Baugenehmigungsverfahrens bestehen. 
Dabei ist der Tatsache Rechnung zu tragen, daß bei 
Erteilung einer Baugenehmigung alle einschlägigen 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften überprüft werden 
und die Zahl und Bedeutung dieser Vorschriften so-
wie der mit ihnen verfolgten gesellschaftspolitischen 
Belange durch die Gesetzgeber in Bund und Ländern 
ständig erhöht werden. Bei der Überprüfung des zur 
Zeit in der Bundesrepublik Deutschland praktizier-
ten Baugenehmigungsverfahrens werden auch die 
Erfahrungen einbezogen, die in den benachbarten 
Staaten der Europäischen Gemeinschaft mit den ver-
gleichbaren behördlichen Verfahren und anderen 
Einrichtungen gesammelt werden. 
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Anlage 50 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Kater (SPD) (Druck-
sache 7/5188 Frage B 97): 

Welche Möglichkeiten sieht und hat die Bundesregierung, dar-
auf hinzuwirken, daß im Rahmen der Europäischen Gemein-
schaften eine Abstimmung der bestehenden Ferienordnungen im 
gemeinsamen Interesse erfolgt, und wird die Bundesregierung 
sich darum besonders bemühen, daß durch eine entsprechende 
Abstimmung der Ferienordnungen im Bereich der Europäischen 
Gemeinschaften die Voraussetzungen dafür verbessert werden, 
daß es zumindest in der Osterzeit ermöglicht wird, Begegnungen 
junger Menschen aus allen Bereichen der Europäischen Gemein-
schaften zu verwirklichen? 

Die Regelung der Schulferien ist ein komplizier-
tes Problem, bei dessen Lösung die Länder dauern-
den Kontakt mit der Bundesregierung halten. Bund 
und Länder bemühen sich darüber hinaus intensiv 
darum, die wesentlichen Ferientermine unter Be-
rücksichtigung der verschiedenen Gesichtspunkte 
weitgehend mit den europäischen Nachbarländern 
abzustimmen. 

Die von den Kultusministern der Länder verein-
barte Planung der Sommerferien der Schulen in der 

Bundesrepublik für die Schuljahre 1973/74 bis 
1978/79 ist nach Anhörungen der Betroffenen und 
eingehenden Beratungs- und Abstimmungsverfahren 
erfolgt. Derzeit werden Vorbereitungen für den 
Zeitraum bis 1985 getroffen. Für die übrigen Fe-
rienabschnitte (sogenannte kleine Ferien) wurden 
von den Kultusministerien im Jahre 1973 Grund-
sätze aufgestellt, die neben den Sommerferien einen 
weiteren Ferienabschnitt von mindestens dreiwö-
chiger Dauer vorsehen, der noch näher zu bestim-
men ist. 

Die Belange des Jugendaustausches und der ju-
gendpolitischen Zusammenarbeit wurden und wer-
den auch im internationalen Rahmen mitbedacht. 
Zur Überwindung etwa auftretender Schwierigkei-
ten in bestimmten Fällen wurde die Möglichkeit 
individueller Regelungen aufgezeigt. 

Die Bundesregierung ist dennoch bereit, zu gege-
bener Zeit mit den Ländern zu prüfen, ob eine Erör-
terung der von Ihnen angeschnittenen Frage auch 
im Rahmen der im Rat der Europäischen Gemein-
schaften vereinigten Minister für Bildungswesen an-
gestrebt werden sollte. 
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